Räumliche Handlungskonzepte: Ein Blick auf Probleme ihrer Erarbeitung und Umsetzung by Altholz, Vitali
  
 
 
Räumliche Handlungskonzepte: 
Ein Blick auf Probleme ihrer Erarbeitung und 
Umsetzung 
 
 
Vom Institutsrat des Internationalen Hochschulinstitutes Zittau 
 
genehmigte 
 
 
DISSERTATION 
 
 
zur Erlangung des akademischen Grades 
 
Doctor rerum politicarum 
 
(Dr. rer. pol.) 
 
 
 
 
vorgelegt 
von  
 
Dipl.-Kfm. Vitali Altholz 
 
 
 
 
geboren am 04. September 1977 in Cherson 
 
 
 
Gutachter: 
Herr Univ.-Prof. Dr. rer. pol. habil. Wolfgang Gerstlberger (University of Southern Denmark, Dänemark) 
Herr Univ.-Prof. Dr. rer. pol. habil. Albert Löhr (Internationales Hochschulinstitut Zittau, Deutschland) 
Herr Univ.-Prof. Dr. Joost Platje (Opole University, Polen) 
 
Tag der Verteidigung: 24. Juni 2011 
 
 
 
 II 
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1. PROBLEM- UND AUFGABENSTELLUNG DER ARBEIT 
 
1.1 Allgemeine Ausrichtung 
Die vorliegende Studie bezieht sich im Allgemeinen auf Probleme der Gestaltung des 
menschlichen Lebensraumes. Die Komplexität des Entwicklungsprozesses und die 
unüberschaubare Dynamik des räumlichen Geschehens selbst geben einem an diesem Thema 
interessierten Forscher das Bedürfnis nach einer gewissen Klarheit. Unabhängig davon, wie 
schwierig die Thematik der Gestaltung des Lebensraumes sein mag, zeigt die menschliche 
Geschichte, dass die Entwicklung bzw. Veränderung der Umwelt schon immer eine der 
zentralen Aufgaben des Menschen auf dem Wege der Verbesserung seiner 
Lebensbedingungen war. Er wird hier mit Problemen, Phänomenen und Effekten konfrontiert, 
die ihn immer erneut an die Grenzen seines Handelns stoßen lassen. Das Erkennen dieser 
Grenzen führt dazu, dass verschiedene Tätigkeitsbereiche, Disziplinen, Ordnungen, 
Regelwerke und normative Grundlagen für das menschliche Handeln entstehen. Die 
Gestaltung des menschlichen Lebensraumes wird so einerseits von spezifischen Problemen 
angetrieben, andererseits birgt sie mögliche Probleme in sich, die nicht vorhersehbar oder 
sofort erkennbar sind. Aus dem Praktischen heraus entspringt das Bedürfnis nach konkreten 
Lösungsvorschlägen für diese Probleme. 
 
Im Zusammenhang des räumlichen Entwicklungsprozesses gilt es demnach, sich mit zwei 
Arten von Problemen auseinanderzusetzen: (1) mit Problemen innerhalb des Lebensraumes; 
(2) mit Problemen, die den räumlichen Entwicklungsprozess behindern. Nicht selten hängen 
die beiden Arten zusammen. Was die zweite Art von Problemen betrifft, also solche, die die 
Planung und Umsetzung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen behindern, so werden sie aus 
verschiedenen Gründen nicht immer als kritische Faktoren, von denen der räumliche 
Gestaltungsprozess abhängt, erkannt. So werden sie etwa häufig als spezifische, von einer 
bestimmten räumlichen Gegebenheit oder von Umsetzungsmöglichkeiten und -potenzialen 
abhängige Probleme definiert. Unter Umständen werden sie auch von den für die Umsetzung 
der Entwicklungsmaßnahmen Verantwortlichen zwecks Sicherung der Finanzierung 
verschwiegen. Ebenso können bei den Institutionen oder Fördereinrichtungen ungenaue 
Vorstellungen darüber herrschen, welche Probleme den räumlichen Gestaltungsprozess in der 
einen oder anderen Region bremsen. So werden etwa Fördergelder für 
Entwicklungsmaßnahmen und Projekte bewilligt, die möglicherweise aufgrund der 
vorhandenen Umsetzungsproblematik nicht effizient eingesetzt werden können. Die 
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Geldgeber verfügen häufig nicht über ausreichende Informationen bezüglich der Umsetzung 
geplanter Maßnahmen, während diejenigen, die die Maßnahmen geplant haben und umsetzen 
müssen, mögliche Probleme nicht erkennen oder als irrelevant betrachten. An dieser Stelle 
könnte die Forschung mit ihrer primären Aufgabe der Gewinnung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse eine Hilfestellung geben. So gibt es eine Reihe von Wissenschaftlern, die sich 
auf die Ergründung der Phänomene des räumlichen Geschehens, seine Gestaltung und 
mögliche Begleitprobleme konzentrieren. An ihre Überlegungen knüpft die vorliegende Arbeit 
an und versucht, auf der Basis des Zusammenspiels verschiedener Disziplinen und 
wissenschaftlicher Standpunkte einen Zugang zu den allgemeinen Problemen der räumlichen 
Entwicklung zu schaffen. 
 
1.2 Ausrichtung auf die Untersuchungsobjekte 
Für die Lösung von Problemen innerhalb des Lebensraumes werden Konzepte erarbeitet, die 
sich im politisch-institutionellen Kontext als richtungweisende Leitfäden formalisieren lassen. 
Ihre Rolle und Wirkung kann sich in Abhängigkeit von den jeweiligen politisch-
gesellschaftlichen Tendenzen und Ansprüchen ändern. Da diese Konzepte sich primär auf 
Probleme innerhalb eines Raumes konzentrieren, werden sie im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit als Zugang zu allgemeinen Problemen der räumlichen Entwicklung betrachtet. 
 
Probleme der räumlichen Gestaltung aus der Sicht ihrer Konzepte lassen sich, wie oben 
erwähnt, in zwei Kategorien unterteilen, wobei einige Probleme beiden Kategorien zugehören 
können. Zur ersten Kategorie gehören beispielsweise Probleme, die innerhalb einer 
geographischen Region entstehen und folglich häufig zum Gegenstand einer detaillierten 
Untersuchung werden. Für sie werden spezielle Lösungskonzepte erarbeitet. Zu den typischen 
Problemen innerhalb einer bestimmten Region zählen etwa eine schwache Infrastruktur, 
Arbeitslosigkeit, Umweltverschmutzung, der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften etc. Die 
zweite Kategorie der Probleme dagegen wird erst bei der Planung und Umsetzung 
raumbezogener Maßnahmen erkennbar. Es handelt sich dabei um Einflüsse unterschiedlicher 
Provenienz, die die Konzipierung und Umsetzung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen 
negativ beeinflussen können, wie z. B. ein Mangel an Daten über eine Region (während der 
Planungsphase) oder eine fehlerhafte Kommunikation zwischen kooperierenden 
Regionalentwicklern (während der Umsetzungsphase). Dabei sollte man berücksichtigen, dass 
spezifische Probleme eines Raumes, die, wie oben ausgeführt, zur ersten Kategorie der 
Probleme gehören, die Planung und Umsetzung von räumlichen Entwicklungsmaßnahmen 
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ebenfalls stören oder sogar unmöglich machen können. So könnte man etwa während der 
Initiierung und Implementierung einer regionalen Strategie zur Verbesserung der 
Qualifikation von Arbeitskräften in gewissen Tätigkeitsbereichen selbst mit dem Bedarf an 
qualifiziertem Personal für eigene regionalbezogene Projekte konfrontiert werden. 
 
Disziplinen wie Raumordnung, Raumplanung und Raumentwicklung setzen sich ebenfalls mit 
raumspezifischen Problemen auseinander sowie mit solchen, die den Prozess der 
Lebensraumentwicklung unmittelbar stören. Dennoch werden die Letzteren oftmals entweder 
nicht beachtet oder im Vorfeld nicht erkannt, obwohl sie eigentlich für den räumlichen 
Gestaltungsprozess entscheidend sind. Diese Kategorie von Problemen, die in Abhängigkeit 
von räumlichen Gegebenheiten, raumpolitischen Schwerpunkten sowie externen Faktoren von 
einem Raum zum anderen variieren können, dennoch einen klaren Bezug zu 
unterschiedlichen Phasen des Raumentwicklungsprozesses und typische Eigenschaften 
aufweisen, ist auch für die Wissenschaft schwer greifbar, da sie meistens als ein Pool von 
spezifischen, situationsbedingten und von den Umsetzungsmöglichkeiten einzelner 
Raumentwickler abhängigen Problemen betrachtet wird. Daraus resultiert die 
Aufgabenstellung der vorliegenden Studie: Sie versucht, durch das Ergründen der Probleme, 
die die Konzipierung und Umsetzung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen behindern, eine 
größere Aufmerksamkeit auf sie zu lenken. Zugleich wird gezeigt, welche typischen Probleme 
auftreten können, um auf diese Weise für die Praxis und im Einzelfall eine mögliche 
Hilfestellung für die Früherkennung dieser Probleme anbieten zu können. 
 
1.3 Aus der Sicht der ExpertInnen 
Im Rahmen der ExpertInneninterviews mit Vertretern und Vertreterinnen aus den 
unterschiedlichen Bereichen der Raumordnung, Raumplanung, Raumentwicklung, 
Raumforschung und Raumförderung, die die Arbeit von Beginn an inhaltlich begleiteten, 
wurde Folgendes festgestellt: Die nötigen Informationen über problembezogene Zustände in 
der Planung und Umsetzung von Raumentwicklungsmaßnahmen müssen in den verschiedenen 
Konzepten zur Entwicklung des menschlichen Lebensraumes gesucht werden. 
 
Mit dem Konzept zur Entwicklung des menschlichen Lebensraumes, dem in der vorliegenden 
Arbeit die allgemeine Bezeichnung „Räumliches Handlungskonzept“1 zugewiesen wird, ist 
                                                 
1
 Die Bezeichnung „Räumliches Handlungskonzept“ wurde mir dankenswerterweise von Herrn Professor  
Bernhard Butzin und Frau Professorin Sabine Baumgart im Rahmen der ExpertInneninterviews 
vorgeschlagen. 
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jede schriftliche Fassung über einen bestimmten menschlichen Lebensraum gemeint, die sich 
zum Ziel setzt, eine gewisse erwünschte Veränderung bestimmter räumlicher Gegebenheiten 
zu initiieren. Solche Konzepte sind in vielen Staaten Instrumente der Raumordnung, 
Raumplanung und diverser regionaler Entwicklungs- und Förderungsaktivitäten, die 
unabhängig von ihrer rechtlichen Verankerung oder funktionalen Bestimmung eine ähnliche 
inhaltliche Struktur besitzen. In der schriftlichen Form sind das beispielsweise Leitbilder der 
räumlichen Entwicklung (z. B. des Bundesgebiets), Raumordnungspläne (der Länder), 
Raumordnungsprogramme und regionale Entwicklungskonzepte bestimmter geographischer 
Regionen, Flächennutzungs- bzw. Bebauungspläne im Bereich der kommunalen Planung, etc. 
Trotz ihrer gesetzlichen Verankerung haben sie als Planungsleitfäden bei der Umsetzung 
empfohlener Maßnahmen einen eher unverbindlichen Status. 
 
Des Weiteren trat in den ExpertInneninterviews zutage, dass Problembeschreibungen, die sich 
direkt auf Planungs- und Umsetzungsphasen einzelner regionaler Entwicklungskonzepte 
beziehen, auf der politisch-institutionellen Ebene nicht ausreichend berücksichtigt werden. So 
wird beispielsweise ein regionales Entwicklungskonzept aus der Sicht der 
regionalspezifischen Problematik bewertet, wobei die Probleme der Umsetzung weniger in 
Betracht gezogen werden. Man versucht also, die Probleme innerhalb der Region zu lösen, 
was nicht immer zu einem positiven Ergebnis führt, wenn nicht zuvor die Probleme der 
Konzipierung und Umsetzung der Regionalentwicklungsmaßnahmen angegangen werden. 
Dies wiederum führt dazu, dass ein regionales Entwicklungskonzept – und mit ihm die 
Region – zwar im Vorfeld finanziell gefördert wird, die einzelnen geplanten Projekte dennoch 
scheitern können. Für die Probleme der Umsetzung gibt es „von oben“ außer der finanziellen 
kaum weitere Unterstützung. Dazu kommt die folgende Tatsache: Im Zuge des zunehmend 
wettbewerbsorientierten Auswahlverfahrens bei der Förderungsvergabe stehen die Regionen 
im Spannungsfeld der Entscheidungen über ihre Stärke und Schwäche bezüglich 
regionalspezifischer Gegebenheiten. Wenn es um „beste“ und damit förderungswürdige 
Konzepte geht, ist es durchaus fraglich, ob die Regionalentwickler etwaige Probleme 
innerhalb der Planung und Umsetzung der Regionalentwicklungsmaßnahmen (falls 
vorhanden) eher unterschlagen oder ob sie sich für das mögliche Scheitern der Maßnahmen 
mit Beschreibung dieser Probleme im Vorfeld rechtfertigen und damit zugleich einen 
möglichen Ausschluss aus dem Wettbewerb riskieren sollten. In der Praxis finden sich daher 
verschiedene Vorgehensweisen: Manche legitimieren das mögliche Scheitern ihrer 
Umsetzung durch die Beschreibung etwaiger Probleme im Vorfeld; andere beinhalten kaum 
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Problembeschreibungen, da sie entweder eine reibungslose Durchführbarkeit vorweisen 
wollen, es tatsächlich keine Probleme bei der Umsetzung gibt, oder aber diese Probleme 
(noch) nicht erkannt wurden. So können die geplanten Maßnahmen trotz der vorhandenen 
Finanzierung scheitern, wenn einige kritische Faktoren nicht berücksichtigt oder nicht erkannt 
werden. 
 
Die Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte werden 
weiterhin von der Tatsache überschattet, dass viele von ihnen (wie beispielsweise 
Regionalentwicklungskonzepte) in Struktur und Inhalt große Ähnlichkeiten aufweisen. Auch 
dies wurde in einigen ExpertInneninterviews erwähnt. Dies geschieht zum Teil aufgrund der 
standardisierten Richtlinien der Förderungsinitiativen, aber auch deswegen, weil sich die 
Regionalentwickler bei der eigenen Konzeptgestaltung an den erfolgreichen Konzepten 
anderer orientieren: Zwar „lernt man“ im Vorfeld der Konzepterarbeitung „voneinander“, 
indem man sich an bereits veröffentlichte Konzepte anlehnt; dennoch mangelt es nicht selten 
an der Früherkennung möglicher Problemzustände. So fällt es Entscheidungsträgern über die 
Förderungsvergaben oftmals schwer, sich aus der Menge ähnlicher 
Regionalentwicklungskonzepte für einen Förderungsfall zu entscheiden: Die Probleme, die 
sie beschreiben, scheinen oft gleich oder ähnlich zu sein. 
 
1.4 Aus der ethisch-normativen und pragmatischen Sicht 
Die im Rahmen der vorliegenden Studie erarbeitete Fokussierung auf typische Probleme der 
Erstellung und Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte sollte unter anderem die 
Dominanz aktueller Trends in der Regionalentwicklung und -förderung relativieren: 
 
- Wird beispielsweise die „Endogene Regionalentwicklung“ als Hauptströmung 
regionalpolitischer Tendenzen proklamiert, muss deutlich sein, dass es Regionen gibt, 
die nicht in der Lage sind, sich aus eigener Kraft zu entwickeln. 
 
- Geht es um die Dezentralisierung und Deregulierung regionalpolitischer 
Entwicklungsmaßnahmen, muss klar sein, mit welchen Konsequenzen man im 
Einzelfall auf der regionalen Ebene zu rechnen hat. 
 
- Geht es um den regionalen Wettbewerb und zunehmende Metropolisierung, gilt es, 
den Blick auf die Zukunft strukturschwacher Regionen zu richten, solange die 
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Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse innerhalb eines Staates noch ihre gesetzliche 
bzw. gesellschaftliche Relevanz hat. 
 
Zusammenfassend kann man für die Problemstellung der vorliegenden Arbeit Folgendes 
festhalten: 
Die finanzielle Förderung einzelner Räume sichert im Vorfeld ihre Entwicklung, gibt aber 
keine Garantie für die tatsächliche Erfüllung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen. Im 
Gegensatz zu Problemen innerhalb eines bestimmten Raumes, werden die Probleme der 
Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte einerseits von den Institutionen, 
Organisationen und Initiativen, die über die Vergabe der Fördergelder entscheiden, 
andererseits von denjenigen Regionalentwicklern, die die Raumkonzepte erarbeiten, entweder 
nicht erkannt oder nur unzureichend in Betracht gezogen. Aber gerade diese Probleme 
bremsen die Raumentwicklung oder machen sie ineffizient. Und wenn es etwa darum geht, 
dass in eine bestimmte Region Fördergelder für konkrete Projekte fließen, aber dennoch 
wenig passiert, dann nur, weil es außer der Finanzierung weitere kritische Faktoren gibt, die 
verhindern, dass die Projekte wie geplant umgesetzt werden können. 
 
Mit wachsendem Interesse an der Raumentwicklung im Allgemeinen, der sich ständig 
ändernden Ausrichtung raumpolitischer Aktivitäten in einigen Staaten sowie der Etablierung 
raumplanungs- und regionalentwicklungsbezogener Disziplinen besteht ein Bedarf an 
zeitgemäßer, praxisorientierter Literatur, die Kenntnisse über die Erstellung und Umsetzung 
von räumlichen Handlungskonzepten vermitteln soll. Die Analyse dieser Konzepte könnte für 
die Planungs- und Umsetzungsphase des räumlichen Entwicklungsprozesses wichtige 
Kenntnisse vermitteln, denn über den Verlauf und nicht zuletzt auch den Erfolg der 
Raumentwicklung wird bereits in den Konzepten entschieden. Angesichts der zentralen 
Bedeutung räumlicher Handlungskonzepte für die Raumentwicklung stellt die vorliegende 
Arbeit verschiedene dieser Konzepte in den Fokus ihrer Untersuchung. Dabei gilt es, einige 
Fragen zu klären: 
 
1. Was sind räumliche Handlungskonzepte? 
2. Welche (vor-)theoretischen Überlegungen liegen der Entstehung solcher Konzepte 
zugrunde? 
3. Welche entscheidenden Phänomene können mit räumlichen Handlungskonzepten in 
Verbindung gebracht werden? 
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4. Welche Rolle spielen räumliche Handlungskonzepte bei der Umsetzung räumlicher 
Entwicklungsmaßnahmen? 
 
Um zu ergründen, was ein räumliches Handlungskonzept ist, wie es entsteht, welche 
Eigenschaften es besitzt, wie es bestimmte Prozesse beeinflussen kann und vor allem, welche 
Probleme es beschreibt, entwickelt die vorliegende Studie eine problemlösungstheoretische 
Perspektive, die das räumliche Handlungskonzept primär als Problemlösungskonzept 
betrachtet. Aus dieser Perspektive erwächst eine weitere Aufgabenstellung: Auf dem 
Fundament der problemlösungstheoretischen Überlegungen und einer kritischen 
Auseinandersetzung mit etablierten wissenschaftlichen Betrachtungen ein adäquates 
Rahmenwerk für den Untersuchungsplan der Arbeit zu konstruieren. Die 
problemlösungstheoretische Perspektive könnte somit eine alternative Theoriebasis für 
mögliche Problemlösungsansätze bieten. 
 
1.5 Aus dem politischen Kontext 
Die Legitimität raumpolitischer Maßnahmen oder im Allgemeinen die Rechtfertigung 
verschiedener Lösungswege zu gewissen Problemen, kann in Frage gestellt werden, wenn ein 
räumliches Handlungskonzept bzw. seine Erarbeitung und Umsetzung nicht ausreichend 
begründet ist. Erweist sich die Umsetzung eines bestimmten Problemlösungskonzeptes als 
„zu teuer“, „zu aufwendig“, „gefährlich“ oder „moralisch verwerflich“, ließe sich seine 
Legitimität auf jeder Stufe seines Entwicklungs- und Umsetzungsprozesses anzweifeln: „Die 
Erstellung eines Konzepts ist eine gedankliche Vorstufe zu einem späteren zweckmäßigen 
Handeln und kann als erste Phase in einem Problemlösungsprozess gesehen werden. Dabei 
hängt es vom Umfang geplanter Handlungen ab, ob die Erstellung umfangreicher Konzepte 
notwendig und der damit verbundene Aufwand gerechtfertigt ist. Die Entwicklung eines 
Konzepts ist immer dann von zentraler Bedeutung, wenn es sich um eine komplizierte, 
vielschichtige, nicht von vornherein klar abgegrenzte Problemsituation handelt, in der es sehr 
viele Einflussfaktoren und Handlungsalternativen gibt.“2 
 
Trotz der Tatsache, dass es scheinbar einfacher wäre, einen Vorschlag zur Lösung eines 
Problems beizubringen, als das Problem an sich zu lösen, darf man die unendliche Anzahl von 
denkbaren Wegen, die zur Eliminierung eines Problems führen könnten, nicht immer als eine 
reale Menge von alternativen Problemlösungen betrachten. Der Grund dafür ist, dass nicht 
                                                 
2
 Zielowski 2006, S. 115 f. 
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alle (auch aus der Sicht einer Konzeption legitime) Maßnahmen in der Realität umgesetzt 
werden können, dürfen oder sollen. Wie ein räumliches Handlungskonzept umgesetzt werden 
kann, wird im jeweiligen politischen Kontext definiert. An dieser Stelle entsteht ein Übergang 
von der rein analytischen Betrachtung eines Konzepts zu seiner kontextbezogenen politischen 
Abhängigkeit. 
 
Ein räumliches Handlungskonzept ist somit ohne seine Wirksamkeit im Kontext politischen 
Handelns nicht denkbar. Seine Rolle ist von allgemeinen politischen Tendenzen abhängig, die 
gleichermaßen Prozesse der räumlichen Gestaltung beeinflussen. So unterliegen diese in 
Abhängigkeit von politischen Tendenzen einem Wandel oder paradigmatischer 
Neuausrichtung, was folglich wiederum zu einer Neuorientierung räumlicher Konzepte führt. 
Im Zuge der aktuellen politischen Dezentralisierungs- und Deregulierungstendenzen in 
Deutschland (sowie speziell nach der Föderalismusreform 2006)3 und neben den seit den 
1990er Jahren noch immer anhaltenden, aber in ihrer Bedeutung stetig abnehmenden 
politisch-zentralistischen Prinzipien gleichwertiger Lebensverhältnisse (innerhalb der alten 
und neuen Bundesländer sowie innerhalb der Europäischen Union), legt man im 
gesamtpolitischen Kontext beispielsweise immer mehr Wert auf leistungsstarke und 
wettbewerbsfähige Räume, wie etwa Metropolregionen.4 Für die verschiedenen räumlichen 
Handlungskonzepte bedeutet dies konkret, 
 
- dass diejenigen, die einen verbindlichen Charakter besitzen könnten, eher zu einem 
unverbindlichen Status tendieren, d. h. eher strategisch als programmatisch betrachtet 
werden; 
 
- dass die Konzepte bei der Förderungsvergabe auf der politisch-institutionellen Ebene 
in einem starken Wettbewerb zueinander stehen; 
 
                                                 
3
 Im Zuge der Föderalismusreform 2006 in Deutschland verlagerte sich die Raumordnung aus dem  
Rahmenkompetenzbereich des Bundes in den Bereich der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz (vgl. 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 72 GG), was bedeutet: „Der Bund kann durch das 
ROG [Raumordnungsgesetz] nicht nur die Raumordnung auf der Bundesebene regeln, sondern auch die 
Raumordnung in den Ländern (Landes- und Regionalplanung). Allerdings können die Länder für ihren 
Bereich durch eigene Gesetze davon abweichen. Es gilt jeweils das neueste Gesetz.“ (Blotevogel 2009, S. 
11) 
4
 Vgl. Blotevogel 1998; Blotevogel 2009, S. 15 f. 
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- dass die Konzepte sich inhaltlich stark angleichen, einerseits aufgrund der formalen 
Vorgaben (beispielsweise der Gemeinschaftsinitiativen), andererseits durch die 
Ausrichtung an schon veröffentlichten Konzepten; 
 
- dass Konzeptentwickler im Dilemma der eigenen Positionierung innerhalb des 
konkurrierenden Umfelds stecken, bei dem sie sich zwischen einem starken und einem 
schwachen Image entscheiden müssen und nicht immer bereit sind, Problemzustände 
anzugeben, um nicht Gefahr zu laufen, in einem schwachen Raum oder mit einem 
schwachen Potenzial zur Entwicklung dieses Raumes betrachtet zu werden. 
 
Dies führt dazu, dass räumliche Handlungskonzepte ohne konkrete Angabe der Probleme, mit 
denen sie konfrontiert sind, weder der drohenden ineffizienten Raumentwicklung noch der 
ungerechten Förderungspolitik entgegenwirken, sondern sich den politischen 
Handlungskontexten einfach anpassen. Da erst aus dem politischen Handeln heraus 
entschieden wird, welche Rolle und Wirkung räumlichen Handlungskonzepten zugesprochen 
wird, bezieht die vorliegende Arbeit bei der theoretischen Fundierung neben der Entwicklung 
problemlösungstheoretischer Ansätze auch politische Handlungstheorien mit ein. 
 
1.6 Zusätzliches 
Obgleich die vorliegende Studie Probleme im Rahmen der Erstellung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte untersucht, liefert sie zugleich verschiedene statistische Daten 
zu Herkunft und Dauer der Konzepte, zu ihren Verfassern, zu möglichen thematischen 
Schwerpunkten und inhaltlichen Schnittstellen zu anderen Themenbereichen räumlicher 
Handlungskonzepte. Darüber hinaus werden die (häufigsten) Analysearten und -techniken 
dargestellt, die im Zusammenhang der Entwicklung und Umsetzung dieser Konzepte sowie 
der Gestaltung begleitender regionalpolitischer Maßnahmen herangezogen werden. Auf diese 
Weise ist es praktizierenden Regionalentwicklern möglich, mit Hilfe dieser Informationen 
neue Wege zur Verbesserung der Raumentwicklungskonzepte zu erschließen. 
 
Des Weiteren werden Phänomene, die die Gestaltung des Lebensraumes begleiten, 
Möglichkeiten der Analyse des räumlichen Geschehens sowie neue Perspektiven für die 
Raumforschung dargestellt. Ergänzt um die Betrachtung räumlicher Handlungskonzepte 
durch die Brille des politisch-diskursiven Bezugsrahmens der Handlungstheorien, soll dabei 
die Entwicklung einer problemlösungstheoretischen Perspektive einen Zugang zur 
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Untersuchung der Arbeit ermöglichen. Die kritische und interdisziplinäre Auseinandersetzung 
mit dem Thema der vorliegenden Studie bietet eine Basis für die weitere Vertiefung der 
Thematik sowie die Nutzung der theoretischen Ansätze für ähnlich gelagerte 
Forschungsvorhaben. 
 
 
2. DIE „LEBENSADER“ B 178: „BAD PRACTICE“ REGIONALPOLITISCHER  
PLANUNG ODER NORMALENTWICKLUNG? – EINE EINFÜHRENDE 
FALLSTUDIE 
 
„Sicherlich sind auch Sprachbarrieren für das mangelnde 
Verstehen zwischen Theoretikern, Politikern und planenden 
Praktikern verantwortlich; Sprachbarrieren, die, verbunden mit 
rollenspezifischen Informationsvorsprüngen, nur mit großer 
Anstrengung überwunden werden können; Sprachbarrieren, die 
jedoch nicht selten auch mit dem Vorsatz errichtet werden, 
wissenschaftliche Ratlosigkeit, politische Lehre und Untätigkeit 
der planenden Verwaltung zu verdecken. Insofern ist eine 
Offenlegung der rollenspezifischen Interessenstrukturen 
Voraussetzung für jede Analyse der Sachverhältnisse und 
Problemstrukturen.“ (Bökemann 1982, S. 390) 
 
 
Dieses einleitende Zitat aus der „Theorie der Raumplanung“ von Bökemann erklärt gewiss 
nicht die ganze Problematik räumlicher Gestaltung; dennoch ist es so prägnant formuliert, 
dass man zwangsläufig an den einen oder anderen Problemfall aus der regionalpolitischen 
Alltagspraxis denkt. Einer dieser recht komplexen Problemfälle gehört in die Region 
Oberlausitz, den östlichsten Zipfel Deutschlands. Seit geraumer Zeit versucht man hier mit 
mehr oder weniger erfolgreichen Schritten, das Bauvorhaben der neuen Bundesstraße 178 
umzusetzen. Am Beispiel der mittlerweile 19-jährigen Geschichte der Planung und 
Umsetzung dieses Bauvorhabens soll im Folgenden ein induktiver Einstieg in die Thematik 
der vorliegenden Arbeit erfolgen; zugleich werden an ihm unter anderem „harte 
Behauptungen“ in Bezug auf verbesserungsbedürftige Praktiken der räumlichen Gestaltung 
aus unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Perspektiven verdeutlicht. In diesem Kapitel 
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findet somit der im Rahmen der vorliegenden Arbeit erste Versuch einer „Etikettierung“ 
derjenigen Probleme statt, die die Planung und Umsetzung räumlicher 
Entwicklungsmaßnahmen behindern. Zugleich wird versucht, die Probleme nicht nur zu 
benennen, sondern auch den Ursachen ihrer Entstehung innerhalb des praxisbezogenen 
Kontexts nachzugehen. 
 
Das Fallbeispiel „B 178“ soll darüber hinaus verdeutlichen, dass es sich bei den Problemen 
der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen nicht primär um solche 
Probleme handelt, zu denen ein Zugang ausschließlich mit Hilfe bekannter Theorien der 
Raumplanung gewonnen werden kann. Ebensowenig können diese, im praktischen Vollzug 
entstandenen Probleme ohne Weiteres aus theoretischen Rationalitätsmodellen heraus gelöst 
oder geklärt werden. Der theoretische Rahmen der Arbeit sollte stattdessen die 
Sichtbarmachung des problembezogenen Kontextes unterstützen, ihre Thematik zum Zwecke 
einer kritischen Auseinandersetzung begründen und sie im wissenschaftlichen Kontext 
positionieren können. In gewisser Weise soll das theoretische Konstrukt der vorliegenden 
Arbeit auch der hermeneutischen Vorgehensweise, die im Kapitel „Problem- und 
Aufgabenstellung der Arbeit“ bereits in gewissen Zügen vorgezeichnet wurde und die später 
die methodischen Zugänge konkretisieren soll5, eine sinnvolle Fokussierung auf die 
Kernbereiche praxisbezogener Kontexte ermöglichen. 
 
2.1 Die Ausgangslage: Die Region Oberlausitz 
Der Gegenstand unserer Betrachtung ist die sächsische Region Oberlausitz, die seit 2008 nach 
der Festlegung der neuen Landkreisstruktur des Freistaates Sachsen geographisch mit den 
Landkreisen Bautzen und Görlitz übereinstimmt. 
 
 
                                                 
5
 Vgl. Habermas 1997, S. 188 f.: „Die Hermeneutik befaßt sich mit Interpretation als einer Ausnahmeleistung,  
die erst dann erforderlich wird, wenn relevante Ausschnitte der Lebenswelt problematisch werden, wenn  
Gewißheiten des kulturell eingespielten Hintergrundes zerbrechen und die normalen Mittel der  
Verständigung versagen.“ 
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Abb. 1: Der Freistaat Sachsen 
Quelle: Übersichtskarte zum Kreisgebietsneugliederungsgesetz © Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen 2010(a) 
 
Seit geraumer Zeit besteht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland das Bedürfnis, die 
östlichen Gebiete den politischen und wirtschaftlichen Tendenzen entsprechend auszubauen. 
Im Zuge der Erweiterung der Europäischen Union und einer zunehmenden Intensivierung der 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu Polen, zur Tschechischen Republik sowie 
auch zu anderen benachbarten Staaten nahm das Verlangen nach einer stärkeren 
infrastrukturellen und wirtschaftlichen Bindung an das nahe Ausland zu. Im Zuge dessen 
wurde der Freistaat Sachsen, der noch vor der EU-Erweiterung durch die geographische Nähe 
relativ intensive wirtschaftliche Beziehungen zu Polen und Tschechien pflegte6, 
gewissermaßen zu einer infrastrukturellen, aber auch ganz allgemein zu einer politisch-
wirtschaftlichen Schnittstelle zwischen West- und Osteuropa. Insbesondere die sächsische 
Oberlausitz (bzw. die Region Oberlausitz-Niederschlesien) als das östlichste Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland rückte allmählich in den Mittelpunkt regionalpolitischer 
Planung, was nicht zuletzt dazu geführt hat, dass diese Region mit ihren ca. 630.900 
                                                 
6
 Vgl. Industrie- und Handelskammer Dresden et al. 2005, S. 130 
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Einwohnern vom Sächsischen Staatsministerium des Innern (SMI) als Modellregion definiert 
wird.7 Diese regionalpolitische Betrachtung des Lebensraumes „Oberlausitz“ betont das 
Bedürfnis nach einer Verbesserung der Lebensqualität innerhalb der Region sowie die 
Notwendigkeit einer besonderen strategischen Herangehensweise, die sich innerhalb des 
Aktionsraumes unter anderem in einer intensiven, strukturübergreifenden Zusammenarbeit 
primär auf folgende Schwerpunkte konzentrieren soll: 
 
- „Städtenetz: Aufbau und inhaltliche Profilierung eines Netzwerkes der neun Städte als 
regionale Partnerschafts- und Verantwortungsgemeinschaft; 
 
- strategische Ziele: Wirtschaft stärken, soziales Miteinander mobilisieren, 
Daseinsvorsorge sichern, Bildung stärken, Strukturen umbauen, Engagement 
mobilisieren; 
 
- ländlicher Raum: Aufbau und Profilierung eines kommunalen Netzwerkes im 
ländlichen Raum“.8 
 
In der Formulierung der Schwerpunkte wird deutlich, dass die Entwicklung der Region 
Oberlausitz zurzeit auf die Schaffung einer starken kooperativen Verantwortung ausgerichtet 
werden soll, was zugleich der aktuellen Tendenz der allgemeinen europäischen 
Regionalpolitik entspricht. Auf diese Weise soll die freiwillige Mitwirkung einzelner 
regionaler Akteure sowie der Öffentlichkeit im Allgemeinen gefördert werden. Die 
Konzipierung regionalpolitischer Entwicklungsmaßnahmen soll somit in einem öffentlichen 
Diskussionsvorgang stattfinden und einer gemeinsamen regionalen Gestaltung auf der Basis 
ähnlicher Interessen unterliegen. 
 
Die Diskussion über die Regionalentwicklung in der Region Oberlausitz wird zu einem der 
wichtigsten Instrumente zur Beseitigung möglicher Probleme und Sprachbarrieren, die im 
Laufe des Regionalentwicklungsprozesses entstehen können, sowie zur Interessenangleichung 
unterschiedlicher Interessensgemeinschaften. Zugleich wird im Zuge der 
Ressourcenverknappung das Bedürfnis nach einem konstruktiven Dialog und einer 
gemeinsamen Planung auf den unterschiedlichen politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Ebenen in den Vordergrund regionalpolitischer Bemühungen gestellt. Die erkennbare 
                                                 
7
 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 59 
8
 Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 59 
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Problematik der Regionalplanung im Allgemeinen wurde von der staatlichen Seite ebenfalls 
deutlich angesprochen: „Durch die zunehmende Finanzknappheit öffentlicher Haushalte und 
die Auswirkungen des demographischen Wandels sind viele wirtschaftliche, ökologische und 
soziale Probleme nicht mehr von einzelnen Kommunen lösbar.“9 
 
Neben der Finanzknappheit, die als ein den Regionalentwicklungsprozess massiv 
behinderndes Problem aufgefasst werden muss, ist die Region Oberlausitz von weiteren 
negativen Entwicklungen und Zuständen betroffen, die mit Hilfe einer problemzentrierten und 
effektiven Regionalpolitik behoben werden sollen. Es handelt sich dabei um folgende 
regionale Probleme: 
 
• Wandlungsprozesse auf überregionaler Ebene: 
- Der soziale, ökonomische und politische Strukturwandel in Europa; 
- Die Verschärfung des Wettbewerbs zwischen den Regionen im Zuge der 
gesamteuropäischen Entwicklung. 
 
• Schrumpfungsprozesse auf regionaler Ebene: 
- Der überdurchschnittliche Bevölkerungsrückgang bzw. die starke Abwanderung, die 
zu einer deutlichen Verschlechterung der allgemeinen Versorgungssituation in der 
Region führt10 (hauptsächlich bedingt durch die für die Region unzureichende 
Wirtschaftsentwicklung) sowie eine der schlechtesten Prognosen der 
Bevölkerungsentwicklung bis 2020 im Vergleich zu anderen Regionen Sachsens;11  
- Die geringe allgemeine Konkurrenzfähigkeit der Region und ihre schlechten Chancen 
im regionalen Wettbewerb;12 
 
                                                 
9
 Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 4 
10
 Vgl. Empirica ag 2009, s. „Soziale Infrastruktur“ 
11
 Vgl. Industrie- und Handelskammer Dresden et al. 2005, S. 24 ff.; Sächsisches Staatsministerium des Innern  
2008, S. 8; Empirica ag 2009, s. „Bevölkerungsentwicklung“: „Die Bevölkerung in der Region Oberlausitz-
Niederschlesien hat zwischen 1990 und 2008 um 19,4% abgenommen. Für die Zukunft ist keine Besserung 
in Sicht: bis 2020 wird ein weiterer Bevölkerungsrückgang um 10,5% prognostiziert. Auch für die Zeit 
danach wird aufgrund der Altersstruktur und dem ungünstigen Geschlechterverhältnis mit einer 
Bevölkerungsabnahme gerechnet.“ 
12
 Vgl. Empirica ag 2009, s. „Wirtschaftsstruktur“: „Die Wirtschaft in der Region wird von kleinen und  
mittelständischen Unternehmen dominiert, es gibt in der Region kein Unternehmen mit mehr als 1.000 
Beschäftigten. […] Kritischer gestaltet sich die Situation im Norden der Region, wo aufgrund der dünnen 
Besiedlung und der schlechten Verkehrsanbindung auch zukünftig größere Investitionen ausbleiben 
werden.“ 
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- Die überdurchschnittliche und dauerhaft hohe Arbeitslosenquote mit ungeklärten 
Verbesserungsperspektiven;13 
- Diverse Probleme mit regionalen Verkehrsanbindungen sowie mit der Erreichbarkeit 
bestimmter Ziele innerhalb der Region, wie zum Beispiel das eingeschränkte Angebot 
an öffentlichen Verkehrsmitteln sowie eine relativ langsame Anbindung an das 
europäische Autobahnnetz auf der Nord-Süd-Achse.14 
 
Diesem letzten Punkt in der Auflistung der Probleme innerhalb der Region Oberlausitz wird 
im Folgenden eine größere Aufmerksamkeit geschenkt. 
 
Aus der raumgestalterischen Praxis werden des Öfteren konkrete Vorschläge zur Behebung 
dieser negativen Entwicklungstendenzen eingebracht, wie beispielsweise das Folgende: „Die 
zukunftsfähigen Unternehmen im Süden können nur durch die Konzentration auf innovative 
Produkte im Wettbewerb bestehen. Forschungsbemühungen und die Vernetzung der 
Unternehmen, sowie Partnerschaften mit Forschungseinrichtungen müssen zukünftig 
intensiviert bzw. stärker gefördert werden, um neue Absatzmärkte zu erschließen. Besonders 
wichtig ist hierbei eine Konzentration auf Schwerpunktbranchen und die Vermeidung von 
Parallelentwicklungen.“15 Insgesamt lassen sich zur Verbesserung der Lebensbedingungen in 
der Region Oberlausitz folgende Maßnahmen herauskristallisieren:16 
 
- Ständiges Fortschreiben der Konzepte und regionaler Strategien; 
- Sicherung finanzieller Zuschüsse von institutioneller Seite; 
- Umsetzung innovativer Ideen und wachstumsfördernder Strategien; 
- Orientierung auf nachhaltige Entwicklung zur Verbesserung der Lebensqualität; 
- Internationale Vernetzung und grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den 
benachbarten Staaten Polen und Tschechien sowie die Schaffung eines einheitlichen, 
grenzüberschreitenden Wirtschafts-, Kultur- und Lebensraumes; 
- Gegenseitige Anpassung der politischen Strategien, verbindlichen 
Raumordnungspläne und lokalen Interessen. 
 
                                                 
13
 Vgl. Empirica ag 2009, s. „Die Region im Vergleich“; Industrie- und Handelskammer Dresden et al. 2005, S.  
58 ff. 
14
 Vgl. Empirica ag 2009, s. „Verkehr“. 
15
 Empirica ag 2009, s. „Wirtschaftsstruktur“. 
16
 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 4 ff. 
  
16 
Die Umsetzung der oben genannten Maßnahmen soll in einem ständigen 
Informationsaustausch und Abstimmungsprozess auf der Basis der räumlichen 
Gesamtplanung erfolgen. Das politisch-administrative Rahmenwerk für die Umsetzung dieser 
Maßnahmen sieht für die Regionen in Sachsen wie folgt aus: 
 
 
Abb. 2: System der räumlichen Gesamtplanung in Deutschland 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 5 
 
Der raumplanerische Informationsaustausch und Abstimmungsprozess zwischen allen 
politisch-administrativen Planungsebenen zwecks der Befolgung einer gemeinsamen 
regionalen Strategie besteht unter anderem aus verschiedenen zusammenhängenden 
Konzepten, die als informelle Planungs- und Handlungsinstrumente verstanden werden. Ihre 
Bedeutung nimmt in Europa in der letzten Zeit zu. Vor allem als Instrumente zur Beschaffung 
zusätzlicher Fördermittel, zur Informierung über günstige strategische Entwicklungsziele und 
zur sukzessiven Planung raumbezogener Maßnahmen sind sie gut geeignet, da sie keine 
rechtliche Verbindlichkeit mit sich bringen und eine gewisse Flexibilität in der 
raumgestalterischen Praxis aufweisen. 
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Insbesondere bei der Tendenz einer immer stärkeren Ausrichtung der europäischen Staaten 
auf die Entwicklung der Regionen entsteht der Bedarf an freiwilliger Selbstbindung und 
Kooperation der verschiedenen regionalen Akteure. Dabei orientiert sich die 
regionalpolitische Praxis immer stärker an informellen Konzepten, „da vor dem Hintergrund 
des demographischen, gesamtgesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandels zusätzliche 
Instrumente zur besseren Bewältigung der Herausforderungen einer langfristigen nachhaltigen 
Entwicklung von Regionen und Teilräumen erforderlich sind“.17 Die folgende Abbildung 
zeigt die relevanten, informellen Planungs- und Handlungsinstrumente im Freistaat Sachsen 
auf. 
 
 
Abb. 3: Informelle Planungs- und Handlungsinstrumente im Freistaat Sachsen 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 6 
 
Diverse Konzepte der Regionalentwicklung werden unter anderem dazu genutzt, die 
Öffentlichkeit über die bevorstehenden regionalgestalterischen Vorhaben und Initiativen zu 
informieren, eine rechtzeitige Erkennung der Probleme im Regionalentwicklungsprozess zu 
intensivieren sowie die Schaffung entscheidender Impulse für ihre Bewältigung aus 
                                                 
17
 Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 5 
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unterschiedlichen regionalen Handlungsbereichen zu ermöglichen. Wie diese Aufgaben in 
den praktischen Zusammenhängen der Entwicklung der Region umgesetzt werden, wird im 
Folgenden am Beispiel des Baus der neuen Bundesstraße 178 beschrieben. 
 
2.2 Allgemeine Verkehrssituation in der Region 
Zu einer der entscheidenden regionalpolitischen Strategien zur Verbesserung der 
Lebensqualität in der Region Oberlausitz gehört die Entwicklung der regionalen 
Verkehrsinfrastruktur. Für das gesamte Bundesgebiet sind die durch den hauptsächlich 
ländlichen Raum der Region verlaufenden, überregionalen Verbindungsachsen von Cottbus 
und Berlin ins benachbarte Ausland nach Liberec, Prag, Breslau und Krakau18 von großer 
Bedeutung. So sprach die Bundesregierung im Jahre 2005 von dem Bedürfnis nach einer 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur in der „Logistik-Drehscheibe“ zwischen Deutschland, 
Polen und Tschechien für die Perspektive der Ansiedlung von Logistikdienstleistern und des 
Ausbaus der Region zum attraktiven Logistikstandort.19 Die Verbesserung des Straßennetzes 
in der Region Oberlausitz erhielt große regionalpolitische Aufmerksamkeit unter anderem 
durch die Auffassung innerhalb der Regionalplanung und Regionalentwicklung, dass die 
Schaffung effektiver Straßennetze in strukturschwachen Regionen zur Verbesserung der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung beitragen soll.20 
 
Seit vielen Jahrzehnten versucht man, die Infrastruktur in der Oberlausitz in der einen oder 
anderen Weise zu verbessern und die Gegend stärker an die benachbarten Regionen 
anzubinden. Auf ihrer Gesamtfläche von 4.500 km2 wurden schon zahlreiche Straßen gebaut 
und Verbindungswege errichtet.21 So kann man auf der Karte der Region ein relativ dichtes 
Straßennetz zwischen vielen kleineren und größeren Ortschaften erkennen. Im Zuge 
verschiedener infrastruktureller Verbesserungsbemühungen stand eine Reihe von Bauplänen 
kurz vor ihrer Verwirklichung und wurde aus diesem oder jenem Grund doch nie umgesetzt, 
wie beispielsweise der Bau der Bundesautobahn 18, die die Städte Cottbus, Görlitz und Zittau 
mit dem tschechischen Ausland verbinden sollte: Wie überall ist auch die Raumentwicklung 
der Region Oberlausitz ein komplexer, langfristiger Prozess, der nicht immer geradlinig 
                                                 
18
 Industrie- und Handelskammer Dresden et al. 2005, S. 15 
19
 Vgl. Deutscher Bundestag 2005a, S. 40; ebd. 2005b, S. 48 
20
 Vgl. Deutscher Bundestag 2007, S. 7: „Gerade in diesen überwiegend ländlich geprägten oder  
frühindustrialisierten Räumen mit unterdurchschnittlicher wirtschaftlicher Entwicklung zumeist in  
peripherer Lage ist es wichtig, durch eine angemessene Straßeninfrastruktur zu einer positiven 
Regionalentwicklung beizutragen.“ 
21
 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 59 
  
19 
verläuft, aber sich dennoch in der einen oder anderen Weise am kollektiven Bedürfnis nach 
lebensräumlicher Verbesserung und Problemlösung innerhalb der Region orientiert. 
 
 
Abb. 4: Die Region Oberlausitz 
Quelle: Übersichtskarte zum Kreisgebietsneugliederungsgesetz © Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen 2010(b) 
 
Die aktuelle Verkehrssituation in der Region Oberlausitz wird unter anderem folgendermaßen 
eingeschätzt: „Die Situation im Bereich Verkehr und Mobilität entspricht in der Region 
weitgehend dem für den ländlichen Raum in Deutschland üblichen Szenario. 
Versorgungseinrichtungen, Behörden oder Freizeiteinrichtungen sind häufig nur mit dem 
PKW zu erreichen, so dass die tägliche Nutzung des eigenen Fahrzeugs als 
Grundvoraussetzung zur Bewältigung des Alltags eingeschätzt wird. Das Angebot an 
öffentlichen Verkehrsmitteln ist häufig stark eingeschränkt und verfügt über eine geringe 
Verbindungs- und Erschließungsqualität. Außerhalb von Ortschaften mit Schienenanschluss 
ist der öffentliche Nahverkehr fast ausschließlich auf den Schülerverkehr ausgerichtet und 
somit zu anderen Zeiten und für andere Zwecke nicht nutzbar. Die ausdünnende Infrastruktur 
erfordert eine erhöhte Mobilität, so dass trotz eines Bevölkerungsrückganges nicht mit einem 
Rückgang des Mobilitätsaufkommens zu rechnen ist. Das Straßennetz ist durch eine in Ost-
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West-Richtung verlaufende Autobahn und mehrere Bundesstraßen gut ausgebaut, so dass die 
Anbindung für Personen mit eigenem Fahrzeug weiterhin als gut bezeichnet werden kann. 
Personen, die nicht über einen PKW verfügen, sind in ihrer Mobilität deutlich eingeschränkt. 
Aufgrund der geringen Nachfrage nach öffentlichen Verkehrsleistungen und der daraus 
resultierenden Qualitätsabnahme und Reduzierung des Angebots entsteht eine zusätzliche 
Benachteiligung und Einschränkung. Um auch diesen Personen die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben zu erleichtern, sind kreative Lösungen vonnöten. Vor dem 
Hintergrund der Bevölkerungsabnahme und reduzierter finanzieller Spielräume ist eine 
Flexibilisierung und Differenzierung des Angebots, so wie es in einigen Kommunen bereits 
durch Sammeltaxis oder Rufbusse verwirklicht wird, die entscheidende Strategie.“22 
 
Trotz der Auffassung einiger Expertenkreise, dass das (Schnell-)Straßennetz in der Region 
Oberlausitz relativ gut ausgebaut ist,23 gibt es in der Region einen erheblichen Bedarf an einer 
Verbesserung der regionalen Verkehrssituation, vor allem in der nordsüdlichen Richtung. Den 
aktuellen gesellschaftspolitischen Tendenzen entsprechend, ist der Prozess des 
Schnellstraßenbaus in der Region als Teilprozess der Raumentwicklung noch weit entfernt 
davon, in der regionalpolitischen Debatte abgeschlossen zu sein. Offensichtlich reicht das 
vorhandene Straßennetz – zumindest nach Meinung zahlreicher Einwohner und Akteure 
sowie bestimmter gesellschaftspolitischer Kreise der Region – nicht aus, um die regionale 
Abgeschiedenheit endlich verabschieden und zu einem neuen, den aktuellen 
gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Anforderungen und Tendenzen adäquaten 
Lebensstandard gelangen zu können. Aber auch konkrete wirtschaftliche Probleme hofft man, 
mit dem Ausbau der Straßen und einer besseren Vernetzung zu lösen: So steht die 
Bekämpfung der dauerhaften Arbeitslosigkeit in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Verbesserung der Verkehrsbedingungen für die Unternehmen innerhalb der Region. 
Effiziente Transportwege ins Ausland bieten dem gesamten Bundesgebiet ebenso wie 
potenziellen Unternehmensgründungen eine wirtschaftlich attraktive Zukunftsperspektive. Zu 
den weiteren positiven Effekten, die man von der Verbesserung der Verkehrssituation in der 
Region Oberlausitz erwartet, zählt nicht zuletzt die Intensivierung der Tourismusentwicklung, 
an die einige regionale Akteure schon seit längerer Zeit ihre regionalen Strategien knüpfen.24 
Trotz der Vielfältigkeit der Gründe für die Verbesserung der Verkehrssituation in der Region 
Oberlausitz, gestaltet sich der Prozess des Straßenbaus relativ langsam und nicht immer 
                                                 
22
 Empirica ag 2009, s. „Verkehr und Erreichbarkeit“ 
23
 Vgl. Pfeiffer et al. 2007, S. 62 
24
 Vgl. Große 2007, S. 104 
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unproblematisch. Am besten lässt sich dies am Beispiel des Neubaus der Bundesstraße 178 
verdeutlichen. 
 
2.3 Das Bauvorhaben „B 178n“ 
Seit Langem schon beschäftigt sich die Region Oberlausitz mit der Idee des Baus einer 
leistungsfähigen Nord-Süd-Achse. Angeblich gab es schon in den Zittauer Nachrichten vom 
16.08.1939 (Nr. 189, S. 7) Hinweise über den Bau einer Reichsautobahn, die die Städte 
Reichenberg, Zittau und Görlitz verbinden sollte. Sie wurde nie fertiggestellt.25 Im Jahre 1992 
(nach der Öffnung der Grenzen zu den östlichen Nachbarstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland) wurde aus dem Gedanken einer besseren Transportverbindung zwischen 
Deutschland, Polen und Tschechien sowie dem einer dem Schnellverkehr zugedachten 
regionalen Nord-Süd-Achse, die schon im Jahre 1991 in verschiedenen internationalen 
Gesprächen zur Grenzöffnung und daraus folgenden Planungsvorbereitungen im Mittelpunkt 
standen, ein konkretes Planungskonzept, das 1992 durch Kabinettbeschluss der 
Bundesregierung in den Bedarfsplan für Bundesfernstraßen einging: der Neubau der 
Bundesstraße 178. Später wurde das Bauvorhaben als „vordringlicher Bedarf“ im 
Bundesverkehrswegeplan 2003, der den Zeitraum 2001 bis 2015 umfasst, eingestuft, d. h. 
spätestens seit 2003 besitzt es unter anderen Straßenbauprojekten der Bundesrepublik 
Deutschland höchste Priorität und Dringlichkeit. Jedoch verlief der Planungs- und 
Umsetzungsprozess des Bauvorhabens deutlich langsamer als gedacht und entwickelte sich 
schließlich trotz des Status des vordringlichen Bedarfes zu einer echten Herausforderung für 
die Raumplanung und Regionalpolitik. Nehmen wir diesen Problemfall genauer unter die 
Lupe. 
 
Dem aktuellen Stand entsprechend gibt es in der Region Oberlausitz bereits die etwa 27 km 
lange, befahrbare Bundesstraße 178, die nördlich des ostsächsischen Ortes Löbau beginnt und 
bei der Stadt Zittau im Süden der Region endet. Fast parallel zu ihr entsteht die neue 
Bundesstraße 178n, die nach ihrer Fertigstellung die einzige Bundesstraße 178 sein soll. Die 
alte B 178 soll dementsprechend zur Staatsstraße bzw. zu einer Straße nach Landesrecht 
abgestuft werden. Was ist der Sinn dieser Umstellung? 
Die neue Bundesstraße 178 sollte im fertig gebauten Zustand mit einer geplanten 
Mindestgeschwindigkeit von 60 km/h die schnellste Straßenverbindung von der A 4 in den 
Süden der Region werden, und das sowohl im Vergleich zur alten Bundesstraße 178 als auch 
                                                 
25
 Vgl. Landratsamt Löbau-Zittau 2008, s. „B178-NEU“-„Historie“ 
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zu allen bis jetzt vorhandenen Alternativen. Außerdem sollte die neue B 178 von der 
Bundesautobahn 4 quer durch die Region Oberlausitz verlaufen und den Süden der Region 
mit dem benachbarten Ausland Polen und Tschechien verbinden. Um den Anschluss an das 
Ausland zu ermöglichen, sollen unter anderem eine Brücke über den Fluss Neiße von 
Deutschland nach Polen sowie eine ca. 3,6 km lange Verbindung durch den polnischen 
Gebietsstreifen zur tschechischen Schnellstraße R 35 entstehen.  
Die Verbesserung bzw. der Ausbau der vorhandenen Straßen stellen sich dabei als besonders 
problematisch und ineffizient heraus, hauptsächlich aufgrund der Tatsache, dass die 
Bundesstraßen der Region zwischen der Bundesautobahn 4 und dem Dreiländereck im Süden 
der Region Oberlausitz häufig unmittelbar durch Ortschaften verlaufen. Aus diesem Grund 
nämlich ließe sich unter anderem die geplante Anforderung an die Mindestgeschwindigkeit 
von 60 km/h auf vorhandenen Bundesstraßen nicht einhalten. 
 
Den aktuellen Stand des Baus einzelner Abschnitte der neuen Bundesstraße 178 kann man 
wie folgt darstellen: 
 
Nr. Planungs- und Bauabschnitte Länge Planungsstand 
1.1 Bundesautobahn A 4 bis S 112 Nostitz 5,1 km Planfeststellungsverfahren 
1.2 S 112 Nostitz bis B 6 nördlich Löbau 6,4 km Verkehrsfreigabe erfolgte 2008 
2 Ortsumgehung Löbau 3,9 km Verkehrsfreigabe erfolgte 1999 
3.1 S 148 Löbau bis S 143 Obercunnersdorf 5,9 km im Bau 
3.2 S 143 Obercunnersdorf bis S 128 Niederoderwitz 10,2 km Planfeststellungsbeschluss liegt vor 
3.3 S 128 Niederoderwitz bis B 178 alt Oberseifersdorf 5,9 km Planfeststellungsverfahren 
4 Nordumgehung Zittau 3,6 km Verkehrsfreigabe erfolgte 2000 
5 B 99 bis Bundesgrenze Deutschland/Polen 1,3 km 
fertiggestellt, Errichtung der Grenzbrücke 
durch polnische Seite 
 
Tab. 1: Bauabschnitte B 178n 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2010; Landratsamt 
Löbau-Zittau 2008, s. „B 178-NEU“-„Planungsstand“ 
Innerhalb des Systems der räumlichen Gesamtplanung der Bundesrepublik Deutschland 
wurde das Vorhaben des Neubaus der gesamten Bundesstraße 178 als realisierbar eingestuft. 
Eine recht komplizierte, dennoch teilweise stark formalisierte Planung, welche diverse 
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Gutachten, verkehrstechnische Untersuchungen, Machbarkeitsstudien und regionalplanerische 
Analysen begleiteten, wurde durch eine Vielzahl unterschiedlicher informeller Planungs- und 
Handlungsinstrumente sinnvoll ergänzt. 
 
Für die Planung und Umsetzung des Vorhabens des Baus der neuen B 178 trägt das 
Straßenbauamt Bautzen als eine der regionalen Behörden des Freistaates Sachsen die primäre 
Verantwortung. Das bedeutet, dass das Straßenbauamt Bautzen als Vertreter der 
institutionellen Ebene mit einem Bundestagsbeschluss für den Bau der neuen Bundesstraße 
178 von der Regierung einen Auftrag mit vordringlichem Bedarf im Bundesverkehrswegeplan 
2003 bekam. Das Straßenbauamt erfüllt seine Aufgaben vordergründig im Kontext der 
deutschen Raumordnung und Raumplanung. Seine Tätigkeiten leiten sich vom allgemeinen 
rechtlichen Rahmenwerk ab, unter anderem von der Befolgung des Grundgesetzes, des 
Raumordnungsgesetzes, des Bundesfernstraßengesetzes, des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung der Bundesrepublik Deutschland sowie der Gesetze des 
Freistaates Sachsen wie beispielsweise das Sächsische Straßengesetz. 
 
Aufgelistet im Bundesverkehrswegeplan 2003 unter den Projekten EU-Osterweiterung26, 
sollte das Bauvorhaben „B 178n“ somit im Rahmen der gesetzlichen Raumordnung und 
Raumplanung erfüllt werden. Für die Umsetzung der Baumaßnahmen wurden im Jahre 2003 
finanzielle Mittel in Höhe von 200,4 Mio. Euro aus dem Bundeshaushalt bewilligt. Die 
B 178n sollte in einzelnen Abschnitten gebaut werden. Laut Bundesverkehrswegeplan 2003 
sahen die ursprüngliche Finanzierungsplanung des Baus einzelner Straßenabschnitte sowie 
ihre Längenschätzung wie folgt aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
26
 Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 2003, S. 25 
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Bezeichnung Länge (km) Investitionskosten Bund 
ab 2003 (Mio. Euro) 
n Löbau – s Löbau 4,0 5,3 
A 4 – B 6n Löbau 11,7 77,0 
Löbau – Obercunnersdorf 6,0 32,1 
Obercunnersdorf – Niederoderwitz 10,7 51,2 
Niederoderwitz und Zittau 6,5 31,0 
s Zittau (B 99) – BGr. D/PL 0,8 3,8 
 
Tab. 2: Geplante Finanzierung einzelner Anschnitte B 178n aus dem Bundeshaushalt 
Quelle: Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 2003, S. 138, 140 
 
Die geplanten Kosten für die gesamte B 178n (einschließlich der Finanzierung der 
Grenzbrücke über die Neiße sowie des Straßenabschnitts über das polnische Gebiet, die 
hauptsächlich von der deutschen Seite getragen wird) summierten sich im Jahre 2007 auf 
einen Betrag von rund 250 Mio. Euro.27 
 
2.4 Regionale Probleme 
Fast alle Konzepte, Untersuchungen und Machbarkeitsstudien zur B 178 beziehen sich in 
erster Linie auf die Prüfung einer langfristigen Finanzierung des Bauvorhabens und die 
Beachtung technischer sowie natur- und raumbezogener Faktoren wie beispielsweise Lärm, 
öffentlicher Nahverkehr, Landschaft, Gebäude, Verkehrsaufkommen etc. Das Thema 
„Neubau der Bundesstraße B 178“ avancierte schnell zu einem wichtigen politischen 
Anliegen und erfuhr bei Gesprächen deutscher Politikerinnen und Politiker aller Ebenen 
immer wieder eine deutliche Akzentuierung. Auch von einer Bürgerinitiative, einer 
Arbeitsgruppe, einer Unternehmervereinigung sowie weiteren politischen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Initiativen und Zusammenschlüssen wurde die Dringlichkeit des 
Neubaus der Bundesstraße B 178 in den Vordergrund gestellt. Zudem fand das Anliegen 
international eine große politische Resonanz, hautsächlich wegen der Perspektive des Baus 
einer Straßenverbindung von der Bundesstraße 178n im Süden der Region durch einen relativ 
schmalen polnischen Gebietsstreifen nach Tschechien: Im Rahmen des trinationalen 
Städteverbunds „Kleines Dreieck“, bestehend aus den Städten Zittau, Bogatynia und Hrádek 
nad Nisou, wurde sich unter anderem intensiv um den Bau des Verbindungsstücks der neuen 
                                                 
27
 Vgl. Deutscher Bundestag 2006a, S. 1 
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Bundesstraße 178 mit der tschechischen Schnellstraße R 35 durch das polnische Gebiet 
gekümmert.28 Zu allgemeinen Fragen über die Finanzierung des gesamten Bauvorhabens 
äußerte sich die Bundesregierung 2002 folgendermaßen: „Bei dem Neubau der Bundesstraße 
B 178 zwischen der Bundesautobahn A 4 und der Bundesgrenze Deutschland/Polen sind den 
gesetzlichen Regelungen entsprechend umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. Die 
Pläne hierfür können bei der Auslegung der Unterlagen im jeweiligen 
Planfeststellungsverfahren eingesehen werden. Alle Zweckausgaben im Rahmen des 
Neuausbaus der Bundesstraße B 178, inklusive der Ausgleichsmaßnahmen, werden aus dem 
Bundeshaushalt, Kapitel 12 10 – Bundesfernstraßen – finanziert.“29 
 
Die Planung des Bauvorhabens der neuen Bundesstraße 178 wird von den räumlichen 
Problemen angetrieben, die verschiedene Gutachten und Untersuchungen beschrieben und 
analysiert haben. Mit der Umsetzung des Bauvorhabens beabsichtigt man, diese Probleme zu 
lösen und die Lebensqualität in der Region Oberlausitz auf einen höheren Stand zu bringen. 
Die Probleme, die man mit dem Neubau der B 178 zu lösen erhofft, sind unter anderem die 
folgenden:30 
- Es liegt eine deutliche Strukturschwäche der Region Oberlausitz vor. 
 
- Ungleichgewicht im regionalen Straßennetz: Die regionalen Hauptverkehrsstraßen in 
Ost-West-Richtung sind gegeben; eine schnelle Nord-Süd-Verbindung zwischen der 
A 4 und Zittau ist dagegen nicht vorhanden. 
 
- Unzureichende Standards der Bundesstraßen: Die vorhandenen Bundesstraßen 96, 99 
und 178 (alt), die man für die Fortbewegung von Nord nach Süd innerhalb der Region 
nutzen kann, sind teilweise zu eng, verlaufen häufig durch Ortschaften und liegen zum 
Teil in wertvollen Landschaftsarealen (z. B. Biotopen). Das Überholen ist auf diesen 
Bundesstraßen recht kompliziert, was zu einer relativ großen Häufigkeit von Unfällen 
führt. Dementsprechend ist der Ausbau dieser vorhandenen Bundesstraßen als 
Alternative zum Neubau einer anderen, schnellen Verbindung nicht zu bevorzugen. 
 
- Fehlende Attraktivität der Region für potenzielle Investoren und Neuansiedlungen von 
Unternehmen: Zum Teil wegen der überproportional langen Strecke von ca. 40 km 
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 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008, S. 21 
29
 Deutscher Bundestag 2002, S. 3 
30
 Vgl. Straßenbauamt Bautzen 2003 
  
26 
von der A 4 bis in den Süden der Region, im Allgemeinen aber aufgrund 
verschiedener Standortnachteile und fehlender Voraussetzungen für eine effiziente 
Unternehmensentwicklung mangelt es der Region an Attraktivität. Die vom 
Straßenbauamt Bautzen berechnete Mindestfahrzeit für diese Strecke beläuft sich auf 
ca. 1 Stunde. Dazu hat es dargelegt, dass die Fahrt zwischen Dresden und Weißenberg 
in der Regel kürzer dauert als die Fahrt zwischen Zittau und Löbau. Der Nachteil für 
berufsbedingte und touristische Fahrten ist offenkundig. Zu Hauptreisezeiten sowie 
bei sonstigem erhöhtem Verkehraufkommen kommt es wegen dauerhafter Staus zu 
erheblichen Behinderungen für den Reiseverkehr und damit zu einer deutlichen 
Verschlechterung der Lebensqualität innerhalb der dadurch betroffenen Ortschaften. 
 
- Unzureichende regionale Infrastruktur im Zuge der EU-Erweiterung: Die Integration 
der Region Oberlausitz in den gesamteuropäischen Raum soll durch eine verbesserte 
Infrastruktur unterstützt werden. Besonders im Zuge der EU-Osterweiterung soll die 
Fertigstellung der neuen Bundesstraße 178 eine entscheidende Rolle spielen. Nicht 
zuletzt sollte mit der neuen B 178 das tschechische Schnellstraßennetz mit dem 
deutschen Autobahnnetz verbunden werden, was nach Angaben des Straßenbauamtes 
Bautzen die gesamte Fahrstrecke zwischen Liberec und Löbau im Vergleich zur 
jetzigen Verkehrsituation um bis zu 60 km verkürzen sollte. 
 
- Diverse Aspekte der Benachteiligung in der Lebensqualität der Einwohner: 
Berufspendler benötigen durchschnittlich deutlich mehr Zeit für die Fahrt zu ihrem 
Arbeitsplatz innerhalb und außerhalb der Region. Wegen des häufigen 
Durchgangsverkehrs vor allem durch die Ortschaften der Region (unter anderen 
Zittau, Herrnhut, Löbau, Oberseifersdorf, Großhennersdorf, Euldorf, Strahwalde, 
Ottenhain, Ebersdorf, Kittlitz, Krappe, Kotitz, Wasserkretscham) entsteht eine größere 
Lärm- und Umweltbelastung. 
 
- Längere Fahrzeiten für touristische Zwecke innerhalb der Region sowie für Urlauber 
auf der Durchreise: Betroffen sind beispielsweise Reisende aus Holland sowie den 
westlichen und nördlichen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland, die auf der 
Reise zum polnischen und tschechischen Riesengebirge, zum Isergebirge, in die 
Karpaten oder nach Ungarn die Region Oberlausitz durchqueren müssen. 
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Die oben genannten Probleme wurden in diversen Konzepten und Machbarkeitsstudien 
ausführlich behandelt. Doch neben solchen Problemen, die die Raumplanung und 
Regionalentwicklung antreiben, kommt es im Zuge der raumgestalterischen Aktivitäten des 
Öfteren zu Problemen einer anderen Art: Es können Probleme auftreten, die die Umsetzung 
der geplanten Maßnahmen behindern. Im Gegensatz zu regionalen Problemen stehen sie nicht 
im Mittelpunkt der Konzeptualisierung raumbezogener Maßnahmen, teilweise aus 
berechtigtem Grund; sie können entweder noch nicht bekannt sein und erst im Vollzug der 
raumgestalterischen Aktivitäten zutage treten, oder aber sie würden bei ihrer Akzentuierung 
das jeweilige Vorhaben noch vor seiner Umsetzung in Frage stellen. Doch eine systematische 
Vernachlässigung dieser Probleme, vorausgesetzt sie sind bekannt, kann dazu führen, dass der 
Umsetzungsprozess eines raumgestalterischen Vorhabens blockiert wird. Das Eintreten von 
zuvor unbekannten Problemzuständen während der Umsetzung eines Vorhabens wäre ein 
Grund, informelle Planungs- und Handlungsinstrumente sowie Raumordnungspläne den 
aktuellen Gegebenheiten und Zuständen entsprechend anzupassen bzw. fortzuschreiben.31 
 
Den Problemen, die die Umsetzung raumgestalterischer Maßnahmen in der einen oder 
anderen Weise behindern, kann man unterschiedliche Eigenschaften zuschreiben und sie zu 
einer bestimmten Zeit analysieren; werden jedoch manche dieser Problemen nicht unmittelbar 
bei ihrem Auftreten angesprochen, sind sie später unter Umständen sehr viel schwieriger zu 
lösen, vor allem, wenn man für ihre Lösung entsprechende politische oder gesellschaftliche 
Unterstützung erwartet. Politische und gesellschaftliche Zielvorstellungen, Planungshorizonte 
und Tätigkeitszyklen bleiben im Laufe der Zeit nicht konstant, im Gegensatz zu langfristig 
eher stabilen raumplanerischen Zielen oder Regelwerken der Raumordnung, deren 
Umsetzung hauptsächlich auf der institutionellen Ebene liegt. Auch sind feste Vorhaben der 
Raumplanung nicht immer mit der kurzfristigen Erfolgsorientierung der Politik vereinbar und 
können später im politischen und gesellschaftlichen Handlungskontext im Vergleich zu 
anderen Zielsetzungen leicht ihren ehemals prioritären Status verlieren. Von einigen 
Problemen, die das mittlerweile bereits 19-jährige Bauvorhaben „B 178n“ behinderten oder 
noch immer behindern, wird im Folgenden berichtet. 
 
 
 
 
                                                 
31
 Zur Raumplanung im Freistaat Sachsen vgl. §6 (5) SächsLPlG: „Die Raumordnungspläne sind durch  
Fortschreibung der weiteren Entwicklung anzupassen.“ 
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2.5 Probleme, die das Bauvorhaben behindern 
Unter den Problemen, die die Planung und Umsetzung des Neubaus der Bundesstraße 178 
behindern, lässt sich ein Komplex interdependenter Faktoren und Zustände verstehen. Einige 
von ihnen wurden bereits im Anfangsstadium des Planungs- und Umsetzungsprozesses 
registriert. Andere waren zum Teil nicht vorhersehbar, traten jedoch innerhalb der 19-jährigen 
Praxis der Planung und Umsetzung des Bauvorhabens immer wieder auf. Um welche 
Probleme es sich dabei handelt und wie man versucht hat, sie zu lösen, berichten die 
folgenden Unterkapitel. 
 
2.5.1 Zu lange Planungsfristen 
Das Problem der zu langen Planungs- und Umsetzungszeiten und eine teilweise bürokratische 
Vorgehensweise innerhalb des komplexen Regelwerks der Raumordnung und Raumplanung 
erkennt selbst die politisch-institutionelle Ebene an. Retrospektiv gesehen wäre nach 
finanziellen Gesichtspunkten die günstigste Umsetzungsphase für das Bauvorhaben „B 178n“ 
im Freistaat Sachsen die Zeit gewesen zwischen dem Jahr 1991, in dem die Planung der 
neuen B 178 begann, und dem Jahr 2003, in dem die Beschlüsse zum Subventionsabbau 
getroffen wurden. Damals hieß es: „Die neuen Bundesländer werden aufgrund ihres 
infrastrukturellen Nachholbedarfs nach wie vor überproportional mit Mitteln ausgestattet. Im 
Vergleich der neuen Länder untereinander nimmt dabei der Freistaat Sachsen mit 
zugewiesenen Straßenbaumitteln von ca. 5,5 Mrd. Euro im Zeitraum 1991 bis 2003 die 
absolute Spitzenposition ein.“32 Allerdings erfolgte in der Zeit zwischen 1992 und 2003 die 
Verkehrsfreigabe von nur zwei Straßenabschnitten der neuen Bundesstraße 178: Mit der 
gesamten Länge von rund 10 km waren dies die Ortsumgehung Löbau 1999 und die 
Nordumgehung Zittau im Jahre 2000.33 Die restlichen geplanten, jedoch bis 2003 nicht 
gebauten Straßenabschnitte wurden vom Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft und 
Arbeit im Zuge der Erarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes 2003 und der Entscheidung, 
welche Straßenbauprojekte die Bezeichnungen „Vordringlicher Bedarf“, „Weiterer Bedarf“ 
oder „Keine Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan“ bekommen sollten, für eine 
Neubewertung angemeldet.34 Seitdem stehen die ungebauten Teilstrecken der neuen 
Bundesstraße 178 im Bundesverkehrswegeplan 2003 unter der Kategorie „Vordringlicher 
Bedarf“. Allerdings wurden die einzelnen Straßenabschnitte, zunächst als eine Bundesstraße 
von der A 4 bis zur Bundesgrenze im Süden konzipiert, einzeln geprüft und teilweise unter 
                                                 
32
 Deutscher Bundestag 2004a, S. 45 
33
 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2010 
34
 Vgl. Deutscher Bundestag 2003a, S. 65 
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verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet.35 Schließlich bekam die gesamte Bundesstraße den 
Status der höchsten raumplanerischen Dringlichkeit. 
 
Am Beispiel der B 178n wird das Bedürfnis nach einer möglichst einfachen Vorgehensweise 
in der deutschen Raumplanung, insbesondere der Straßenbauplanung, deutlich. Die 
Umsetzung der Straßenbaumaßnahmen war schon immer ein recht komplizierter Prozess, bei 
dem die Vorhabensträger in Deutschland (so das Straßenbauamt Bautzen) mit 5 bis 20 Jahren 
Planungszeit rechnen müssen. Im Zuge der Einführung verschiedener EU-Richtlinien (zum 
Beispiel der Europäischen Umweltgesetze) wird die Planung der Straßenbaumaßnahmen auch 
für die regionalen Vorhabensträger immer komplizierter. Für die Planung und Umsetzung 
raumbezogener Vorhaben ist es jedoch von großer Bedeutung, dass sie zügig und möglichst 
unbürokratisch ablaufen. Im Jahre 2003 sprach man im Deutschen Bundestag über das 
Bedürfnis der Berücksichtigung des Gesetzes zur Vereinfachung der Planungsverfahren für 
Verkehrswege (PlVereinfG) sowie des Verkehrswegebeschleunigungsgesetzes, um bei der 
EU-Osterweiterung der Verkehrsinfrastruktur möglichst schnell und unbürokratisch zu 
handeln.36 Doch immerhin wurden bis 2003 zwei Straßenabschnitte der neuen B 178 
erfolgreich fertiggestellt, was dafür spricht, dass die gesamte Vorgehensweise doch nicht 
völlig fehlerhaft ist. Vielmehr geht es bei einer längeren Planung um die Gefahr der 
Veränderung des Kontexts, in dem das Bauvorhaben umgesetzt werden soll, sowie des 
Eintretens neuer Problemzustände außerhalb der geplanten Umsetzungsperiode. Auch zu 
finanziellen Engpässen beim Neubau der Bundesstraße 178 kam es zum Teil wegen der zu 
langen Planungszeiten. 
 
2.5.2 Finanzierungsengpässe und langfristige Prioritätenverschiebung 
Einige Probleme, die der vollständigen Umsetzung eines bestimmten raumplanerischen 
Vorhabens im Wege stehen, haben keinen konkreten zeitlichen Bezug und können immer 
wieder während der Planungs- bzw. Umsetzungsphase auftreten oder im Laufe der Zeit sogar 
zunehmen. Dazu kann man beispielsweise die zunehmende Verknappung finanzieller Mittel 
                                                 
35
 Vgl. Deutscher Bundestag 2003b, S. 45: „Es ist beabsichtigt, den Bauabschnitt der Bundesstraße B 178  
zwischen der Bundesstraße B 99 und der Bundesgrenze zu Polen aufgrund des beabsichtigten 
internationalen Abkommens für die daran anschließende Grenzbrücke nach Polen und der damit 
verbundenen Fernstraßenverbindung in den ‚Vordringlichen Bedarf’ des neuen Bedarfsplans für die 
Bundesfernstraßen einzustufen. Im Übrigen ist das Gesamtprojekt Bundesstraße B 178 zwischen der 
Bundesautobahn A 4 bei Weißenberg und der Bundesgrenze Deutschland/Polen gesamtwirtschaftlich 
bewertet worden. Die Entscheidung hinsichtlich der Dringlichkeit weiterer Streckenabschnitte der 
Bundesstraße B 178 trifft der Deutsche Bundestag im Gesetzgebungsverfahren für die Novelle zum 
Fernstraßenausbaugesetz.“ 
36
 Vgl. Deutscher Bundestag 2003d, S. 3390 – Aus der Rede von Joachim Günther (FDP): „Wir brauchen  
Verfahren, die nicht erst in 15 Jahren abgeschlossen werden.“ 
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zählen. Zwar wurden die Fragen nach der langfristigen Sicherung der Finanzierung vor 
Baubeginn weitgehend geklärt; fertiggestellt wurden jedoch, wie bereits erwähnt, von 1998 
bis 2003 aufgrund eines recht komplizierten Regelwerks der Raumplanung nur zwei 
Straßenabschnitte. 2003 wurde mit den Beschlüssen zum Subventionsabbau eine andere 
Priorisierung einzelner Bauprojekte im Freistaat Sachsen vorgenommen. So kam es dazu, dass 
das Bauvorhaben „B 178n“, das seit 1991 zu einem der großen regionalpolitischen Anliegen 
gehörte und dessen Umsetzung seit 2003 im Bundesverkehrswegeplan unter vordringlichem 
Bedarf mit den aus dem Bundeshaushalt bewilligten 200,4 Mio. Euro steht, mit der Zeit durch 
andere, ebenfalls unter vordringlichem Bedarf stehende Straßenbauprojekte verdrängt wurde. 
Dazu wurde 2004 von der deutschen Regierungsebene Folgendes erklärt: „Durch die 
Bereitstellung zusätzlicher Mittel zu Lasten anderer, ebenfalls auf die Mittelbereitstellung für 
dringende Straßenbaumaßnahmen angewiesene Bundesländer, wurde vom 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen bereits in diesem Jahr dem 
Wunsch des Freistaates Sachsen, die drei großen Autobahnprojekte A 17, A 38 und A 72 
besonders vordringlich zu finanzieren, entsprochen. Die Beschlüsse im 
Vermittlungsausschuss vom 15. Dezember 2003 zum Subventionsabbau nach den 
Vorschlägen der Ministerpräsidenten Roland Koch und Peer Steinbrück haben Konsequenzen 
für den weiteren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Den Ergebnissen des 
Vermittlungsausschusses haben sowohl der Bundesrat als auch der Deutsche Bundestag 
zugestimmt. Sie bedeuten, dass eine strengere Priorisierung der Vorhaben vorgenommen 
werden muss und grundsätzlich laufende Maßnahmen Vorrang vor weiteren Baubeginnen 
haben. Aufgrund dessen ist gegenwärtig keine Aussage zum Baubeginn des sich noch im 
Planfeststellungsverfahren befindlichen Abschnittes der Bundesstraße B 178 nördlich Löbau 
möglich.“37 Die vom Freistaat Sachsen 2004 verlangte Mittelumschichtung zugunsten des 
Weiterbaus der B 178n untersagte die Bundesregierung.38 
 
Anhand der Längenentwicklung der Bundesfernstraßen39 in der Zeit von 1994 bis 2007 wird 
nochmals deutlich, dass die Bundesregierung den Schwerpunkt der verkehrsinfrastrukturellen 
Verbesserung auf den Neubau der Bundesautobahnen legte: Das deutsche 
Bundesautobahnennetz verlängerte sich in dieser Zeit durchschnittlich um ca. 108 km pro 
                                                 
37
 Deutscher Bundestag 2004a, S. 45 
38
 Vgl. Deutscher Bundestag 2004b, S. 49 f.: „Aufgrund des hierin dargestellten hohen Finanzbedarfes für die  
laufenden Bauvorhaben des Bundes in Sachsen ist eine Mittelumschichtung zu Gunsten der B 178 derzeit 
nicht möglich.“ 
39
 Unter „Bundesfernstraßen“ werden nach § 1 (2) FStrG Bundesautobahnen und Bundesstraßen mit  
Ortsdurchfahrten verstanden. 
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Jahr. Dagegen wurde der Neubau der Bundesstraßen von 1994 bis 2007 zwar weitergeführt, 
allerdings mit durchschnittlich ca. 102 km pro Jahr reduziert. Die folgende Tabelle 
verdeutlicht die allgemeine Tendenz der nachrangigen Baupriorisierung der Bundesstraßen in 
Deutschland im Gegensatz zum Neu- und Ausbau der Bundesautobahnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tab. 3: Längenentwicklung  der Bundesfernstraßen: Verlängerung gegenüber dem Vorjahr 
Quelle: Deutscher Bundestag 2007, S. 39 
 
Mit den von der EU verabschiedeten Leitlinien für transeuropäische Verkehrsnetze (TEN-V 
oder TEN-Verkehr) wurde es im Rahmen einer gesamteuropäischen Strategie zum Neubau 
und Ausbau der international wichtigsten Verkehrsverbindungen möglich, sämtliche 
Straßenbauprojekte über die TEN-Haushaltslinie finanziell zu unterstützen. Daneben spielte 
für den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur der Europäischen Union bzw. für die Förderung 
einzelner Straßenbauvorhaben in Deutschland unter anderem der Europäische Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE) eine entscheidende Rolle. So erhielt im Zeitraum 2000 bis 
2006 die 6,3 km lange Strecke der neuen B 178 (mit 8 Mio. Euro an Gesamtinvestitionen) 2,2 
Mio. Euro aus dem EFRE für die Förderung einzelner Baulose.40 Auch für den Zeitraum 2007 
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 Vgl. Deutscher Bundestag 2007, S. 37 
Jahr Bundesautobahnen Bundesstraßen 
1994 + 67 km - 174 km 
1995 + 63 km - 225 km 
1996 + 47 km - 41 km 
1997 + 56 km - 213 km 
1998 + 63 km - 68 km 
1999 + 118 km - 33 km 
2000 + 88 km - 65 km 
2001 + 197 km - 39 km 
2002 + 74 km - 54 km 
2003 + 251 km + 18 km 
2004 + 7 km - 107 km 
2005 + 130 km - 170 km 
2006 + 189 km + 14 km 
2007 + 168 km - 272 km 
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bis 2013 wird für die noch nicht gebauten Straßenabschnitte der B 178 eine Förderung aus 
dem EFRE-Bundesprogramm „Verkehrsinfrastruktur 2007-2013“ angestrebt.41 Da die 
Bundesrepublik Deutschland mit über 12.500 km Autobahnen und ca. 41.000 km 
Bundesstraßen über das dichteste Fernstraßennetz Europas verfügt, hat ihre gesamte 
Verkehrsinfrastruktur innerhalb der Europäischen Union große Bedeutung; das Bauvorhaben 
der B 178n erhielt somit im Zuge der Verknappung der Finanzmittel im deutschen 
Bundeshaushalt eine gute Perspektive für zusätzliche finanzielle Unterstützung: „Dieses 
Fernstraßennetz zu erhalten und auszubauen ist eine anspruchsvolle Aufgabe, die hohen 
finanziellen Aufwand erfordert. Jährlich werden über 4 Mrd. Euro in die Bundesfernstraßen 
investiert. Es werden noch wesentlich mehr Finanzmittel gefordert, um schneller wichtige 
Projekte fertig stellen zu können, aber hier sind der Bundesregierung finanzielle Grenzen 
gesetzt.“42 Allerdings bedeutete die Umstellung auf die neuen EU-Leitlinien und 
Anforderungen sowie die Anpassung der Bauvorhaben an die Förderungsleitsätze einen 
zusätzlichen Arbeitsaufwand für den Bauvorhabensträger, was wiederum eine zeitliche 
Verschiebung der Fertigstellungsfristen der Baupläne nach sich zog. 
 
Trotz der Knappheit der Finanzmittel im deutschen Bundeshaushalt war die allgemeine 
Straßenbaustimmung am Ende des Jahres 2007 in der Bundesrepublik Deutschland 
keineswegs schlecht: „Im Zeitraum 2001 bis 2006 wurden rund 860 km Autobahnen für über 
8 Mrd. Euro neu gebaut und rund 440 km für über 4 Mrd. Euro auf 6 oder mehr Fahrstreifen 
erweitert. Darüber hinaus wurden mit einem Bauvolumen von rund 5,1 Mrd. Euro weitere 
1.200 km Bundesstraßen aus oder neugebaut, davon 190 Ortsumgehungen.“43 
 
Im April 2007 meldete der Freistaat Sachsen bei der Bundesregierung einen Mehrbedarf von 
30 Mio. Euro für laufende Straßenbauprojekte an, darunter auch für den Bauabschnitt 3.1 der 
neuen Bundesstraße 178 von Löbau bis Obercunnersdorf. Der Bund stellte die erforderlichen 
Mittel im Rahmen des „Arbeitsplatzprogramms Bauen und Wohnen“ zur Verfügung und 
rechnete damit, dass der Straßenabschnitt im Jahre 2011 für den Verkehr freigegeben wird.44 
Nach aktuellen Angaben sollte die Teilstrecke der neuen B 178 von Löbau bis 
Obercunnersdorf schon bis November 2010 fertig gebaut werden. Die ca. 5,6 km lange 
Strecke wird insgesamt rund 28,6 Mio. kosten.45 Betrachtet man also die staatliche 
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 Vgl. Deutscher Bundestag 2009, S. 44 
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 Deutscher Bundestag 2007, S. 9 
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 Deutscher Bundestag 2007, S. 9 
44
 Vgl. Deutscher Bundestag 2008, S. 55 f. 
45
 Vgl. Berger 2010 
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Priorisierung einiger Straßenbauprojekte von der positiven Seite her, kann man Folgendes 
anmerken: Die staatlich bevorzugten Straßenbauvorhaben (hauptsächlich die 
Bundesautobahnen) im Freistaat Sachsen konnten relativ schnell umgesetzt werden. So kann 
etwa die erfolgreiche Umsetzung des Bauvorhabens der fast 45 km langen Bundesautobahn 
17, die von 1998 bis 2006 in Sachsen gebaut und wie die neue Bundesstraße 178 als 
vordringlicher Bedarf im Bundesverkehrswegeplan 2003 definiert wurde, erneut darauf 
hinweisen, dass verschiedene Bauvorhaben, die im Bundesverkehrswegeplan unter 
vordringlichem Bedarf stehen, unterschiedliche Arten von „Dringlichkeit“ haben können. In 
diesem Fall war es von Vorteil, das die B 178 in unterschiedlichen Abschnitten gebaut wurde: 
Immerhin zwei von ihnen wurden vor 2003 fertiggestellt. So sicherte die Tatsache, dass die 
einzelnen Straßenabschnitte der neuen Bundesstraße 178 nicht zur gleichen Zeit geplant, 
genehmigt und gebaut wurden, teilweise die finanzielle Perspektive für das gesamte Projekt, 
verlängerte aber zugleich die geplante Zeit bis zu seiner endgültigen Fertigstellung. Die 
langen Planungsfristen brachten jedoch langfristig die Gefahr des Verlustes der Aktualität im 
neuen politischen Handlungskontext mit sich sowie ein Nachlassen des aktiven Interesses der 
Öffentlichkeit und relevanter Akteure an dem noch immer nicht vollständig umgesetzten 
Bauvorhaben. 
 
2.5.3 Nachlassendes Interesse der Öffentlichkeit 
Seit 2008 hat das aktive Interesse an und freiwillige Engagement für den Neubau der 
Bundesstraße 178 seitens einiger bedeutender regionaler Akteure deutlich nachgelassen. Die 
frühere Unterstützung des Bauvorhabens ist teilweise nicht mehr vorhanden. Als Beispiel 
dafür kann man das Web-Portal „www.b178-neu.de“ nehmen, das ehemals als Initiative des 
Landkreises Löbau-Zittau der Aufklärung der Öffentlichkeit bezüglich des Bauvorhabens 
„B 178n“ diente. Diese Aufklärungskampagne wurde unter anderem durch die Marketing-
Gesellschaft Oberlausitz-Niederschlesien mbH finanziell unterstützt. Andere wichtige 
Interessensgemeinschaften wie etwa die Bürgerinitiative „Pro B 178 neu“, die Freie 
Unternehmervereinigung und die Gesellschaft zur Förderung umweltgerechter Straßen- und 
Verkehrsplanung e.V. wurden für das Bauvorhaben der neuen B 178 als relevante Akteure 
identifiziert und auf der Website mit entsprechenden Publikationen, Briefen, Beschlüssen, 
Protokollen etc. präsentiert. Seit 2008 wird das Informationsportal nicht mehr aktualisiert, 
unter anderem wegen der Neustrukturierung der Landkreise im Jahre 2008. Allerdings wurde 
die Aktualisierung des ehemals mit zahlreichen Informationen ausgestatteten Portals von 
keinem der relevanten Akteure weitergeführt. 
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Als ein weiteres Beispiel für das nachlassende Interesse am Thema „Neubau der Bundesstraße 
178“ kann man das Online-Informationsportal des trinationalen Städteverbundes „Kleines 
Dreieck“ der Städte Zittau, Bogatynia und Hrádek nad Nisou erwähnen. Unter anderem im 
Jahre 2002 spielte der Städteverbund eine besonders wichtige regionalpolitische Rolle: „Auf 
der Grundlage der ‚Gemeinsamen Erklärung über die Straßenverbindung im Raum zwischen 
den Städten Zittau (D), Bogatynia (PL) und Hradek nad Nisou (CZ) vom 9. April 2002’ soll 
ein trilaterales deutsch-polnisch-tschechisches Abkommen über den Bau, die Erhaltung und 
die Finanzierung einer Straßenverbindung im Dreiländereck der Euroregion Neiße im 
Rahmen trilateraler Gespräche abgeschlossen werden.“46 Das im Jahre 2003 seitens des 
Städteverbundes initiierte informelle Online-Unterstützungsprojekt des Bauvorhabens, 
insbesondere des Baus einer Straßenverbindung zwischen Deutschland und Tschechien, die 
durch polnisches Gebiet verlaufen soll, berichtet noch immer über die mögliche Umsetzung 
dieses Bauvorhabens 2005/2006 und wird seit einer längeren Zeit inhaltlich ebenfalls nicht 
mehr aktualisiert.47 
 
Das Straßenbauamt Bautzen als institutioneller Verantwortungsträger für den Neubau der 
B 178 stuft die Aktivitäten seitens regionaler und lokaler Akteure vom heutigen Standpunkt 
aus nicht als signifikant für die Unterstützung des Bauvorhabens der neuen Bundesstraße 178 
ein, was einerseits berechtigt ist, da der Bauplan schon seit einer längeren Zeit offiziell hohe 
Priorität innehatte und quasi „nur umgesetzt“ werden muss. Andererseits stimmt dies nicht 
unbedingt mit den gegenwärtigen Tendenzen der Regionalpolitik und Regionalentwicklung 
überein, denn einer dauerhaften bottom up-Unterstützung regionalpolitischer Prozesse von 
Seiten regionaler und lokaler Akteure wurde im Zuge der aktuellen Dezentralisierungs- und 
Deregulierungstendenzen eine besondere Bedeutung zugesprochen. 
 
2.5.4 Gegner der Umsetzung des Bauvorhabens 
Nicht alle Akteure innerhalb der Region äußern sich dem Bauvorhaben der neuen 
Bundesstraße 178 gegenüber positiv. Einige Bürgerinitiativen, Naturschutzverbände und 
Vertreter der Landwirtschaft halten die in der Planung für den Neubau der B 178 kalkulierten 
Kosten für unrealistisch und präsentieren ein Konzept, das für den Ausbau des vorhandenen 
Verkehrsnetzes spricht.48 Neben den deutlich geringeren Kosten für den Ausbau der 
                                                 
46
 Deutscher Bundestag 2003c, S. 36 
47
 Vgl. Städteverbund - Kleines Dreieck 2003: s. „Zittau“-„Schlüsselprojekte“-„Straßenverbindung“: „Gemäß  
dem derzeitigen Vorbereitungsstand wäre die vollständige Einbindung in das Autobahn- und 
Fernstraßennetz der drei Länder bis 2005/2006 möglich.“ 
48
 Vgl. ISA (Initiative Schneller Ausbau der B 178) e.V. 2010 
  
35 
vorhandenen Straßen, beinhaltet es Argumente, die auf eine Natur- und 
Landschaftszerstörung, die der Neubau mit sich bringt, hindeuten sowie verschiedene 
alternative Verbesserungsvorschläge zur Steigerung der Lebensqualität der Einwohner der 
Region. Nach der (von den Bürgern der Region beim Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen initiierten) Prüfung der Möglichkeit eines möglichen Ausbaus des 
vorhandenen Straßennetzes als Alternative zum geplanten Neubau der Bundesstraße 178 
äußerte sich die Bundesregierung im Jahre 2002 folgendermaßen: „Die im Rahmen des 
Vergleichs betrachteten verkehrlichen, wirtschaftlichen, ökologischen und raumordnerischen 
Aspekte sprechen eindeutig für die Neubautrasse. […] Nach derzeitigem Erkenntnisstand 
stehen für den Neubau der Bundesstraße B 178 gegenüber der Ausbauvariante keine 
Mehrkosten an.“49 Nichtsdestotrotz gab es auch weiterhin zahlreiche Beschwerden sowie 
gerichtliche Auseinandersetzungen bezüglich des Bauvorhabens, hauptsächlich aus Gründen 
des Natur- und Landschaftsschutzes. Sämtliche Klagen der Gegner des Neubaus der B 178 
wurden vor dem Bundesverwaltungsgericht abgewiesen. 
 
Auch die politische Landschaft spaltete sich zum Teil hinsichtlich der Frage des Neubaus der 
Bundesstraße 178: „Während die SPD das unveränderte und nach ihrer Meinung für die 
Oberlausitz ‚überlebenswichtige’ Projekt mit höchster Priorität durchsetzen will, halten die 
GRÜNEN den 200 Millionen EUR teuren Neubau für unsinnig. Siedlungsstruktur, Natur- und 
Landschaftsraum sowie Staatsfinanzen vertragen nur einen Ausbau der bestehenden 
Verbindung. Die FDP legt sich nicht konkret auf eine Variante fest, aber wünscht die 
schnellstmögliche Realisierung.“50 
 
2.5.5 Zwischenstaatliche Einigungsprobleme 
Spätestens nachdem das Bauvorhaben „B 178n“ mit dem Kabinettbeschluss der 
Bundesregierung im Jahre 1992 in den Bedarfsplan für Bundesfernstraßen aufgenommen 
wurde, wurde es für die (regional-)politische Ebene offensichtlich, dass die Öffnung der 
Grenzübergänge sowie der künftige Bau der Anschlüsse zwischen dem deutschen, dem 
polnischen und dem tschechischen Schnellstraßennetz im Süden der Region Oberlausitz eine 
intensive trilaterale Zusammenarbeit erfordern. Nachdem zu Beginn des Jahres 1993 die 
Tschechische Republik entstanden war, gab es bereits im September 1993 auf ministerialer 
Ebene die ersten Gespräche über die Verbindung der Bundesstraße 178 mit der tschechischen 
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Schnellstraße R 35 zwischen Deutschland und der Tschechischen Republik.51 In der gleichen 
Zeit fingen die Verhandlungen mit Polen über grenzüberschreitende Verkehrslösungen im 
Süden der Region Oberlausitz an. Von den jeweiligen Verhandlungen mit der polnischen und 
tschechischen Seite gab es nach Angaben der Bundesregierung im Jahre 1998 noch keine 
konkreten Ergebnisse.52 
 
Allerdings kristallisierte sich bereits ziemlich am Anfang der Planungen eine konkrete 
Vorstellung über die günstigste Verbindung zwischen dem deutschen und dem tschechischen 
Straßennetz heraus: So entschied sich die deutsche Seite nach einigen Untersuchungen für die 
3,6 km lange Straße, die zwischen der neuen Bundesstraße 178 bei Zittau und der 
tschechischen Straße R 35 bei Hrádek nad Nisou über polnisches Gebiet verlaufen soll. In 
dem polnischen Abschnitt sollten die notwendigen Anbindungen an das polnische 
Landesstraßennetz ebenfalls ausgebaut werden. Die dortige Straßenverbindung sollte mit der 
neuen Bundesstraße 178 mittels einer Brücke über die Lausitzer Neiße direkt an der deutsch-
polnischen Grenze zusammentreffen. 
 
Zum Zweck des Baus der Straßenverbindung über das polnische Gebiet entstand im Jahre 
2002 ein Entwurf des trilateralen Vertrages „zwischen der Bundesrepublik Deutschland, der 
Republik Polen und der Tschechischen Republik über den Bau einer Straßenverbindung in der 
Euroregion Neiße, im Raum zwischen den Städten Zittau in der Bundesrepublik Deutschland, 
Reichenau (Bogatynia) in der Republik Polen und Hrádek nad Nisou/Grottau in der 
Tschechischen Republik“. Zwei Jahre später, am 5. April 2004, wurde dieser Vertrag von 
allen drei Vertragsparteien in Zittau unterschrieben.53 Kurz danach, am 1. Mai 2004, wurden 
Polen und Tschechien in die Europäische Union aufgenommen. Laut Artikel 1 (2) des 
trilateralen Vertrages sollen die Vertragsparteien Deutschland, Polen und Tschechien dafür 
sorgen, dass die geplante Straßenverbindung bis Ende 2007 fertiggestellt wird. Das 
Bauvorhaben sollte von der polnischen Vertragspartei ausgeführt werden, wofür sie von der 
Tschechischen Republik einen Brutto-Pauschalbetrag in Höhe von 2,5 Mio. Euro und von der 
Bundesrepublik Deutschland einen Brutto-Pauschalbetrag in Höhe von 13 Mio. Euro erhalten 
sollte. Die für die Umsetzung des Bauvorhabens nötigen ingenieur-geologischen 
Untersuchungen, Landvermessungs- und archäologischen Ausgrabungsarbeiten im polnischen 
Gebiet sollten ebenfalls von der deutschen Vertragspartei finanziert werden. Die beiden 
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kostentragenden Vertragsparteien sollten die Beträge aus dem jeweiligen Haushalt zahlen. 
Trotz der ursprünglich gesicherten Finanzierung dieses Bauvorhabens und einer vertraglich 
geregelten Zusammenarbeit der verpflichteten Parteien zu seiner Umsetzung wurden bis jetzt 
weder die Brücke über die Neiße noch die Verbindungsstrecke durch das polnische Gebiet 
fertiggestellt.54 Welche Gründe sind für das bisherige Scheitern des trinationalen 
Bauvorhabens denkbar? 
 
Zunächst gäbe es Folgendes anzumerken: Noch während der Vorbereitung des Entwurfes des 
trilateralen Vertrages stellten sich 2002 auf deutscher Seite verschiedene Gründe heraus, die 
eindeutig dafür sprechen, „die Straßenverbindung zwischen dem derzeitigen Bauende der 
B 178 bei Zittau und der tschechischen Straße R 35 bei Grottau (Hradek) über polnisches 
Gebiet“55 zu führen. Jedoch gab es laut der offiziellen Stellungnahme der Stadt Zittau im 
August 2003, also noch vor dem Unterschreiben des trilateralen Vertrags im Jahre 2004, mit 
der polnischen Seite diesbezüglich keine Einigung. Somit wurde zu dieser Zeit nach 
Möglichkeiten einer direkten Verbindung über die deutsch-tschechische Grenze gesucht. Die 
Stadt Zittau verabschiedete eine klare Stellungnahme dazu: „Mit der polnischen Seite konnte 
bisher kein Übereinkommen zu einer Linienführung über ihr Gebiet erreicht werden. Deshalb 
wurde das SMWA beauftragt, Varianten der Ortsumgehung Zittau mit direktem 
Grenzübergang D – CZ und der Zielstellung, Polen an diese Trasse anzubinden, zu 
untersuchen.“56 Dennoch wurde nicht von weiteren Verhandlungen mit der polnischen Seite 
abgesehen. Dabei rückte die Rolle der höheren Politik zur Sicherung umsetzungsrelevanter 
Faktoren deutlich in den Vordergrund: „Unabhängig von der Fortführung im 
Linienbestimmungsverfahren sollten weiterhin auf politischer Ebene Gespräche mit den 
polnischen Verantwortlichen gesucht werden, um die ursprünglich geplante Trassenführung 
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über polnisches Territorium vorzuhalten.“57 Die Kooperation mit Polen und Tschechien im 
Zuge der EU-Osterweiterung wurde von einigen deutschen Politikern als besonders wichtig 
für die Zukunft der Region Oberlausitz betrachtet. Bei der Diskussion in der 41. Sitzung des 
Deutschen Bundestages im Jahre 2003 über die Bedeutung der Erweiterung der deutschen 
Verkehrsinfrastruktur nach Osten kam das eine oder andere Zukunftsbild der Grenzregionen 
zur Sprache: „Hinzu kommt auch ein interessanter Punkt aus der Sicht der Wirtschaft selbst: 
Das sind die Straßenanbindungen und Grenzübergänge in den grenznahen Räumen zu 
Tschechien und Polen. In zwei Jahren wird nämlich die Kooperation zwischen kleinen 
Betrieben und insbesondere Handwerksbetrieben und ihren Partnern in den osteuropäischen 
Ländern extrem zunehmen. Das bedeutet, dass dann auch ein Handwerksmeister mit dem 
LKW schnell mal über die Grenze nach Polen oder Tschechien fährt.“58 Doch auch trotz der 
zum Teil euphorischen Stimmung in manchen politischen Kreisen konnten mögliche künftige 
Probleme bei der internationalen Zusammenarbeit im Bereich Straßenbau keinesfalls 
ausgeschlossen werden: „Uns allen ist bekannt, dass die tschechischen Partner nicht immer – 
ich drücke es einmal vornehm aus – gerade flexibel sind, wenn es darum geht, solche 
Verbindungen abzustimmen und sie schnell auf den Weg zu bringen.“59 Einige Jahre später 
waren es die polnischen Partner, die mit dem Bauvorhaben aus dem trilateralen Vertrag von 
2004 in Verzug gerieten. Dagegen klang ein Auszug aus der Rede von Danckert in der 
41. Sitzung des Deutschen Bundestages fast wie eine politische „Prophezeiung“, allerdings 
mit einer kleinen Nichtübereinstimmung hinsichtlich des in Frage stehenden Flusses: 
„Erwarten Sie doch bitte nicht von jemandem, der eine sinnvolle Verkehrspolitik macht, dass 
er eine Straße bis an die Oder baut, wo es dann nicht weitergeht. Wir brauchen für solche 
Vorhaben immer einen Partner. Solange sich aber die polnische oder in anderen Fällen die 
tschechische Seite nicht entscheidet, was sie eigentlich haben will, […] werden wir keine 
Brücken über die Oder bauen, weil es dann keinen Sinn macht. Das ist die Realität.“60 Die 
Äußerung Danckerts über die „sinnvolle“ Verkehrspolitik lässt sich durch das Folgende 
ergänzen: Tatsächlich wurde die neue Bundesstraße 178 bis an die Lausitzer Neiße bereits 
2006 gebaut und steht mittlerweile in fertigem Zustand vor derjenigen Stelle des Flusses, an 
der nach dem trilateralen Vertrag von 2004 bis Ende 2007 eine Brücke errichtet werden sollte. 
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Um weiteren möglichen Ursprüngen der Probleme innerhalb der internationalen 
Zusammenarbeit beim Neubau der Straßenverbindung über Polen und der Grenzbrücke auf 
die Spur zu kommen, lohnt es sich, einige Formulierungen des trilateralen Vertrages genauer 
zu betrachten. Neben einer konkreten Beschreibung der Verpflichtungen für jede 
Vertragspartei, gibt es zwei Punkte im Vertrag, nämlich Artikel 1 (3) und Artikel 9 (1), die in 
Bezug auf die zeitliche Erfüllung der jeweiligen Verpflichtungen etwas unkonkret formuliert 
wurden:61 
 
Artikel 1 (3):  
„Die Vertragsparteien sorgen dafür, dass die im Absatz 2 genannten Vorhaben bis Ende 2007 
fertig gestellt werden.“ 
 
Artikel 9 (1): 
„Der Vertrag gilt für den Zeitraum der Durchführung der sich daraus ergebenden 
Verpflichtungen. Er kann ausschließlich im Wege des Einvernehmens zwischen den 
Vertragsparteien geändert, ergänzt oder aufgehoben werden.“ 
 
Aus beiden Artikeln wird deutlich, dass die Umsetzung des im Vertrag geregelten 
Bauvorhabens seitens der einzelnen Vertragsparteien mit einer konkreten Fertigstellungsfrist 
(„bis Ende 2007“) als verpflichtend aufgefasst wird; jedoch kann diese Verpflichtung zugleich 
als eine kollektive Verantwortung gegenüber der Umsetzung des Bauvorhabens verstanden 
werden (s. Artikel 1 (3): „Die Vertragsparteien sorgen dafür […]“), die bei einem möglichen 
Eintreten negativer Entwicklungen ebenfalls „geteilt“ wird. Daneben wurde die 
Gültigkeitsfrist des Vertrages nicht an die konkrete Fertigstellungsfrist bis Ende 2007 
geknüpft, so dass der Vertrag auch mit der Verpflichtung, das Objekt vor Ende 2007 fertig zu 
bauen, ohne Umsetzung des Bauvorhabens praktisch für immer seine Gültigkeit behalten 
kann: s. Artikel 9 (1) „Der Vertrag gilt für den Zeitraum der Durchführung der sich daraus 
ergebenden Verpflichtungen.“ Aus heutigem Erkenntnisstand ergibt sich Folgendes: Der 2004 
unterschriebene trilaterale Vertrag besitzt noch immer seine Gültigkeit. Dadurch bekommt die 
Umsetzung des Bauvorhabens nach Ablauf der im Vertrag geregelten Fertigstellungsfrist bis 
2007 einen unbefristeten Status, was unter anderem zu einem langfristigen, kostenintensiven 
Organisationsaufwand führt. Beispielsweise müssen in diesem Fall allein auf polnischer Seite 
diverse Arbeitsgenehmigungen (2010 bemühte sich Polen erneut um die wasserrechtliche 
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Genehmigung) bzw. Ausschreibungen für die Umsetzung des Bauvorhabens immer wieder 
auf den aktuellen Stand gebracht werden. 
 
Des Weiteren wurden die in der Zuständigkeit der polnischen Vertragspartei stehenden 
Maßnahmen weder im Einzelnen beschrieben noch zeitlich befristet, ganz im Gegensatz zu 
den konkret geregelten und zeitlich befristeten Zahlungsmodalitäten.62 So war es schon zu 
Beginn des Jahres 2006 für die Bundesregierung klar, dass das gesamte Bauvorhaben seitens 
der polnischen Vertragspartei höchstwahrscheinlich nicht bis Ende 2007 realisiert wird – in 
den deutschen politischen Kreisen hoffte man darauf, dass zumindest der Bau der 
Grenzbrücke bald starten wird: „Der Staatsvertrag ist zwischenzeitlich in allen 3 Ländern 
ratifiziert. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass Polen noch in diesem Jahr mit dem 
Bau der Grenzbrücke beginnen wird, mit dem Ziel der Fertigstellung im Herbst 2007.“63 
 
Im April 2008 kam die Erteilung der Baugenehmigung für den Bau auf der polnischen Seite 
durch die Wojewodschaft Niederschlesien. Allerdings wurde kurz danach die Ausschreibung 
für die Umsetzung der Baumaßnahmen (Bau der Grenzbrücke und Straßenverbindung durch 
das polnische Gebiet) vom Marschall der Wojewodschaft Niederschlesien für ungültig erklärt. 
Der deutschen Vertragspartei blieb nichts anderes übrig, als an den polnischen Minister für 
Infrastruktur und an den polnischen Ministerpräsidenten zu appellieren, dass „zügig mit dem 
Bau der Grenzbrücke über die Neiße und der Verbindungsstraße auf polnischem 
Hoheitsgebiet“64 begonnen würde. Angeblich ging der polnischen Seite im Jahre 2008 das 
Geld für das Bauvorhaben aus: „Es sei derzeit unmöglich, einen genauen Zeitpunkt für den 
Baustart anzugeben. Das teilt Piotr Pastuszak, Sprecher des polnischen Ministeriums für 
Infrastruktur in Warschau, auf Anfrage der SZ mit. […] Der Ministeriumssprecher bestätigt, 
dass die bisher von Deutschland und Tschechien vergebenen Mittel, insgesamt knapp 15 
Millionen Euro, nicht ausreichen. Laut bestem Angebot nach der Ausschreibung im März 
fehlen, so Piotr Pastuszak, Polen zehn Millionen Euro. Allerdings könne sich der Betrag noch 
verändern, da die Ausschreibung noch nicht abgeschlossen sei. Die Wojewodschaft 
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Niederschlesien solle sich nun um zusätzliche Mittel kümmern. Zudem, so Piotr Pastuszak, 
habe Deutschland Polen eine weitere Million Euro zugesagt, wenn das Straßenbau-Vorhaben 
abgeschlossen ist. Mit dem Geld sollen mit Gesamtaufwendungen für den Straßenbau, die 
Brücke und notwendige Anschlüsse der künftigen neuen Straße an das bestehende polnische 
Straßennetz bezahlt werden.“65 
 
Zu Beginn der Planung des Bauvorhabens der Grenzbrücke und einer Weiterführung der 
B 178 über das polnische Gebiet gab es auf Seiten der Politik der Bundesrepublik 
Deutschland viele innovative Ideen für die Möglichkeiten der Umsetzung des Bauvorhabens. 
Einige deutsche Politiker hatten bei Gesprächen auf hoher politischer Ebene im Ausland das 
gesamte Projekt des Neubaus immer wieder angesprochen.66 Mittlerweile scheint es so, als 
gäbe es keine Ideen und Vorschläge mehr von der deutschen Seite (weder von der 
institutionellen noch von der politischen Ebene) für die baldige Umsetzung des Bauvorhabens 
in Polen. Die altbekannten Probleme meldeten sich immer wieder, und auch das Jahr 2010 
brachte (außer neuen Versprechungen von polnischer Seite bezüglich einer Fertigstellung der 
Brücke 2012) nichts Neues.  
 
Die deutsche Vertragspartei scheint in diesem Falle machtlos zu sein, fordert aber bei den 
regelmäßigen trilateralen Treffen nachdrücklich die Erfüllung der Vertragsbedingungen von 
2004. Neue, konkrete, gemeinsame Lösungsvorschläge konnten bis jetzt allerdings nicht 
erarbeitet werden: „Der Bau der Grenzbrücke liegt nach dem Staatsvertrag vom 5. April 2004 
in der Zuständigkeit der Republik Polen. Die wasserrechtliche Genehmigung für die 
Errichtung der deutsch-polnischen Grenzbrücke ist Ende 2009 erloschen. Die Republik Polen 
hat jedoch zugesagt, die Erteilung einer neuen wasserrechtlichen Genehmigung bis Ende 
März 2010 sicherzustellen und sodann den Bau der Grenzbrücke auszuschreiben. Eine 
Aussage über die Kosten kann erst nach Ausschreibung und Prüfung der Angebote getroffen 
werden.“67 Mit anderen Worten: Wie hoch die weitere Finanzierung des Bauvorhabens sein 
soll, kann erst nach einer entsprechenden Ausschreibung auf polnischer Seite festgestellt 
werden, die bislang nicht erfolgte. 
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Auf der institutionellen Ebene gibt es in Deutschland keine konkreten Vorstellungen über die 
Ursachen der fehlenden Umsetzung des Bauvorhabens. Bekannt ist, dass, während die 
deutsche und die tschechische Vertragspartei ihre vertraglichen Verpflichtungen erfüllten und 
die Straßenanschlüsse an beide Seiten des geplanten Straßenabschnitts durch Polen gebaut 
haben,68 die polnischen Vertragspartner angeblich Finanzierungsprobleme bei der Erfüllung 
ihrer vertraglichen Verpflichtungen bekamen. 
 
Allerdings lassen sich die primären Gründe für die Verzögerung des Bauvorhabens und auch 
die Sprachbarrieren, die zwischen Polen und Deutschland entstanden, anhand der deutschen 
Presseartikel sowie der Aussagen des Leiters des Straßenbauamtes Bautzen, Roland Schultze, 
auf die folgenden Punkte reduzieren: 
 
- Die relativ kurze Strecke durch das polnische Gebiet und die Grenzbrücke waren für 
Polen niemals von besonders großem Interesse; die Regierungszentrale in Warschau 
zeigte sich eher an anderen großen Straßenbauprojekten interessiert (wie 
beispielsweise an dem Ausbau der Schnellstraßenverbindung vom Süden Polens bis an 
die Ostsee), die in einem bestimmten Konkurrenzverhältnis zum trilateralen 
Bauprojekt im Dreiländereck stehen.69 
- Nicht selten stehen unterschiedliche Mentalitäten und kulturelle Prägungen einer 
ergebnisorientierten Zusammenarbeit im Wege. 
- Unterschiedliche Fachbegriffe, Bezeichnungen, Planungsinhalte sowie 
Gesetzesgrundlagen erschweren die gemeinsame Planung und Umsetzung des 
Bauvorhabens.70  
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2.6 Kritische Betrachtung 
Nach einer langen Planung und nur teilweisen Umsetzung des Bauvorhabens „B 178n“ sieht 
der aktuelle Stand des Baus der neuen Bundesstraße 178 aus der Sicht der Bundesregierung 
folgendermaßen aus: „Der Neubau der B 178 zwischen der [Bundesgrenze Deutschland/ 
Polen] östlich von Zittau und der A 4 bei Weißenberg hat als eine für die Region am 
Dreiländereck unverzichtbare verkehrliche Infrastrukturmaßnahme eine hohe Priorität, da im 
östlichen Teil Sachsens momentan keine leistungsfähige Süd-Nord-Verbindung existiert. 
Bislang wurden der Bauabschnitt zwischen der [Bundesgrenze Deutschland/ Polen] und 
Zittau (ohne Grenzbrücke), die Nordumgehung Zittau, die Ortsumgehung Löbau und der 
Bauabschnitt zwischen nördlich Löbau und Nostitz fertig gestellt. Das Teilstück zwischen 
Obercunnersdorf und südlich Löbau befindet sich im Bau. Die Gesamtinvestitionskosten für 
die 42 km lange B 178 belaufen sich auf rund 220 Mio. Euro. Durch die europäische 
Bedeutung der B 178 als länderübergreifende Verbindung wurde der Abschnitt Löbau–
Nostitz während der Förderperiode 2000 bis 2006 mit EFRE-Mitteln gefördert. Die restlichen 
Abschnitte sind für eine EFRE-Förderung im Rahmen des Programms 2007 bis 2013 
vorgesehen.“71 Aus dieser Beschreibung wird deutlich, dass sich die Bedeutung der neuen 
Bundesstraße für die Region Oberlausitz im Laufe der mittlerweile 19-jährigen Planung und 
Umsetzung des Bauvorhabens „B 178n“ keineswegs geändert hat. 
 
In dieser Zeit verschwanden auch die alten Probleme innerhalb der Region nicht, sollten aber 
ursprünglich mit möglichst schneller Schaffung der „Lebensader der Region“, wie die neue 
B 178 seit dem Beginn ihrer Planung genannt wird, langfristig behoben werden. An dieser 
Stelle kann die Frage aufgeworfen werden, ob die zum Teil langwierige und im benachbarten 
Ausland unter anderem stark auf räumliche Objekte fokussierte Raumplanung in Deutschland 
nicht zu kompliziert und ineffizient ist. Spielen die im raumplanerischen Kontext erarbeiteten 
Konzepte überhaupt noch eine Rolle, wenn die Umsetzungsfristen auf lange Dauer nicht 
eingehalten werden? Können die räumlichen Objekte nach einer so langen Planungs- und 
Umsetzungsphase ihre Aufgabe als Mittel zur Verbesserung der Lebensqualität noch erfüllen? 
 
2.6.1 Problemerkennung im Vorfeld 
Es kann nicht behauptet werden, dass ein Teil der Probleme, die das Bauvorhaben „B 178n“ 
behinderten bzw. noch immer behindern, der politisch-institutionellen Ebene zu Beginn der 
Planung vollkommen unbekannt oder zumindest nicht vorhersehbar waren. So sprach 
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beispielsweise ein Kreis von Experten, darunter auch Roland Schultze (Leiter des 
Straßenbauamtes Bautzen), noch im Jahre 1996 öffentlich über die folgenden Probleme, die 
nach fast 14 Jahren noch immer als solche betrachtet werden:72 
 
- Lange Planungszeiten und hohe Planungskosten: 
„Schultze: In den Alten Bundesländern kann es bis zu 10 Jahren von der Planung bis zum 
ersten Spatenstich dauern. 15 Prozent der Baukosten sind Planungskosten. Insgesamt wird der 
Streckenbau der B 178 rund 600 Millionen DM kosten. Der Bau beginnt mit der Nord-
Umfahrung von Löbau, Herrnhut kommt zuletzt dran.“ 
 
- Andauernde Schwierigkeiten mit der polnischen Seite bei der Planungskoordination: 
„Schultze: Erste Pläne für die Trasse gab es schon 1991, damals noch mit der Vorgabe einer 
Nordumfahrung um Zittau. Nachdem aber Verhandlungen mit Polen keine Ergebnisse 
brachten, kamen wir zu der heutigen Variante: eine grenzüberschreitende Straße, 
Umfahrungen um Löbau, Herrnhut und Zittau und einem Anschluß an die A 4.“ 
 
„Schiermeyer: Es gibt keine optimale Lösung, nur das kleinere Übel. Polen pokert zur Zeit, 
reizt aus. Sobald aber kein Stich mehr möglich ist, wird Polen wohl einlenken.“ 
 
„Hiltscher: Ich hoffe auch auf eine Lösung mit Polen. Dort gibt es Fachleute, die diese Straße 
befürworten. Bisher war alles nur eine politische Entscheidung.“ 
 
- Schwierigkeiten im Planungskontext: 
„Schultze: […] Ein Straßennetz wie in den Alten Bundesländern wird es hier auch gar nicht 
geben. Heute gibt es viel schärfere Naturschutzgesetze. Wäre die Situation hier wie früher in 
der alten BRD, wäre die B 178 längst fertig.“ 
 
Neben den Meinungen aus dem Kreis der Experten gab es seit 1996 weitere konkrete 
Indizien, unter anderem 
 
 - für das Auftreten von Schwierigkeiten in der Planung und Umsetzung der 
Straßenverbindung zwischen Deutschland und Tschechien über Polen: 
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„‚Für Polen macht eine B 178 losgelöst vom Autobahnnetz keinen Sinn…’ sagt der Wojewode 
in Jelenia Gora. […] Die Tschechen scheinen neben Zittau die Einzigen zu sein, welche noch 
vehement für eine Nord-Süd-Verbindung kämpfen.“73 
 
„Seit Jahren versuchen Politiker und Wirtschaftsfachleute, eine trilaterale Lösung des 
Problems B 178 zu finden. […] Deutschland und Tschechien bevorzugen eine Variante, bei 
der etwa 3,6 Kilometer der neuen, vierspurigen B 178 über polnisches Territorium führen. 
Doch bislang scheiterte die Umsetzung der von deutscher und tschechischer Seite 
favorisierten Streckenführung an dem ‚Nein’ der polnischen Seite. Das würde dem polnischen 
Verkehrswegeplan zuwiderlaufen und sei deswegen nicht in Betracht zu ziehen, hieß es dazu 
in der Vergangenheit aus Warschau. Nun stellte das Warschauer Innenministerium erstmals 
eine polnische Planungsvariante für die Verkehrsführung im Dreiländereck Polen-
Deutschland-Tschechien vor. Dazu Piotr Adamski, Beauftragter für grenzüberschreitende 
Angelegenheiten für die Wojewodschaft Jelenia Gora (Hirschberg): ‚Nach unseren 
gegenwärtigen Vorstellungen soll es von der A 4 bei Zgorzelec eine Südverbindung zur 
tschechischen E 442 (Novy Bor-Liberec) geben. Die vierspurige, autobahnähnliche Straße 
führt dabei an Bogatynia vorbei und soll die tschechisch-polnische Grenze bei Opolno-Zdrój 
überqueren.’ Laut Adamski haben bereits erste Gespräche mit dem tschechischen 
Innenministerium in Prag stattgefunden, wobei die tschechischen Verhandlungspartner 
Interesse signalisiert hätten. Piotr Adamski: ‚Auch mit deutschen Vertretern sind in den 
kommenden Wochen Gespräche vorgesehen. Wir sind uns natürlich vollauf bewußt, daß die 
deutsche Variante (B 178) nur schwer in unsere Planung einzuordnen ist.’“74 
 
„Sachsens Wirtschaftsminister Martin Gillo scheint zu zweifeln. Zu zweifeln daran, dass es 
eine Straßenverbindung von Deutschland über Polen ins Tschechische geben wird – als 
Verlängerung der neuen B 178. […] Wenn nicht bis Mai 2004 mit, dann ohne Polen, 
verkündete er gestern in Zittau. […] Nicht mal geschenkt will Warschau anscheinend die 
Straße haben. Warschau wohlgemerkt. Denn polnische Politiker hier vor Ort haben die 
Chancen, die die Trasse bietet, längst erkannt. Auch dank unermüdlicher Überzeugungsarbeit 
hiesiger Kommunalpolitiker.“75 
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- für mögliche Finanzierungsengpässe und Nichteinhaltung der geplanten 
Fertigstellungsfristen: 
 
„Wenn nicht bald etwas geschieht, so wird befürchtet, wird das Projekt ob der knappen 
Kassen auf lange Zeit aufs Eis gelegt.“76 
 
„Der Neubau der Bundesstraße 178 ist nicht im geplanten Zeitraum bis zum Jahr 2007 zu 
schaffen. Das erklärte der verkehrspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Georg 
Hamburger jetzt bei einem Gespräch mit Kommunalpolitikern des Landkreises Löbau-Zittau. 
Es sei ‚Illusion, daran zu glauben, dass der Bund die noch benötigte Investitionssumme von 
190 Millionen Euro in den nächsten vier Jahren aufbringen kann’, sagte der CDU-
Sprecher.“77 
 
2.6.2 Zur Ineffizienz der raumplanerischen Praxis und Ineffektivität der Regionalpolitik 
Konkret bedeutet dies also, dass die Probleme (unter anderem zu lange und kostenintensive 
Planungszeiten, problematische Zusammenarbeit mit der polnischen Seite) der 
regionalpolitisch-institutionellen Ebene in der einen oder anderen Weise bekannt waren. 
Warum wurde dennoch nicht im Vorfeld auf sie eingegangen? Die Antwort liegt 
möglicherweise in der stark routinierten, unflexiblen Praxis der Raumplanung, in ihrer 
deutlichen Objektzentriertheit sowie in der unzureichenden langfristigen Abstimmung 
raumplanerischer und regionalpolitischer Aspekte. Das führt unter anderem dazu, dass die zu 
Beginn erarbeiteten Konzepte mit der Zeit nicht mehr aktualisiert werden oder gar fehlen, 
wenn es sich nicht um raumordnerische, verkehrstechnische, wirtschaftliche und ökologische 
Umsetzungsfaktoren handelt, sondern um ihre regionalpolitische Durchsetzung. 
Konsequenterweise konzentriert man sich in der Planungsphase primär auf Probleme im 
Raum (bzw. regionale Schwächen) und kaum auf mögliche Probleme, die die Umsetzung der 
Maßnahmen behindern könnten. Die unflexible institutionelle Planung berücksichtigt solche 
Probleme auch bei ihrer Entstehung nur unzureichend mit und „verdrängt“ sie teilweise in 
den Bereich der politischen Verantwortung, der, wie oben bereits erwähnt, bezogen auf 
Handlungen, Ziele und Interessen mit der institutionellen Ebene langfristig nicht kongruent 
ist. Man befindet sich somit in einem politisch-institutionellen Teufelskreis. Für einen 
Betrachter außerhalb des raumplanerischen Kontextes ist schwierig zu glauben, dass eine 
solche Praxis der Raumplanung effizient sein soll. 
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Allerdings gehört vieles davon zur Normalität der Raumplanung und Regionalpolitik. So 
entspricht etwa die Aufteilung der in Planung befindlichen Straßen in einzelne Bauabschnitte 
der gewöhnlichen Praxis der deutschen Raumplanung.78 Ist jedoch das gesamte Ergebnis der 
Planung wichtig und nicht primär der Prozess, sollten die Konzipierungs- und 
Umsetzungsphasen aneinander angeglichen werden und möglichst durch keine längeren 
zeitlichen Abstände voneinander getrennt sein. Mit anderen Worten: Das jeweilige Objekt der 
Raumplanung sollte möglichst bald so, wie es konzipiert wurde, umgesetzt werden. Im Fall 
der neuen Bundesstraße 178 als Objekt der raumplanerischen Tätigkeit wurden die einzelnen 
Straßenabschnitte zu unterschiedlichen Zeiten geplant und gebaut. Dies kann zwar für eine 
gewisse Konsistenz im Umsetzungsprozess des gesamten Bauvorhabens sprechen; die 
einzelnen Abschnitte selbst werden dabei allerdings zu unterschiedlichen Objekten der 
Bauplanung mit eigenen Umsetzungsfristen, Finanzierungsmöglichkeiten, Untersuchungen 
und Verfahren, Beteiligungen der Träger öffentlicher Belange, Berücksichtigung der 
Einwendungen verschiedener Betroffener etc. und möglicherweise jeweils mit einer eigenen 
Priorisierung. Kommt die Umsetzung des gesamten Bauvorhabens dauerhaft nicht zustande, 
droht dem Projekt langfristig die Gefahr der Veralterung der Konzepte und Pläne sowie ein 
möglicher Relevanzverlust in einem neuen politischen und gesellschaftlichen Kontext. Was 
die vorhandenen Konzepte zur Umsetzung des Bauvorhabens der neuen Bundesstraße 178 
betrifft, so beziehen sie sich hauptsächlich auf die Prüfung ökologischer, raumordnerischer, 
verkehrlicher und wirtschaftlicher Aspekte79, und weniger auf die Prüfung der kritischen 
politischen Faktoren. Die institutionelle Ebene, die für die Umsetzung des Bauvorhabens 
„B 178n“ zuständig ist, erwartet keine regionalpolitische Unterstützung „von unten“, wohl 
aber eine von der höheren politischen Ebene. 
 
Die Probleme der vollständigen Umsetzung des gesamten Bauvorhabens der neuen 
Bundesstraße 178, die in der Konzipierungsphase nicht vorhersehbar waren und erst während 
der Umsetzungsphase eingetreten sind, erfordern eine nachträgliche Mitberücksichtigung im 
gesamten Umsetzungsverfahren. Das Straßenbauamt Bautzen sieht aktuell für die weitere 
Umsetzung des Bauvorhabens „B 178n“ keinen Bedarf an der Erarbeitung neuer oder der 
Fortschreibung der vorhandenen Konzepte, was keineswegs den Prinzipien der 
Fortschreibung und Aktualisierung der Konzepte und Pläne der Raumordnung und 
Raumplanung entspricht. Neben politischen und gesellschaftlichen Aspekten können sich bei 
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zu langen Planungs- und Umsetzungszeiten auch die zuvor berücksichtigten 
raumordnerischen, verkehrstechnischen, wirtschaftlichen und ökologischen Faktoren 
signifikant ändern, so dass eine entsprechende Aktualisierung der Konzepte zumindest aus der 
Sicht dieser Faktoren unabdingbar wäre.80 So wäre unter Umständen zugleich eine 
Erweiterung der Konzepte um Analysen und Lösungsvorschläge für bekannte, politisch- und 
gesellschaftsrelevante Problemzustände sinnvoll, vor allem dann, wenn es keine konkrete 
Möglichkeit gibt, sie kurz- oder mittelfristig zu beheben. 
 
Als Vorhabensträger ist das Straßenbauamt Bautzen auf die vollständige Umsetzung des 
Bauvorhabens fokussiert, muss sich jedoch während des Umsetzungsprozesses mit politischen 
Fragen befassen, die im Prozess des Neubaus der Bundesstraße 178 entstehen. Die Befolgung 
der Prinzipien der Raumordnung und Raumplanung und die gleichzeitige Entwicklung einer 
politischen Perspektive für die Klärung möglicher Fragen und Probleme, die den Bauvorgang 
behindern, kann auf der institutionellen Ebene unter Umständen zu einer gewissen 
Machtlosigkeit des regionalpolitischen Handelns führen: Einerseits ist es für das 
Straßenbauamt Bautzen nicht vordergründig entscheidend zu wissen, welche regionalen und 
lokalen Interessengruppen sich für oder gegen das Bauvorhaben der B 178n engagieren, 
solange der Bauprozess nicht völlig zum Stillstand kommt; andererseits braucht die 
institutionelle Ebene, deren Handeln hauptsächlich durch eine Vielzahl von Regelwerken der 
Raumordnung und Raumplanung determiniert wird, eine dauerhafte politische Unterstützung 
bei der Klärung der Probleme, die sie allein langfristig nicht lösen kann. Offensichtlich 
bekommt das Straßenbauamt Bautzen diese politische Unterstützung nicht im ausreichenden 
Maße. Denkt man beispielsweise an die schon seit Langem mehrmals angekündigte 
Fertigstellung der Straßenverbindung über Polen und der Brücke über die Neiße, wird dieses 
Argument mehr als deutlich. Allerdings ist die höhere (regional-)politische Ebene nicht 
immer bereit, die Prinzipien der Diplomatie gegen die Geradlinigkeit institutioneller Ordnung 
zu tauschen: Der Tagesordnungspunkt „Bau der Verbindung B 178n über Polen“ wurde schon 
vor manchem Gespräch mit ausländischen Politikern aus der geplanten Tagesordnung 
gestrichen. Außerdem leitet sich das politische Handeln unter anderem von bestimmten 
Prinzipien und Interessen ab, die nicht immer mit den Zielen der Raumplanung im Einklang 
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stehen, und kann unter Umständen auch einen anderen Planungshorizont haben. Es wird 
deutlich, dass das Vorhaben des Neubaus der Bundesstraße 178 ohne eine adäquate (regional-
)politische Unterstützung möglicherweise nicht in absehbarer Zeit beendet werden kann. 
 
Zum Schluss lässt sich nochmals Folgendes betonen: Bei der Planung und Umsetzung des 
Bauvorhabens der neuen Bundesstraße 178 traten viele, teilweise interdependente 
Problemzustände ein, die sich zu einem großen Problemkomplex entwickelten. Jedoch war ihr 
Eintreten in einigen Fällen keinesfalls unvorhersehbar. Und auch, wenn mit einigen anderen 
tatsächlich nicht zu rechnen war, hätten diese nach ihrem Auftreten eine rechtzeitige, 
adäquate Zuwendung verdient. Damit wird Folgendes deutlich: Solange es um das Bedürfnis 
nach einer reibungslosen Planung und effizienten Umsetzung raumgestalterischer Handlungen 
geht, dürfen mögliche denkbare Problemzustände oder zwischendurch eingetretene Probleme, 
die die Planung und Umsetzung behindern, nicht weniger intensiv als beispielsweise 
technische Aspekte der Umsetzung oder regionale Probleme behandelt werden, d. h. sie 
müssen möglichst frühzeitig analysiert und in einem langfristigen gemeinsamen 
Handlungskontext institutioneller, politischer und gesellschaftlicher Bereiche gelöst werden. 
Die institutionelle Ebene wäre (ohne eine vereinfachte Raumplanungsperspektive) im 
schlimmsten Falle gar nicht in der Lage, die Probleme der Umsetzung raumplanerischer 
Vorhaben alleine zu lösen. 
 
P.S. Im November 2010 werden, sofern in dieser Zeit die Verkehrsfreigabe der Teilstrecke 
zwischen Löbau und Obercunnersdorf erfolgt, ca. 21 km bzw. fast die Hälfte der seit 1991 in 
der Planung und seit 1999 im Bau befindlichen neuen Bundesstraße 178 nutzbar.81 Bis heute 
wurden ca. 15 km der neuen B 178 gebaut; die restlichen Teilstrecken befinden sich in 
unterschiedlichen Planungs- und Umsetzungsstadien. Nach aktuellen Angaben des Leiters des 
Straßenbauamtes Bautzen, Roland Schultze, sollte die gesamte Bundesstraße 178 von der A 4 
bis zur Bundesgrenze im Süden der Region Oberlausitz bis 2013 fertiggebaut werden: „Eine 
Prognose, wann die gesamte Trasse von Weißenberg bis nach Tschechien durchgängig 
befahrbar ist, wagt er aufgrund der vergangenen zehn Jahre lieber nicht.“82 
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3. METHODISCHE UND BEGRIFFLICHE ZUGÄNGE 
 
„Der Dilettant unterscheidet sich vom Fachmann – wie 
Helmholtz über Robert Mayer gesagt hat – nur dadurch, 
daß ihm die feste Sicherheit der Arbeitsmethode fehlt, 
und daß er dadurch den Einfall meist nicht in seiner 
Tragweite nachzukontrollieren und abzuschätzen oder 
durchzuführen in der Lage ist.“ (Weber 1919, S. 82) 
 
3.1 Allgemeine Hermeneutik 
Für eine Untersuchung der allgemeinen Probleme der Gestaltung des menschlichen 
Lebensraumes wären zunächst viele methodische Zugänge denkbar. Dennoch würden die 
Komplexität, die große Dynamik und die außerhalb eines bestimmten Kontextes schlechte 
methodische Greifbarkeit dieses Prozesses die Entfaltung einer ausschließlich auf bereits 
vorhandene wissenschaftliche Ansätze zurückgreifenden Argumentation stark relativieren. 
Als Gesamtheit verschiedenartigster theoretischer und praktischer Entscheidungen bietet der 
Prozess der Gestaltung des menschlichen Lebensraumes andererseits eine breite Basis der 
Zugangsalternativen zu dem einen oder anderen für die vorliegende Arbeit entscheidenden 
Sachverhalt. Um im Kontext der methodischen Offenheit jeglichen methodischen Zwang zu 
vermeiden, sollte man bereits im Vorfeld der Konzeption versuchen, nicht aus der Sicht eines 
einzelnen methodologisch etablierten Teilbereichs nach relevanten Sachverhalten und 
Informationen zu suchen, sondern sich aus verschiedenen wissenschaftlichen wie 
praxisbezogenen Disziplinen heraus den Zusammenhängen zu nähern.83 Relevant wären an 
dieser Stelle somit der von Dingler beschriebene „vormethodische Standpunkt“84 oder, als 
Prozess aufgefasst, eine nach den Überlegungen von Löhr „schrittweise“ vollzogene 
„Heranführung an einen zweckmäßigen methodologischen Standpunkt“.85 In einem 
vormethodischen Bereich befindet sich ein Forscher, wenn er „noch keine genaue 
methodische Entscheidung getroffen“86 hat und das Problem oder seine Aufgabe nicht 
unbedingt erkennen kann. Im Duktus von Dingler versucht er, durch sein „Gespür“ an „die 
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Quelle alles Unmittelbaren, Einzelnen, Erlebten“87 zu gelangen. Der gewissen 
(wissenschaftlichen) Vorahnung (wobei an dieser Stelle unklar ist, ob diese „Vorahnung“ eine 
klare heuristische Struktur besitzt88), die immerhin aus einem wissenschaftlichen Kontext 
heraus entwickelt wird, folgt die Erarbeitung des Weges zu der „Quelle des Wissens“. Die 
vorliegende Arbeit stellt die klare Positionierung der Thematik der Arbeit, ihres 
Untersuchungsbereiches sowie auch ihrer methodologischen Prinzipien außerhalb des 
naturwissenschaftlichen Bereiches explizit in den Vordergrund. Mit anderen Worten, nicht die 
Naturgesetzlichkeit als Zusammenhang dessen, was die Menschen umgibt, ist von Interesse, 
sondern die Lebenszusammenhänge der Menschen, in denen sich ihre Lebenspraxis und 
Lebenserfahrung, ihre Vorstellungen und Aussagen und unter anderem auch die Natur selbst 
wiederfinden lassen. Diese sind in erster Linie der geisteswissenschaftlichen Hermeneutik 
zugänglich.89 
 
Dies bedeutet für die vorliegende Arbeit auch, dass Probleme der Gestaltung des 
menschlichen Lebensraumes nicht als allgemeingültige Komponenten im (historischen) 
Zusammenhang menschlicher Lebenspraxis betrachtet werden; sie bedürfen somit keiner 
Erklärung ihrer Entstehung und Lösung. Ohnehin scheint es ohne eine „dogmatische“ 
Vorgehensweise kaum möglich, Probleme in einem solchen allgemeinen, nicht-historischen 
Kontext zu erfassen.90 Nicht die Probleme selbst, sondern primär das (Forschungs-)Interesse 
an diesen Problemen bzw. der Anspruch auf stärkere Akzentuierung aktueller Probleme der 
Gestaltung des menschlichen Lebensraumes innerhalb der Lebenspraxis bedingt die 
geisteswissenschaftliche Ausrichtung der vorliegenden Arbeit: „Offenbar kann man nicht im 
selben Sinne von festen Forschungszielen in den Geisteswissenschaften sprechen, wie das in 
den Naturwissenschaften am Platz ist, wo die Forschung immer tiefer in die Natur eindringt. 
Bei den Geisteswissenschaften ist vielmehr das Forschungsinteresse, das sich der 
Überlieferung zuwendet, durch die jeweilige Gegenwart und ihre Interessen in besonderer 
Weise motiviert. Erst durch die Motivation der Fragestellung konstituiert sich überhaupt 
Thema und Gegenstand der Forschung.“91 
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Das Forschungsinteresse selbst (welches im Allgemeinen als Erkenntnisinteresse zu verstehen 
ist) ist dem wissenschaftlichen „Bedürfnis nach Verstehen“ gleichzusetzen, welches sich 
allerdings keineswegs als „menschliche Veranlagung“ natürlich aus der Evolution 
entwickelt92, sondern seine eigene Rechtfertigung bewusst aus den konkreten Problemen oder 
Zusammenhängen der Lebenspraxis93 bzw. aus der lebenspraktischen „Daseinsbewältigung“ 
ableitet: „Das Gelingen der praktischen Lebensvollzüge als der Idealfall unserer 
Daseinsbewältigung ist deshalb – im Grundsatz jedenfalls – keineswegs abhängig von 
irgendwelchen vorgängig zu gewinnenden, wissenschaftlich diszipliniert hergestellten 
Erkenntnissen. Vielmehr ist umgekehrt die Ingangsetzung von wissenschaftlicher Bemühung 
nur als abhängig von den Problemen und Orientierungsbedürfnissen der schon ansatzweise 
disziplinierten Lebenspraxis verstehbar. So gesehen kann man dann auch nicht mehr dafür 
eintreten, daß die Ergebnisse wissenschaftlicher Anstrengung ‚aus dem Nichts’ als frei 
erfundene Theorien (‚Ideen’) in unser aller Leben treten oder lebenspraktisch irrelevante 
Selbstbeschäftigungen (‚Glasperlenspiele’) darstellen sollen. Vielmehr müssen 
wissenschaftliche Anstrengungen als eine der Lebenspraxis dienende Tätigkeit begriffen 
werden, die mit einer vom Leben selbst schon vorgegebenen Zielsetzung allererst in Gang 
gesetzt sind. In diesem Sinne bestimmt folglich das immer schon in Gang befindliche Leben 
über die Wissenschaften, nicht umgekehrt.“94 Somit wendet sich das Interesse gezielt dem 
Verstehen bzw. Erkennen der Lebenspraxis in der gesamten Vielfalt ihrer sinnlich definierten 
Lebensäußerungen (Begriffe, Urteile, Denkgebilde, Handlungen)95 zu: „Wir nennen den 
Vorgang, in welchem wir aus Zeichen, die von außen sinnlich gegeben sind, ein Inneres 
erkennen: Verstehen.“96 
Das Problem des „Verstehens“ oder der Sinnerkennung deutet sich allerdings schon im 
Vormethodischen an: Es gibt eine Diskrepanz zwischen der Vorstellung eines Sinnsuchenden 
und einer ihm zunächst fremden Lebensäußerung. Im Versuch Schleiermachers, von der 
„speziellen“ Hermeneutik des Neuen Testaments ausgehend eine allgemeine Hermeneutik97 
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als Prozess des (sprachlichen) Nachkonstruierens (der „Rede“) zu entwickeln, scheint dieses 
Problem auf der Ebene des objektiv-subjektiven bzw. intersubjektiven Verstehens98 ebenfalls 
zu existieren: „Die Aufgabe ist auch so auszudrücken, die Rede zuerst eben so gut und dann 
besser zu verstehen als ihr Urheber. Denn weil wir keine unmittelbare Kenntniß dessen haben, 
was in ihm ist, so müssen wir vieles zum Bewußtsein zu bringen suchen was ihm unbewußt 
bleiben kann außer sofern er selbst reflektirend sein eigener Leser wird. Auf der objectiven 
Seite hat er auch hier keine andern Data als wir.“99 Grundsätzlich gibt es nach Schleiermacher 
zu Beginn jeder Erkenntnisgewinnung zwei Probleme: 
 
- Zunächst ist jede Lebensäußerung undefiniert; daher sollte jeder Versuch, sie zu 
erklären, aus ihrem inhaltlichen Zusammenhang heraus erfolgen: „Alles bedarf 
näherer Bestimmung und erhält sie erst im Zusammenhange. Jeder Theil der Rede, 
materieller sowohl als formeller, ist an sich unbestimmt. Bei einem jeden Worte isolirt 
denken wir uns nur einen gewissen Cyclus von Gebrauchsweisen. Eben so bei jeder 
Sprachform.“100 
 
- Die Diskrepanz zwischen dem Objektiven und dem Subjektiven ist in dem 
hermeneutischen Prozess per se gegeben: „Kennen wir die objective Beschaffenheit 
der Sache, so wird die Differenz dadurch recht deutlich für uns. Oft aber lernen wir 
erst den Gegenstand aus verschiedenen Beschreibungen kennen, dann ist’s schwer, das 
Objective und Subjective darin zu unterscheiden.“101 
 
Die Annäherung an das objektive Wissen bzw. die Gewinnung der Erkenntnis als Aufgabe 
der Wissenschaft ist nach Schleiermacher102 somit ein Prozess, der aus vielen 
Zusammenhängen heraus weder Anfang noch Ende besitzt. Über seinen Verlauf entscheidet 
somit ein Wissenschaftler im Einzelnen, bedingt durch den Grad der von ihm empfundenen 
Affinität der Begriffe und Vorstellungen. So entwickelt jeder Wissenschaftler für sich seine 
eigene hermeneutische Vorgehensweise, die allerdings allgemeinen wissenschaftlichen bzw. 
hermeneutischen Maximen gehorcht, solange er den zeitlosen Anspruch auf das vollkommene 
Verstehen und Verstandenwerden beibehält: „Die Aufgabe ist so gestellt eine unendliche, 
                                                 
98
 Vgl. Schleiermacher 1838, S. 31 ff. 
99
 Schleiermacher 1838, S. 32 
100
 Schleiermacher 1838, S. 41 
101
 Schleiermacher 1838, S. 150 
102
 Vgl. Schleiermacher 1838, S. 164: „Die wissenschaftliche Darstellung hat auch ihren Zweck in sich selber,  
aber er ist ein anderer, als die Selbstmanifestation in der Kunst, nemlich die Mittheilung von etwas 
Objectivem, von Erkenntniß.“ 
  
54 
weil es ein unendliches der Vergangenheit und Zukunft ist, was wir in dem Moment der Rede 
sehen wollen. […] Wie weit man aber und auf welche Seite vorzüglich man mit der 
Annäherung gehen will, das muß jedenfalls praktisch entschieden werden, und gehört 
höchstens in eine Specialhermeneutik, nicht in die allgemeine.“103 
 
Zwar gelingt es Wissenschaftlern immer wieder, eine eigene Hermeneutik zu entwickeln. 
Dennoch besitzen alle hermeneutischen Vorgehensweisen zumindest innerhalb der 
Geisteswissenschaften ein gemeinsames Merkmal, nämlich das Bedürfnis nach 
„vollkommenem Verstehen“: „Wo wir aber das vollkommene Verstehen suchen, da ist 
nothwendig den ganzen Sprachschaz im Bewußtsein zu haben. Zu dieser Vollkommenheit des 
Verstehens gehört auch, daß wir eine vorläufige Übersicht des Ganzen nehmen.“104 Das 
Hilfsmittel dafür ist nach Schleiermacher die Sprache, die allen zugänglich ist und als 
gemeinsame, zeitlose Basis der Verständigung und Annäherung innerhalb des 
lebensweltlichen Geschehens dienen kann: „Ein Sprach- und Textgeschehen kann durch den 
Vergleich mit analogen Phänomenen in seiner Eigentümlichkeit verstanden werden; man 
nähert sich dem Gegenstand mehr von außen.“105 Das Abgleichen des „Sprachgeschehens“ 
mit Phänomenen im Einzelnen bzw. mit dem, was verstanden werden soll, im Allgemeinen 
beinhaltet einige typische Momente, mit denen sich unter anderen Dilthey, Heidegger und 
Gadamer (teilweise in Anlehnung an Schleiermacher) kritisch auseinandergesetzt haben.106 
Sie werden unter dem Begriff „Hermeneutischer Zirkel“ zusammengefasst; es handelt sich 
dabei um einen Sammelbegriff für den Prozess des Verstehens, der stets neu auf der Basis des 
vorhandenen oder gewonnenen Wissens zu verstehen sucht. Auf diese Weise „kreist“ man 
gewissermaßen um ein Thema herum in dem Bemühen, sein Wissen über dieses Thema nicht 
nur zu festigen oder zu korrigieren, sondern das Thema zugleich in all seinen 
Zusammenhängen zu positionieren. Es bildet jedoch einen Unterschied, ob ein Thema aus 
einer Lebensäußerung, die man verstehen möchte, oder aus vielen Lebensäußerungen besteht: 
Die inhaltliche Isolierung und Dekontextualisierung einer Lebensäußerung ist grundsätzlich 
problematisch. Im Zusammenhang des hermeneutischen Zirkels gewinnen weitere Probleme 
des Verstehens Kontur, die die Bezeichnung „Zirkel“ negativ (im Sinne von „redundant“ oder 
„fortschrittslos“) belegen können. Es sind die innerhalb des wissenschaftlichen 
Verstehensprozesses immer wieder auftretenden Differenzen zwischen Objektivem und 
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Subjektivem, Elementarem und Höherem, Vorwissen und Erfahrung, Text und Leser, 
Begrenztem und Unbegrenztem usw. Als Bezeichnung für den ständigen Abgleich von 
Wissen und Vorwissen beim Verstehen der Lebensäußerungen beginnt er bereits im 
Vormethodischen und endet im Idealfall im vollkommenen Verstehen. Der „Hermeneutische 
Zirkel“ wurde zugleich zum Symbol des „ewigen“ Streits der Methoden, da er zwar über das 
Methodische hinausgeht, es aber niemals erlaubt, zu einem absoluten Verstehen zu gelangen. 
 
Das Anknüpfen an das schon vorhandene Wissen findet bereits im Vormethodischen statt und 
öffnet die Tür zu einer konkreten wissenschaftlichen Methodik: „Dieser Zirkel des Verstehens 
ist nicht ein Kreis, in dem sich eine beliebige Erkenntnisart bewegt, sondern er ist der 
Ausdruck der existenzialen Vor-struktur des Daseins selbst. Der Zirkel darf nicht zu einem 
vitiosum und sei es auch zu einem geduldeten herabgezogen werden. In ihm verbirgt sich eine 
positive Möglichkeit ursprünglichsten Erkennens, die freilich in echter Weise nur dann 
ergriffen ist, wenn die Auslegung verstanden hat, daß ihre erste, ständige und letzte Aufgabe 
bleibt, sich jeweils Vorhabe, Vorsicht und Vorgriff nicht durch Einfälle und Volksbegriffe 
vorgeben zu lassen, sondern in deren Ausarbeitung aus den Sachen selbst her das 
wissenschaftliche Thema zu sichern.“107 Dies impliziert die Entwicklung einer 
vormethodischen Vorgehensweise, die sporadische oder unsystematische Züge besitzen kann, 
jedoch das anfängliche Balancieren zwischen Skepsis und dem Anspruch auf Wahrheit 
ermöglicht. In einem solchen vormethodischen Kontext entwickelte sich auch die 
Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit, die sich auf allgemeine Probleme der Gestaltung 
des menschlichen Lebensraumes konzentriert. Was bedeutet dies konkret? 
 
Spricht man über Probleme des menschlichen Lebensraumes im Allgemeinen, wird man 
zwangsläufig mit der historischen Auffassung dieser Probleme durch Politik und Gesellschaft 
konfrontiert. Auch in der aktuellen alltäglichen Lebenspraxis spielen sie für die einzelnen 
Subjekte eine bedeutende Rolle, insbesondere bei der Beantwortung der Frage, ob und wie 
bestimmte räumliche Bedingungen und die Lebensweise eines Einzelnen aufeinander 
abgestimmt sind.108  
 
An dieser Stelle treten jedoch noch keine Probleme der Gestaltung auf; sie kristallisieren sich 
erst im Prozess der Reflexion sozial-räumlicher Zusammenhänge heraus. Daher ist es für die 
vorliegende Arbeit wichtig, Probleme der räumlichen Gestaltung einerseits durch das 
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Zusammenspiel sozial-räumlicher Dimensionen zu betrachten und sie andererseits aus dem 
konkreten problembezogenen Kontext ableiten zu können. Denn weder das allgemeine 
Bezugssystem ohne den konkreten Kontext der Entstehung einzelner Probleme noch das 
Erkennen der Probleme im Einzelnen außerhalb des gesamten entsprechenden Spielraums 
allein wären in der Lage, Klarheit innerhalb der Komplexität räumlicher Gestaltungsprozesse 
herzustellen. 
 
Vor dem Hintergrund subjektiver und objektiver Ansprüche sowie der primären 
Unüberschaubarkeit der untersuchten Materie entsteht das Bedürfnis nach einer strengen 
wissenschaftlichen Vorgehensweise. Die Begründung der methodischen Vorgehensweise für 
die vorliegende Arbeit lässt sich nur schwer aus dem Kontext einzelner 
Wissenschaftsbereiche direkt ableiten, da in diesem Fall deren Genese möglicherweise 
unberücksichtigt bliebe.  
 
Vielmehr gilt für sie die von Husserl betonte ursprüngliche Orientierung an der und auf die 
„Lebenswelt“, also auf die „Welt“ und die ihr innewohnende „Erfahrung“, die als Untergrund 
des Entstehens methodologischer Perspektiven verstanden werden muss: „Die Aufgabe der 
Ursprungsklärung des prädikativen Urteils, dieses Fundierungsverhältnis nachzuweisen und 
das Entspringen der vorprädikativen Evidenzen aus denen der Erfahrung zu verfolgen, erweist 
sich nach der nunmehrigen Aufklärung des Wesens der Erfahrung als Aufgabe des Rückgangs 
auf die Welt, wie sie als universaler Boden aller einzelnen Erfahrungen, als Welt der 
Erfahrung vorgegeben ist, unmittelbar und vor allen logischen Leistungen. Der Rückgang auf 
die Welt der Erfahrung ist Rückgang auf die ‚Lebenswelt’, d. i. die Welt, in der wir immer 
schon leben, und die den Boden für alle Erkenntnisleistung abgibt und für alle 
wissenschaftliche Bestimmung.“109 
 
Die Existenz des „Bodens für alle Erkenntnisleistung“ wirft zwangsläufig die Frage nach der 
Objektivität ihrer Kriterien auf, was zugespitzt wiederum in die wissenschaftliche 
Auseinandersetzung um die Letztbegründung einmündet.110 Das Einzige, was unumstritten 
bleibt, ist das persistente wissenschaftliche Erkenntnisinteresse, dessen Existenz diese 
Auseinandersetzung nur bestätigt. 
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3.2 Methodische Ausrichtung und spezielle Hermeneutiken 
Wenn, wie zuletzt angedeutet, die einzelnen Wissenschaftsbereiche primär von einem 
„Erkenntnisinteresse“ angetrieben werden111, was einerseits die Idealisierung der 
Urteilsbildung und andererseits ihre Relativierung mit sich bringen könnte, wird sich doch der 
Anspruch der Wissenschaften auf objektive Gültigkeit nicht im Kontext verschiedener 
Betrachtungsweisen112 erschöpfen: „Wenn also ein Erkenntnisinteresse sich auslebt, das heißt 
sich erfüllt, so geht es notwendig in eine Mehrheit von thematische Interessen auseinander, 
die aber zur Einheit eines Interesses organisiert sind. Die entsprechende Urteilstätigkeit geht 
in Urteilsschritten vor, jeder Schritt ist ein Urteil, das aber mit den anderen, schon 
vollzogenen Urteilen zu einer Urteilseinheit verbunden ist.“113 
 
Die Relativierung gesellschaftspolitischer Tendenzen wäre erst aus der Lebenspraxis heraus, 
oder im konkreten Fall der vorliegenden Arbeit aus dem gesellschaftspolitischen Kontext 
heraus, möglich: Diese Erkenntnis soll mithilfe der Wissenschaft, jedoch ohne 
selbstverständliche Anwendung der wissenschaftlichen Methodik, im gesellschaftspolitischen 
Kontext identifiziert und für ihn fruchtbar gemacht werden.114 Auf diese Weise kann ein 
einzelnes Forschungsvorhaben bzw. die Wissenschaft als Ganze „zur besseren Bewältigung 
des praktischen Lebens“115 genutzt werden. Auch wenn der Webersche „Dilettant“ aus dem 
einleitenden Zitat bzw. die Lebenspraxis insgesamt in der Lage sind, „viele unsere[r] 
allerbesten Problemstellungen und Erkenntnisse“116 ohne die Wissenschaft zu generieren117, 
heißt das noch lange nicht, dass diese damit begründet sind. Doch die Wissenschaft als „eine 
besondere, methodisch begründete Form der Erkenntnis“ und gleichzeitig „eine Form 
gesellschaftlicher Praxis“118 impliziert gewissermaßen die Begründung. Auf diese Weise kann 
man mit Hilfe der Wissenschaft „zu einer begründeten Verbesserung der bestehenden 
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Lebenspraxis“119 gelangen, was die allgemeine Praxis allein nicht unbedingt garantieren kann. 
Auch die besondere Rolle der Wissenschaft, auf bestimmte aktuelle Probleme der 
Lebenspraxis hinzuweisen, kann nicht bestritten werden. 
 
Im Zusammenhang mit der oben aufgeführten Argumentation gilt es zu beachten, dass die 
Wissenschaften ein breites Methodenspektrum zur Verfügung stellen, die das Verstehen der 
Lebenspraxis begründen können. Da die bewusste Auswahl einer konkreten Methodik die 
hermeneutische Vorarbeit bestimmt, wird im Folgenden auf eine mögliche Appropriierbarkeit 
einiger spezieller Hermeneutiken eingegangen, ausgehend von der geisteswissenschaftlichen 
Hermeneutik, der eine gewisse Zeit lang ganz allgemeine hermeneutische Prinzipien 
zugesprochen wurden.  
 
Zusätzlich zu dem, was im letzten Unterkapitel über sie geschrieben wurde, gilt, dass die 
geisteswissenschaftliche Hermeneutik mit ihrem Anspruch auf Entfaltung des subjektiven 
Verstehens und Werturteilens im hermeneutischen Zirkel dem Forscher keinen Verzicht auf 
eine eigene Interpretation gestattet. Hier entsteht der Bedarf nach einer speziellen 
hermeneutischen Vorgehensweise, die helfen soll, sich ab einer bestimmten Stufe des 
Prozesses der Sinnerschließung doch vom Subjektiven möglichst weit zu distanzieren. Eine 
der populären Methoden des Verstehens, die über einen großen Distanzierungsgrad von 
subjektiven Interpretationen verfügt, ist die ursprünglich von Ulrich Oevermann und seinen 
Mitarbeitern entwickelte Objektive Hermeneutik. Erweist sich demnach die Objektive 
Hermeneutik als für die Bewältigung der Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit geeignet? 
 
Die Objektive Hermeneutik entstand primär als Reaktion auf die Tatsache, dass die 
geisteswissenschaftliche Hermeneutik mit ihren Regeln, die eher als richtungweisende 
Ansatzpunkte im Prozess des Verstehens aufgefasst werden können, von einigen 
Wissenschaftlern nicht als eine wissenschaftliche Methode begriffen wurde. Die 
Allgemeingültigkeit des Anspruchs der geisteswissenschaftlichen Hermeneutik auf das 
Verstehen all dessen, was nicht zum naturwissenschaftlichen Bereich gehört, erlosch unter 
anderem mit der Etablierung neuer wissenschaftlicher Bereiche120, in deren Zuge die 
Geisteswissenschaften neben den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften unter dem 
Oberbegriff „Kulturwissenschaften“ subsumiert wurden. So entwickelte die Objektive 
Hermeneutik einen eigenen Anspruch auf die Möglichkeit der Rekonstruktion latenter 
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Sinnstrukturen, die von subjektiven Interpretationen, Motiven und Werturteilen befreit sind: 
„Die Differenz zwischen der Ebene der objektiven latenten Sinnstrukturen und der Ebene der 
subjektiv-intentionalen Repräsentanz ist für die objektive Hermeneutik entscheidend.“121  
 
Diese latenten Sinnstrukturen erkennt die Objektive Hermeneutik primär in Texten. Durch die 
klare Fokussierung auf das „Greifbare“ sowie durch ihren Verzicht auf den Anspruch einer 
Bewältigung der Lebenspraxis wird sie als eine der profiliertesten Methoden der empirischen 
Sozialforschung verstanden sowie als ein Theoriekonstrukt, das „eine reflektierte dialektische 
Theorie mit der hermeneutischen Tradition der deutschen Geisteswissenschaften 
verbindet“122. Sie versucht unter anderem, die im Zusammenhang des hermeneutischen 
Zirkels auftretenden Probleme auf dem methodischen Wege einer Fokussierung der 
objektiven Sinnstruktur zu lösen. Die im hermeneutischen Sinne der Geisteswissenschaften 
beanspruchte Angleichung des Wissens kann unter den Annahmen der Objektiven 
Hermeneutik (wie etwa der Sinnhaftigkeit der Wirklichkeit oder der Naivität des Forschers im 
Verstehensprozess) lediglich als „idealer Grenzfall“ betrachtet werden: „Die vollständige 
Koinzidenz der intentionalen Repräsentanz mit der latenten Sinnstruktur der Interaktion ist 
prinzipiell möglich, aber sie stellt den idealen Grenzfall der vollständig aufgeklärten 
Kommunikation in der Einstellung der Selbstreflexion dar.“123 Die Methodik der Objektiven 
Hermeneutik basiert (ähnlich wie beim hermeneutischen Zirkel) auf Sequenzialität und 
Rekonstruktion, wobei sowohl alle Einzelheiten als auch alle Zusammenhänge berücksichtigt 
werden müssen.  
 
Die Objektive Hermeneutik dient der Minimierung der hermeneutischen Differenz: Gibt es 
kein Vorwissen, so besteht auch keine Differenz zwischen dem Objektiven und Subjektiven, 
der Sinnstruktur und ihrem Interpreten. Dennoch gibt es im praktischen Vollzug der 
Objektiven Hermeneutik einige Schwierigkeiten, die ihre Verwendung für die vorliegende 
Untersuchung eher ausschließen. 
Problematisch ist hier zunächst der Anspruch der Objektiven Hermeneutik auf die 
Aufdeckung einer latenten Sinnstruktur an sich.124 An dieser Stelle ist nicht deutlich, wie die 
Objektive Hermeneutik sich vom Vorwissen und den Vorurteilen des Forschers völlig 
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verabschieden kann. Vor allem beim Prinzip der wörtlichen Interpretation als Hilfsmittel 
„gegen die Tendenzen einer lebenspraktischen Perspektive“125 kann die Frage gestellt werden, 
wie man die Lebenspraxis, vorausgesetzt sie beinhaltet eine Sinnstruktur, für ihre eigene 
Verbesserung gewinnen kann.126 Somit lassen sich die gewonnenen Erkenntnisse nicht aus 
der Lebenspraxis heraus überprüfen, was wiederum bei der großen Anzahl der 
Deutungsmöglichkeiten der latenten Sinnstruktur zu einer Überinterpretation führen kann. 
 
Für die Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit ist es zunächst wichtig, von den Problemen 
der Gestaltung des menschlichen Lebensraumes eine inhaltliche Vorstellung zu geben. Dafür 
gibt es eine zu der Objektiven Hermeneutik alternative Methode, die ihr in den Grundzügen 
ähnelt, jedoch nicht die Konstruktion von mehreren gleichwertigen Deutungsmöglichkeiten 
verlangt (vgl. die Bildung von Lesarten in der Objektiven Hermeneutik) und unter Einbezug 
von zusätzlichen diskursiven Konstituierungs- und Überprüfungskontexten ihren Anspruch 
auf Sinnverstehen bestätigen kann.127 Es handelt sich dabei um die Inhaltsanalyse. Durch sie 
ist es möglich, Texte und ihre Sinnstruktur zu verstehen, wobei einzelnen Textteilen 
entsprechende Deutungskategorien zugewiesen werden. Für die Aufgabenstellung der 
vorliegenden Studie bedeutet dies, dass die subjektiven Elemente der Interpretation durch die 
Einbeziehung lebenspraktischer Kontexte minimiert wie auch die Ergebnisse der 
Inhaltsanalyse mit Blick auf die Lebenspraxis überprüft werden sollen.  
Wie die methodische Entscheidung für die Inhaltsanalyse im Zusammenhang einer kritischen 
Auseinandersetzung mit der Objektiven Hermeneutik fiel, scheint es angebracht, zur 
Begründung der methodischen Wahl weitere Hermeneutiken und ihre verschiedenen 
Verstehenskonzepte zu betrachten, denn als eine speziell empirische Methode verfügt die 
Inhaltsanalyse möglicherweise über kein besonders breites Spektrum möglicher Zugänge zum 
(Vor-)Wissen und (Vor-)Verstehen: „So verschieden aber die Hermeneutiken sind, so 
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verschieden sind auch die Begriffe des Verstehens und Auslegens und so verschieden auch 
die Auffassungen von den Grenzen des Verstehens.“128 Dabei ist es wichtig zu 
berücksichtigen, dass das Vorwissen sich nicht zwingend auf die aus den lebenspraktischen 
Zusammenhängen abgeleiteten Textinhalte beziehen muss. Vielmehr steht bei allen 
hermeneutischen Ansätzen die Sprache als das grundsätzliche Bezugssystem im Vordergrund 
der Annäherung an das Vorwissen. Die Sprache bildet somit den Kern jeder methodischen 
Vorgehensweise. Ihre Hervorhebung nicht nur als kulturelles Phänomen, sondern als Zugang 
zur Welt129 markiert die grundsätzliche Einsicht der sogenannten linguistischen Wende.130  
Aber auch außerhalb der linguistischen Wende gibt es hermeneutische Ansätze, welche die 
Sprache als Mittel zum und gleichzeitig als Anspruch auf das (lebens-)weltliche Verstehen131 
für sich beanspruchen. Dies sind beispielsweise die phänomenologische Hermeneutik132, die 
diskursive Hermeneutik133 sowie die hermeneutischen Zugänge des Methodischen 
Konstruktivismus.134 Jede dieser speziellen Hermeneutiken liefert noch keine Methodik für 
die Untersuchung. Sie bilden jedoch im Einzelnen einen sinnvollen Bezugsrahmen zur 
Entwicklung einer konkreten methodischen Vorgehensweise. So setzt die phänomenologische 
Hermeneutik das Erkennen der „Grundstrukturen des Daseins“135 durch die „systematische 
Hermeneutik der Alltäglichkeit des Miteinanderseins“136 voraus, was beispielsweise für die 
vorliegende Untersuchung eine Entscheidung für die interaktive Methode bedeuten könnte. 
Eine solche impliziert auch die diskursive Hermeneutik; jedoch verfolgt sie mit dem 
bewussten „Abgehen von der subjektivistischen Position der Phänomenologie“137 die 
Perspektive, „das hermeneutische Projekt von Dialog auf Diskurs umzustellen und durch 
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kritische Reflexion zu ergänzen“138. Für diese Betrachtungsperspektive lieferte Habermas139 
die entscheidende These: „Die Analyse des Zusammenhanges von Erkenntnis und Interesse 
soll die Behauptung stützen, daß radikale Erkenntniskritik nur als Gesellschaftstheorie 
möglich ist.“140 Vor der methodischen Ausrichtung ist es somit entscheidend zu erkennen, 
dass ein spezieller Kontext der intersubjektiven Kommunikation, oder in einem größeren 
Maßstab die Gesellschaft als Ganze, Rationalität in der Kommunikation erfährt. So wird die 
Wahrheit nicht nur im Diskurs begründet, sondern auch primär gesucht, und zwar „durch die 
Kraft des besseren Arguments“.141 Dies erklärt den Diskurs zu einem hermeneutischen 
Grundmuster. Die diskursive wie auch die allgemeine Hermeneutik gestatten bei möglichem 
Erkenntnisgewinn eine flexible Annäherung an das (Vor-)Wissen und treten von jeglichen 
methodischen Zwängen bewusst ab, wenn die Prinzipien einer methodischen Vorgehensweise 
dem Gewinn entscheidender Informationen oder dem eigentlichen Verlauf des methodischen 
Erfahrungsprozesses im Wege stehen. Das bedeutet beispielsweise, dass es während eines 
Interviews methodologisch gesehen kaum gerechtfertigt wäre, das Diktiergerät auszuschalten, 
wenn ein Gespräch vertrauliche Informationen enthält und plötzlich „außerhalb des 
Protokolls“ verläuft. Aus dem vormethodischen Standpunkt heraus wäre es dagegen 
angebracht, sich primär auf die Annäherung an das (Vor-)Wissen zu konzentrieren und nicht 
auf die strenge methodische Vorgehensweise. Das bedeutet aber keinesfalls, dass die 
grundlegende Rolle wissenschaftlicher Methoden für die vorliegende Arbeit in irgendeiner 
Weise relativiert wird.142 Es gilt lediglich zu erkennen, wann die strenge Ausübung einer 
Methode Sinn macht; man muss sich mit anderen Worten mit der Frage befassen, wo der 
vormethodische Standpunkt endet, und zugleich darüber im Klaren sein, dass es keine streng 
definierte Grenze zwischen dem vormethodischen und dem methodischen Erkenntnismodell 
gibt, solange die Annäherung an das (Vor-)Wissen und nicht die Methode selbst im 
Vordergrund der wissenschaftlichen Arbeit steht. Dennoch müssen die Wissenschaften 
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methodisch vorgehen, denn die Methode ist genau das, was sie vom „Dilettantismus“ (im 
Weberschen Sinne) unterscheidet: „Wissenschaft erkennt man nun an ihrer methodischen 
Sicht.“143 
 
Der Wiederherstellung des wissenschaftlich-methodischen Denkens widmet sich, ausgehend 
unter anderem von der geisteswissenschaftlichen und phänomenologischen Hermeneutik144, 
der Methodische Konstruktivismus. Sein hermeneutisches Fundament greift Zusammenhänge 
des praktischen Lebens auf145 und versucht, sie systematisch durch Sprache zu erschließen.146 
Die hermeneutische Vorgehensweise des Methodischen Konstruktivismus impliziert ein 
festes, abgesichertes methodisches Regelwerk147, das „die Suche nach einem methodischen 
Anfang“148 abschließen und, ausgehend von dem Prinzip, „daß wir nur das verstehen, was wir 
selber herstellen können“149, das elementare Verstehen der Lebenspraxis in Gang setzen soll. 
Somit setzt das Methodische Denken einen für die vorliegende Arbeit entscheidenden Akzent 
auf die klare Trennung zwischen der vormethodischen und methodischen Phase, oder mit 
anderen Worten zwischen dem unsystematisch „Dahingesprochenen“ und dem systematisch 
„Kritischen“.150 In Anlehnung an die spezielle Hermeneutik des Methodischen 
Konstruktivismus soll das methodische Rahmenwerk der vorliegenden Arbeit demnach 
klaren, möglichst widerspruchsfreien Regeln folgen. Die einzelnen Techniken sollen sich 
gegenseitig ergänzen und zueinander anschlussfähig sein, um die gewonnenen Ergebnisse 
miteinander vergleichen zu können. Der schrittweise Weg zum Verständnis der Thematik 
sowie zu den Ergebnissen muss nachvollziehbar sein. Für den vormethodischen Standpunkt 
der Studie liefern die Hermeneutik des Methodischen Konstruktivismus sowie die 
phänomenologische und diskursive Hermeneutik entscheidende Ansätze. Konkret bedeutet 
dies, dass zu Beginn der Untersuchung die Problem- und Aufgabenstellung der Arbeit 
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konturiert sowie kritisch hinterfragt werden soll, nicht zuletzt, um zu zeigen, dass die 
Probleme der räumlichen Gestaltung bzw. Probleme der Erarbeitung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte nicht nur innerhalb eines subjektiven Interpretationsrahmens, 
sondern auch innerhalb des gesellschaftlichen Zusammenhangs existieren. Des Weiteren muss 
nach methodischen Zugängen zu diesen Problemen gesucht werden, was durch 
Gedankenexperimente oder das Lesen von „versteckten Botschaften“ nicht unbedingt erfüllt 
wird (siehe Kritik der Objektiven Hermeneutik). An dieser Stelle zählen vielmehr das 
Expertenwissen sowie die Analyse aktueller Einzelfälle innerhalb des dynamischen Kontextes 
der Lebenspraxis. Auf der Basis des Dargelegten wurde also entschieden, die 
Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit auf einzelne ExpertInneninterviews im 
vormethodischen sowie im methodischen Teil zum Zwecke der ständigen kritischen 
Hinterfragung der Vorgehensweise auszurichten. Auf diese Weise wird der allgemeine 
hermeneutische Prozess im vormethodischen Teil der Arbeit zu einem Abgleich von Theorie 
und Praxis: „Diesen Vorgang könnte man in einem Bild durch eine Spirale darzustellen 
versuchen […]“.151 Diese hermeneutische Spirale liegt im Kern der vormethodischen Phase 
der Untersuchung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 5: Vormethodische Phase 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
3.3 Phasen und Methoden der Untersuchung 
Bevor festgestellt werden kann, um welche Probleme es sich bei der Gestaltung des 
menschlichen Lebensraumes genau handelt, steht man vormethodisch vor der Frage, wo und 
mit welchen Mitteln ihnen auf die Spur zu kommen ist. Umwillen der wissenschaftlichen 
Annäherung an eine Thematik, die primär im praktischen Kontext der Lebensraumgestaltung 
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zu lokalisieren ist, sowie der Wissenserweiterung und Orientierung des Autors wurde die 
Untersuchung von Anfang an von unterschiedlichen ExpertInneninterviews begleitet. Die 
ersten Engführungen der Problemstellung auf der Basis dieser Interviews führten zu der 
Erkenntnis, dass Probleme der Gestaltung des menschlichen Lebensraumes zugleich 
Probleme der Erstellung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte sind. Es handelt sich 
somit nicht nur um Probleme innerhalb des Lebensraumes selbst, sondern auch um 
Schwierigkeiten in der Planung, Analyse und Umsetzung sowie um Legitimitätsprobleme bei 
der Begründung raumpolitischer Entwicklungsmaßnahmen. 
 
Vor der Präzisierung der Aufgabenstellung wurden unstrukturierte sowie halbstandardisierte 
Interviews zum Zwecke der Vertiefung des gewonnenen Wissens über die Zusammenhänge 
und Probleme der Gestaltung des menschlichen Lebensraumes durchgeführt. Es wurde also 
zugelassen, von den vorbereiteten Fragen abzuweichen, sollte das Interview diskursive Züge 
annehmen. Gleichzeitig wurde eine Literaturrecherche durchgeführt, die eine Ergänzung zu 
den auf diese Weise gewonnenen Informationen bildet und für die theoretische Fundierung, 
die kritische Auseinandersetzung mit den Interviews sowie die Eröffnung neuer 
Verständnishorizonte genutzt wird. 
 
Nach der Konkretisierung der Problem- und Aufgabenstellung wurden anhand der 
vorbereitenden Interviews schriftlich aufgezeichnete räumliche Handlungskonzepte gesichtet. 
Dabei schien es wichtig, für die spätere qualitative Inhaltsanalyse eine möglichst große 
Anzahl von Handlungskonzepten zu sammeln, um datenreduzierende Verfahren heranziehen 
sowie den Prozess der Kategorienbildung möglichst detailliert durchführen zu können. Wie 
gelangt man jedoch zu solchen in eine Textform gebrachten räumlichen 
Handlungskonzepten? 
 
Im Zuge des technologischen Fortschritts und der ständigen Informationsvernetzung kommt 
es immer häufiger zu einer Akkumulation und Vermehrung prozessgenerierter Daten. Oft 
bietet ihre Analyse eine ergänzende Alternative zu anderen, häufiger angewandten Methoden 
der empirischen Sozialforschung, wie z. B. die Befragung oder Beobachtung. Die Tatsache, 
dass es eine Möglichkeit gibt, schnell und kostengünstig zu repräsentativen Ergebnissen zu 
gelangen, macht prozessgenerierte Daten nicht nur attraktiv, sondern unter Umständen auch 
sehr wertvoll. Somit gewinnen die zur Verfügung stehenden Informationen immer mehr an 
Bedeutung; soweit technische Mittel und die Begrenztheit menschlicher Wahrnehmung es 
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erlauben, werden sie bei ständiger Zunahme immer häufiger zum Einsatz kommen. Spätestens 
hier wird deutlich, dass die Informationsexplosion nicht nur Nachteile, sondern auch Vorteile 
mit sich bringt. Die empirische Analyse der vorliegenden Arbeit hat sich die Tatsache, dass 
die wachsenden Informationsbestände in verschiedenen Bereichen zweckorientiert verwendet 
werden können und daher für den Untersuchungsplan von besonderer Bedeutung sind, 
zunutze gemacht. 
Zahlreiche räumliche Handlungskonzepte werden zum Zwecke der Kommunikation, der 
Anbindung relevanter Akteure und Interessengruppen oder auch im Rahmen einer 
Publikationspflicht veröffentlicht. Als im Prozess der räumlichen Gestaltung generierte Daten 
findet man sie in Archiven und natürlich in erster Linie im Internet. Im Zuge des gegenwärtig 
beobachteten Phänomens der Informationsexplosion sowie der Vertechnisierung der 
Datensammlung und -analyse gewinnen wiederum die Methoden der empirischen 
Sozialforschung wie Inhaltsanalyse oder Sammlung und Analyse prozessgenerierter Daten für 
die Gewinnung neuer Erkenntnisse eine besondere Rolle. 
 
Die Informationsexplosion und die zunehmende strukturübergreifende Vernetzung befinden 
sich in einer parallelen Entwicklung zueinander. Durch die Informationsübertragung sowie 
die entstehenden Netzwerke in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik ist der Lebensraum 
zahlreichen Veränderungen unterworfen. Da räumliche Handlungskonzepte räumliche 
Phänomene und Problemzustände widerspiegeln können, setzt sich die vorliegende Arbeit 
unter anderem mit räumlichen Entwicklungstendenzen im Zusammenhang der 
Informationszunahme und -vernetzung kritisch auseinander. 
 
Die ausgewählten Handlungskonzepte werden, wie oben angedeutet, inhaltsanalytisch 
untersucht. Dabei entscheide ich mich in der methodischen Phase für die qualitative 
Inhaltsanalyse152, die sich von den anderen inhaltsanalytischen Techniken und vor allem von 
der quantitativen inhaltsanalytischen Vorgehensweise dadurch unterscheidet, dass sie nicht 
nach zahlenmäßigen Einzelheiten einer textuellen Struktur, sondern nach Zusammenhängen 
in der Komplexität sucht.153 Für die vorliegende Untersuchung heißt dies konkret, dass es 
wenig Sinn machen würde, die Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
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Handlungskonzepte ausschließlich mengenmäßig zu erfassen, um bestimmte Häufigkeiten zu 
interpretieren. Man stieße in diesem Fall auf eine große Anzahl spezifischer Probleme, die 
sich trotz einer gewissen Ähnlichkeit in vielen Aspekten unterscheiden und somit nicht direkt 
vergleichbar wären. Es ist daher wichtig, für solche Probleme allgemeine Kategorien zu 
bilden und sie damit innerhalb des komplexen Kontexts der räumlichen Gestaltung unter 
einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Die durch die Inhaltsanalyse gewonnenen Ergebnisse 
werden anschließend in halbstandardisierten ExpertInneninterviews mit diskursiven Zügen 
überprüft. 
 
Auf diese Weise verfügt die spezielle Hermeneutik der Arbeit über mehrere, einander 
ergänzende Methoden. In ihr werden Züge der geisteswissenschaftlichen und 
phänomenologischen Hermeneutik sowie des diskurstheoretischen Verfahrens und der 
logischen Hermeneutik des Methodischen Konstruktivismus deutlich. Im Allgemeinen lässt 
sich der hermeneutische Rahmen der Arbeit wie folgt darstellen: 
 
 
Tab. 4: Hermeneutischer Rahmen 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Beschreibung der einzelnen empirischen Methoden (Sammlung prozessgenerierter Daten, 
Inhaltsanalyse, ExpertInneninterviews) sowie eine kritische Auseinandersetzung mit ihnen  
werden im Kapitel „Untersuchungsplan“ vertieft. 
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Die Herleitung der einzelnen empirischen Methoden aus dem allgemeinen und speziellen 
hermeneutischen Kontext gibt uns noch immer keine Sicherheit darüber, ob genau das 
untersucht wird, was tatsächlich untersucht werden sollte: Es ist also noch nicht geklärt, was 
konkret zu den Untersuchungsobjekten zu zählen ist. Des Weiteren ist aus dem 
hermeneutischen Standpunkt heraus nicht zu erklären, ob die einzelnen Methoden dem 
konkreten Kontext, aus dem die Untersuchungsobjekte stammen, genügen, mit anderen 
Worten, aus welchem Informationskontext die Untersuchungsobjekte gewonnen werden. 
Darüber soll unter anderem das zusätzlich eingeführte Unterkapitel „Zugänge zur empirischen 
Untersuchung: Berücksichtigung möglicher kritischer Faktoren bei der 
Informationssammlung“ im Kapitel „Untersuchungsplan“ Klarheit verschaffen. 
Dennoch richtet der spezielle hermeneutische Rahmen die vorliegende Arbeit auf das Objekt 
der Untersuchung aus und bestimmt somit über theoretische Zugänge zur Thematik der Arbeit 
sowie auch insgesamt über ihren Aufbau und ihre begriffliche Konstituierung, die im 
Folgenden näher erläutert wird. 
 
3.4 Zur begrifflichen Konstituierung 
 
„Die Grundbegriffe des sozialen Handelns und 
die Methodologie des Verstehens sozialer 
Handlungen hängen zusammen.“  
(Habermas 1997, S. 152 über die Problematik der 
Untersuchung soziologischer Handlungsbegriffe) 
 
Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der Wahl einer angemessenen Begrifflichkeit. Die 
Schwierigkeit rührt hier vor allem daher, dass zahlreiche Begriffe, die sich auf die 
verschiedenen Kontexte der räumlichen Gestaltung beziehen, sowohl praxisbezogen als auch 
wissenschaftlich verwendet werden.154 
 
Die Uneinigkeit über die gemeinsame begriffliche Basis sowie die differenzierte Verwendung 
der Begriffe im praxisbezogenen Kontext sollten im Einzelnen für die Bewältigung der 
                                                 
154
 Die Problematik einer klaren Abgrenzung der Begriffe reflektiert unter anderem die funktionale, institutionale  
und extensionale Verflochtenheit der Disziplinen im Kontext der allgemeinen räumlichen Gestaltung: 
„Schon die wechselnd verwendeten Begriffe ‚Raumplanung’, ‚Raumordnung’, ‚Raumentwicklung’ zeigen, 
dass dieser Politikbereich nicht so leicht zu fassen ist.“ (Gerheuser 2009, S. 434) 
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Aufgabenstellung keine Schwierigkeiten bereiten, wohl aber für deren Kontrollierbarkeit und 
kritische Betrachtung. Daher gilt es, sowohl an die Wissenschaft als auch die Praxis 
anschlussfähige Denkinhalte herauszuarbeiten und diese in eine verständliche, d. h., 
wissenschaftlich gesehen, rekonstruierbare Sprache einzubetten. Immerhin bildet die 
Begrifflichkeit den entscheidenden Zugang zum wissenschaftlichen Verstehen. 
 
Die vorliegende Arbeit entwickelt nur ansatzweise eine eigene begriffliche Basis; sie bedient 
sich vielmehr des allgemeinen sprachlichen Abstraktionsgerüstes der Lebenspraxis. Wie aber 
kann man der Lebenspraxis Begriffe entnehmen, ohne dass dies als eine willkürliche 
Übertragung einzelner sprachlicher Einheiten in den Kontext einer wissenschaftlichen Arbeit 
betrachtet wird? 
 
An dieser Stelle entsteht der Bedarf nach einer methodischen Rekonstruktion einzelner 
Begriffe, die ebenfalls ein Nachweis für die Affinität zwischen dem gewonnenen (Vor-
)Wissen und der lebenspraktischen Realität wäre und somit den Anspruch auf die „wahre“ 
Identifikation der Begriffe bestätigen würde.  
 
Doch der Versuch einer begrifflichen Rekonstruktion im Rahmen einer wissenschaftlichen 
Arbeit garantiert noch keine saubere begriffliche Abgrenzung; beispielsweise können auf 
jeder Stufe des Rekonstruktionsprozesses mehrere Allgemein- und Individualbegriffe in einer 
(teilweise widersprüchlichen) Beziehung auftauchen. Um Widerspruchsfreiheit zu 
gewährleisten, ließe sich dieses Problem in dem einen oder anderen Fall mit der Einführung 
bestimmter Regeln lösen, wie zum Beispiel die bewusste Fokussierung auf nur wenige 
Ursprungsbegriffe oder die systematische Distanzierung vom „subjektive[n] Ausgangspunkt 
aller Erkenntnis“155 bei der strengen, logisch-empiristischen Ableitung der Begriffe: „Das 
Konstitutionssystem stellt sich nicht nur, wie andere Begriffssysteme, die Aufgabe, die 
Begriffe in verschiedene Arten einzuteilen und die Unterschiede und gegenseitigen 
Beziehungen dieser Arten zu untersuchen. Sondern die Begriffe sollen aus gewissen 
Grundbegriffen stufenweise abgeleitet, ‚konstituiert’ werden, so daß sich ein Stammbaum der 
Begriffe ergibt, in dem jeder Begriff seinen bestimmten Platz findet. Daß eine solche 
Ableitung aller Begriffe aus einigen wenigen Grundbegriffen möglich ist, ist die Hauptthese 
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 Carnap 1998, S. 3: „Obwohl der subjektive Ausgangspunkt aller Erkenntnis in den Erlebnisinhalten und ihren  
Verflechtungen liegt, ist es doch möglich, wie der Aufbau des Konstitutionssystems zeigen soll, zu einer 
intersubjektiven, objektiven Welt zu gelangen, die begrifflich erfaßbar ist und zwar als eine identische für 
alle Subjekte.“ 
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der Konstitutionstheorie, durch die sie sich am meisten von anderen Gegenstandstheorien 
unterscheidet.“156 Am Beispiel dieses Zitates von Carnap stellt sich jedoch die Frage, ob die 
Einführung fester Regeln die Problematik der begrifflichen Abgrenzung tatsächlich lösen 
kann und wenn ja, um welche Regeln es sich handeln muss, damit die begriffliche 
Rekonstruktion nicht „auf Kosten“ des „höheren Verstehens“ stattfindet. 
 
Über die Rekonstruktion der Begriffe in der vorliegenden Arbeit wird die zuvor dargestellte 
hermeneutische Vorgehensweise entscheiden. Das hermeneutische Regelwerk der Arbeit 
erlaubt den Zugang zum (Vor-)Wissen und Verstehen und begleitet mit einzelnen 
methodischen Regeln auch die begriffliche Rekonstruktion. Konkret bedeutet dies, dass 
jegliche für die Arbeit entscheidenden Abstraktionen, Ideen, Vorstellungen und Denkinhalte 
der Lebenspraxis, die später zu konkreten Begriffen werden, innerhalb einzelner Methoden 
reflektiert und rekonstruiert werden, was wiederum der Konsistenz des ganzen 
hermeneutischen Regelwerks der Arbeit entspricht. Wie aber den Anfang nehmen? 
 
Da ich mich im Vormethodischen mit dem Zugang zum Begriff befasse, wäre es ungünstig, 
sich bereits am Anfang jedes Verstehensprozesses auf eine saubere begriffliche Abgrenzung 
zu konzentrieren. Nach Dingler ließe sich dies nicht nur schlecht umsetzen, sondern wäre 
sogar hinderlich für die spätere Wahl der wissenschaftlichen Methode: „Es ist von besonderer 
Wichtigkeit zu bemerken, daß alle sauberen Trennungen begrifflicher (also genereller) Art auf 
dem vormethodischen Standpunkt noch nicht vorliegen und gar nicht möglich sind, daß sie 
Produkte späterer, methodischer, begrifflicher Arbeit darstellen, die heute allerdings durch 
den Schulunterricht dem westlichen Menschen so in Fleisch und Blut übergegangen sind, daß 
es ihm anfangs Mühe macht, sich auf den unbefangenen Ausgangspunkt des Methodischen zu 
stellen.“157 So kommt es – ähnlich wie bei der Beschreibung der methodischen Zugänge – 
zunächst auf die Annäherung an die mögliche begriffliche Basis an. Die einzelnen Methoden 
begleiten die Rekonstruktion der Begriffe und erlauben eine kritische Auseinandersetzung mit 
ihnen; sie bilden das Gerüst für das Verstehen des komplexen begrifflichen Gebildes der 
Lebenspraxis. 
 
Auf diese Weise werden entscheidende Begriffe (wie beispielsweise „Räumliches 
Handlungskonzept“, „Raum“, „Räumlichkeit“, „Lebensraum“ etc.) mit Hilfe der 
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 Carnap 1998, S. 1 
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 Dingler 1936, S. 41 
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ExpertInneninterviews und bei der Literaturrecherche „der Praxis entnommen“. In ihrem 
Rahmen setze ich mich mit diesen Begriffen auch kritisch auseinander. 
 
Die Aufzählung aller für die Arbeit relevanten Begriffe könnte lang werden: Es stellt sich 
daher die Frage, auf welche Begriffe es sich zu konzentrieren gilt. Diese Frage beantwortet 
ebenfalls die am lebenspraktischen Kontext ausgerichtete spezielle hermeneutische 
Vorgehensweise. Dabei wird folgender Hinweis Löhrs beachtet: „So gesehen liegt es auch – 
und gerade – für uns als ‚wissenschaftliche’ Betrachter des Problems in systematischer 
Hinsicht nahe, daß wir eine große Menge an begrifflichen Unterscheidungen und 
Präzisierungen schon zur Verfügung haben – jedenfalls solange, wie sich diese nicht als 
problematisch hinsichtlich ihrer lebenspraktischen Relevanz erweisen. Wir brauchen deshalb 
(wahrscheinlich) gar keinen vollständigen terminologischen Aufbau anzustreben und können 
uns auf die wesentlichen begrifflichen Präzisierungen konzentrieren.“158 Der Überlegung 
Löhrs folgend, beginnt die Arbeit mit der Untersuchung der „Anfänge des 
Lebenspraktischen“ und nähert sich auf diese Weise, mit Hilfe des eigenen methodischen 
Rahmenwerks an das immer wieder neu gewonnene Wissen anknüpfend, dem Verständnis der 
für die vorliegende Studie wesentlichen Begriffe an. 
 
 
4. VORTHEORETISCHE ÜBERLEGUNGEN 
Die Wege, räumlichen Handlungskonzepten nachzugehen, sind vielfältig und verfügen über 
zahlreiche Anfangspunkte und Zwischenstationen. Räumliche Handlungskonzepte entstehen 
unter ganz bestimmten, jedoch nicht ohne Weiteres nachvollziehbaren Bedingungen. Es stellt 
sich daher zunächst weniger die Frage, was genau ein räumliches Handlungskonzept ist, als 
die, welche Aspekte es von seiner Entstehung bis zu seiner Umsetzung in sich schließt. Als 
ein kognitives Konstrukt und zugleich Produkt des politischen Kontextes wird das Konzept 
von Menschen erarbeitet; seine entscheidende Rolle entfaltet es jedoch erst in der 
lebensweltlichen Realität. Konzepte sind damit sowohl als Phänomene wie auch als konkrete, 
zweckbezogene Instrumente zu betrachten. 
 
Räumliche Handlungskonzepte beziehen sich auf die soziale wie die politische Realität, deren 
Interpretation sich wiederum auf theoretische Konzepte stützt. Um eine geeignete theoretische 
Basis zu finden, die dem Verstehen räumlicher Handlungskonzepte später zugute kommt, sind 
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gewisse vortheoretische Überlegungen durchaus hilfreich.159 Denn es handelt sich beim 
räumlichen Handlungskonzept im weitesten Sinne um eine derjenigen Erscheinungen 
innerhalb der Lebenswelt, die zugleich in den Domänen des Praktischen wie des 
Theoretischen, des Deskriptiven wie des Präskriptiven, des Gewünschten wie des Gegebenen 
zu betrachten sind. Will man das Wesentliche des räumlichen Handlungskonzeptes im 
Zusammenhang seiner verschiedenen Kontexte erfassen, scheint es problematisch, es aus 
einem bestimmten theoretischen Konstrukt heraus zu begründen. Das Ziel dieses Abschnitts 
liegt also in der Aufstellung einer zunächst allgemeinen theoretischen Perspektive zum 
Verstehen der Ursprünge räumlicher Handlungskonzepte, die später einen Zugang zur 
konkreten theoretischen Basis ermöglichen soll. 
 
4.1 Ursprünge räumlicher Entwicklung 
Spricht man heute über „räumliche Entwicklung“, möchte man den Akzent auf etwas 
Greifbares, Konkretes, Abgegrenztes legen, auf etwas, das sich unmittelbar beobachten lässt, 
sei es auf dem Konzeptpapier, das die räumliche Entwicklung im Vorfeld beschreibt und 
legitimiert, sei es in den wahrnehmbaren Veränderungen der Dinge um den Menschen. Doch 
diese Konkretionen tragen nicht viel zu ihrer Ergründung bei.160 Es ist offensichtlich, dass 
Konzepte oder sichtbare Veränderungsprozesse nicht am Anfang einer bewussten räumlichen 
Entwicklung stehen, sondern eher Zwischenstadien darstellen. Es gilt daher an dieser Stelle zu 
verstehen, was der räumlichen Entwicklung zugrunde liegt, um diesem Phänomen, das zwar 
komplex und unabgrenzbar ist, aber dennoch existiert und „sich als Sein und Seinstruktur 
zeigt“161, in ihren verschiedenen Erscheinungsformen näher zu kommen. 
 
Es ist tatsächlich nicht eindeutig, warum der Mensch seinen Lebensraum gestaltet und auf 
welche Weise er dies tut. Kommt es dazu, weil er spezielle Bedürfnisse hat oder ganz 
bestimmte Probleme lösen möchte, oder liegt die bewusste Veränderung der Umwelt in der 
menschlichen Natur? Passt sich der Mensch seiner Umwelt an oder verändert er sie und 
betrachtet dies als Teil seines umweltbezogenen Anpassungsprozesses? Es gibt zahlreiche 
Antworten auf diese Fragen, die einen in der Suche nach den Ursprüngen räumlicher 
Entwicklung nicht unbedingt weiterbringen. In der aktuellen Diskussion zum Thema 
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 Vgl. Schülein/Bohmann 1994, S. 6 
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 Dies steht im Einklang mit der These von Luckner in Anlehnung an Heidegger über die  
„Containerweltvorstellung“: „Unsere herkömmliche Vorstellung von Raum bzw. Räumlichkeit ist die eines 
Behälters, in dem alles, was es gibt, auch wir Menschen, vorhanden ist […]“. (Luckner 1997, S. 49; vgl. 
Heidegger 1967, S. 63 ff.) 
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 Heidegger 1967, S. 63 
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Umweltschutz stellt sich immer häufiger die Frage „Kann sich der Mensch an seine Umwelt 
anpassen, ohne sie dabei zu verändern?“. Möglicherweise erhält man auf diese Frage zwei 
unterschiedliche Antworten mit der gleichen Begründung: „Ja, weil es so in der menschlichen 
Natur liegt“ oder „Nein, weil es so in der menschlichen Natur liegt“. Der Grund für diese 
unterschiedlichen Positionen liegt darin, dass die ganze Thematik der menschlichen „Natur“ 
und der ihr entspringenden räumlichen Gestaltung und Veränderung der Umwelt eine 
vielschichtige und kaum ergründbare Materie darstellen. 
 
Um der komplexen Thematik im Rahmen der hermeneutischen Vorgehensweise der Arbeit 
näherzukommen, wird im Folgenden von der Perspektive „Menschen im Raum“ 
ausgegangen, um von hier aus das Vorverständnis bezüglich der räumlichen Gestaltung zu 
erweitern, das heißt, diese als Teilgebiet der menschlichen Existenz sichtbar zu machen. So 
wird zunächst auf folgende Themen eingegangen: 
 
- Die Umwelt des Menschen, also Raum und Räumlichkeit;  
 
- Der Mensch selbst mit seinen Eigenschaften und Bedürfnissen: Ohne den Menschen, 
ohne seine Wahrnehmung und seinen Willen nach Veränderung findet keine 
Gestaltung der Umwelt statt. 
 
Die Grenzen, die der Mensch im Zuge der räumlichen Gestaltung erfährt sowie die Regeln, 
die er selbst aufstellt, müssen ebenfalls berücksichtigt werden. Da Regeln als normative Basis 
nicht nur für ein Subjekt, sondern für die Gemeinschaft als Ganze verbindlich sind, können 
sie unter anderem eine inhaltliche Brücke zum Verständnis der kollektiven menschlichen 
Beziehungen zur Umwelt bilden. 
 
4.2 Raum und Räumlichkeit 
Dieses Kapitel hat nicht nur die Aufgabe, die Gemeinsamkeiten bzw. Unterschiede der 
Begriffe „Raum“ und „Räumlichkeit“ zu beschreiben, was in der einen oder anderen Weise in 
der wissenschaftlichen Literatur bereits vorliegt162, sondern die, diese Begriffe für das 
Verständnis der Ursprünge räumlicher Gestaltung zu nutzen. 
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 Zum Begriff „Raum“ vgl. z. B. Dück 2001, S. 38 ff.; Herbart 1851, S. 86 ff.; Lippuner 2005, S. 117 ff.;  
zum Begriff „Räumlichkeit“ vgl. unter anderem De 2005, S. 350 f.; Ettema 1998, S. 97 ff.; Merleau-Ponty 
1974, S. 123 ff. 
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Es handelt sich dabei um Begriffe, die in einer direkten Beziehung zueinander stehen. 
Während der „Raum“ an sich das in ihm Vorhandene unterschiedslos umfasst, beschreibt 
„Räumlichkeit“ die Beschaffenheit einzelner Objekte des Raumes und ihre Beziehungen 
untereinander: „Räumlichkeit ist nicht dasselbe wie Raum. Denn sie haftet dem an, was ‚im’ 
Raume ausgebreitet ist. Der Realraum ist keine Beschaffenheit der Körper, wohl aber ist 
deren Räumlichkeit eine solche. Und wie das Körpersein schon auf dem Raume beruht, so 
auch das Räumlichsein der Körper.“163 Das Sein als Basiseigenschaft der Welt liegt nach 
Hartmann somit im Kern der Raum-Räumlichkeit-Beziehung. Auch das menschliche (Da-
)Sein findet sich in dieser Beziehung wieder. Die Ergründung der Welt findet primär als 
„Räumlichkeit“ statt.164 
 
Das Erkennen der Räumlichkeit der Dinge verschafft uns einen Zugang zu der Erkenntnis des 
Raumes, der diese Dinge umschließt. Der Raum der Dinge heißt unter anderem auch der 
physische bzw. physikalische Raum der Objekte im naturalistischen Sinne. In der 
englischsprachigen Literatur wird er mit dem Begriff „physical space“ bezeichnet. Es handelt 
sich dabei um denjenigen Raum, den der Mensch mittels seiner Sinneswahrnehmung als 
Komplex der Räumlichkeitsmomente einzelner physikalischer Objekte aufnimmt: „It is 
important to notice that, if our sensations are to be caused by physical objects, there must be a 
physical space containing these objects and our sense-organs and nerves and brain.“165 
 
Das Erschließen des physischen oder physikalischen Raumes durch die Räumlichkeit166 auf 
der Basis der Sinneswahrnehmung hat für den Menschen eine hohe Bedeutung. Als 
denkendes Wesen versucht er, in allen Objekten des Raumes einen Sinn und, selbst als 
räumliches Objekt in seiner Welt, eine Bestätigung für seine Existenz zu finden. Diese 
Überlegung findet sich unter anderem bei Descartes: Bei der bewussten Wahrnehmung der 
Gegenstände im Raum stößt der Mensch auf die Unentbehrlichkeit des menschlichen Geistes 
und bestätigt damit schließlich auch seine eigene Existenz.167 
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 Hartmann 1980, S. 105 f. 
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 Hartmann 1980, S. 106: „Räumlichkeit ist das kategoriale Grundmoment alles real Körperlichen: sie ist das,  
was die Momente der Ausdehnung, Gestalt, Lage, Entfernung, Richtung und Richtungsverschiedenheit alle 
umfaßt. Und eben darum auch ist sie nicht der Realraum selbst, sondern seine Funktion an dem, was ‚in 
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 Russell 1912, S. 1150 
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 Vgl. Heidegger 1967, S. 111: „Mit dem In-der-Welt-sein ist der Raum zunächst in dieser Räumlichkeit  
entdeckt. Auf dem Boden der so entdeckten Räumlichkeit wird der Raum selbst für das Erkennen 
zugänglich.“ 
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 Vgl. Descartes/Schmidt 1986, S. 89-95 
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Die sinntragende Rolle des Raumes für den Menschen wird in der Menge der möglichen 
Attribute, die man dem Wort „Raum“ zuweisen kann, deutlich. Dies impliziert auch eine 
primäre Offenheit des Raumbegriffs für unterschiedliche Kontexte: So kann der zunächst 
abstrakte Begriff „Raum“ aus kulturalistischer Sicht als eine offene Liste räumlicher 
Bestimmungen betrachtet werden.168 Schreibt man einem Raum und seinen Objekten 
bestimmte Eigenschaften zu, befindet man sich somit auf der Ebene der kulturellen Praxis.169 
 
Raum und Räumlichkeit sind für den Menschen primär sinntragende Abstraktionen. Erst das 
Erkennen der Tatsache, dass der physische, dreidimensionale Raum der menschliche 
Daseinsraum ist,170 erlaubt dem Menschen, diesen Raum als ein Objekt der Gestaltung zu 
betrachten, wobei der Begriff „Räumlichkeit“ in jeder konkreten Perspektive seinen Zweck in 
der Bestimmung der Beschaffenheit dieses Raumes erfüllt.171 
 
Zum Thema „Räumliche Gestaltung“ gibt es verschiedene wissenschaftliche Positionen. 
Einige stellen den Begriff des Raumes sowie seine Relevanz und Zweckbestimmtheit explizit 
in den Vordergrund ihrer Überlegungen.172 Die anderen fokussieren eher auf den Begriff der 
Räumlichkeit und gehen somit von einzelnen räumlichen Objekten aus.173 Für die Thematik 
der vorliegenden Arbeit erweist sich eher das Zusammenspiel beider Begriffe als relevant, da 
es sich bei der Konzipierung gestalterischer Prozesse in Bezug auf den Lebensraum sowohl 
um einzelne (zeitunabhängige) Komponenten des (Lebens-)Raumes, die durch Räumlichkeit 
definiert sind, handelt als auch um das Dasein des Menschen, das vom (Lebens-)Raum selbst 
geprägt wird. Zum Zusammenspiel von Raum und Räumlichkeit schreibt Heidegger: „Die 
ekstatische Zeitlichkeit der daseinsmäßigen Räumlichkeit macht gerade die Unabhängigkeit 
des Raumes von der Zeit verständlich, umgekehrt aber auch die ‚Abhängigkeit’ des Daseins 
vom Raum, die sich in dem bekannten Phänomen offenbart, daß die Selbstauslegung des 
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 Vgl. Gutmann 1998, S. 312 
169
 Vgl. Werlen 2003, S. 3: „Damit ist gemeint, dass das, was gemeinhin als Eigenschaft der Dinge - oder gar des  
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 Bülow betrachtet den Raum als „konstitutives Moment der Wirklichkeit und als solches Voraussetzung des  
Daseins“. (Bülow 1950, S. 231) 
171
 Interessant ist es, den Begriff des „Raumes“ den Dimensionen menschlichen Handelns zugrunde zu legen,  
vgl. Kessl/Reutlinger 2007, S. 13: „Der Begriff der Räumlichkeit stellt dabei eine begriffliche Markierung 
dar, die verdeutlichen soll, dass Räume immer das Ergebnis sozialer Praktiken sind.“ 
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 Vgl. Meusburger 2006; Werlen 2003, S. 3 
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 Zu den von Pickles entwickelten Ansätzen zur „geographischen Phänomenologie“ sowie seine  
Forderung einer „Erforschung der Räumlichkeit“ vgl. Pickles 1985; Werlen 2003, S. 3 f. 
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Daseins und der Bedeutungsbestand der Sprache überhaupt weitgehend von ‚räumlichen 
Vorstellungen’ durchherrscht ist.“174 
 
Die räumliche Gestaltung beginnt zumeist nicht im unmittelbaren Handlungsvollzug, sondern 
mit der Definition des Raumes sowie der Konkretisierung seiner Bedeutung für den 
Menschen, was sich unter anderem in verschiedenen dem Begriff „Raum“ zugewiesenen 
Adjektiven widerspiegelt, auch wenn diese Adjektive teilweise abstrakter Natur sind.175 
 
Der „erlebte“ Raum ist „die Art und Weise, wie der konkrete Umwelt-Raum dem Menschen 
erscheint“176, d. h. wie der Raum der menschlichen Vorstellung entspricht, und hat somit in 
jeder Vorstellungsart seine Daseinsberechtigung. Die von Bollnow kritisierte Bildung der auf 
Sachzusammenhängen basierenden raumspezifischen Bezeichnungen erweist sich demnach in 
diesem Fall als nicht zutreffend. Das Entstehen solcher Ausdrücke wie „wirtschaftlicher 
Raum“, „politischer Raum“ oder „dichterischer Raum“ ist ein sprach(geschicht-)liches 
Phänomen, das durchaus einen Zugang zum Verständnis der Bedeutung des Raumes und „der 
inneren Verfassung des jeweils in dem Raum lebenden Menschen“177 gestattet.178 Dennoch 
entwickelt Bollnow einen für die vorliegende Arbeit entscheidenden 
Argumentationszusammenhang bezüglich des Sinnes von Raum und Räumlichkeit sowie der 
Entstehung von Ansprüchen dem Raum gegenüber, indem er beispielsweise vom Raum 
spricht, der „ein konkretes Lebensbedürfnis“ in sich trägt.179 Ausgehend vom „natürlichen“ 
Sprachgebrauch des Wortes „Raum“, kommt Bollnow zu einer für die kulturalistische 
Denkweise bedeutsamen These: „Dabei ist wichtig, daß der Raum, in dem ich mich 
gewöhnlich bewege, gar nicht mehr die unberührte Natur ist, sondern vom Menschen 
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gestalteter und in dieser Gestaltung verständlicher Lebensraum.“180 Diese These macht 
deutlich, dass der Mensch den Raum durch die Gestaltungsperspektive als seinen Lebensraum 
definieren kann. 
 
Räumliche181 Handlungskonzepte, die sich in erster Linie auf die Erarbeitung und Umsetzung 
lebensraumbezogener Handlungen konzentrieren, haben sowohl einen örtlichen als auch einen 
im weiteren Sinne kulturellen Bezug, solange man die Gestaltung des menschlichen 
Lebensraumes nicht als einen natürlichen Prozess, sondern primär als ein Kulturphänomen 
betrachtet. Die gegenseitige Durchdringung räumlicher Komponenten kann weder 
ausschließlich aus der Perspektive der Räumlichkeit noch aus der des Raumes betrachtet 
werden: Die Räumlichkeit als eine der Dimensionen der Kultur lässt alleine keinen Bezug auf 
das Gesamtkulturelle zu;182 der Raum wiederum spiegelt zwar die Kultur sowie die 
Geschichte des Raumes und der Menschen wider183 und wird unter anderem aus subjektiven 
und kollektiven Wahrnehmungen, Wertevorstellungen, Bedürfnissen und Problemen 
komponiert, doch kann er im handlungsbezogenen Kontext nicht als zeitlich konstante, 
physische Materie betrachtet werden.184 
 
Die ineinandergreifenden und sich ergänzenden Begriffe „Raum“ und „Räumlichkeit“ als 
„elementare Rahmenbedingungen des menschlichen Seins“185 sollen daher bei der 
Ergründung räumlicher Gestaltungsakte stets im Kern der argumentativen Entfaltung liegen, 
vor allem auch in Bezug auf die Frage, was sich hinter einer räumlichen 
Gestaltungsperspektive verbirgt und wohin sie ausgreift. Für die vorliegende Studie bedeutet 
dies konkret, dass nicht nur allgemeine Raumkonzepte und solche, die auf gewisse Teilräume 
(wie beispielsweise Region, Stadt, Gemeinde) ausgerichtet sind, zur Untersuchung 
herangezogen werden, sondern auch schwerpunktbezogene Konzepte (wie beispielsweise 
Wirtschafts-, Tourismus-, Infrastruktur-, Umweltkonzepte etc.) und solche, die auf räumliche 
Objekte (wie beispielsweise Autobahnkreuz, Schnellstraße, Park etc.) fokussieren. 
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4.3 Von der Wahrnehmung bis zur Gestaltung des Lebensraumes 
Alle vom Menschen initiierten Veränderungen, darunter auch die räumliche Entwicklung, 
finden stets unter bestimmten Prämissen oder Bedingungen statt. Die bewusste räumliche 
Gestaltung setzt nicht nur den Willen oder das Bedürfnis nach Veränderung voraus, sondern 
allem zuvor die Existenz des Gestaltungsobjekts „Raum“ und die auf ihn bezogene (bewusste 
oder unbewusste) Wahrnehmung durch den Menschen. Für eine konsistente Ergründung der 
Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte reicht es nicht aus, 
das Thema „Gestaltung des menschlichen Lebensraumes“ aus der Sicht einschlägiger 
Disziplinen wie etwa der Raumordnung oder Raumplanung und den auf sie fokussierten 
theoretischen Konstrukten direkt aufzugreifen, da nicht immer klar ist, wie es zur 
Herausbildung dieser durch ein eigenes Begriffsvokabular geprägten Theorien und 
Disziplinen gekommen ist.186 In der Überschrift dieses Kapitels finden sich mehrere, für die 
vorliegende Thematik entscheidende Begriffe – der der „Wahrnehmung“, der „Gestaltung“ 
und des „Lebensraumes“. Diese Begriffe stehen in einem direkten Bezug zueinander und 
implizieren einen für den Menschen und seine Lebenswelt essenziellen Übergang von einem 
kognitiven zu einem pragmatischen Denkmodell (wie zugleich für den Wissenschaftler eine 
Perspektive hin zum kulturalistischen Denken). Denn die Ergründung der Thematik 
„Gestaltung des Lebensraumes“ setzt voraus, „daß die Menschen ihre ‚Lebenswelt’ nicht als 
autonome Individuen betreten und erst später auf andere Individuen zugehen, sondern daß sie 
stets in Gemeinschaften und Praxiszusammenhängen eingebettet sind“.187 
Das vorliegende Kapitel beschäftigt sich nicht mit der bloßen auf den Raum bezogenen 
Sinneswahrnehmung, sondern mit dem Beginn eines auf den Lebensraum gerichteten 
Denkaktes. Ein Produkt dieses zunächst subjektiven Denkaktes kann der Wille nach 
Veränderung sein, der wiederum im Vorfeld einer (Gestaltungs-)Handlung auftritt. Die 
Abfolge dieser Akte –„Wahrnehmungsakt“, „Denkakt“, „Willensakt“, „Handlungsakt“ – ist 
an dieser Stelle nur als grober Leitfaden zu verstehen, der zeigen soll, wie der Mensch von der 
Wahrnehmung zur Handlung übergeht, was aber nicht automatisch bedeutet, dass 
Wahrnehmung und Handlung stets in einem kausalen Zusammenhang stehen. Die bewusste 
Gestaltung des Raumes befindet sich eher in einem Spannungsfeld individueller wie 
kollektiver Akte des Wahrnehmens, Denkens, Fühlens, Wollens und Handelns, begleitet von 
einem komplexen Geflecht aus Prämissen und Konklusionen. Die Aufgabe dieses Kapitels 
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wäre es somit, den Zugang zur Komplexität der Lebenswelt durch das Ergründen der 
Ursprünge räumlicher Entwicklung zu gewinnen, um so dem Verständnis der räumlichen 
Entwicklung einen Schritt näher zu kommen. 
 
Die Problematik des Verstehens der (Lebens-)Welt liegt nicht nur in ihrer ohnehin nie 
vollständig erfassbaren Komplexität, sondern bereits in ihren verschiedenen Objekten. Diese 
These knüpft sich an die phänomenologische Betrachtung der Welt und der Dinge innerhalb 
der Welt: Die Welt definiert das Sosein der Dinge und liefert auf diese Weise den Zugang zu 
ihrer Ergründung.188 So versucht Heidegger, die Welt als „das All des Seienden“189 und 
zugleich als Phänomen zu fassen, welches allein durch in ihm vorhandenen Dinge erschlossen 
werden kann.190 
 
Will der Mensch Objekte der Lebenswelt erschließen, muss er sie zunächst wahrnehmen 
können, und zwar räumlich und zeitlich. Die Wahrnehmung ist für den Menschen somit der 
Anfang zur Ergründung seiner Welt. Des Weiteren muss er den Sinn ihrer Objekte erfassen 
können; er muss die Dinge durch ihren „Gebrauch“ und ihre „Dienlichkeit“ verstehen, um 
einen Zugang zum Verstehen der Welt zu erlangen.191 
 
In der Phänomenologie spielt die menschliche Wahrnehmung, die von Husserl als 
„Dingerfahrung“192 bezeichnet wird, für die Ergründung der Welt und all ihrer Erscheinungen 
und Dinge eine entscheidende Rolle.193 Wenn es so ist, dass der Mensch seine Welt durch die 
Dinge in ihr erschließt, muss es mehrere „subjektiv geltende Welten“194 geben. Wie 
entwickelt sich aber das Weltverständnis des Menschen? An dieser Stelle erweist sich eine 
Abgrenzung zwischen den Begriffen „Welt“ und „Lebenswelt“ als sinnvoll. 
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Die Lebenswelt des Menschen wird im Vollzug erkannt. Der Unterschied der Lebenswelt zur 
Welt liegt in ihrer konkreten Auffassung durch den Menschen. Die gezielte Ergründung der 
gelebten menschlichen Welt öffnet das Tor zur Erschließung der an sich unbegreifbaren Welt: 
„So kann es sich nicht mehr nur darum handeln, die Lebenswelt, die das Bewußtsein in sich 
trägt, als ein undurchsichtiges Gegebenes bloß zu beschreiben, es gilt ihre Konstitution. Die 
Auslegung, die diesseits der objektiven Welt zuerst die Lebenswelt zutage förderte, muß sich 
auch der Lebenswelt selbst zuwenden und diesseits des phänomenalen Feldes noch das 
transzendentale Feld freilegen.“195 
 
Betrachtet man die Welt oder die von der subjektiven Interpretation abgeleiteten Welten als 
oberste, abstrakte Materie in der Konzeption der menschlichen Weltergründung und das 
Verstehen der Welt als Endziel in der Suche nach Wahrheit196, lässt sich die „Lebenswelt“ als 
eine auf den unmittelbaren, intersubjektiven Handlungs- und Lebenszusammenhang der 
Menschen gestützte wahrnehmbare Welt beschreiben.197 So ist die Lebenswelt nicht als ein 
Teil der Welt zu verstehen, sondern als eine Konkretisierung der Weltvorstellung: Im 
Gegensatz zu den subjektiven Weltauffassungen und -interpretationen, gibt es nur eine 
Lebenswelt als die „allen Auffassungen vorausliegende Welt“.198 
 
Es wird deutlich, dass die Welt bzw. Lebenswelt des Menschen sowie die Dinge in ihr bereits 
im Vorfeld ihrer Ergründung gegeben sein müssen, damit sie überhaupt ergründet werden 
können. Welcher Art die Ergründung ist (ob von der „Welt“ oder dem „Ding“ her, ob bewusst 
oder unbewusst), hängt allein vom Menschen ab: er verfügt nur über eine begrenzte Anzahl 
von Ergründungsmöglichkeiten und jede von ihnen ist wiederum in der einen oder anderen 
Weise beschränkt, was eine vollständige Aufhellung der Welt unmöglich macht. Dennoch ist 
der Mensch imstande, in seinem praktischen Lebensvollzug eine Vorstellung von der für ihn 
bedeutsamen Wirklichkeit zu entwickeln, welche „die raumzeitliche Welt der Dinge“199, nach 
Husserl die menschliche „Lebenswelt“, durch das Prisma der menschlichen Wahrnehmung 
widerspiegelt. Die Beschränktheit der menschlichen Wahrnehmung bzw. die Wahrnehmung 
selbst sind somit entscheidend für die Vorstellung der zunächst relativen Lebenswelt200, weil 
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sie die Grenzen des einzelnen Individuums markieren und somit die Vorraussetzung für die 
Entstehung einer gemeinsamen, intersubjektiv geteilten Lebenswelt schaffen.201 
 
Unter dem Begriff der Wahrnehmung wird nicht nur eine bewusste oder unbewusste 
Sinneswahrnehmung am Anfang eines gedanklichen Vorgangs verstanden oder, mit anderen 
Worten, ein bloßes Sammeln von Informationen aus der Lebenswelt, sondern auch die 
gezielte Steuerung der Aufmerksamkeit sowie die Selektion und Auswertung dieser 
Informationen.202 Böhmer bezeichnet dies als „die strengste unmittelbarste Gewissheit der 
Wirklichkeit“.203 Diese „Gewissheit der Wirklichkeit“ ist die Voraussetzung für das bewusste 
Entwickeln von Gedanken, die sich wiederum in subjektiven Handlungsakten manifestieren 
können. Somit steht am Anfang eines jeden Handlungsaktes eine Wahrnehmung, die ihn 
prägt: „Denn die Dinge auf neue Weise wahrzunehmen, bedeutet zugleich, andere 
Handlungsmöglichkeiten im Hinblick auf sie zu erwerben.“204 
 
Die Sinneswahrnehmung betrachtet Schopenhauer als Ausgangspunkt im Erkenntnisprozess 
der Vorstellung der Welt bzw. Suche nach Wahrheit des Menschen: „Es wird ihm dann 
deutlich und gewiß, daß er keine Sonne kennt und keine Erde; sondern immer nur ein Auge, 
das eine Sonne sieht, eine Hand, die eine Erde fühlt; daß die Welt, welche ihn umgiebt, nur 
als Vorstellung da ist […]“.205 Schopenhauer eröffnet somit eine Perspektive, in der die Welt 
sich durch die Vorstellung und den Willen des Menschen definieren lässt.206 Der Wille wird 
als Ursache eines konkreten Vorgangs und einer Veränderung innerhalb der Welt des 
Menschen, und mitunter auch des menschlichen Handelns selbst, verstanden – „Die Welt ist 
mein Wille.“207 – und liefert damit einen für die Thematik dieses Kapitels entscheidenden 
Zugang zur Betrachtung des komplexen Geschehens der Lebenswelt. Dieses besteht aus 
Kausalitäten208, bezogen auf Dimensionen von „Zeit“ und „Raum“: Das komplexe 
zusammenwirkende Geschehen innerhalb der realen Welt des Menschen „bezieht sich immer 
auf Raum und Zeit zugleich und hat eben nur dadurch Bedeutung“.209 
                                                 
201
 Vgl. Habermas 1997, S. 32; Hennig 2006, S. 41; Krüger 2001, S. 336; Psarros 1998, S. 337; Stoellger 2004,  
S. 349; Werlen 1997a, S. 222 
202
 Vgl. Kebeck 1997, S. 157: „Der aktive Prozeß der Wahrnehmung beginnt aber nicht erst bei der Verarbeitung  
der sensorischen Informationen, sondern bereits in deren Vorfeld, bei der Selektion der verarbeitenden 
Informationen und der Steuerung der Aufmerksamkeit.“ 
203
 Böhmer 1863, S. 686 
204
 Vygotskij 2002, S. 293 
205
 Schopenhauer 1977, S. 29 
206
 Vgl. Schopenhauer 1977, S. 31 
207
 Schopenhauer 1977, S. 31 
208
 Vgl. Schopenhauer 1977, S. 42 
209
 Schopenhauer 1977, S. 38 
  
82 
 
Auch die Begriffe „Raum“ und „Zeit“ spielen für die vorliegende Untersuchung eine 
entscheidende Rolle. Wie ließe sich sonst die räumliche, innerhalb einer gewissen Zeit 
stattfindende Veränderung verstehen? Das Zusammenspiel von Raum und Zeit wird in 
zahlreichen wissenschaftlichen (auch modernen) Schriften auf unterschiedliche Art und Weise 
dargestellt und als konzeptuelle Grundlage sowohl für die eigene Argumentation als auch für 
die Abgrenzung der inhaltlichen Materie genommen. Auch in der Philosophie wird nicht 
selten der Bildung gedanklicher Konstrukte sowie der Wahrnehmung des Geschehens ein 
zeitlicher und räumlicher Charakter verliehen.210 Im Folgenden wird versucht, für die 
Beziehungen von Raum und Zeit eine kognitionsbezogene Basis zu bilden, um so auf einen 
raumzeitlichen Bezug der menschlichen Wahrnehmung zu kommen, ohne den Raum-Zeit-
Komplex selbst in den Vordergrund der Auseinandersetzung zu stellen. 
 
Die zeitlichen Dimensionen der Gedanken spiegeln sich im Prozess ihres Entstehens, 
Bestehens und möglicher Folgen wider, die diese Gedanken mit sich ziehen. Die Zeit ist 
offensichtlich ein unbedingtes Charakteristikum eines jeden gedanklichen Komplexes: „Von 
den Gedanken des Bewußtseins – von den ‚einfachsten’ Eindrucksgestaltungen bis hin zu den 
theoretischen Konstruktionen, die Komplexes kontaminieren und zugleich für das Denken 
freisetzen – gilt generell, daß sie ihre, und d.h. die Zeit brauchen.“211 
 
Während der zeitliche Bezug eines gedanklichen Vorgangs unmittelbar nachvollziehbar ist, 
zumindest bei der Betrachtung der Entstehung und Entwicklung von Gedanken in einem 
Kontinuum, leuchtet die Existenz von räumlichen Dimensionen in Bezug auf Gedanken nicht 
unmittelbar ein. Unklar bleibt das Prinzip des räumlichen Bezuges ebenfalls bei der Bildung 
von Reflexionen über die Realität oder das räumliche Geschehen: Nicht jedes gedankliche 
Konzept leitet sich von einem räumlichen Geschehen ab. In der Argumentation von Marx 
wird diesbezüglich der Vorschlag eingeführt, das Raum-Zeit-Bezugssystem der gedanklichen 
Entwicklung einheitlich zu betrachten, da die Komponente „Raum“ ohne die zeitliche 
Dimension unvorstellbar wäre. Erst die gegenseitige Abhängigkeit von Raum und Zeit macht 
Gedanken im Einzelnen und den Prozess des Denkens im Allgemeinen gehaltvoll: „Die 
Gedanken haben zeitliche Gliederung nicht nur deshalb an sich bzw. sind in eine solche 
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unvermeidlich hineingestellt, weil sie oder insofern sie den raum-zeitlichen Gegebenheiten, 
der Wirklichkeit als externem Prozeß folgen, sondern – um ihrer Bestimmtheit willen – an 
ihnen selbst. So gewiß nun räumliche Distanz ohne zeitliche Diskretion nicht denkbar ist […], 
so gewiß ist diese nicht zu denken ohne die räumlichen Abstände; denn wenn diese entfliehen, 
wäre die Zeit verschlossen in die innere stumme Kopräsenz als Kontamination alles Seienden 
in Eines ohne Differenz, in dem schlechterdings nichts denkbar ist als die Undenkbarkeit von 
Bewegung, eigentlich nicht einmal diese.“212 
 
Wenn die Gedanken einen zeitlichen und räumlichen Charakter besitzen, so könnte auch die 
Wahrnehmung als Vorstufe des gedanklichen Vorgangs einen räumlichen und zeitlichen 
Bezug haben. Es fällt dem Menschen auch grundsätzlich leicht, das Wahrgenommene nach 
seinem „Wo“ und „Wann“ zu definieren. Die Wahrnehmung dient unter anderem dazu, 
sozialen Phänomenen oder Problemen, die zunächst keinen räumlichen Charakter haben, 
einen räumlichen Bezug oder eine Position im bestimmten Raum zu verleihen. Extrema und 
Bezugspunkte räumlicher Orientierungssysteme werden somit auf mögliche Ansatzpunkte 
sozialer Kontexte übertragen. Auf diese Weise bekommt die physische, räumliche 
Gegebenheit einen sozialen Charakter und ihre Dynamik wird zum räumlichen Geschehen. 
Barlösius beschreibt dies am Beispiel der sozialen Ungleichheit und ihrer Veranschaulichung, 
was mit gewissen Zügen der Konzeptualisierung im weiteren Sinne bzw. der 
Konzepterarbeitung im engeren Sinne verglichen werden könnte: „An dieser Stelle soll eine 
weitere Eigenart der Repräsentation angesprochen werden […]. Sie besteht darin, dass bei der 
Repräsentation sozialer Ungleichheit die sozialen Beziehungen und Verhältnisse zumeist als 
räumlich veranschaulicht werden. Die räumliche Versinnbildlichung entspricht ganz 
offensichtlich der Art und Weise, wie die soziale Welt sinnlich erfahren und alltagssprachlich 
vergegenwärtigt wird. Bei der Wahrnehmung räumlicher Strukturen und beim Gespür für 
soziale Positionen scheint es sich um zwei parallelisierte Orientierungsweisen zu handeln.“213 
Das räumliche Orientierungsvermögen ist somit ein entscheidendes Instrument zur 
„Verräumlichung“ sozialer Kontexte und sogar zur Erschaffung von (sozialem) Raum selbst: 
„Der Raum ist […] keineswegs gegeben, sondern entsteht erst durch ‚unsere synthetische 
Tätigkeit, durch die wir das Empfindungsmaterial formen’ – also durch die Sinne“.214 
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Aber die Wahrnehmung selbst kann wiederum durch Handlungsakte beeinflusst werden.215 
Die Wahrnehmung ist nicht nur etwas primär Gegebenes und Konstantes. Die Gabe des 
Menschen, seine Umwelt auf eine bestimmte Art und Weise wahrzunehmen, wird im Laufe 
des Lebens durch seine Erfahrungen modifiziert und vervollständigt. Die Wahrnehmung wird 
in diesem Fall zu einem unabdingbaren Moment des kognitiven Prozesses, der ein komplexes 
Konstrukt ineinandergreifender Gedanken, Gefühle und Emotionen darstellt. Sie ist für den 
Menschen wesentlich, da er auf diese Weise sich selbst, seine Umwelt und sich in seiner 
Umwelt versteht und begründet. Auch die Sprache als einer der Akte des Handelns kann die 
Wahrnehmung eines Menschen oder einer Gruppe von Menschen beeinflussen: „Sinne und 
Sprache determinieren so die Brille der Wahrnehmung der einen Welt, die sich im doppelten 
Sinne in vielfachen Weltsichten sowohl der einzelnen Kulturen – bestehend aus 
Einzelsprache(n), Institutionen, Riten, Mythen, Wertvorstellungen usw. – als auch der 
einzelnen Mitglieder dieser Kultur widerspiegelt.“216 An dieser Stelle wird deutlich, dass es so 
etwas wie „kollektive Wahrnehmung“ geben kann, die sich nicht direkt von einzelnen 
Individuen ableiten lässt, sondern sich primär aus dem sprachlich-kulturellen Kontext 
herauskristallisiert. 
 
Die kollektive Wahrnehmung ist nicht etwas von vornherein Gegebenes, wie die 
Wahrnehmung eines Individuums. Sie ist auch keine distinktive Eigenschaft einer Gruppe und 
ebenso wenig die Summe der Wahrnehmungen aller einzelnen Individuen. Sie ist vielmehr 
das Produkt aller Denkprozesse innerhalb der sozialen Wirklichkeit, die darauf abzielen, die 
Bedeutsamkeit der Wirklichkeit in der einen oder anderen Weise zu ergründen. Wie die 
kollektive Erinnerung ist auch die kollektive Wahrnehmung etwas im sozialen Kontext 
Konstruiertes; sie kann ohne gemeinsame Verständigung über Werte und Erfahrungen sowie 
ohne gemeinsame Erinnerungen nicht entstehen. Offenbar sind kollektive Erinnerung und 
kollektive Wahrnehmung zwei interdependente Erscheinungen, welche die zunächst abstrakte 
Lebenswelt einzelner Menschen zu einem zusammenhängenden System verschiedener 
Elemente herausbilden, in dem sich der Mensch als ein Element unter anderen betrachtet. Die 
Sprachen, Reflexionen und Distanzierungen einzelner Menschen werden im kollektiven 
Kontext in Kommunikation und Interaktion eingebettet und schaffen somit Voraussetzungen 
                                                 
215
 Es muss betont werden, dass es sich dabei um die reine Beeinflussung der Wahrnehmung handelt und nicht  
etwa um das Entstehen einer neuen Wahrnehmungsart. So wäre an dieser Stelle beispielsweise die Position 
von Hilpert – „Wahrnehmung entsteht bei Lebendem mit Entscheidungs- und Handlungsnotwendigkeit“ 
(Hilpert 2006, S. 245) – für die Argumentation der Arbeit wenig hilfreich, denn irgendetwas muss ja dem 
Erkennen, selbst dem Erkennen der Notwendigkeit zugrunde liegen. Daher setzt jede Art von Erkennen eine 
gewisse (Sinnes-)Wahrnehmung voraus, die den Menschen von seiner Geburt an begleitet. 
216
 Reischer 2002, S. 108 
  
85 
für das Entstehen von räumlichen und zeitlichen Bezugspunkten für die kollektive 
Wahrnehmung und Erinnerung.217 
 
Erst die Herausbildung einer kollektiven Wahrnehmung führt zum Erkennen der eigenen 
kollektiven Identität und zur Entstehung verschiedener kollektiver Probleme und Ansprüche 
gegenüber der Wirklichkeit. Die Gesellschaft betrachtet sich in diesem Stadium nicht als 
einen zufälligen Komplex aus Individuen, sondern als Gemeinschaft mit eigenen 
Bedürfnissen und Eigenschaften. Sie reagiert auf sich selbst, auf ihre Umwelt sowie auf 
externe Einflüsse und entwickelt eigene funktionierende Strukturen. Das Geschehen innerhalb 
der Gesellschaft beeinflusst die kollektive Wahrnehmung, die bezogen auf einzelne 
Erscheinungen innerhalb der Gesellschaft zur öffentlichen Meinung werden kann. Die 
Problematik der komplexen Materie der Gesellschaft besteht in der Komplexität und 
Interdependenz ihrer Elemente. Die kollektive Wahrnehmung (auch in Form von Kunst und 
Ästhetik) ist ebenfalls von zahlreichen gesellschaftlichen Elementen abhängig und kann im 
dynamischen gesellschaftlichen Geschehen instabil werden, was sich in Problemen äußert, 
mit denen sich im gesellschaftlich-kommunikativen Kontext auseinandergesetzt werden muss: 
„In einer sich permanent verändernden Gesellschaft wird aber kollektive Wahrnehmung von 
Problemen selbst zum Problem, denn man hat es immer sogleich mit den harten 
kommunikativen Wirklichkeiten von Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Recht zu tun, die 
maßgeblich die Strukturen der modernen Gesellschaft bestimmen.“218 
 
Die kollektive Wahrnehmung, die sich im sprachlich-kulturellen bzw. kommunikativen 
Kontext herausbildet und verändert, kann sich auf alle Dinge innerhalb und außerhalb der 
Gesellschaft beziehen. Die Orientierungsmerkmale „Innerhalb“ und „Außerhalb“ können 
unter anderem räumlich aufgefasst und als Umwelt oder Lebensraum bezeichnet werden. 
Raum und Gemeinschaft bilden auf der Basis der kollektiven Wahrnehmung gleichsam die 
Materie der Identität eines Menschen.219 
 
Der Zugang zu dem für die vorliegende Arbeit relevanten Begriff „Lebensraum“ leitet sich 
zunächst von einem einzelnen Individuum ab, im Ausgang unter anderem von dem in der 
Feldtheorie Lewins entwickelten Konzept des Lebensraumes. Lewin betrachtet den 
                                                 
217
 Vgl. Braunwarth 2002, S. 93; Halbwachs 2008; Halbwachs/Coser 1992 
218
 Lehmann 2006, S. 328 
219
 Vgl. Geppert/Jensen/Weinhold 2005, S. 47: „Kollektive Verwurzelung in einer Raumordnung schien ebenso  
notwendig zu sein wie eine Einbettung in kommunikative Austauschprozesse. Nicht raum- oder 
kommunikationsfähig zu sein, bedeutete damit zugleich Verlust von Gemeinschaft.“ 
  
86 
Lebensraum eines Menschen als einen auf der Wahrnehmung220 gründenden Zusammenhang 
aller Aspekte innerhalb der menschlichen Erkenntnisstruktur221, die den Menschen, sein 
Leben und Handeln prägen: „Der ‚Lebensraum’, das heißt die Person und die psychologische 
Umwelt, wie diese für jene existiert. Gewöhnlich beziehen wir uns auf dieses Feld, wenn wir 
von Bedürfnissen, Motivation, Stimmung, Zielen, Angst oder Idealen sprechen.“222 Bei der 
Auseinandersetzung mit dem Begriff des Lebensraumes geht Lewin nicht von einer 
gegebenen Existenz kulturbezogener oder raumpolitischer Ansprüche aus, wie manche 
Begriffsdeutung von „Lebensraum“ nahelegen möchte,223 sondern primär von der 
Identifikation mit dem, was der Mensch durch seine eigene Wahrnehmung empfängt. Somit 
lässt sich die Identifikation eines einzelnen Individuums mit seiner Umgebung auf der Basis 
der Wahrnehmung der Elemente der Umgebung, die für den Menschen „im Handeln 
Bedeutung erlangen“224, und nicht durch die Umgebung selbst begründen. 
 
Doch die Ansprüche in Bezug auf den menschlichen Lebensraum entstehen nicht etwa auf der 
Basis der reinen individuellen Wahrnehmung, sondern erst aus dem kollektiven Kontext der 
Problemerkennung innerhalb des Lebensraumes. Vor der kollektiven Konstituierung des 
Begriffs „Lebensraum“ als bewohntem Raum einer bestimmten sozialen Gruppe bleiben die 
Ansprüche ihm gegenüber zunächst subjektiv. Den kollektiven, problembezogenen 
Ansprüchen folgt das zweckbezogene, problemfokussierte Handeln: „Das menschliche 
Handeln wird durch räumliche Probleme herausgefordert, durch Probleme in und mit dem 
Lebensraum, also durch Komplexe schwierig zu lösender Fragen im Zusammenhang mit dem 
Lebensraum. Diese entstehen im Spannungsfeld von Mensch, Raum und Zeit.“225 
 
Die erkannten Zusammenhänge zwischen der Raumproblematik und dem erforderlichen 
Handeln flossen unter anderem in einige theoretische Modelle der Raumplanung oder, mit 
anderen Worten, Ansätze zur Gestaltung des Lebensraumes ein. So entwickelte Lendi in 
seiner Perspektive zur Theorie der Raumplanung pragmatische und 
problemlösungstheoretische Dimensionen des Lebensraumes: Der Lebensraum (teilweise als 
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Gegenstand der Raumplanung) fordert durch seine Probleme ein Handeln heraus226 und ist im 
Grunde als Ganzes „hinsichtlich Struktur und Funktion selbst ein räumliches Problem“227. 
Unter dem Begriff „Raumplanerische Problematik“, der im Titel der Publikation zur 
theoretischen Konzeption von Lendi erwähnt ist, versteht er sowohl die Probleme des 
Lebensraumes, die ein Referenzsystem für die Ausrichtung der Methoden der Raumplanung 
darstellen, als auch die tätigkeitsspezifischen Probleme der Raumplanung, die sich in ihrer 
Komplexität und Diversität als Probleme verschiedener, im Zusammenhang mit der 
Raumplanung stehender Bereiche (wie zum Beispiel Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, 
Forschung) sowie als Probleme der Konzipierung raumplanerischer Maßnahmen (wie zum 
Beispiel Problemwahrnehmung, -erkenntnis und -aufnahme, Lernprozesse, Legitimität, 
Vertrauen etc.) zeigen lassen.228 Die Problempositionierung und -unterscheidung sind für die 
Thematik der vorliegenden Arbeit ebenfalls von entscheidender Bedeutung. 
 
Der Lebensraum ist aufgrund der Interdependenz der verschiedenen Bereiche menschlicher 
Tätigkeit, die sich innerhalb des Lebensraumes abspielen, öffentlicher und privater Interessen 
sowie seiner grundsätzlichen „Knappheit“229 stets „dynamischen Vorgängen unterworfen“230 
und scheint folglich für das Entstehen diverser Probleme prädestiniert zu sein. Das Bedürfnis 
nach Sicherheit innerhalb des Lebensraumes wird somit zur Aufgabe eines jeden 
Individuums, das die für sich relevante Problematik seines Lebensraumes erkennt, was sich 
folglich unter anderem in dem Entstehen eines Willens nach Lösungen oder in der gezielten 
(Um-)Gestaltung des Lebensraumes manifestiert. So entspringt der individuelle Wille nach 
Veränderung oder Gestaltung primär dem Bedürfnis nach Sicherheit eines Menschen 
innerhalb seines Lebensraumes. 
 
Auch der Wille nach Veränderung leitet sich nach Platon vom Bedürfnis nach Sicherheit ab. 
So stellt er beispielsweise die Existenz kollektiver und individueller Bedürfnisse in den 
Vordergrund eines Staates, der als Mittel zum Zweck der kollektiven und individuellen 
Sicherheit entsteht. Der Staat wird von Sokrates als ein Mittel zur Erfüllung menschlicher 
Grundbedürfnisse, also „um des Seins und Lebens willen“231 dargestellt: „Es entsteht denn 
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also, begann ich, ein Staat, wie mir scheint, wenn jeder von uns nicht sich selbst genug ist, 
sondern viele Bedürfnisse hat. Oder was anderes hältst du für den Anfang, einen Staat zu 
gründen?“232 Es wird somit deutlich, dass die funktionale Gestaltung des Lebensraumes 
innerhalb einer Gemeinschaft als Mittel und nicht als Selbstzweck betrachtet wird, und dass 
„Wünsche und Bedürfnisse des menschlichen Individuums in der Gesellschaft tatsächlich 
direkt in das Handeln einfließen“233. 
 
Der gestalterische Wille spielt unter anderem eine entscheidende Rolle in den Arbeiten von 
W. Dewey. Dieser geht von der menschlichen Eigenschaft aus, sich gegenüber den Kräften 
der Natur in seiner eigenen Machtlosigkeit sowie im Kontext von „stress, uncertainty, and 
need of regulation“234 zu erkennen. Aus diesem Zusammenhang entwickelt der Mensch eine 
gewisse methodische Praxis, wie er seine Umwelt verändern bzw. sich dieser Umwelt 
anpassen kann. Dewey leitet seine Argumentation von der antiken Weltanschauung ab, 
entwickelt jedoch einen eigenen pragmatischen Ansatz, indem er die menschliche 
Unsicherheit in einem Leben, das keinesfalls harmonisch zu sein scheint, in den Vordergrund 
seiner Überlegung stellt: „Greek experience included affairs that rewarded without want and 
struggle the contemplation of free men; they enjoyed a civic life full and rich with an equable 
adaptation to natural surroundings. Since any created thing is subject to natural contingency, 
death was not a problem […]. But life does not always exist in this happy equilibrium: it is 
onerous and devastating, civil life corrupt and harsh.“235 
 
Der individuelle und kollektive Wille nach Veränderung des Lebensraumes bereiten somit 
den Übergang zum konkreten Handeln im Sinne seiner Gestaltung, was sich in verschiedenen 
gesellschaftlichen Kontexten, Teilbereichen und Schwerpunkten des Handelns äußert. Einer 
dieser Bereiche ist beispielsweise das politische Handeln in Bezug auf den Lebensraum, das 
durch den kollektiven Willen nach Veränderung begründet und in einer funktionierenden 
Gesellschaft zum unabdingbaren Teil der Lebensraumgestaltung wird. 
 
Doch es gibt Grenzen bei der Betrachtung des menschlichen Lebensraumes als eines Objektes 
der Gestaltung. Diese Grenzen entstehen im Konfliktfeld einzelner raum- und zeitbezogener 
Ansprüche, im praktischen Vollzug kollektiver Gestaltungsakte sowie auf dem Boden der 
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Probleme innerhalb des Lebensraumes selbst. Das bewusste und absichtsvolle Handeln des 
Menschen als Prämisse zum Erreichen seiner Ziele im kollektiven Kontext macht eine 
normative Basis nötig, da das handlungsbezogene Objekt „Lebensraum“ den verschiedensten 
Ansprüchen gerecht werden muss. Die Normativität entsteht an dieser Stelle im 
Zusammenhang eines kollektiven Bedürfnisses nach Sicherheit und Ordnung sowie unter 
Berücksichtigung der verschiedenen Ansprüche236 auf der Basis der gesellschaftlichen 
Integration, also den Beziehungen zwischen den Menschen sowie zwischen jedem einzelnen 
Mensch und seinem Lebensraum. Die Normativität in Bezug auf den Menschen und seinen 
Raum sowie spezielle Handlungsbereiche, die den menschlichen Lebensraum als „etwas vom 
Menschen bewusst Gewolltes“237 verstehen, dürfen bei der Ergründung des jeweiligen 
lebensräumlichen Gestaltungsprozesses keinesfalls unberücksichtigt bleiben. 
 
 
5. THEORETISCHE FUNDIERUNG 
Die Fortsetzung der vortheoretischen Basis der vorliegenden Arbeit ist die theoretische 
Fundierung. Sie knüpft inhaltlich an das vortheoretische Verständnis der allgemeinen 
Entstehung und des Vollzugs raumgestalterischer Handlungen an. Auch die begriffliche Basis 
des theoretischen Teils steht in einer unmittelbaren Beziehung zu den bereits geleisteten 
vortheoretischen Überlegungen, so dass einige Begriffe „sich in gewisser Weise an die 
vortheoretischen Begriffe anschließen“238. Auf diese Weise wird im Folgenden versucht, sich 
dem Begriff „Räumliches Handlungskonzept“ sowie dem Verständnis seiner Problematik 
(unter anderem seiner Erarbeitung und Umsetzung) aus der analytischen wie aus der 
gesellschaftspolitischen Perspektive zu nähern. 
 
5.1 Entwicklung einer problemlösungstheoretischen Betrachtung 
Der Mensch lebt, verändert sich, verändert seine Umwelt und wird unablässig mit Problemen 
konfrontiert, von denen er für einige möglicherweise nie eine Lösung finden wird. Die 
Vorstellung, dass es zu einigen Problemen keine Lösungen gibt bzw. geben kann, ist nicht das 
Einzige, was den Menschen in der Suche nach Problemlösungen in seiner komplexen und 
dynamischen Lebenswelt verzweifeln lassen könnte. Als schwierig könnte sich ebenfalls die 
Situation erweisen, in der zu einem bestimmten Problem mehrere äquivalente Lösungen 
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vorliegen. Nicht weniger kompliziert ist es, wenn die Lösung bestimmter Probleme durch 
andere Probleme behindert wird, deren Lösung eine völlig neue Herangehensweise darstellt. 
 
Dieses Kapitel versucht, auf der Basis einschlägiger wissenschaftlicher Ansätze einen Zugang 
zu der theoretisch-analytischen Dimension des Problemlösungsprozesses zu entwickeln. 
Dabei ist es entscheidend zu verstehen, wie Probleme definiert und Problemlösungen 
erarbeitet werden. Auch wird versucht, Probleme der Erarbeitung und Umsetzung der 
Problemlösungskonzepte zu verdeutlichen, die in den verschiedenen analytischen 
Problemlösungsmodellen nicht immer als kritische Faktoren der Problemlösung betrachtet 
werden: So ist die allgemeine Konzipierung des Problemlösungsweges primär auf Probleme 
fokussiert, die gelöst werden müssen, wobei diejenigen Probleme, die im Prozess der 
Konzipierung oder bei der Umsetzung eines Lösungskonzepts entstehen, nicht immer die 
entsprechende Aufmerksamkeit bekommen. Dennoch wird die Auseinandersetzung mit 
Problemen der Erarbeitung und Umsetzung der Lösungskonzepte unter anderem dann 
entscheidend, wenn das Scheitern eines Problemlösungsprozesses signifikante Probleme mit 
sich bringt. In diesem Fall könnte man beispielsweise versuchen, das mögliche Scheitern 
schon im Vorfeld zu legitimieren. Doch in einem rein analytischen oder technischen Modell 
des Problemlösungsprozesses kommt es zunächst nicht auf die Legitimität des Problemlösens 
an. Erst bei der Übertragung des analytischen Problemlösungsprozesses in die Praxis bzw. 
beim Erkennen der praktischen Wirksamkeit eines Problemlösungsprozesses kann das 
Bedürfnis nach Legitimierung eines Problemlösungsansatzes entstehen, was sich unter 
anderem in der detaillierten Beschreibung und Analyse derjenigen Probleme äußert, die einen 
Problemlösungsansatz zum Scheitern führen können. 
 
5.1.1 Das Problem als Ausgangspunkt des Problemlösungsprozesses 
Der Begriff „Problem“ kann nicht eindeutig definiert werden. Man kann darunter ungeklärte 
Fragen, unerledigte Aufgaben, bevorstehende Herausforderungen und dergleichen verstehen 
wie auch grundsätzlich eine Diskrepanz, Dissonanz oder Disharmonie. Im Allgemeinen deutet 
die Bezeichnung „Problem“ auf einen inakzeptablen Zustand hin, der der erwünschten 
Vorstellung über diesen Zustand nicht entspricht. Unabhängig davon, wie ein 
Ursprungszustand betrachtet wird, impliziert der Begriff „Problem“ das Bedürfnis nach einer 
Lösung. So gesehen entsteht ein Problem im Vollzug der Lebenspraxis, das zu einem 
konkreten, zweckgerichteten Handeln in diesem lebenspraktischen Kontext motiviert: „Ein 
‚Problem’ entsteht z. B. dann, wenn ein Lebewesen ein Ziel hat und nicht ‚weiß’, wie es 
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dieses Ziel erreichen soll. Wo immer der gegebene Zustand sich nicht durch bloßes Handeln 
(Ausführen selbstverständlicher Operationen) in den erstrebten Zustand überführen läßt, wird 
das Denken auf den Plan gerufen. Ihm liegt es ob, ein vermittelndes Handeln allererst zu 
konzipieren.“239 Auch die These von Duncker weist darauf hin, dass das Konzipieren der 
Lösung eines Problems eine Prämisse für den Übergang zum Handeln darstellt. Die 
pragmatische Perspektive schließt sich somit an kognitive Operationen an240, die wiederum 
konzeptuelle Vorarbeit für die Lösung eines Problems leisten. 
 
In der Entwicklung in Richtung des erwünschten Zustandes können jedoch weitere Probleme 
auftreten. Sie werden auf der Basis methodischer Überlegungen oder aber aus der 
lebenspraktischen Erfahrung heraus als Probleme betrachtet, weil sie es verhindern, den 
erwünschten Zustand zu erreichen. Nach Dörner sind eigentlich sie es, die einen 
inakzeptablen Zustand als problematisch darstellen: „Was ein Problem ist, ist einfach zu 
definieren: Ein Individuum steht einem Problem gegenüber, wenn es sich in einem inneren 
oder äußeren Zustand befindet, den es aus irgendwelchen Gründen nicht für wünschenswert 
hält, aber im Moment nicht über die Mittel verfügt, um den unerwünschten Zustand in den 
wünschenswerten Zustand zu überführen.“241 Spätestens an dieser Stelle wird deutlich, dass es 
im Einzelfall zwar möglich ist, einen bestimmten Zustand oder Gegenstand als problematisch 
zu bezeichnen, die Erarbeitung einer allgemeingültigen Definition von „Problem“ jedoch 
weiterhin schwierig bleibt. Wie lässt sich dann ein Zugang zu der allgemeinen 
Konzeptualisierung eines Problemlösungsprozesses finden? Die Antwort auf die Frage liefert 
der jeweilige Kontext der Entstehung eines Problems. 
 
Probleme können subjektiver und intersubjektiver Natur sein. Entspringt ein Problem 
subjektiven Empfindungen, kann es in den kollektiven Kontext übertragen werden, sofern es 
auf das Empfinden anderer Subjekte übertragbar ist; durch die Kompatibilität subjektiver 
Betrachtungsweisen über ein bestimmtes Problem kann dieses Problem mit anderen Worten 
intersubjektiviert werden. So lässt sich beispielsweise ein methodischer Zugang zu einzelnen 
Problemen gewinnen, indem man diese Probleme aus dem gemeinschaftlichen Kontext 
herausnimmt und miteinander abgleicht, um ihren Anspruch auf Objektivität zu bestätigen. 
Ein Problem kann somit dann als objektiv bezeichnet werden, wenn es die subjektive Ebene 
der Betrachtung verlässt und sich in intersubjektiven Zusammenhängen wiederfinden lässt. 
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Unabhängig davon, welcher Natur ein Problem ist, entsteht mit dem Bedürfnis nach seiner 
Lösung ein Prozess der Problembewältigung. Auch wenn er möglicherweise nie 
abgeschlossen wird, kommt man mit jeder neuen Phase dieses Problemlösungsprozesses 
immer näher an ein Verständnis dieses Problems und seine Lösung heran.242 Die 
verschiedenen Zugänge zur Konzeptualisierung des Problemlösungsprozesses werden im 
folgenden Kapitel ausführlicher beschrieben. 
 
5.1.2 Erläuterung zu Problemlösungsansätzen und -theorien im Allgemeinen 
Zumindest aus der Sicht der wissenschaftlichen methodischen Erkenntnispraxis könnte man 
jede Theorie als Problemlösungstheorie oder, mit anderen Worten, als Theorie, die sich mit 
bestimmten Problemen der Lebenspraxis auseinandersetzt, betrachten: „Die wissenschaftliche 
Erkenntnistätigkeit ist eine bestimmte Art menschlichen Problemlösungsverhaltens, also eine 
Art menschlicher Praxis, die sich mit der Lösung bestimmter Probleme befaßt und dabei 
bestimmte Methoden verwendet [...].“243 Parallel zu allgemeinen philosophischen Ansätzen 
und Theorien zur Problemlösung, die sich im Grunde auf die These Poppers „Alles Leben ist 
Problemlösen“244 reduzieren lassen, stellen einige Wissenschaftler (mit dem Anspruch auf 
Allgemeingültigkeit im praktischen Kontext) die Problemlösung explizit in den Vordergrund 
ihrer theoretischen Konstrukte. Im Folgenden werden solche auf Problemlösung gerichteten 
Theorien und Ansätze näher erläutert. 
 
Die bekanntesten problemlösungstheoretischen Ansätze finden sich im Bereich der kognitiven 
Wissenschaften. Im Mittelpunkt dieser Ansätze stehen ein Individuum oder eine Gruppe von 
Individuen und ihr Verhalten beim Eintreten bestimmter Zustände von Unzufriedenheit, 
Inakzeptanz, Verschlechterung sowie Schwierigkeiten bei der Bewältigung bestimmter 
komplexer Aufgaben etc.245 Im Allgemeinen gehen die problemlösungstheoretischen Ansätze 
der kognitiven Wissenschaften von drei Phasen des Problemlösungsprozesses aus: (1) 
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 Zur Entwicklung der problemlösungstheoretischen Basis aus der Perspektive der Gestalttheorie: Vgl. Duncker  
1935. Nach Beckmann und Guthke können die Ansätze unter anderem von Funke als „a first step toward the 
formulation of a problem solving theory“ (Beckmann/Guthke 1995, S. 184) betrachtet werden: Vgl. Funke 
1990, 1991. Einige Wissenschaftler, vor allem aus dem Bereich der kognitiven Wissenschaften, bezeichnen 
jedoch Dewey (vgl. Dewey 1958) als Begründer der „klassischen“ Theorie der Problemlösung: Vgl. Hauser 
1995, S. 36; Phillips/Soltis 2004, S. 7 
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Problem als Ist-Zustand, (2) Entwicklung und Umsetzung des Lösungsweges und (3) Lösung 
als Soll-Zustand. Bei einer detaillierten Konzipierung der Phasen des 
Problemlösungsprozesses wird mithilfe verschiedener Analyseverfahren versucht, 
unterschiedliche Arten von Problemen zu definieren und voneinander abzugrenzen.246 
Daneben bemüht man sich zu verstehen, wie sich ein Individuum oder eine Gruppe von 
Individuen beim Lösen der Probleme verhalten bzw. wie sie sich verhalten sollten.247 Dies 
führt in erster Linie zu der Entwicklung gewisser Techniken des Problemlösens wie 
beispielsweise Kreativitäts-, Kommunikations- und Lernmethoden.248 Die Orientierung an 
gleichen bzw. verwandten wissenschaftlichen Basisansätzen erlaubt es innerhalb der 
kognitiven Wissenschaften, die allgemeine Bezeichnung „Problemlösungstheorie“ zu 
verwenden. Dennoch gibt es Tendenzen zu einer wissenschaftlichen Fokussierung auf 
bestimmte Lebens- oder Forschungsbereiche, was in der Entstehung zahlreicher spezieller 
Problemlösungstheorien und -ansätze resultiert, wie zum Beispiel der „social problem-solving 
theory“249 oder der „problem-solving theory of depression“250. 
 
In den Natur- und Strukturwissenschaften sowie in den ingenieurtechnischen Disziplinen 
werden „Probleme“ primär als Aufgaben oder Herausforderungen betrachtet251, die nach der 
Argumentation einiger Wissenschaftler als Aufgaben mit hohem Schwierigkeitsgrad 
verstanden werden können: „Nicht selten kommt es vor, dass selbst Aufgaben ein und 
desselben Typs mit verschiedenen Methoden gelöst werden können. In der Regel steht das in 
Verbindung mit dem Schwierigkeitsgrad der Aufgabe. Wenn eine Aufgabe wegen ihres 
Umfangs kompliziert wird, kann man sagen, dass sie wegen des großen Arbeitsaufwandes als 
schwierig eingestuft wird. Eine Aufgabe wird oft wegen dieses Arbeitsaufwandes zum 
Problem.“252 Ähnlich wie in den kognitiven Wissenschaften wird auch in den Natur- und 
Strukturwissenschaften bzw. innerhalb der ingenieurtechnischen Disziplinen versucht, 
Probleme zu klassifizieren und eine Vorstellung über den Problemlösungsprozess zu 
entwickeln, um zu einer optimalen Lösung zu gelangen.253 Unter den Techniken des 
Problemlösens, die dabei erarbeitet und vorgestellt werden, findet man in 
naturwissenschaftlichen und ingenieurtechnischen Bereichen immer häufiger verschiedene 
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Kreativitätstechniken.254 Speziell in den Natur- und Strukturwissenschaften kann man unter 
anderem Konsolidierungstendenzen in Richtung einer einheitlichen Problemlösungstheorie 
beobachten, die auf Ähnlichkeiten innerhalb der Problemlösungsprozesse verschiedener 
Disziplinen basieren.255 Die Verwendung der Bezeichnung „Problemlösungstheorie“ bzw. 
„Theorie des Problemlösens“ in den Natur- und Strukturwissenschaften sowie in den 
ingenieurtechnischen Disziplinen kann unter anderem im Zusammenhang mit der Darstellung 
der Allgemeingültigkeit verschiedener Problemlösungsansätze gesehen werden.256 
 
Die noch weitgehend unerforschte Komplexität menschlicher Denkprozesse sowie gewisse 
Analogien im Bereich kognitiver und technischer Problemlösungsstrategien sind unter 
anderem der Grund für die Entstehung einer Vielzahl von interdisziplinären 
wissenschaftlichen Ansätzen und Praktiken, die die kognitive und die technische Dimension 
des Problemlösens miteinander verbinden. Bekannte Beispiele dafür sind die 
Anthropomorphisierung der Maschinen sowie umgekehrt die Zuschreibung rein technischer 
Eigenschaften in Bezug auf das menschliche Gehirn.257 Im Zuge dessen entstand die Theorie 
menschlicher Problemlösungsstrategien von Newell, Shaw und Simon258, die die Autoren 
selbst als „die reine Theorie des Problemlösens“259 bezeichneten, da sie primär auf die 
Simulation bzw. Rekonstruktion des effektiven menschlichen Problemlösungsprozesses durch 
Computerprogramme fokussiert. Unabhängig von ihrem Schwierigkeitsgrad entspricht die 
Definition der Probleme in diesem theoretischen Konzept dem für die naturwissenschaftlichen 
und ingenieurtechnischen Disziplinen typischen Verständnis von Problem – Probleme werden 
als Aufgaben und nicht als inakzeptable Zustände betrachtet: „The program is called the 
Logic Theory Machine (LT); it was devised to learn how it is possible to solve difficult 
problems such as proving mathematical theorems, discovering scientific laws from data, 
playing chess, or understanding the meaning of English prose.“260 Es ist noch immer fraglich, 
ob der Versuch der Simulation tatsächlich neue Erkenntnisse über das menschliche 
Problemlösen geliefert hat, da die Simulation ausschließlich auf der Basis menschlicher 
Denkprozesse erarbeitet wurde und eher ihrer Simplifizierung als ihrer Rekonstruktion ähnelt. 
Lefrancois äußert sich zu dieser Theorie des Problemlösens in folgender Weise: 
„Zusammenfassend kann zu dieser Theorie gesagt werden, daß Newell, Shaw und Simon 
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versucht haben, menschliches Problemlösungsverhalten zu simulieren, indem sie einen 
Computer so programmierten, daß dieser im Verlauf des Problemlösens die notwendigen 
Informationen für die Lösungen anderer Probleme erwerben konnte. Ihre Beschreibung des 
menschlichen Problemlösungsverhaltens ist in dem Programm selbst impliziert. Es liegt nicht 
unmittelbar auf der Hand, daß das Modell neue Informationen über menschliches Verhalten 
liefert.“261 
In den Geistes- und Sozialwissenschaften werden „Probleme“ kontextabhängig als Aufgaben, 
Herausforderungen, als für den Menschen inakzeptable Zustände wie auch als eine 
Mischform aus Aufgabe und inakzeptablem Zustand betrachtet. Was die Letztere betrifft, so 
ist beispielsweise im Bereich der menschlichen Kommunikation zu beobachten, dass die 
Unterschiede zwischen Problemen als inakzeptablen Zuständen einerseits und Aufgaben 
andererseits fließend und häufig gar nicht klar zu definieren sind. Dies spiegelt sich unter 
anderem im Kontext der Praxis wider, wenn beispielsweise eine Managementabteilung sich 
weigert, ein unternehmensübergreifendes Problemerfassungssystem zu implementieren, da sie 
sich ihrem eigenen Verständnis nach im Gegensatz zur Fertigungsabteilung nicht mit 
Problemen, sondern eher mit Aufgaben auseinandersetzt. Aber auch in der einschlägigen 
wissenschaftlichen Literatur gibt es Hinweise auf die Problematik der Abgrenzung zwischen 
den Begriffen „Aufgabe“ und „inakzeptabler Zustand“: „Üblicherweise denken wir, wenn 
jemand mit einer Aufgabe betraut wird, ist schon klar, was er machen soll – welches Problem 
er (oder sie) lösen soll.“262 
Probleme aus dem Bereich der Geistes- und Sozialwissenschaften, die sich als inakzeptable 
Zustände oder Zustände der Verschlechterung definieren lassen, können einen individuellen 
oder kollektiven Bezug haben, was jeweils einen anderen Zugang zum Verständnis der 
Entstehung eines Problems mit sich bringen kann. Wenn das individuelle Problemverständnis 
auf der individuellen Wahrnehmungsebene basiert, wird das Problemverständnis einer Gruppe 
von Menschen sowohl von der Wahrnehmung einzelner Gruppenmitglieder als auch von der 
diskursiven Verständigung über die gemeinsamen Probleme sowie von Handlungen im 
kollektiven problembezogenen Kontext beeinflusst. Beispielsweise sind nach Schetsche 
soziale Probleme (sowohl aus der Sicht der objektivistischen Problemtheorie263 als auch in der 
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Auffassung der konstruktionistischen Schule264) ein Prozess der kollektiven Verständigung 
über ein gemeinsames Problem, sei es im Kreise der Experten, bestimmter Akteure oder im 
Allgemeinen innerhalb einer ganzen Gesellschaft: „Wenn kollektive Akteure erfolgreich die 
Existenz eines sozialen Problems behaupten und dieses durch gesellschaftliche Praxen im 
Alltag anerkannt und reproduziert wird, existiert das Problem auch – und zwar unabhängig 
von der Frage, was es mit den sozialen Sachverhalten auf sich hat, auf die es sich 
(vermeintlich) bezieht.“265 
 
Zu den verschiedenen Problemlösungsansätzen und -theorien und lässt sich im Allgemeinen 
Folgendes festhalten: Eine einheitliche, allgemeingültige und interdisziplinäre 
Problemlösungstheorie gibt es nicht. Es gibt lediglich verschiedene Ansätze und Theorien, die 
sich aufgrund ihrer allgemeinen Zweckbestimmung für das Problemlösen sowie ähnlichen 
Eigenschaften, Perspektiven und Funktionen gruppieren lassen.266 Die Verwendung der 
Bezeichnungen „Problemlösungstheorie“ bzw. „Problemlösungsansatz“ in dem einen oder 
anderen wissenschaftlichen Bereich beansprucht lediglich die Allgemeingültigkeit eines 
bestimmten Problemlösungsmodells. Jedoch beruht der Allgemeingültigkeitsanspruch 
verschiedener theoretischer Problemlösungskonstrukte auf einer in den allgemeinen Zügen 
einheitlichen Struktur des Problemlösungsprozesses: Problemerkennung, Entwicklung des 
Problemlösungsansatzes, Anwendung des Problemlösungsansatzes, Lösung und Kontrolle. 
Offenbar liegt im Kern jeder rationalen Problemlösung die gleiche prozessuale Struktur 
beschlossen, unabhängig davon, um welche Art von Problemen es sich handelt und von 
welchem theoretischen Konzept das Problemlösen ausgeht. Die Ähnlichkeiten in der 
allgemeinen Herleitung der Heuristik zum Lösen der Probleme werden unter anderem in 
Versuchen der Optimierung der Problemlösungsprozesse sowie in der Entwicklung geeigneter 
Problemlösungstechniken deutlich. 
 
Nichtsdestotrotz wäre der Versuch der Erarbeitung einer interdisziplinär einheitlichen, alles 
umfassenden Theorie der Problemlösung aufgrund folgender Unterschiede innerhalb der 
verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen eher utopisch: 
                                                 
264
 Zu den Begründern des Konstruktionismus zählt Papert, der sich wissenschaftlich auf die Ergründung und  
Verbesserung der Lern- und Problemlösungsprozesse im Zeitalter des Computers spezialisiert hat: Vgl. 
Papert 1993 
265
 Schetsche 2008, S. 30 
266
 Eines der bekanntesten Beispiele für eine solche Gruppierung war die von Cox eingeführte Unterscheidung  
zwischen „Problemlösungstheorien“ und „kritischen Theorien“ im Bereich der neogramscianischen Analyse 
der Internationalen Beziehungen, die allerdings lediglich als Unterkategorien der „International Relations 
Theory“ verstanden werden: Vgl. Cox 1981, S. 88 ff. 
  
97 
 
- Es gibt kein einheitliches, allgemeingültiges Verständnis darüber, was der Begriff 
„Problem“ bedeutet. 
- Die Ansätze individueller und kollektiver Problemlösung unterscheiden sich 
fundamental, unter anderem durch die Dimensionen der Verständigung und 
Kommunikation im kollektiven Kontext. 
- Um die eigene Legitimität nicht in Frage zu stellen, konzentrieren sich 
Problemlösungsansätze im Allgemeinen nicht auf mögliche Probleme, die innerhalb des 
Problemlösungsprozesses selbst entstehen können. 
 
Des Weiteren gibt es Indizien dafür, dass nicht jede allgemeine Problemlösungskonzeption 
für spezielle, komplexe Problemlösungsprozesse mit mehreren adäquaten Lösungswegen 
geeignet ist: Allgemeine analytische Konzeptionen für die Problemlösung bzw. 
Problemlösungsalgorithmen beinhalten keine Schritte, bei denen der Lösungsweg oder die 
Problemlösung selbst begründet oder legitimiert werden müssten. Somit werden die 
Lösungswege nicht immer als auch Probleme schaffende Handlungsakte betrachtet. Durch die 
Simplifizierung und Schematisierung der Problemlösungsprozesse, wie auch aufgrund der 
Tatsache, dass einige Probleme erst in der unmittelbaren Umsetzung der 
Problemlösungskonzeption entstehen können, ist es bei der Erstellung der 
Problemlösungskonzeption schwierig, auf die Probleme innerhalb des 
Problemlösungsprozesses einzugehen. 
 
Dazu kommt noch ein Grund, der es nicht erlaubt, eine für das Problemlösen allgemeine 
theoretische Basis zu entwickeln. Dies ist der Unterschied in der Perspektive 
wissenschaftlicher Reflexionen des praktischen Lebenskontextes: Wissenschaftliche 
Problemlösungsansätze orientieren sich primär am praktischen Erfolg, aber nicht jeder von 
ihnen wird aus der Perspektive des „Scheiterns der Lebenspraxis“267 entwickelt, was an dieser 
Stelle im Gegensatz zu einer sturen Fokussierung auf den Soll-Zustand des Erfolgs eine 
„Greifbarkeit“ der Probleme und ihrer problembehafteten Lösungswege sowie eine kritische 
Betrachtung der Probleme, Lösungswege und selbst Lösungen erlauben könnte. Diese 
kritische Betrachtung wäre in jedem Problemlösungskontext (sowohl im lebenspraktischen268 
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als auch im wissenschaftlichen) von entscheidender Bedeutung, solange das mögliche 
Misslingen beim Lösen komplexer praktischer Probleme als Lerneffekt betrachtet wird und 
nicht (trotz eines „geeigneten“ konzeptuellen Hilfsinstrumentariums) ins unbegründete, 
irrationale oder verantwortungslose Handeln münden darf.269  
 
Diese Argumentation spricht (trotz mancher wissenschaftlichen Ansprüche zur Entwicklung 
einer Metatheorie der Problemlösung über die eigene Disziplin hinaus) für die jeweilige 
Erarbeitung einer speziellen theoretischen Basis für die kontextbezogene Problemlösung, da 
nicht jede Heuristik im komplexen lebenspraktischen Kontext ein systematisches 
Ausprobieren diverser Lösungswege sein kann. Selbst Lerneffekte des Problemlösens haben 
ihre Begrenzung im praktischen Handlungsvollzug der Problemlösungsakte, vor allem wenn 
man erkennt, dass auch die rationalen Problemlösungsversuche270 in dem einen oder anderen 
Kontext ihre (zeitliche, räumliche, ethische etc.) Endlichkeit besitzen: „Menschen können 
nicht alles, was an Negativem Wissen zu berücksichtigen ist, selber erfahren und daraus 
lernen. Das hat damit zu tun, dass viele der Taten, die Menschen ‚vollbrachten’, nicht mehr 
getan werden dürften.“271 
 
Für die Untersuchung der Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
Handlungskonzepte im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll daher eine spezielle analytische 
Basis entwickelt werden, die innerhalb des Problemlösungsprozesses entstehende Probleme 
und Perspektiven des Problemlösens im komplexen räumlichen Gestaltungsprozess 
berücksichtigt sowie eine Legitimitätsgrundlage für die Existenz der Problemlösungsansätze 
zunächst analytisch entwirft. 
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5.1.3 Legitimität eines Lösungsansatzes272 
Es liegt offensichtlich in der menschlichen Natur, immer wieder etwas zu entdecken, was der 
Lösung eines bestimmten Problems dienen soll. Dabei ist es meist irrelevant, wie schwierig 
ein Problem scheint oder welcher Art es ist: Man kann bei Bedarf immer wieder neu 
versuchen, eine Lösung zu finden. Dabei wird deutlich, dass es offensichtlich leichter ist, auf 
einer zuverlässigen Basis zu einem Lösungsansatz zu gelangen, als das Problem an sich lösen 
zu wollen. Das resultiert unter anderem aus der Tatsche, dass nicht jeder Lösungsansatz (als 
Mittel) tatsächlich zur Lösung eines Problems (als Zweck) führt. Aus diesem Grund kann ein 
Lösungsansatz nach seiner Anwendung unter Umständen völlig anders bewertet werden. 
 
Für den Versuch der Lösung eines Problems selbst ist es dabei ohne Belang, ob es sich um ein 
schon bekanntes oder um ein neues Problem handelt (falls diese Unterscheidung überhaupt 
sinnvoll ist, da ja ein neues Problem nach seinem Auftreten bereits zu den bekannten gezählt 
werden kann): Versucht man ein Problem zu lösen, hat man die Wahl zwischen einem 
möglicherweise bereits bekannten und der Entwicklung eines neuen Lösungsansatzes. Man 
entscheidet sich für die Entwicklung eines neuen Lösungsansatzes, wenn ein solcher möglich 
und im weiteren Sinne legitim, d. h. auf eine lange Sicht zuverlässig und rechtmäßig ist. 
 
Ebenso kann es zur Entwicklung neuer Ansätze zur Lösung eines Problems kommen, wenn 
bereits existierende Lösungsansätze für ein konkretes Problem sich nicht mehr bewähren.273 
Sollten sie ihre objektive Gültigkeit insgesamt einbüßen, kann die Differenzierung der 
subjektiven und objektiven Gültigkeitskriterien selbst zu einem Problem innerhalb der 
menschlichen Erkenntnismöglichkeiten werden. Denn für die Existenz oder Entwicklung 
eines Problemlösungsansatzes kann unter anderem seine normative bzw. kritisch-rationale 
Betrachtung eine entscheidende Rolle spielen. So kann ein Lösungsansatz möglicherweise 
noch vor seiner Anwendung akzeptiert oder abgelehnt werden. 
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Unabhängig davon, ob ein Lösungsansatz tatsächlich zur Lösung eines Problems führt oder 
nicht, kann seine mögliche Anwendung als pragmatisch bezeichnet werden.274 Daneben gibt 
es noch andere Eigenschaften, die ein potenzieller Lösungsansatz noch vor seiner Anwendung 
aufweisen kann: Er kann zum Beispiel rational oder irrational, praktisch oder theoretisch, 
billig oder teuer sein. Erst nach seiner Anwendung tritt diejenige Eigenschaft hinzu, die die 
oben genannten Eigenschaften irrelevant werden lässt, und zwar, ob der Lösungsansatz in 
Bezug auf ein Problem erfolgreich ist oder nicht. 
 
So stößt man auch in der (angewandten) Wissenschaft immer wieder auf Modelle, Ansätze 
und Methoden, für die der „Erfolg in der Praxis“ als einziger Grund für die neue Anwendung 
genannt wird.275 Er wird nicht selten zum ultimativen Kriterium für die Auswahl eines 
bestimmten Ansatzes, einem Problem zu begegnen. 
 
Hat ein Problemlösungsansatz sich in der Praxis bewährt, mit anderen Worten, führte ein 
Lösungsansatz zur Lösung eines ganz bestimmten Problems, wird er als erfolgreich 
bezeichnet und zukünftig für die Lösung „ähnlicher“ Probleme eingesetzt. Auf diese Weise 
wird die Anwendung eines „erfolgreichen“ Problemlösungsansatzes legitimiert: Ein 
Lösungsansatz, der sich in der Praxis bewährt hat, impliziert eine Legitimitätsbasis, ohne sie 
eigens zu begründen. Was jedoch die Legitimität der Anwendung eines erfolgreichen 
Problemlösungsansatzes in Frage stellen kann, ist nicht nur die Tatsache, dass die Zukunft 
stets unsicher ist, sondern auch, dass er mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit bei anderen, 
ähnlich gelagerten Problemen nicht zu einer Lösung führt. 
Die Bestätigung eines bereits bekannten Problemlösungsansatzes hängt somit von folgenden 
Faktoren ab:  
1. Wie ähnlich ein neues, ungelöstes Problem dem alten, erfolgreich gelösten Problem 
ist; 
2. Wie genau ein „erfolgreicher“ Lösungsansatz rekonstruiert werden kann; 
3. Wie ähnlich die Anwendung eines Lösungsansatzes in Bezug auf ein neues Problem 
verlaufen kann. 
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Es wird deutlich, dass die zwei sich gegenseitig ausschließenden Endergebnisse der 
Anwendung eines Problemlösungsansatzes wie „erfolgreich“ bzw. „nicht erfolgreich“ aus 
einer Menge von Faktoren wie „Ähnlichkeit der Probleme“, „(Re-)Konstruktion des 
Lösungsansatzes“, „Vorgehensweise bei der Anwendung“ und ihrer Kombination miteinander 
resultieren. Diese breitere Basis relativiert die ausschließlich aus dem „Erfolg“ gewonnene 
Legitimität der Anwendung eines Problemlösungsansatzes. Im Prinzip beschränkt sie die 
Legitimität eines in der Praxis erfolgreichen Lösungsansatzes auf maximal ähnliche 
Probleme, bestmögliche Rekonstruktion des Lösungsansatzes und eine möglichst ähnliche 
Vorgehensweise bei der Anwendung. Daher könnte die Anwendung eines in der Praxis 
erfolgreichen Problemlösungsansatzes auf ein anderes Problem zwar legitim, aber in 
bestimmten Fällen möglicherweise nicht legitim genug sein. Schließlich wird die 
Problemlösung zu einem (systematischen) Ausprobieren eines oder mehrerer Lösungsansätze, 
deren Legitimität lediglich die Auswahl eines Problemlösungsansatzes leitet, jedoch nicht 
zwangsläufig zur Lösung eines Problems führt. Der Erfolg in der Praxis würde, ebenso wie 
jede andere Eigenschaft eines Problemlösungsansatzes, zwar die Wahl eines ganz bestimmten 
Lösungsansatzes legitimieren, aber noch keinen Erfolg bei der neuen Problemlösung 
garantieren. 
 
Somit könnte der „Erfolg in der Praxis“ als vergangenheitsbezogenes Kriterium der Auswahl 
durch eine zukunftsbezogene Perspektive ersetzt werden: Ein konkreter Lösungsansatz soll 
angewendet werden, weil er möglicherweise zur Lösung eines bestimmten Problems führen 
wird.276 Der Vorteil dieser Herangehensweise liegt darin, dass man für eine in Betracht 
gezogene Problemlösung zunächst eine ausführliche Legitimitätsbasis schaffen muss (z. B. 
Darstellung der Komparabilität der Probleme, möglichst vollständige Rekonstruktion eines 
Lösungsansatzes, ähnliche Anwendung, etc.), die den Erfolg des Lösungsansatzes direkt 
beeinflusst. Die Notwendigkeit der Herstellung einer ausführlichen Legitimitätsbasis gilt 
dabei auch für Lösungsansätze, die in der Praxis noch nicht angewendet wurden. An ihrem 
Beispiel wird deutlich, dass der Erfolg in der Praxis nicht unbedingt als ein ultimatives 
Kriterium betrachtet werden muss, wenn es primär darum geht, zu einer Lösung für ein ganz 
bestimmtes Problem zu kommen. 
 
                                                 
276
 Vgl. Simon 1965, S. 186: „The problem-solving process is not a process of 'deducing' one set of imperatives  
(the performance programme) from another set (the goals). Instead, it is a process of selective trial and error, 
using heuristic rules derived from previous experience, that is sometimes successful in discovering means 
that are more or less efficacious in attaining some end.“ 
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Die Argumentation für die Erarbeitung einer ausführlichen Legitimitätsbasis in Bezug auf die 
Auswahl bzw. Anwendung eines Problemlösungsansatzes wird im Folgenden durch die 
Darstellung von „sicheren“ und „unsicheren“ Problemlösungsprozessen unterstützt. Unter der 
Bedingung, dass ein Problem faktisch existiert (es geht also nicht um die präventive 
Anwendung eines Lösungsansatzes) und durch eine konkrete Herangehensweise gelöst 
werden soll, lässt sich ein Prozess skizzieren, der die Problematik und Komplexität einer 
allgemeinen Problemlösung verdeutlichen kann.277 Die Basis dafür bildet der aus den 
folgenden drei Schritten bestehende idealtypisch „sichere“ Prozess einer Problemlösung:278  
1) Erkennen des Problems (Ist-Zustand); 2) Anwendung des Lösungsansatzes; 3) Lösung des 
Problems (Soll-Zustand).279 
 
 
Abb. 6: Der „sichere“ Problemlösungsprozess 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Der Problemlösungsprozess verläuft zugleich durch die Ebenen der Problembeurteilung und 
der Anwendung eines Lösungsansatzes: 1. Beurteilung des Problems; 2. Anwendung des 
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 Zur Veranschaulichung der Problemlösungsprozesse werden oftmals Modelle und Algorithmen entworfen.  
Das kommt nicht nur in den Bereichen „Mathematik“ und „Informatik“ vor (vgl. Werners 2008, S. 2), 
sondern unter anderem in Pädagogik (vgl. Lee/Chen 2007, S. 8), Managementlehre (vgl. Küster et al. 2008, 
S. 338 ff.; Winkelhofer 2006, S. 51 ff.), Wirtschaftsinformatik, Betriebs- und Volkswirtschaftslehre (vgl. 
Kreitel 2008, S. 18; Lassmann 2006, S. 413 ff.), Soziologie und Sozialpsychologie  (vgl. Forder 1976, S. 32; 
Sonnenburg 2007, S. 41), Philosophie und Wissenschaftstheorie (vgl. Johnson 1976, S. 226). 
Unterschiedliche Darstellungen der Problemlösungsprozesse haben dennoch strukturelle Gemeinsamkeiten: 
Sie versuchen am Anfang, das Problem zu identifizieren, darauf folgend einen Lösungsansatz anzuwenden, 
um letztendlich zu einer Lösung des Problems zu kommen. (Vgl. Alexanderson/Lange 1987, S. 595 bezogen 
auf Polya 1945; Clements 1982, S. 125 f.; Gomez/Probst 2007, S. 27; Sonnenburg 2007, S. 40) 
278
 Der „sichere“ Problemlösungsprozess führt am Ende zu einer eindeutigen Lösung des Problems. Ein  
ähnliches Modell (allerdings ohne handlungsbezogene Schritte) zur wissenschaftlichen Entscheidungs-
unterstützung findet man bei Lassmann. (Vgl. Lassmann 2006, S. 413) 
279
 In den angewandten Wissenschaften und praxisorientierten Forschungsmodellen basiert die  
Problembeurteilung oft auf der Differenz zwischen dem Ist- und dem Soll-Zustand innerhalb eines 
Transformationsprozesses, der den Weg zur Lösung eines Problems darstellen soll. (Vgl. Müller 2006, S. 13 
ff.) 
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Lösungsansatzes; 3. Beurteilung des Lösungszustandes. Diese Ebenen gehören nicht nur zu 
den Struktureigenschaften des „sicheren“ Problemlösungsprozesses, sie bilden zugleich die 
Prämissen für seine jeweils folgenden Schritte: Das Problem und seine Lösung müssen 
beurteilbar und der Lösungsansatz muss anwendbar sein. Damit der Problemlösungsprozess in 
sich konsistent bleibt und keine weiteren Differenzen durch die Unterscheidung zwischen 
„objektiven“ und „subjektiven“ Herangehensweisen erfährt, müssen die einzelnen Schritte 
dabei ausschließlich entweder objektiv oder subjektiv beurteilt werden. Da der „sichere“ 
Problemlösungsprozess am Ende notwendig zu einer Problemlösung führt, bedarf er 
bezüglich der Auswahl oder Anwendung eines Lösungsansatzes keiner Legitimierung. Dies 
gilt jedoch nicht für den praktischen, der Realität näheren Prozess, für den der „sichere“ 
Problemlösungsprozess mit seinen Annnahmen die theoretische Basis darstellen soll. 
 
Ausgehend vom Prinzip des dargestellten „sicheren“ Problemlösungsprozesses und von der 
Vorstellung, dass die Anwendung eines Problemlösungsansatzes keineswegs immer zu einer 
Lösung führt, lässt sich ein „unsicherer“ Prozess der Problemlösung herausarbeiten: 
 
 
Abb. 7: Der „unsichere“ Problemlösungsprozess 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Ergänzend zu den Annahmen des „sicheren“ Lösungsprozesses werden beim „unsicheren“ 
Problemlösungsprozess folgende zusätzliche Annahmen eingeführt: 
1. Die Anwendung eines ganz bestimmten Lösungsansatzes kann nicht nur zur 
Problemlösung, sondern auch zu keiner Lösung bzw. zu einem neuen Problem führen; 
2. Ein neues Problem kann in sich ein altes Problem beinhalten (Prinzip der Additivität 
von Problemen); 
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3. Ein Lösungsansatz kann bei einem bestimmten Problem nur einmal angewendet 
werden.  
 
Die sowohl für den „sicheren“ als auch für den „unsicheren“ Problemlösungsprozess 
gesetzten Annahmen sollen an dieser Stelle nicht einer neuen (Re-)Konstruktion der 
realitätsnahen Handlungsmuster dienen, sondern zur Simplifizierung der allgemeinen 
Problemlösung und somit zur Reduzierung der Komplexität und zur einfacheren Darstellung 
eines Problemlösungsprozesses beitragen. 
 
Wie beim „sicheren“ wird auch beim „unsicheren“ Problemlösungsprozess ein Problem 
zunächst beurteilt (Problem P1), was als Ausgangspunkt für die Anwendung eines 
Problemlösungsansatzes (Lösungsansatz A1) dienen soll.280 Vor der Anwendung dieses 
Lösungsansatzes A1 ist keineswegs sicher, ob er das Problem lösen wird. Falls das Problem P1 
mit dem Lösungsansatz A1 nicht gelöst wird, ist – unter den zuvor gesetzten Annahmen, dass 
das Problem gelöst werden soll und ein Lösungsansatz bei einem bestimmten Problem nur 
einmal angewendet werden kann – ein neuer Problemlösungsansatz (Lösungsansatz A2) 
erforderlich.281 So kann es dazu kommen, dass mehrere Lösungsansätze nacheinander 
angewendet werden (A1, A2, A3, …, An), um schließlich die Lösung des Problems 
herbeizuführen. Weil man jedoch zum Zeitpunkt der Anwendung eines 
Problemlösungsansatzes noch nicht genau weiß, ob er tatsächlich zur Lösung des Problems 
führen wird, sondern lediglich davon ausgeht, wäre an dieser Stelle für die Auswahl bzw. 
Anwendung jedes Lösungsansatzes eine problembezogene Legitimitätsbasis vonnöten. Nur so 
hat man nicht nur eine gewisse Hoffnung auf die Lösung des Problems, wie bei einem 
Lösungsansatz, der sich in der Praxis bei der Lösung anderer Probleme bewährt hat, sondern 
trägt aktiv dazu bei, Lösungsansätze einem Problem adäquat zu konstruieren bzw. 
auszuwählen und anzuwenden. 
 
Führt ein Problemlösungsansatz zu einem neuen Problem (wie z. B. A1 zu P2 , A2 zu P4 , A4 zu 
P3), muss für die Auswahl bzw. Anwendung eines jeden neuen Lösungsansatzes eine neue 
Legitimitätsbasis geschaffen werden. Wäre also das Kriterium für die Legitimität des 
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 Die Sequenzstruktur des „unsicheren“ Problemlösungsansatzes schließt die iterative Vorgehensweise des  
Problemlösens bzw. die schrittweise Annäherung an eine Lösung nicht aus. Vgl. Gomez/Probst 2007, S. 30: 
„Auch darf man sich den Problemlösungsprozess nicht sequentiell vorstellen, sondern als einen iterativen 
Prozess.“ 
281
 Mögliche Lösungsansätze, die entweder unrealisierbar bzw. unrealistisch sind, gehören in diesem Fall nicht  
zum Bestandteil eines Problemlösungsprozesses, da sie (s. Annahmen des „sicheren“ 
Problemlösungsprozesses) nicht anwendbar sind. 
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Lösungsansatzes A1 etwa sein Erfolg in der Praxis gewesen, könnte man die gleiche 
Legitimität im Falle des Eintretens eines neuen Problems infolge der Anwendung des 
Lösungsansatzes A1 nicht mehr wählen.  
 
Die Aussage „Das, was sich in der Praxis bewährt hat, muss angewendet werden“ scheint 
somit als Erfolgskriterium eines Problemlösungsansatzes in Bezug auf neue Probleme 
unvollständig und immer nur probabilistisch zu sein. Ähnlich wie bei Modellen der 
epistemischen Rechtfertigung282, ist es auch bei jeder Art von Problemlösung nicht leicht, 
wenn nicht gar unmöglich, von einer Rechtfertigungsbasis auszugehen, die zur eindeutigen 
Lösung eines Problems führen soll. Im Kern jedes Problemlösungsprozesses liegt die 
heuristische Methode „trial and error“ beschlossen: „Jeder Problemlösungsprozess ist letztlich 
ein Versuch-Irrtums-Prozess, allerdings unter unterschiedlichen Voraussetzungen. […] Wie 
gut die Problemlösung ausfällt, hängt damit letztlich von der Güte des zugrundegelegten 
Modells ab, und zu dessen Entwicklung lassen sich keine universell gültigen Ratschläge 
geben. Für bestimmte Konstellationen sind allerdings Handlungsanweisungen möglich, die 
die Erfolgswahrscheinlichkeit wesentlich erhöhen.“283 Daher kann man auch den Erfolg in der 
Praxis als ein mögliches Kriterium für die Auswahl bzw. Anwendung eines Lösungsansatzes 
nicht einfach ausschließen. Da er jedoch, wie oben gezeigt, allein nicht ausreicht und in 
manchen Fällen keine evidente Überzeugung liefert, sollte der praktische Erfolg als 
Auswahlkriterium durch  
 
- eine Darstellung der Ähnlichkeit der Probleme,  
- eine Möglichkeit der Rekonstruktion des Lösungsansatzes und 
- eine möglichst ähnliche Vorgehensweise bei der Anwendung des Lösungsansatzes 
 
begründet werden. 
 
Da die vorliegende Arbeit sich die Entwicklung eines inhaltsanalytischen Modells für den 
Bereich Raumplanung und -entwicklung zum Ziel setzt und sich dabei auf die in der Praxis 
gängigen Ansätze aus anderen Gebieten stützt, wäre eine bloße interdisziplinäre Übertragung 
eines in anderen Gebieten erfolgreichen Ansatzes zwar möglich, entspräche aber nicht dem 
Kern der Sache. Und zwar deshalb, weil man in diesem Fall aus der Menge aller vorhandenen 
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 Vgl. BonJour/Sosa 2003; Plantinga 1986 
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 Gomez/Probst 2007, S. 13 
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erfolgreichen Modelle wählen müsste, obgleich konkrete Auswahlfaktoren fehlen und keine 
ausführliche Vergleichsbasis vorhanden ist. 
 
Die im Kapitel 6.2.1 verfolgte Auseinandersetzung beschäftigt sich kritisch mit dem 
Phänomen der „Informationsexplosion“. Dabei wird der Gedanke, dass die Lösung eines 
Problems – in diesem Fall die modellierende Darstellung des Geschehens und der 
Zusammenhänge innerhalb einer Region  – oftmals auf ausreichend Informationen 
angewiesen ist, zum Leitmotiv: „Solving a problem may require the acquisition of unknown 
information.“284 
 
 
5.2 Politisches Handeln als Ort der Entstehung und Bewährung räumlicher  
Handlungskonzepte 
Es erweist sich für die vorliegende Arbeit als von entscheidender Bedeutung, die Entstehung 
räumlicher Handlungskonzepte nicht ausschließlich als kognitive Leistung zu betrachten. 
Vielmehr müssen die Zusammenhänge der Entstehung dieser Konzepte unter die Lupe 
genommen werden, solange es Gründe gibt, warum es überhaupt dazu kommt, dass räumliche 
Handlungskonzepte entwickelt werden, und warum sie dazu tendieren, die kognitiv-subjektive 
Ebene zu verlassen. Die Antwort liegt in den Kontexten der politisch-gesellschaftlichen 
Zusammenhänge. 
 
5.2.1 Allgemeines theoretisches Verständnis 
 
5.2.1.1 Zugänge zu relevanten Theorieansätzen 
Dieses Kapitel widmet sich dem Einstieg in das komplexe Feld verschiedener Betrachtungen 
des politischen Handelns. Es reicht an dieser Stelle möglicherweise nicht aus, „räumliche 
Politik“ ausschließlich als „Politik der Erhaltung und Gestaltung des Lebensraumes“285 zu 
verstehen; zumindest sollte klar werden, was sich eigentlich hinter dem Begriff „Politisches 
Handeln“ im Allgemeinen verbirgt. Es wäre somit sinnvoll, zunächst auf die allgemeinen 
Theorien und Theorieansätze, die das politische Handeln zu erklären beanspruchen, 
einzugehen, bevor versucht wird, das Vorgehen der Arbeit mithilfe einzelner Theorien zu 
begründen. Denn ohne den größeren Theoriekomplex zu verstehen, erweist sich dies als 
teilweise gar nicht möglich, da die einzelnen, mit der Thematik der Arbeit verwandten 
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 Thierstein 2002, S. 12 
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Disziplinen, wie zum Beispiel die „Raumordnung“, ihren Ursprung im normativen Kontext 
haben. Das Gleiche ließe sich über einige Theorien sagen, die als Ausgangsbasis für das 
Verstehen der räumlichen Gestaltung oder räumlicher Handlungskonzepte betrachtet werden 
könnten, selbst wenn sie keine räumlichen Handlungskonzepte sind, wie beispielsweise die 
verschiedenen, sich mit der Zeit verändernden Theorien der Raumplanung286. Vielmehr geht 
es zu Beginn des theoretischen Verständnisses um die Komplexität der Zusammenhänge 
verschiedener Vorstellungen, die das politische Handeln in eigener Weise und aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln betrachten. Dabei stößt man zwangsläufig auf die für diese 
Vorstellungen relevanten Bedingungen. 
 
Nichtsdestotrotz widmet sich dieses Kapitel (der speziellen hermeneutischen Vorgehensweise 
der Arbeit entsprechend) zugleich der Annäherung an die konkrete theoretische Basis der 
Untersuchung. Es wäre kaum möglich und auch wenig sinnvoll, alle vorhandenen Theorien 
und Ansätze, die sich in irgendeiner Weise mit dem politischen Handeln befassen, aufzulisten 
und zu beschreiben. Dies ist auch nicht das Ziel der vorliegenden Arbeit. Was an dieser Stelle 
entscheidend ist, wurde vielmehr im Rahmen der vortheoretischen Überlegungen in 
bestimmten Zügen bereits angedeutet: Unter anderem die Ausrichtung an Begriffen wie 
„Bedürfnis“, „Wille“ und „Handeln“ in Bezug auf Raum und Räumlichkeit in individuellen 
und kollektiven Kontexten. Die vortheoretischen Überlegungen helfen somit, aus den 
allgemeinen Theoriefeldern konkrete Ansätze zu gewinnen. 
 
Warum liegt der Schwerpunkt dieser Arbeit jedoch überhaupt im Politischen? Die starke 
Interdependenz der Bereiche Gesellschaft, Politik und Wirtschaft könnte die Thematik der 
vorliegenden Arbeit prinzipiell in jedem dieser drei Bereiche positionieren und somit 
räumliche Handlungskonzepte aus diesem jeweiligen Bereich heraus erklären. Dies ist aber 
nicht das Ziel der Arbeit, die eher einen breiteren Zugang zu räumlichen Handlungskonzepten 
sucht. Es erschiene daher sinnvoll, die vorliegende Thematik als ein Phänomen der 
gesellschaftspolitisch-wirtschaftlichen Realität zu betrachten. Da aber das Wort „politisch“ 
einerseits die Vielfältigkeit einer Gesellschaft repräsentiert, andererseits den Anspruch auf 
Macht und Ordnung impliziert, wären damit die Vorstellungen über eine Gesellschaft wie ihre 
Funktionalität bereits mit berücksichtigt. Aus der reinen gesellschaftlichen 
Betrachtungsperspektive ließen sich die teilweise kontroversen Ansprüche auf 
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„Einflussnahme und Gestaltung sowie der Durchsetzung von Forderungen und Zielen“287 
innerhalb der Gesellschaft möglicherweise nicht genügend präzisieren. Andererseits wäre ein 
ausschließlich wirtschaftspolitischer Blickwinkel auf die räumliche Gestaltung viel zu 
spezifisch und möglicherweise zu modellhaft. Daher wurde bewusst das „politische Handeln“ 
zum Ausgangspunkt gewählt; mit ihm lassen sich im Lichte verschiedener wissenschaftlicher 
Theorien und Ansätze spezifische Merkmale zutage fördern. 
 
Das politische Handeln kann der Klassifikation wissenschaftlicher Standpunkte entsprechend 
aus der ontologisch-normativen, der empirisch-analytischen oder der dialektisch-kritischen 
Perspektive betrachtet werden.288 In Abhängigkeit vom jeweiligen wissenschaftlichen 
Paradigma dominiert die eine oder andere Perspektive, was wiederum in verschiedenen zeit- 
und raumbezogenen Interpretationen des politischen Handelns mündet. Um zu zeigen, 
welches neuere Verständnis des politischen Handelns sich innerhalb der Wissenschaft 
etabliert hat, werden im Folgenden einige ausgewählte moderne Theorien aufgeführt, in denen 
sich die eine oder andere allgemeine wissenschaftliche Tendenz erkennen lassen. So werden 
in der Positionierungsmatrix theoretischer und methodischer Ansätze von Klaus von Beyme 
sämtliche Ansätze in Systemansätze oder Akteursansätze eingeteilt.289 Im Folgenden geht es 
mir zunächst um die Auseinandersetzung mit der Frage, ob bestimmte Systemansätze eine 
geeignete theoretische Basis für die Arbeit darstellen könnten. Anschließend wird wiederum 
untersucht, ob gewisse Akteursansätze für die theoretische Fundierung von Relevanz sein 
könnten. 
 
Der Begriff „Politisches Handeln“ ist in verschiedenen systemtheoretischen Ansätzen ein 
Schlüsselbegriff. Diese stellen Systeme mit ihren Strukturen und Funktionen in den 
Vordergrund ihrer Argumentationsmuster und versuchen durch die Ergründung des Systems 
zu gewissen Erkenntnissen zu gelangen. So gibt es beispielsweise systemtheoretische Ansätze 
ursprünglich naturalistischer Art, die Systemen auf rationalem Wege vitale bzw. mentale 
Wesensmerkmale zusprechen, wie zum Beispiel Selbsterhaltung und -reproduktion sowie eine 
eigene Logik und Rationalität in ihrem Sein und Handeln.290 Um diese Eigenschaften, die 
primär lebenden Organismen zugesprochen werden, geht es ansatzweise auch bei den 
soziologischen Systemtheorien. Wie kam es jedoch zu der Übertragung dieser ursprünglich in 
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der biologischen Systemtheorie beheimateten Merkmale auf gesellschaftliche 
Zusammenhänge? Sie wurde in der festen Annahme vollzogen, dass es sich bei sozialen 
Systemen um „lebende“ Systeme handelt, was wiederum möglich machte, die theoretischen 
Konstrukte aus dem Gebiet der Naturwissenschaften in die Soziologie und Politik zu 
übertragen: „At first sight it seems safe to say that psychic systems, and even social systems, 
are also living systems.“291 Auf diese Weise wurde es ebenfalls möglich, über Evolution und 
Selbststeuerung sozialer Systeme zu sprechen, ohne sich dabei in einem naturalistischen 
Denkmuster zu positionieren. Doch seit dem Beginn der kulturalistischen Wende geraten 
systemtheoretische Ansätze der Soziologie und Politik zunehmend in die Kritik, vor allem 
wegen der fehlenden Begründung des sozialen Systemcharakters und einer konsequenten 
Verallgemeinerung der Systemeigenschaften: „Die kybernetischen und die 
systemtheoretischen Kategorien seien ontologisch neutral, es gebe halt 
informationsverarbeitende Systeme in der Welt (Luhmann) und der Mensch sei eines davon. – 
Diese Darstellung mag etwas ungerecht sein; natürlich wird die Existenz von Systemen nicht 
einfach behauptet, ohne daß ihr Systemcharakter expliziert würde. Charakteristisch für die 
Kybernetik und die Systemtheorie ist aber, daß der Systemcharakter von Systemen 
ontologisch objektiviert wird.“292 
 
Der Spagat zwischen der biologischen Ausgangsbasis und dem Anspruch auf das davon 
unabhängige systemtheoretische Verständnis sozialer Systeme293 konnte nicht länger gehalten 
werden und die soziale Systemtheorie bekam schließlich eine konstruktivistische 
„Färbung“294. Was bedeutet dies für die Thematik der vorliegenden Arbeit? 
Es wäre gewiss vorteilhaft, einige Prämissen und Argumentationen systemtheoretischer 
Ansätze für die Entwicklung der theoretischen Fundierung der vorliegenden Arbeit im Auge 
zu behalten. Besonders interessant scheinen die Ausführungen über bestimmte 
Gesetzmäßigkeiten und Regeln politisch-gesellschaftlicher Zusammenhänge zu sein. Würde 
man räumliche Handlungskonzepte aus der Argumentation der Systemtheorie heraus 
betrachten, ließe sich ihre entscheidende funktionale Bedeutung möglicherweise aus dem 
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 Vgl. Luhmann 1986, S. 173: „On the one hand, then, a psychological and a sociological theory have to be  
developed which meet these requirements; on the other hand, the concept of autopoiesis has to be abstracted 
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auch in der sozialen Realität vorzufinden, mag noch als erkenntnistheoretische Naivität abgetan werden. 
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Konstrukte seien. Seit 1990 scheint der Widerstand gegen konstruktivistische Ansätze auch bei Luhmann 
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dynamischen systemrationalen Kontext heraus erklären.295 Tatsächlich sind sie formalisierte, 
kommunikative „Produkte“ des jeweiligen politisch-gesellschaftlichen Systems, und ihre 
erfolgreiche Umsetzung bringt im lebensräumlichen Gestaltungsprozess eindeutige 
systeminterne Veränderungen mit sich. So gesehen kann die Gestaltung des menschlichen 
Lebensraumes als Prozess verstanden werden, in dem das politisch-gesellschaftliche System 
sich selbst reproduziert.296 Aber was geschieht, wenn Handlungskonzepte innerhalb eines 
Systems beispielsweise ihre Bedeutung verlieren, nicht umgesetzt werden oder sich einfach 
nur als ineffizient erweisen? Kann man an dieser Stelle noch immer sagen, dass ein System in 
seiner Wirksamkeit und Reproduktivität quasi „entmachtet“ wird? Nach der 
systemtheoretischen Argumentation ist dies offensichtlich der Fall, denn mit dem Wegfall der 
Wirksamkeit räumlicher Konzepte verlieren auch ihre Ziele, deren Kommunikation sie 
dienen, an Bedeutung. Es kommt somit zu einer Umorientierung der Ziele des politisch-
gesellschaftlichen Handelns und Entscheidens auf ihre Motive.297 Dies bedeutet aber 
keinesfalls, dass ein System, das seine Kommunikation bei Entscheidungen ausschließlich auf 
Motive und nicht auf Ziele fokussiert, keine Ziele verfolgt oder sie implizit nicht 
berücksichtigt. Es könnte auch sein, dass bestimmte zieltragende 
Kommunikationsinstrumente (wie beispielsweise räumliche Handlungskonzepte), die ihre 
Wirksamkeit verlieren, durch andere zieltragende Kommunikationsinstrumente ersetzt 
werden. Das heißt auch, dass ein „schlecht funktionierendes“ System nicht unbedingt den 
Bezug zu seinen Zielen verliert. Die Motive und Ziele eines Systems bleiben bei aller 
Veränderbarkeit in der einen oder anderen Weise vorhanden, auch wenn sie für einen äußeren 
Beobachter des Systems nicht immer ersichtlich sind.298 
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Das Verstehen räumlicher Handlungskonzepte aus der Sicht der Systemansätze erweist sich 
folglich auf der Basis der dargelegten Überlegungen als weniger relevant. Für die 
Aufgabenstellung der Arbeit wäre es sinnvoll zu berücksichtigen, dass die 
Handlungskonzepte als zieltragende „Produkte“ eines politisch-gesellschaftlichen Systems 
vielmehr einen theoretischen Ansatz verlangen, der sie nicht ausschließlich in 
Zusammenhängen eines Systems betrachtet, da sie andernfalls beim möglichen Verlust ihrer 
Wirksamkeit im politisch-gesellschaftlichen Kontext zugleich ihre funktionale Relevanz und 
folglich ihre Attraktivität für die Forschung verlieren würden. 
 
Entfernt man sich im Spektrum theoretischer Ansätze zum politischen Handeln von den 
Systemansätzen, stößt man auf die sogenannten Akteursansätze. Im Allgemeinen handelt es 
sich dabei um verschiedene theoretische Konstrukte, die sich im Widerspruch zu den 
Systemansätzen positionieren. Eine der älteren Richtungen moderner individueller 
Verhaltens- und Handlungserforschung ist der Behavioralismus, der seinen Ursprung in der 
(psychologischen) Verhaltensforschung, dem Behaviorismus, hat. Seine primäre Mission liegt 
in der Entwicklung rationaler Erklärungsweisen von gewissen, auf der Basis 
individualistischer Tendenzen entstehenden politisch-gesellschaftlichen Phänomenen. Auf 
diese Weise bekommt das Individuum unter anderem systembildende Eigenschaften 
zugesprochen, da es nicht mehr innerhalb eines geschlossenen Systems betrachtet wird, 
sondern vielmehr zwischen mehreren Systemen interagiert. Zu der ursprünglichen Version 
des Behavioralismus gehören psychologische Ansätze, die es der behavioralistischen 
Forschung erlaubt haben, den Anspruch auf Erklärung der gesellschaftspolitischen 
Wirklichkeit in der empirisch-analytischen Perspektive mittels „Standards wie 
Werturteilsfreiheit“ sowie „Standardisierung von Erhebungssituation und -instrumenten“299 zu 
sichern. Vor allem die quantitative Orientierung des Behavioralismus könnte für den einen 
oder anderen Forscher von Interesse sein, weil sich durch sie eine gewisse Vergleichbarkeit 
komplexer gesellschaftlicher Zusammenhänge erreichen lässt: „Individuelles oder kollektives 
Handeln – egal, ob es dabei um Organisationen, Staaten oder einzelne Menschen geht – wird 
in mathematische Operationen übersetzt, um Verhalten, Strukturen und Prozesse modellhaft 
abzubilden.“300 Obgleich der Behavioralismus primär vom Verhalten und Handeln einzelner 
Individuen ausgeht, was dem Ausgangspunkt der Entwicklung des thematischen Verstehens 
im Rahmen der vorliegenden Arbeit durchaus entspricht, wäre seine theoretische und 
methodische Basis für die Untersuchung dennoch nicht unbedingt günstig. Der Grund liegt in 
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der methodischen Perspektive der Arbeit: Räumliche Handlungskonzepte bilden im Rahmen 
der Arbeit (Sammeln prozessgenerierter Daten, Inhaltsanalyse) ebenso eine empirische 
Einheit wie das Individuum und sein Wissen (ExpertInneninterviews).301 
 
Die andere Alternative für das Verstehen des politischen Handelns, die zu den 
akteursorientierten Ansätzen gezählt wird, und die in ihrer strengen methodischen 
Vorgehensweise und in der Art „der Formalisierung von sozialwissenschaftlichen 
Erkenntnissen in deduktiv konstruierte Theorien“302 dem Behavioralismus stark ähnelt, ist die 
Theorie der rationalen Entscheidung. Die große Menge der verschiedenen Ansätze zu diesem 
theoretischen Feld ordnen dem Menschen, wie die Bezeichnung der Theorie schon andeutet, 
ein rationales Verhalten zu. Die Rationalität jedes Individuums als Prämisse der Rational 
Choice-Theorie entstand auf der Basis der wissenschaftlichen Ergründung des 
wirtschaftlichen Handelns jenes „homo oeconomicus“303 bzw. „‚economic man’ actuated by 
purely selfish motives“304. Eigennützige Motive („that of acquiring wealth and that of 
avoiding exertion“)305 bestimmen sein Verhalten und Handeln, was sich wiederum auf die 
politisch-gesellschaftlichen Aspekte auswirkt. Auf diese Weise wird versucht, mittels einer 
strengen methodischen Vorgehensweise von der Mikroebene einen Anschluss zu gewissen 
Gesetzmäßigkeiten gesellschaftlicher Systeme zu erlangen. Mit der zunehmenden 
Fokussierung der Rational Choice-Ansätze auf das politische Handeln wurden sie schließlich 
auch für die Politikwissenschaft interessant: „Der ‚homo oeconomicus’ verhält sich auch in 
politikwissenschaftlichen Konzepten grundsätzlich rational in dem Sinne, daß er immer jene 
Handlungsoption wählt, die seinen Nutzen maximiert bzw. die geringsten Kosten 
verursacht.“306 Grundsätzlich wäre es für die vorliegende Studie möglicherweise von Vorteil, 
die Rational Choice-Theorie als Basis heranzuziehen, da der Entstehung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte immerhin eine gewisse Rationalität zugeschrieben werden 
kann. Das bedeutet, dass die Konzepte konkrete individuelle bzw. kollektive 
Zielvorstellungen in den Vordergrund stellen und mit ihnen den Willen nach Umsetzung 
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dieser Zielvorstellungen, an die ein bestimmter Handlungsvollzug zwecks Zielerreichung 
geknüpft werden soll.307 Nichtsdestotrotz treten an dieser Stelle auch Zweifel auf, wenn die 
Begriffe „Rationalität“ und „rationale Entscheidung“ in Bezug auf das politische Handeln 
weitgehend ungeklärt bleiben und durch die Berücksichtigung von „Vorlieben und Interessen, 
Neigungen und eingespielten Affekten“308 bedeutend relativiert werden. So könnte man 
beispielsweise mit der Rational Choice-Theorie das primäre Interesse an Förderungsgeldern 
seitens derer, die räumliche Handlungskonzepte entwickeln, erklären, doch bei (latenten) 
Konflikten zwischen den Akteuren der räumlichen Gestaltung würde sie bei der Erklärung der 
Entstehung möglicher irrationaler Verhaltensmuster an ihre Grenzen stoßen. Folglich bedeutet 
dies, dass nicht alle Probleme der Gestaltung des menschlichen Lebensraumes im Rahmen der 
Theorie der rationalen Entscheidung aufgefasst werden können. Für die theoretische 
Fundierung der Thematik der Arbeit fehlt an dieser Stelle noch immer ein geeigneter 
Akteursansatz, mit dem sich im Gegensatz zur Rational Choice-Theorie das politische 
Handeln als eine von Individuen gemeinsam entwickelte Rationalität innerhalb der 
Gesellschaft begreifen lässt.309 
 
Von den bekannten Akteursansätzen, die sich unter anderem mit politischem Handeln 
befassen, versucht einer aus dialektisch-kritischer Perspektive das Zusammenspiel von 
gesellschaftlichen Handlungen und Systemen auf der Basis kommunikativer Rationalität zu 
erklären. Dabei wird die Gesellschaft als Abbild der kommunikativen Lebenswelt verstanden, 
die unter dem Diktat der Handlungssysteme steht: „Er schließt den Zugang zu drei 
Themenkomplexen, die miteinander verschränkt sind: es geht zunächst um einen Begriff der 
kommunikativen Rationalität, die hinreichend skeptisch entwickelt wird und doch den 
kognitiv-instrumentellen Verkürzungen der Vernunft widersteht; sodann um ein zweistufiges 
Konzept der Gesellschaft, welches die Paradigmen Lebenswelt und System auf eine nicht nur 
rhetorische Weise verknüpft; und schließlich um eine Theorie der Moderne, die den Typus 
der heute immer sichtbarer hervortretenden Sozialpathologien mit der Annahme erklärt, daß 
die kommunikativ strukturierten Lebensbereiche den Imperativen verselbstständigter, formal 
organisierter Handlungssysteme unterworfen werden.“310 Dies ist die Theorie des 
                                                 
307
 Vgl. Laux 2005, S. 32: „Eine rationale Entscheidung setzt aber das Vorhandensein von Zielvorstellungen  
voraus, auf deren Grundlage die Wünschbarkeit bestimmter Handlungsfolgen beurteilt werden kann.“ 
308
 Wetzel 2004b, S. 416 
309
 Vgl. Sauer 1997, S. 228: „Akteure aber werden im Rational Choice-Ansatz ihres sozialen, historischen und  
kulturellen Kontextes enthoben und nur unter dem eng gefaßten Aspekt ihrer kalkulierten Wahl zwischen 
einer begrenzten Zahl von Optionen wahrgenommen.“ 
310
 Habermas 1997, S. 8 
  
114 
kommunikativen Handelns von Habermas, deren primäre Relevanz für die theoretische 
Fundierung der vorliegenden Arbeit im nächsten Kapitel näher erläutert wird. 
 
5.2.1.2 Die Problemstellung aus der Perspektive der Theorie des kommunikativen  
Handelns 
Ausgehend von den Überlegungen Max Webers zum Begriff der „Rationalität“311 und auf der 
Basis der kritischen Auseinandersetzung mit bekannten philosophischen Positionen zu 
Lebenswelt, Gesellschaft, Politik und Hermeneutik seiner Zeit von unter anderen Martin 
Heidegger, Hans-Georg Gadamer, Theodor W. Adorno, Max Horkheimer, Georg Wilhelm 
Friedrich Hegel, Karl Marx, Georg Lukács, Emile Durkheim, George Herbert Mead, Talcott 
Parsons, Niklas Luhmann, Jean Piaget und Lawrence Kohlberg312 entwickelte Jürgen 
Habermas die Theorie des kommunikativen Handelns. Er statuierte damit sein Verständnis 
der komplexen, paradoxen Lebenswelt313, in der bislang keineswegs alles aus einem 
wissenschaftlichen Blickwinkel erklärt werden konnte: „Die Theorie des kommunikativen 
Handelns ist keine Metatheorie, sondern Anfang einer Gesellschaftstheorie, die sich bemüht, 
ihre kritischen Maßstäbe auszuweisen.“314 Seiner Argumentation nach liegt im Kern aller 
gesellschaftlichen Zusammenhänge die kommunikative Praxis, der somit eine Art 
ursprünglicher Rationalität innewohnt.315 Mit dieser Art von Praxis lässt sich die Entstehung 
alles Objektiven, Subjektiven und Kollektiven erklären, von allgemeinen 
Gesellschaftsansprüchen angefangen bis hin zum partikulären politischen Handeln: „Ein 
entsprechender Begriff, der den Bezug zur sozialen und zur subjektiven Welt ebenso 
einschließt wie den zur objektiven Welt, ist in der Philosophie nicht ausgebildet worden. 
Diesen Mangel soll die Theorie des kommunikativen Handelns wettmachen.“316 
 
Auch Problembereiche der Gesellschaft (oder im Duktus von Habermas: „Sozialpathologien“) 
haben die Entwicklung der Theorie des kommunikativen Handelns vorangetrieben: Sie 
werden als Diskrepanz zwischen den kommunikativen Strukturen der Lebenswelt und den sie 
dominierenden formalen Systemen des Handelns verstanden.317 Diese Diskrepanz ist jedoch 
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nur einer von vielen Ausgangspunkten für die Entwicklung des Denkansatzes von Habermas. 
Wie Jäger und Baltes-Schmitt ausführlich darstellen, basiert die Theorie des kommunikativen 
Handelns auf einem speziell auf Arbeit und Interaktion, Zweckrationalität und sozialer 
Rationalität, System und Lebenswelt ausgerichteten Dualismus.318 So entwickelte Habermas 
ein eigenes „System und Lebenswelt“-Konzept319, das unter anderem zum Verständnis 
gesellschaftlicher Problemlösungsprozesse dienen sollte: „Von diesem Meilenstein aus geht 
die Entwicklung unter Einbeziehung politiktheoretischer Aspekte hin zur Konzeption der 
Zivilgesellschaft, welche mittels ihrer pluralisierten Vernunft in einer Arena 
gesamtgesellschaftliche Probleme wahrnimmt, identifiziert und behandelt und einen 
Commonsense zustandebringen  kann, der die zivilisierende Rolle übernimmt.“320 Die 
Fokussierung der Theorie des kommunikativen Handelns auf wissenschaftliche sowie in 
erster Linie gesellschaftliche Probleme macht sie für die Thematik der vorliegenden Arbeit 
besonders interessant. Es gilt also, einige ihrer Aspekte – insbesondere räumliche Probleme, 
Konzepte und Handlungen – durch die Perspektive der Theorie des kommunikativen 
Handelns genauer zu betrachten. 
 
Den allgemeinen Anschluss der Theorie des kommunikativen Handelns an die Thematik der 
vorliegenden Arbeit könnte man versuchsweise über das Rationalitätsverständnis bilden. Für 
die Konstituierung des Begriffes „Rationalität“ stellt Habermas das kommunikative und das 
teleologische Handeln (bezogen auf ihre Wahrheitsansprüche) zunächst auf ein und dieselbe 
konzeptuelle Basis: Der Vollzug der beiden Handlungstypen lässt sich jeweils durch plausible 
Wahrheitsansprüche begründen.321 Von diesen Wahrheitsansprüchen ausgehend formuliert 
Habermas die grundlegenden Eigenschaften der Rationalität bzw. jeder rationalen Äußerung: 
Kritisierbarkeit und Begründungsfähigkeit. In einem intersubjektiven Kontext werden diese 
Eigenschaften somit zu Bausteinen der objektiven Welt bzw. kommunikativ rationalisierten 
Lebenswelt: „Objektiv kann eine Beurteilung dann sein, wenn sie anhand eines 
transsubjektiven Geltungsanspruches vorgenommen wird, der für beliebige Beobachter und 
Adressaten dieselbe Bedeutung hat wie für das jeweils handelnde Subjekt selbst.“322 Auf diese 
Weise wird der Wahrheitsanspruch der Theorie des kommunikativen Handelns selbst 
deutlich: Er liegt in der gemeinsam verstandenen Welt und in der „Idee der diskursiven 
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Einlösung von Geltungsansprüchen“323. Habermas spricht ihr somit eine alle Formen von 
Letztbegründung noch fundierende Rolle zu: „Alle Letztbegründungsversuche, in denen die 
Intentionen der Ursprungsphilosophie fortleben, sind gescheitert.“324 Für die intersubjektive 
Wahrheit gilt die kommunikative Vernunft als Basis: der Versuch der Gestaltung möglichst 
idealer Sprechakte bzw. „einer durch Verständigungsakte vermittelten Interaktion sprach- und 
handlungsfähiger Subjekte“325. Dem Diskurs wohnen somit eine kollektive, zwangsfreie 
Urteilsbildung sowie im Allgemeinen eine kommunikative Rationalität inne. 
 
Es gilt weiter darauf hinzuweisen, dass Habermas den Begriff der Rationalität explizit der 
Lösung von Problemzuständen zuschreibt: „Wenn man den Rationalitätsbegriff am Leitfaden 
zielgerichteter, und das heißt problemlösender Handlungen entwickelt, wird übrigens auch ein 
abgeleiteter Sprachgebrauch von ‚rational’ verständlich.“326 Es wird deutlich, dass Konzepte, 
die primär als Problemlösungskonzepte erarbeitet wurden, einer gewissen rationalen Logik 
unterliegen und als „rationale Handlungsinstrumente“ bezeichnet werden können. Auf diese 
Weise lassen sich systembezogene Handlungen oder Veränderungen, die auf 
Problemlösungen abzielen, als rationales Handeln betrachten. 
 
Die Prämissen für die Entstehung von Problemlösungskonzepten leiten sich direkt von der 
gemeinsamen Verständigung über die Probleme innerhalb der gemeinsamen (Lebens-)Welt 
sowie über diese selbst ab. Hier setzt sich Habermas kritisch mit der phänomenologischen 
Position bezüglich der weltlichen Objektivität auseinander.327 Kritisch könnte an dieser Stelle 
möglicherweise die Auffassung des Objektivitätsbegriffes erscheinen, jedoch stellt Habermas 
selbst nicht den Anspruch, diesen Begriff zu konkretisieren. Er bleibt auf der Ebene der 
gemeinsamen Verständigung über Objektivität; dieser kann von hier aus zum „Ein-Welt-
Begriff“ erweitert werden: „Mit der Komplexität der innerweltlichen Entitäten wird der 
Begriff der objektiven Welt selbst nicht komplexer. Auch die zum strategischen Handeln 
ausdifferenzierte Zwecktätigkeit bleibt, nach ihren ontologischen Voraussetzungen beurteilt, 
ein Ein-Welt-Begriff.“328 Zugespitzt ausgedrückt, gewinnen die gemeinsame Verständigung 
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und die aus ihr folgenden Handlungen einen Sinn für das glückliche Sein und 
Miteinandersein.329 
 
Die „zwanglose“ Verständigung über die gemeinsame Lebenswelt impliziert die Entstehung 
bestimmter lebensweltlicher Facetten, die in einer gewissen Weise als Grenzfälle dieser 
Lebenswelt betrachtet werden können. So spricht Habermas an einer Stelle von den zwei 
Welten, die das normenregulierte Handeln (im Gegensatz beispielsweise zum strategischen 
Handeln) stets begleiten.330 Die der sozialen Welt innewohnende Normativität, zu der im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit bis jetzt noch kein konkreter begrifflicher Zugang 
geschaffen wurde, kann an dieser Stelle als ein gesellschaftliches Phänomen betrachtet 
werden, dessen Entstehungsprämissen im gemeinsamen Einvernehmen liegen. Es ist ebenfalls 
entscheidend anzumerken, dass Normen nach Habermas zur Lösung von 
Handlungsproblemen dienen und diese folglich bei fehlender Gültigkeit nicht zu regeln 
vermögen: „Daß eine Norm idealiter gilt, bedeutet: sie verdient die Zustimmung aller 
Betroffenen, weil sie Handlungsprobleme in deren gemeinsamem Interesse regelt. Daß eine 
Norm faktisch besteht, bedeutet hingegen: der Geltungsanspruch, mit dem sie auftritt, wird 
von den Betroffenen anerkannt, und diese intersubjektive Anerkennung begründet die soziale 
Geltung der Norm.“331 Konkret bedeutet dies für die vorliegende Arbeit, dass auch auf den 
normativen Kontext der räumlichen Gestaltung als Referenzsystem der „Werte bei der 
Regelung bestimmter Problemlagen“332 eingegangen werden sollte, um zu zeigen, welche Art 
von Normativität die räumliche Gestaltung begleitet, in welcher Beziehung sie zu räumlichen 
Handlungskonzepten steht und welchen aktuellen Trends sie unterliegt. 
 
Mit dem Anspruch, die Theorie des kommunikativen Handelns als Gesellschaftstheorie zu 
positionieren, integriert Habermas eine systemtheoretische Perspektive in sein zunächst von 
handlungstheoretischen Ansätzen geprägtes Theoriekonstrukt. Auf diese Weise versucht er zu 
verdeutlichen, dass die Organisation selbstregulierter Handlungssysteme keine 
Rationalisierungs-, sondern eher eine Systemdifferenzierungserscheinung darstellt.333 Bei der 
Übertragung dieses Denkansatzes auf die Rolle räumlicher Handlungskonzepte im politisch-
institutionellen Kontext lässt sich vermuten, dass das formalisierte Vorgehen in der 
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Konzeption räumlicher Gestaltungsalternativen den neuen Tendenzen der Raumordnung und 
Raumentwicklung möglicherweise nicht gerecht werden könnte, da es bei der 
Neuorganisation formaler Handlungssysteme, bei der die Systemdifferenzierung im 
Vordergrund steht, aus den alten Systemkontexten unverändert übernommen wird. Dennoch 
ist die Vermutung an dieser Stelle der Untersuchung verfrüht, da der Begriff „Räumliches 
Handlungskonzept“ noch nicht konkretisiert wurde und über die bis jetzt nur ansatzweise 
angedeutete Neuorientierung der politischen Entscheidungs- und Handlungskontexte in Bezug 
auf die räumliche Gestaltung nach wie vor Unklarheit herrscht. 
 
Des Weiteren bietet die Theorie des kommunikativen Handelns die Möglichkeit, die 
räumlichen Handlungskonzepte als strategische Kommunikationsinstrumente zu betrachten, 
in denen Vorstellungen und Probleme bezüglich einer bestimmten räumlichen Entität und 
ihrer Gestaltung sowie Ziele und beabsichtigte Handlungen zum Erreichen dieser Ziele 
dargestellt werden.334 
 
Zu erwähnen wäre unter anderem die Vorgehensweise der theoretischen Fundierung einer 
wissenschaftlichen, problemorientierten Untersuchung bei Habermas, die sich primär an der 
„Rückkoppelung der Theorie an das Alltagsverständnis der Beteiligten, deren Äußerungen mit 
Hilfe der Theorie erklärt werden sollen“335, orientiert. Auf diese Weise knüpft die theoretische 
Basis der Arbeit bzw. der Vorgang der „Theoriebildung“ im Allgemeinen „an das 
kommunikativ erschlossene vortheoretische Wissen“336 an; dieses begleitet die Untersuchung 
als Ganze mit dem Ziel, die Probleme der Lebenspraxis darzustellen und zu verstehen. 
Konkret bedeutet dies, dass im Folgenden einige praxisorientierte Zugänge innerhalb des 
theoretischen Konstrukts erarbeitet werden sollen. 
 
Der Denkansatz von Habermas gründet ohne Zweifel mitten in der Gesellschaft. Daraus folgt 
für die vorliegende Studie, dass auch die begrifflichen Konstruktionen (wie beispielsweise die 
Festlegung des Begriffs „Räumliches Handlungskonzept“) nicht nur die einzelnen 
Praxisformen, sondern den gesamten Gesellschaftskontext berücksichtigen müssen. Denn 
nach Habermas definiert der jeweilige Gesellschaftskontext seine eigene (Sprach-)Kultur, 
während die einzelnen Praxisformen diese (Sprach-)Kultur nur widerspiegeln. Somit wäre 
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auch der Zugang zu strukturbildenden Sachverhalten, Ideen und Interessen aus der kulturell-
gesellschaftlichen oder, mit anderen Worten, aus der sprachlichen Sicht337 unabdingbar: 
„Ideen und Interessen verbinden sich nicht nur auf der Ebene der Gesellschaft zu legitimen 
Ordnungen und institutionell geordneten Lebensbereichen; auch auf der Ebene der Kultur 
beobachten wir ein Zusammenspiel von Ideen und Interessen.“338 Lenkt man diesen 
Denkansatz auf die problemlösungstheoretische Perspektive, wird man (auch in seinen 
späteren Arbeiten) feststellen können, dass der Ort der Erarbeitung von Lösungen für 
verschiedene gesellschaftliche Probleme für Habermas die Kultur ist: „A culture can be 
conceived as an ensemble of enabling conditions for problem-solving activities.“339 Aber wie 
entstehen gesellschaftliche Probleme und, vor allem, warum gibt es innerhalb einer 
Gesellschaft überhaupt schwer bzw. kaum lösbare Probleme? Nach Habermas liegen 
allgemeine Ursachen in der „Entkoppelung von System und Lebenswelt“340, was unter 
anderem in seiner Arbeit „Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus“ als die zunehmende 
Divergenz gesellschaftlicher (Teil-)Bereiche aufgrund eigener, voneinander unterschiedlicher 
Rationalitätsstrukturen dargestellt wird.341  
 
Diese verschiedenen Rationalitätsstrukturen übernehmen bestimmte gesellschaftliche 
Aufgaben und Funktionen, können unterschiedliche Problemvorstellungen entwickeln und 
sogar in einem offenen Konflikt zueinander stehen: „Die legitimationswirksam hergestellte 
Öffentlichkeit hat vor allem die Funktion, die Aufmerksamkeit durch Themenbereiche zu 
strukturieren, d. h. andere Themen, Probleme und Argumente unter die 
Aufmerksamkeitsschwelle herunterzuspielen und dadurch der Meinungsbildung zu entziehen. 
Das politische System übernimmt Aufgaben der Ideologieplanung (Luhmann). Dabei ist 
allerdings der Manipulationsspielraum eng begrenzt, denn das kulturelle System verhält sich 
gegenüber administrativen Kontrollen eigentümlich resistent: es gibt keine administrative 
Erzeugung von Sinn.“342 Lässt sich mit dieser Argumentation die Problemstellung der 
vorliegenden Arbeit erklären? 
 
Es handelt sich gewissermaßen um eine verstärkte „Entkoppelung“ der politisch-
institutionellen Dimension von der lebenspraktischen Raumgestaltung im Habermas’schen 
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Sinne, wenn die funktionale Vertikale der Raumordnung dezentralisiert und dereguliert wird. 
Die Folge sind die unterschiedlichsten Problemdefinitionen oder gar eine 
Problemdistanzierung: Es kommt zu einer Praxis, bei der die Probleme, die Raumgestaltung 
behindern, gar keine Relevanz mehr besitzen. Wie könnte man diesen Problemzustand lösen?  
 
Es handelt sich in diesem Fall um ein Zusammenspiel selbstregulierender Systeme politisch-
institutioneller und praxisorientierter Natur, deren Zusammenführung auf einer einheitlichen 
normativen Basis möglicherweise nicht sinnvoll ist.343 Würde man die Probleme der 
räumlichen Gestaltung als Systemfehler betrachten, wäre man kaum in der Lage, zum 
Ursprung ihrer Entstehung vorzudringen, da die Systembereiche in ihrem Bezug zu diesen 
Problemen und in ihrer eingespielten (kommunikativen) Alltagspraxis und ihren integrierten 
Handlungsvollzügen kaum fassbar wären.344 An dieser Stelle kann man annehmen, dass der 
Ursprung der ganzen Problematik zum Teil in der bewussten gegenseitigen Akzeptanz der 
rationalen Handlungsmuster unterschiedlicher gesellschaftlicher Teilbereiche liegt. Hier 
vermag die Theorie des kommunikativen Handelns nur bedingt eine Erklärung zu geben. Es 
wäre daher sinnvoll, zur Verdeutlichung der Problematik die Strukturationstheorie von 
Giddens als mögliche Hilfestellung zu berücksichtigen, da sie offensichtlich eine ergänzende 
Perspektive für die Betrachtung der Reproduzierbarkeit von Handlungsmustern innerhalb 
gewisser Strukturen darstellt. Die Akzeptanz der Handlungen lässt sich in der 
Strukturationstheorie auf der Basis gewisser „constraints“ („Zwänge“) verstehen. Diese 
Zwänge (beispielsweise „material constraint“, „(negative) sanction“, „structural constraint“) 
determinieren nach Giddens den Handlungsspielraum und auch die Handlungen innerhalb der 
Strukturen selbst („placing limits upon the range of options open to an actor, or plurality of 
actors, in a given circumstance or type of circumstance“).345 Jedoch würde die Betrachtung 
der Fragestellung der vorliegenden Arbeit durch die Strukturationstheorie einen völlig neuen 
Untersuchungsansatz erfordern, der unter anderem ein tieferes Verständnis der Entstehung 
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von politischen Trends sowie Prozessen der Institutionalisierung verlangt. Sofern aber diese 
Phänomene und Prozesse nicht im Vordergrund der Untersuchung liegen, ist die Eröffnung 
einer zusätzlichen systemkritischen Dimension bzw. die Einbeziehung der 
Strukturationstheorie an dieser Stelle für die konkrete Aufgabestellung nicht vorteilhaft, auch 
wenn sie für eine andere wissenschaftliche Studie oder aber eine Ergänzung der vorliegenden 
Arbeit möglicherweise von entscheidender Bedeutung sein könnte. 
 
Zum Schluss lässt sich noch Folgendes sagen: Die Theorie des kommunikativen Handelns 
liefert einen entscheidenden Ansatz auch für die spätere Nutzung der Ergebnisse der 
vorliegenden Arbeit im praxisbezogenen Kontext der räumlichen Gestaltung. Die geforderte 
Aufmerksamkeit für die Probleme räumlicher Gestaltung bliebe ohne das entsprechende 
kommunikative Verständnis der Beteiligten innerhalb des raumgestalterischen Prozesses 
wenig sinnvoll. Nur durch die „intersubjektive Anerkennung“346 gemeinsamer 
Problembereiche kann man den Problemen und ihrer Lösung näherkommen; bei allen 
Schwierigkeiten scheint dies der einzige Weg zu sein, solange die Interessenpluralität 
innerhalb einer gemeinsam geteilten Lebenswelt ihre gesellschaftliche Relevanz behält. 
 
5.2.2 Die normative Perspektive 
Die schon des Öfteren aus den praktischen und theoretischen Zusammenhängen der 
vorliegenden Arbeit angegangene normative Perspektive steht in einer unmittelbaren 
Beziehung zur Gestaltung des menschlichen Lebensraumes. Sie entscheidet unter anderem 
über die konkreten raumgestalterischen Prozesse und ist somit selbst in ihrer Wirksamkeit ein 
Konzept des rationalen, zielfokussierten Handelns. Die normative Perspektive der räumlichen 
Gestaltung besteht aus verschiedenen interdependenten Prinzipien, die in der einen oder 
anderen Weise die Richtung und den Wirkungsbereich des raumbezogenen Handelns 
definieren. Sie bildet sich primär aus den jeweiligen politischen Kontexten heraus und kann 
rückwirkend die politischen Entscheidungen beeinflussen. Um einen sinnvollen Zugang zum 
Begriff „Räumliches Handlungskonzept“ sowie zur Problematik der gegenwärtigen 
Gestaltung des menschlichen Lebensraumes zu bekommen, ist es daher unabdingbar, auch 
den Begriff „Normativität“ in einigen, für die vorliegende Arbeit relevanten, 
Themenbereichen zu inspizieren. So wäre es an dieser Stelle in erster Linie wichtig, kritisch 
auf die (normative) Raumordnung, „die unmittelbare räumliche Auswirkung hat und deren 
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Maßnahmen direkt auf die Veränderung der räumlichen Struktur zielen“347, einzugehen. Auf 
diese Weise ließe sich das gewonnene theoretische Verständnis raumbezogener Normativität 
später durch praxisnahe Aussagen ergänzen und möglicherweise in gewissen Zügen die These 
verdeutlichen, dass einerseits starre rationale Handlungssysteme unter bestimmten 
Voraussetzungen (zumindest teilweise) ihre Wirksamkeit verlieren, andererseits die 
Veränderung dieser Systeme nicht unbedingt zum erwünschten Ergebnis führt. Schließlich 
sind es immer wieder die übergeordneten politischen Zusammenhänge, die sowohl über die 
Konstituierung der jeweiligen normativen Perspektive als auch über ihre 
Handlungswirksamkeit im konkreten lebenspraktischen Kontext entscheiden.348 
 
5.2.2.1 Raumordnung als normatives Phänomen 
Neben den Begriffen „Raumplanung“ und „Raumentwicklung“ gibt es im Kontext des 
allgemeinen raumgestalterischen Handelns den Begriff „Raumordnung“, der offensichtlich 
einen normativen Charakter besitzt. So ist die Raumordnung in diesem oder jenem Staat – wie 
auch in der Bundesrepublik Deutschland – beispielsweise durch Raumordnungsgesetze 
gesetzlich verankert und wird zum Kollektivgut gezählt.349 Spätestens dann jedoch, wenn man 
in der aktuellen regionalpolitischen Diskussion mit Äußerungen wie „Raumordnung ist tot“350 
oder „Auch die Raumordnung muss sich legitimieren“351 konfrontiert wird, ist klar, dass es 
sich bei diesem Begriff nicht bloß um ein juristisches Postulat handelt, sondern 
möglicherweise um eine komplizierte Dimension des raumbezogenen Handelns. So deutet 
vieles darauf hin, dass Raumordnung einerseits einen normativen Charakter hat, andererseits 
zugleich ein dynamisches Konzept darstellt, das sich im Zuge sozialer, politischer und 
wirtschaftlicher Tendenzen rekonfigurieren kann.352 Für die Aufgabenstellung der 
vorliegenden Arbeit ist es von entscheidender Bedeutung, die Bildung normativer Grundsätze 
und Tendenzen innerhalb der verschiedenen Praktiken räumlicher Gestaltung zu verstehen, 
solange offen ist, warum manche räumliche Handlungskonzepte und die in ihnen 
vorgesehenen Entwicklungsmaßnahmen der Imperativität unterliegen, mit anderen Worten, 
im praktischen Kontext umgesetzt werden sollen oder müssen. Daher wird im folgenden 
Kapitel der Fokus auf den normativen Charakter der Raumordnung gelegt, ungeachtet der 
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Tatsache, dass diese zahlreiche Facetten haben und unter anderem auch als „soziales 
Phänomen“ betrachtet werden kann.353 
 
Möchte man Raumordnung als ein normatives Phänomen ergründen, welches innerhalb der 
menschlichen Lebenspraxis eine signifikante Rolle spielt, kann dies durch die Beschreibung 
seiner Gestalt und Genese durchgeführt werden. Als Ausgangspunkt für die spätere 
Ausführung sollten jedoch zunächst der definitorische Rahmen sowie die Auffassungen über 
die Raumordnung als Tätigkeits- und Handlungsbereich dargestellt werden. 
 
Der Begriff der Raumordnung entwickelte sich zunächst aus dem Kontext allgemeiner 
Ansprüche auf Nutzung des Lebensraumes einer Volksgemeinschaft: Als erste 
Veröffentlichung, die das Wort „Raumordnung“ im Titel trägt, nennt Waldhoff das Buch 
„Politische Raumordnung. Gedanken zur Neugestaltung des deutschen Lebensraumes“ von 
Hans Weigmann.354 Weigmann beschreibt in seinem Buch die Ordnung des Raumes als 
Volksordnung und zugleich als Grundidee, die als Zweck innerhalb der Gesellschaft allem 
anderen übergeordnet ist.355 Spätestens an dieser Stelle wird klar, dass der Begriff der 
Raumordnung mehr als nur Gesetze und konstitutive Regeln implizieren kann, nämlich 
machtpolitische Prinzipien. 
 
Aus unserer heutigen Perspektive ist es jedoch nicht eindeutig, was Raumordnung konkret 
bedeutet. Dies erklärt Storbeck mit der Tatsache, dass „der Vorgang und auch der Begriff der 
Raumordnung aus der politischen Praxis heraus entstanden sind und zum großen Teil auch 
von dieser Praxis ihre durchaus nicht eindeutige Bestimmung erhalten haben“356. Ob der 
Begriff jedoch verständlicher wäre, wenn der Vorgang der Raumordnung in anderen 
Kontexten und unter anderen Bedingungen entstanden wäre, bleibt fraglich. Um die 
signifikante Rolle der Normativität zu unterstreichen, verbinden einige Wissenschaftler die 
Geburtsstunde der modernen Konzeption der Raumordnung in den verschiedenen Staaten mit 
der Entstehung konkreter Rechtsgrundlagen zur Raumordnung.357 
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Im Spektrum der neueren Literatur wird der Begriff „Raumordnung“ trotz unterschiedlicher 
Beschreibungsperspektiven relativ ähnlich formuliert. Im Folgenden werden beispielhaft 
einige Definitionen sowie Aufgabenbeschreibungen der Raumordnung in Deutschland 
aufgeführt: 
 
- „Raumordnung ist Teil der politischen Verantwortung für ein bestimmtes Gebiet, und 
ohne diese Kompetenz kann nicht mehr von voller Gebietshoheit gesprochen werden. 
Nur die räumliche Komponente staatlicher Gesamtverantwortung wird aber als 
‚Raumordnung’ bezeichnet, wie gerade die Vorschriften des 
Bundesraumordnungsgesetzes über die Beteiligung der kommunalen 
Gebietskörperschaften und ihre Bindung an staatliche Ziele der Raumordnung zeigen. 
[…] Raumordnung ist außerdem überörtliche und übergeordnete Planung.“358 
 
- „Aufgabe der Raumordnung ist es gem. § 1 I 1 ROG, den Gesamtraum der 
Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume zu entwickeln, zu ordnen und zu 
sichern. Die inhaltlichen Gesichtspunkte, nach denen dies zu erfolgen hat, nennt § 1 II 
ROG.“359 
 
- „‚Raumordnung’ ist das politisch und verfassungsrechtlich relevanteste Konzept, mit 
dem in Deutschland Probleme territorial beschreibbarer benachteiligter 
Menschengruppen diskutiert und behandelt werden.“360 
 
Diese Definitionen und Beschreibungen liefern Bausteine zum allgemeinen Verständnis des 
Begriffes Raumordnung. Aus ihnen lässt sich Folgendes ableiten: 
 
- Es gibt keine allgemeingültige Definition des Begriffes Raumordnung, auch nicht in 
den Gesetzestexten, in denen die Aufgaben der Raumordnung dargelegt sind. 
 
- Die Materie der Raumordnung ist von verschiedenen politischen Aspekten und 
Ansprüchen (wie z. B. Gerechtigkeits- und Nutzungsansprüche) durchzogen und wird 
dadurch zu einer erweiterungs- und anschlussfähigen Disziplin. 
                                                 
358
 Nouvortne 1965, S. 41 
359
 Krebs 2005, S. 433 
360
 Waldhoff 1997, S. 43 
  
125 
 
- Durch die planerische Komponente wird Raumordnung teilweise zu einem 
strategiegeleiteten Handlungsfeld mit bestimmten funktionalen Zielen und räumlichen 
Prioritäten.361 
 
- Raumordnung als strukturübergreifendes Konzept beruht zum Teil auf Diskussionen, 
Verhandlungen und Kompromissen (sei es im machtpolitischen, gesellschaftlichen 
oder ökonomischen Kontext). 
 
Wäre man in der Lage, den Begriff „Raumordnung“ in seinem ursprünglichen, vornormativen 
Kontext zu betrachten (vorausgesetzt, man kann dem Begriff überhaupt einen solchen 
Kontext unterstellen), wäre der Versuch einer begrifflichen Rekonstruktion möglicherweise 
realisierbar. Jedoch spiegelt der Begriff in einem pragmatischen Sinne die ganze räumliche 
Komplexität wider, was die Feststellung einer allgemeingültigen Definition von 
„Raumordnung“ sinnlos macht. Man kann aber sicher behaupten, dass die begriffliche 
Festlegung im jeweiligen politisch-gesellschaftlichen Kontext stattfindet. Besteht damit 
dennoch eine Möglichkeit, sich an den Begriff „Raumordnung“ in irgendeiner Weise 
heranzutasten? 
 
Das Wort „Raumordnung“ lässt sich nicht ohne Weiteres in eine Fremdsprache übersetzen; 
seine Bedeutung kann in der Übersetzung nicht vollständig wiedergegeben werden. Dies gilt 
auch für die Handlungskonzepte der Raumordnung, was zu kommunikativen Problemen in 
der mehrsprachigen Praxis führen kann.362 Außerdem gibt es selbst in der deutschen Sprache 
über die Bestandteile des Wortes „Raumordnung“, nämlich „Raum“ und „Ordnung“, kein 
eindeutiges Verständnis. Bei aller Komplexität des Begriffes „Raum“, die in den 
vortheoretischen Überlegungen der vorliegenden Arbeit beschrieben wurde, kann man unter 
„Ordnung“ sowohl einen gewissen Zustand bzw. eine Struktur als auch einen 
Handlungsvollzug verstehen.363 Die Ordnung des Raumes besitzt ebenfalls sowohl einen 
deskriptiven als auch einen normativen Charakter: Die Gegebenheiten des Raumes 
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unterliegen keiner willkürlichen Struktur, sondern sind das Ergebnis des menschlichen 
Willens und Handelns; sie sind als solche ein Teil der gesamten sozialen Ordnung, die 
ebenfalls nicht zufälliger Natur ist.364 Die Idee, dass der Raum „geordnet“ sein soll, schlägt 
sich zusammen mit dem Willen nach Umsetzung dieser Idee in der Vergesetzlichung nieder. 
Die so entstandenen Gesetze und Regeln der Raumordnung wären aber nicht in der Lage, sich 
auf einen bestimmten Raum und seine komplexe Zusammenhänge zu beziehen. Dazu schreibt 
Storbeck folgendes: „Die Problematik einer solchen Raumverfassung bliebe allein die 
Schaffung einer den übrigen Daseinsordnungen entsprechenden Regelung, innerhalb derer 
sich das räumliche Geschehen abspielt. Die Raumverfassung würde so den Ablauf des 
räumlich bezogenen Geschehens beeinflussen und formen, sie würde aber nicht ohne weiteres 
ein bestimmtes Ordnungsprinzip in der Weise durchsetzen, daß sie die Raumstruktur nach 
bestimmten und einheitlichen Prinzipien gestalten würde.“365 
 
Betrachtet man das Entstehen und Bestehen einer normativen Raumordnung als ein auf eine 
bestimmte Zeit und auf einen bestimmten Raum bezogenes Phänomen, kann man jedoch 
feststellen, dass Raumordnung nicht ausschließlich vom juristischen Kontext abhängt. Zwar 
schaffen die Gesetze der Raumordnung eine gewisse verbindliche Basis für die räumliche 
Entwicklung, dennoch gibt es hier einen interpretativen Spielraum, der die Entstehung 
gewisser schwerpunktbezogener Strömungen in der Raumplanung (und somit auch in der 
Raumentwicklung) zulässt. Schließlich ist die Raumordnung, und das ist ihr besonderes 
Merkmal, einer der wenigen sozialen, politischen und ökonomischen Teilbereiche, bei denen 
Aufgaben, Verpflichtungen und mit ihnen auch die Verantwortung trotz Institutionalisierung 
und gebietshoheitlicher Prärogative auf die breite kollektive Einigung und Mitwirkung 
ausgerichtet sind: „Im Gegensatz zu verschiedenen Teilbereichen der Gesellschafts- und 
Wirtschaftspolitik ist für die Raumordnung kein einheitlicher Träger zuständig. Vielmehr ist 
raumordnungspolitisches Tätigwerden eine Aufgabe und Verpflichtung, die allen Behörden, 
Verwaltungsstellen und Körperschaften zukommt. Dementsprechend kann von den staatlichen 
Instanzen und Einrichtungen auch als Träger der Raumordnungspolitik im engeren Sinn 
gesprochen werden. Darüber hinaus ist an raumordnungspolitischen Entscheidungen und 
Handlungen eine Vielzahl von Personen und -gruppen beteiligt. Diese Mitwirkung ist zum 
Teil institutionalisiert wie etwa in den Kammern, Berufs- und Wirtschaftsverbänden, 
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Planungsbeiräten und in der Wissenschaft.“366 Der kollektive Handlungsanspruch kann somit 
durch das kollektive, kommunikative Handeln eruiert werden, das wiederum „einem Handeln, 
das sich auf die kollektive Verwirklichung von Zwecken richtet, als Koordinationseinrichtung 
vorgeschaltet werden“367 könnte. 
 
Inwieweit sich die Verantwortung über ein Kollektivgut wie Raumordnung innerhalb einer 
funktionierenden demokratischen Gesellschaft konkret aufteilen lässt, ist nicht ohne Weiteres 
zu bestimmen. Man könnte aber versuchen, den kollektiven Handlungsanspruch der 
Raumordnung ausgehend von einem Handlungssystem ausschließlich verbindlicher 
Rechtsnormen zu verstehen. 
Verbindliche Rechtsnormen oder Gesetze sind im zeitlichen Verlauf im Allgemeinen relativ 
stabile juristische Konstrukte. Sie entstehen aus bestimmten allgemeingültigen Grundsätzen 
bzw. Maximen, die sich innerhalb der Gesellschaft herauskristallisieren. So könnte man etwa 
mit Rückgriff auf Kant sagen, dass diese allgemeingültigen kollektiven Grundsätze durch eine 
gewisse „imperative Notwendigkeit“ aus der Menge einzelner subjektiver Prinzipien 
innerhalb der Gesellschaft entstehen.368 Die Entstehung der obersten normativen 
Handlungsprinzipien konkretisiert in Anlehnung an Kant unter anderen auch Peirce. 
Allerdings stehen im Zentrum seiner Überlegungen eher die pragmatische Relevanz bzw. 
praktischen Motive des menschlichen Handelns: „What the habit is depends on when and how 
it causes us to act. As for the when, every stimulus to action is derived from perception; as for 
the how, every purpose of action is to produce some sensible results.“369 So sind im kausalen 
Denkmodell von Peirce die (handlungsinitiierenden) Regeln und Vorschriften nicht die 
primären Motive des menschlichen Handelns. Wie sieht es mit den Grundsätzen und Gesetzen 
der Raumordnung aus? Sind sie absolut oder eher relativ? 
 
Die Maximen der Raumordnung sowie auch ihre Relativierung wurden in der jüngsten Arbeit 
von Gerheuser beispielhaft dargestellt: „Auf der obersten Ebene geht es um die leitenden 
Maximen regionalpolitischer Programme. Bei der ‚Neuorientierung der Regionalpolitik’ ist in 
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der Schweiz darüber ausführlich diskutiert worden. Auch für ein deutsches Bundesland wie 
Brandenburg hat es ganz praktische Folgen, wenn die Maxime ‚Gleichwertigkeit der 
Lebensräume’ ersetzt wird durch die ‚dezentralisierter Konzentration’ oder wenn 
‚Entleerungsräume’ nicht mehr per se als Übel angesehen werden.“370 
 
Themen wie Normativität sowie Relativierung der Normen und Prinzipien wurden in der 
Philosophie von unterschiedlichen Standpunkten aus behandelt. Bereits den Sokrates der 
Platonischen Dialoge beschäftigen sie eingehend.371 Auch Aristoteles setzt sich mit dieser 
Thematik auseinander. Er betrachtet scheinbar universale ethische Prinzipien als relativ, 
indem er beispielsweise beim Begriff der Gerechtigkeit die subjektive und objektive wie auch 
gesetzliche Ebene der Prinzipien bedenkt.372 Mit der Konzentration auf die subjektive, 
objektive und gesetzliche Dimensionen alles Normativen legt Aristoteles eine allgemeine 
Basis für das Verständnis normativer Prinzipien, die sich später in der Entstehung 
verschiedener gesellschaftstheoretischer Zugänge (wie zum Beispiel der Theorie der 
Interaktion von Goffman373 bzw. der Theorie des kommunikativen Handelns von 
Habermas374) niederschlug. 
Vor allem Habermas arbeitet (basierend auf der Relevanz gemeinsamer Praxis innerhalb 
sozialer Handlungszusammenhänge) eine Abgrenzung von Handlungsbegriffen heraus, die er 
zunächst in einem analytischen Konzept darlegt. Dabei rückt er Aristoteles als den Begründer 
des Begriffes „Teleologisches Handeln“ ins Zentrum der historischen Betrachtung 
philosophischer Handlungstheorien. Das normenregulierte Handeln wird neben dem 
teleologischen (u. a. Aristoteles), dem dramaturgischen (u. a. Goffman) und dem 
kommunikativen (u. a. Habermas) Handeln als situationsabhängige Konsequenz kollektiven 
Einverständnisses über soziales Verhalten definiert. Dieses „Einverständnis“ beruht auf 
gemeinsamen Wertvorstellungen und Erwartungen.375 
 
Das Entstehen und Bestehen der Maximen der Raumordnung können unter anderem durch die 
von Habermas beschriebenen Perspektiven des teleologischen, normenregulierten sowie, zum 
Teil, dramaturgischen Handelns verstanden werden. Jedoch ist an dieser Stelle nicht ganz 
klar, wie es innerhalb der Gesellschaft zur Relativierung der Raumordnungsmaximen 
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kommen kann. Dazu eignet sich eher die Weiterentwicklung des perspektivischen 
Denkansatzes von Habermas, nämlich die Perspektive des kommunikativen Handelns. Nach 
Habermas münden alle drei Perspektiven gleichsam in die kommunikative, kritische 
Lebenspraxis zwecks Einigung über oberste Grundsätze, ihre Entwicklung, Anwendung und 
Revidierung: „Zusammenfassend läßt sich sagen, daß normenregulierte Handlungen, 
expressive Selbstdarstellungen und evaluative Äußerungen konstative Sprechhandlungen zu 
einer kommunikativen Praxis ergänzen, die vor dem Hintergrund einer Lebenswelt auf die 
Erzielung, Erhaltung und Erneuerung von Konsens angelegt ist, und zwar eines Konsenses, 
der auf der intersubjektiven Anerkennung kritisierbarer Geltungsansprüche beruht. Die dieser 
Praxis innewohnende Rationalität zeigt sich darin, daß sich ein kommunikativ erzieltes 
Einverständnis letztlich auf Gründe stützen muß.“376 Es wird deutlich, dass die Grundsätze 
des kollektiven Handelns sowie die Legitimität einzelner Handlungsvollzüge zur 
unabdingbaren Komponente der kommunikativen Praxis gehören. Somit kann es dazu 
kommen, dass die rechtliche Basis der Raumordnung inhaltlich zwar unverändert bleibt; ihre 
praktische Wirkung sowie ihre Schwerpunkte können sich jedoch den jeweiligen 
gesellschaftlichen, politischen oder wirtschaftlichen Tendenzen entsprechend verändern, 
verschieben oder gar auflösen. Die Normativität der Raumordnung bezieht sich stets auf 
geographische, zugleich aber auch auf geschichtliche und gesellschaftliche Gegebenheiten 
eines bestimmten Raumes. Diese Gegebenheiten unterliegen einer Dynamik und machen aus 
den Prinzipien der Raumordnung ebenfalls ein dynamisches Konzept der „Zusammenhänge 
zwischen Werthaltung, Staat, Wirtschaft, Gesellschaft und räumlichem Geschehen“377. 
 
Das komplexe Geschehen innerhalb des menschlichen Lebensraumes mag zwar schwierig zu 
fassen sein, könnte jedoch zumindest ansatzweise durch die Veränderungen innerhalb des 
Lebensraumes378 wahrgenommen werden. Die langfristig eher stabile Rechtsgrundlage der 
Raumordnung scheint in einer gewissen Dissonanz zur Dynamik des räumlichen Geschehens 
zu stehen, was einige Wissenschaftler dazu verleitet, über die Raumordnung als dynamisches 
Konzept zu sprechen. Offensichtlich wird in diesem Fall die rechtliche Basis der 
Raumordnung nicht als allgemeingültiges Konzept betrachtet, das primär 
Handlungsspielräume für die langfristige räumliche Gestaltung definieren soll. So kann 
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beispielsweise die Raumordnung im Konflikt mit möglichen raumpolitischen Tendenzen und 
neuen Ansprüchen innerhalb eines Staates stehen, wenn die von rechtlichen Vorschriften der 
Raumordnung definierten Handlungsspielräume oder ihre Vorschriften dem realen Geschehen 
und den realen Gegebenheiten des Raumes im weiteren Sinne nicht mehr entsprechen.379 
Auch bei Diskrepanzen in der räumlichen Planung auf mehreren politisch-administrativen 
Ebenen kann die rechtliche Basis der Raumordnung auf den Prüfstand gestellt werden, 
besonders wenn es sich dabei um komplexe Konflikte handelt, die die normative 
Raumordnung kurzfristig nicht lösen kann.380 Somit sollte die rechtliche Basis der 
Raumordnung als vorübergehend konstantes, jedoch nicht endgültiges Konzept betrachtet 
werden: Schließlich handelt es sich bei Raumordnung um ein raumbezogenes 
Instrumentarium zur Verwirklichung gewünschter Vorstellungen in Bezug auf den Raum. 
Verliert dieses Instrumentarium langfristig seine Wirksamkeit, ändert sich die Konzeption der 
Raumordnung. 
 
Auch aus der Sicht eines einzelnen räumlichen Entwicklungsprozesses sollte Raumordnung 
als dynamisches Konzept betrachtet werden. So plädiert beispielsweise Storbeck für eine 
dynamische Raumordnung ausgehend von den Veränderungen in der Wirtschaft: „Daher wird 
die Durchsetzung der Raumordnung niemals abgeschlossen sein […]. Die Wirtschaft bildet 
ständig neue Bedingungen heraus, die wiederum neue Gestaltungsvorgänge hervorrufen. 
Durch die Entwicklung der Wirtschaft und ihrer Grundlagen wird eine statische 
Raumordnung unrealistisch; den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung tragen kann nur eine 
dynamische Raumordnung, die im ständigen Prozeß der geistigen und sozialen Entwicklung 
geformt wird.“381 Ein weiteres Indiz, das dafür spricht, Raumordnung als dynamisches 
Konzept zu betrachten, liefert die aktuelle Diskussion über ihre Rolle und Wirkungen. Im 
Zuge der Entwicklung und Konstituierung neuer Maximen (oder auch Paradigmen der 
Raumentwicklung) entstand ein breites Meinungsspektrum bezüglich aktueller 
Raumordnungstendenzen. Dabei lassen sich zwei polare Meinungen festhalten: 
„Raumordnung ist tot!“ und „Soviel (räumliche) Planung war noch nie!“.382 Die Änderung der 
Maximen der Raumordnung kommuniziert stark mit Tendenzen in thematisch verwandten 
Bereichen wie Raumplanung, Raumentwicklung, Raumforschung etc. Für einzelne 
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Forschungsdisziplinen und wissenschaftliche Tätigkeitsbereiche bedeutet dies nicht selten 
eine komplette methodische Umorientierung, wie beispielsweise für die Evaluation 
räumlicher Entwicklung: „Abhängig vom wegweisenden Paradigma werden andere Ziele und 
Wirkungen angestrebt und evtl. andere Zielgruppen angesprochen. Je nach Paradigma greifen 
die eingesetzten Ressourcen jeweils in andere Wirkungszusammenhänge ein, ja andersartige 
Ressourcen und Vorgehensweisen können zweckmäßig werden. Je nachdem werden andere 
Indikatoren relevant, um kritische Knoten im Wirkungsgefüge und die erzielten Haupt- und 
Nebeneffekte zu erfassen.“383 Es lässt sich Folgendes festhalten: Wenn ein konstitutives, 
juristisch verankertes Konstrukt in einer direkten Beziehung zu allgemeinen 
gesellschaftlichen, politischen und ökonomischen Ansprüchen steht, kann es (mit Bedürfnis 
nach Erfüllung dieser Ansprüche) unter Umständen zu seiner Relativierung bzw. Revidierung 
kommen. So wird der Begriff Raumordnung in unserer Zeit möglicherweise anders 
interpretiert als zu anderen Zeiten.384 
 
Trotz der primären Entstehung der Grundsätze der Raumordnung in einem unmittelbaren 
Praxiskontext, können sie auch wissenschaftlich begründet werden. So plädieren einige 
Wissenschaftler für die wissenschaftliche bzw. theoretische Begründung der Raumordnung 
sowie der mit ihr in einer direkten Beziehung stehenden Disziplin „Raumplanung“, weil nur 
so eine wirklich offene, dynamische Raumordnung zustande kommen kann.385 Ändert sich die 
Vorstellung über die räumliche Gestaltung, zieht dies die Veränderung der Maximen der 
Raumordnung nach sich. So kann etwa die (post-)moderne Betrachtungsweise der 
Raumordnung nicht mehr erlauben, die Disziplin aus der Sicht des dreidimensionalen, „toten 
Raumes“ sowie „als Kategorie des Denkens“ oder gar als „Ideologie“ zu betrachten.386 Daher 
wird seitens der Wissenschaft nicht nur eine zeitgemäße Betrachtungsweise auf die 
Raumordnung entwickelt; auch Probleme und ihre spätere Auswirkung im sozialen, 
politischen oder ökonomischen Umfeld werden aus dem kritisch-wissenschaftlichen Kontext 
heraus an die Öffentlichkeit getragen. 
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Raumordnung kann zweifellos auch ausschließlich als hoheitliche Aufgabe verstanden 
werden.387 Hier muss dann stets die Frage gestellt werden, wie offen das Konzept der 
Raumordnung in dem einen oder anderen gesellschaftlichen Kontext ist. Denn eine wirksame 
Raumordnung ist diejenige, die als Teil gesellschaftlicher, politischer oder ökonomischer 
Ansprüche betrachtet wird. So impliziert die Raumordnung zwangsläufig einen Anschluss an 
verschiedene Belange eines Staates und behält selbst als Teil des realpolitischen 
Gesamtgeschehens einen Anspruch auf Verwirklichung. Rechtliche Prinzipien der 
Raumordnung alleine können nicht gestalten, sondern setzen lediglich einen 
Handlungsrahmen für die räumliche Gestaltung. Eine unter Kritik stehende aktuelle Tendenz 
der Raumordnung und Raumplanung bezeichnet Lendi beispielsweise als „Verrechtlichung“ 
oder „Normenflut“. Darunter versteht er „die Neigung der Politik, neu aufkommende 
Probleme mit den Mitteln des Rechts zu lösen, selbst dann, wenn im Kern gar kein 
juristisches Problem vorliegt“388. Lendi geht dabei auf die Diskrepanz zwischen der starren 
rechtlichen Materie und dem komplexen räumlichen Geschehen ein: „Von der Sache her ist 
demgegenüber immer wieder neu zu bedenken, dass das räumliche Geschehen auf örtlicher, 
überörtlicher und auch auf nationaler Ebene gerade nicht mit konditionalen Rechtsnormen 
eingefangen werden kann, sondern allenfalls über Pläne und Programme sowie über finale 
Rechtsnormen – materielle Planungsgrundsätze – zu erfassen und zu steuern ist.“389 In der 
Argumentation von Lendi ist der konzeptuelle Charakter der Raumordnung deutlich zu 
erkennen. 
 
Seit den 1980er Jahren verlieren die normativen Instrumente der Raumordnung in einzelnen 
europäischen Ländern (darunter auch in Deutschland) immer mehr an Bedeutung und werden 
im Zuge der stetigen Zunahme einzelner Entwicklungsinitiativen sowie der Entstehung der 
EU-übergreifenden Raumordung durch einzelne Projekte verdrängt. Wenn früher die 
„klassische“ Raumordnung in Deutschland sowohl aus allgemeinen Grundsätzen als auch aus 
verbindlichen Richtlinien bestand und sich in der Rahmengesetzgebung des Bundes befand, 
was „einen umfassenden Steuerungs- und Geltungsanspruch der Raumentwicklung“390 
bedeutete, kam es spätestens mit der Föderalismusreform im Jahre 2006 mit der politischen 
Forderung nach Klarheit bei der Festlegung einzelner räumlicher Strategien zu einer 
konstitutiven Veränderung der Raumordnung, die in die konkurrierende Gesetzgebung mit 
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Abweichungsrecht der Länder verlagert wurde.391 Auf diese Weise verabschiedet man sich 
allmählich von dem traditionellen Konzept der Raumordnung, was im Einklang mit den 
gegenwärtigen Veränderungen in der Praxis der räumlichen Gestaltung in Europa steht: Die 
aktuelle Ausrichtung der Raumplanung impliziert die Entstehung diverser integrativer, 
unverbindlicher Handlungskonzepte und die Distanzierung von verbindlichen Plänen und 
Programmen. So zerfällt das allgemeine Konzept der normativen Raumordnung in viele 
einzelne machtpolitische Ansprüche an die Entwicklung diverser Teilräume. Im Zuge der 
dezentralistischen Tendenzen der Raumplanung entsteht ein Prozess der gesellschaftlichen 
Umorientierung auf die Entwicklung von Teilräumen, die auf ihr Potenzial hin untersucht 
werden. So wird unter anderem großer Wert auf „starke“ Regionen und Metropolen sowie auf 
eine synergetische Entwicklung bestimmter zusammenhängender Bereiche (wie Tourismus, 
Natur, Infrastruktur) gelegt. Die beobachtete Tendenz in der aktuellen Raumentwicklung in 
Deutschland beinhaltet die Akzentuierung der Stärken und Potenziale einzelner Teilräume, 
ihre Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit sowie ihre nachhaltige Verbesserung, bietet jedoch 
kaum konkrete Vorschläge für strukturschwache und ressourcenarme Teilräume an, die in 
diesem Fall als „Verlierer“ im Wettbewerb strategischer Handlungskonzepte betrachtet 
werden können. Für solche Regionen sollte die normative Basis der Raumordnung zwecks der 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse direkt mit der politischen Verantwortung 
verknüpft werden. Für die Raumordnung bedeutete dies die Aufgabe der Regelung der 
Sozialbeziehungen und Sozialverhältnisse innerhalb eines bestimmten Raumes. 
 
Die Gestaltung räumlicher Sozialbeziehungen und Sozialverhältnisse erfordert eine konkrete 
(macht-)politische Perspektive, die innerhalb der politischen Handlungspraxis mit dem Willen 
zur Gestaltung und nicht zuletzt durch politische Verantwortung ausgezeichnet sein sollte.392 
Es geht somit vorrangig um die gesellschaftsrelevanten Perspektiven der Raumordnung, die 
sich nicht mehr nur auf den Raum bzw. auf bestimmte Objekte im Raum fokussiert, sondern 
auf den Menschen und ihre Gemeinschaft im Raum.393 Demzufolge sollte die Raumordnung 
(unabhängig von den allgemeinen Tendenzen der Raumplanung oder Regionalpolitik) primär 
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als „gesellschaftliche Aufgabe“ wahrgenommen werden394 und der Erfüllung menschlicher 
Bedürfnisse dienen. Nur so kann sie sich dagegen behaupten, für „tot“ erklärt zu werden. 
 
Als Fazit kann man Folgendes festhalten: Aus normativer Sicht kann keine „ideale“ 
Raumordnung konstruiert werden, wohl aber eine „richtige“ aus der rationalen Sicht des 
jeweiligen gesellschaftlichen Kontextes: Eine solche Raumordnung würde den jeweils 
gegenwärtigen konkreten Bedürfnissen einer Gesellschaft entsprechen.395 Raumordnung als 
normatives Phänomen sowie ihre planerische Komponente unterliegen einem Wandel und 
haben die Chance, im gesellschaftlichen Kontext zu einem dynamischen, offenen und nicht 
zuletzt wirksamen Konzept der räumlichen Gestaltung zu werden, wenn die sozialen 
Bedürfnisse im Raum in den Vordergrund der Raumordnung gestellt werden und nicht der 
Raum selbst.396 Andernfalls kann es für einige Lebensräume unter Umständen zu einer 
ungerechten Raumordnung kommen. 
 
5.2.2.2 Das Prinzip der gerechten Entwicklung menschlicher Lebensräume 
Dieses Kapitel versucht herauszustellen, warum die Diskussion über Gerechtigkeit in Bezug 
auf manche Lebensräume und ihre Entwicklung durchaus von großer Relevanz ist. Die 
vorliegende Arbeit behandelt unter anderem aktuelle politisch-gesellschaftliche Tendenzen 
(z. B. Metropolisierung, endogene Regionalentwicklung, Deregulierung), die Fragen nach der 
heutigen Auffassung des Begriffes Gerechtigkeit in Bezug auf das Thema „Räumliche 
Gestaltung“ mit sich bringen. Kommen Tendenzen wie die Veränderung der normativen Basis 
der Raumordnung oder die Dominanz einiger raumpolitischer Strömungen möglicherweise 
nicht jeder räumlichen Entität gleichermaßen zugute? Gibt es demnach so etwas wie eine 
„ungerechte“ räumliche Entwicklung und kann dies als ein Problem für die Erarbeitung und 
Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte verstanden werden? Bei der Auseinandersetzung 
mit diesen Fragen stößt man auf eine ziemlich komplexe Materie, die sich wahrscheinlich nur 
aus dem aktuellen Kontext politisch-gesellschaftlicher Zusammenhänge verstehen lässt. 
Dennoch kann das Thema nicht ignoriert werden, unter anderem deshalb, weil es in der 
aktuellen Diskussion immer wieder aufgegriffen wird; auch gehört es in den 
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Argumentationsrahmen der vorliegenden Arbeit. Im Folgenden versuche ich, die Thematik 
etwas näher zu erläutern. Zunächst aber gilt es zu verstehen, wie Gerechtigkeitsansprüche in 
Bezug auf Lebensräume und ihre Gestaltung im Allgemeinen entstehen und in welcher 
Relation sie zu Systemen normativer und rationaler Handlungen stehen. 
 
Fragen nach Gerechtigkeit werden häufig von bestimmten sozialen Phänomenen begleitet, 
auch solchen, die einen normativen Charakter besitzen. Im Begriff der Gerechtigkeit spiegelt 
sich die Einstellung eines Einzelnen oder der Gemeinschaft zu den bestehenden rationalen 
Handlungsprinzipien einer Gesellschaft wider. Zweifelt man daran, dass ein bestimmtes 
Handeln als gerecht zu bezeichnen ist, wird unter anderem hinterfragt, ob es als ein „dem 
Gesetze und […] der Gleichheit Entsprechende[s]“397 zu betrachten sei. Ausgehend von dieser 
Perspektive lässt sich ein Zugang zu den realen Problemen und Fragen des ethischen 
Handelns in gesellschaftlichen Zusammenhängen sowie zu einer Vorstellung über die Regeln 
und Gesetze einer Gesellschaft gewinnen. Kann es innerhalb einer Gesellschaft überhaupt so 
etwas wie absolute oder objektive Gerechtigkeit geben? 
 
Die Frage nach Gerechtigkeit im realen gesellschaftlichen Kontext kann offensichtlich nicht 
ohne eine klare gesellschaftliche Vorstellung über die Begriffe „Gesetz“ und „Gleichheit“ 
beantwortet werden. Ob etwas innerhalb der Gesellschaft als gerecht empfunden wird oder 
nicht, hängt unter anderem von der Übereinstimmung zwischen kollektiven Vorstellungen, 
Handlungen und gesellschaftlichen Sitten ab. Gerechtigkeit wäre also diese Art von 
Übereinstimmung; sie definiert sich innerhalb verschiedener gesellschaftlicher 
Interaktionen.398 Zugleich kann Gerechtigkeit als eine Art gesellschaftlicher Einigung über 
Wertvorstellungen aufgefasst werden: So gilt sie etwa für Habermas (in Anlehnung an Max 
Weber) zugleich als kulturelle Wertvorstellung, „die sich innerhalb einer Lebenssphäre in 
geschichtlichen Konfigurationen herausbildet“399, und als abstrakte, für die 
Eigengesetzlichkeit der moralisch-praktischen Wertsphäre relevante Idee.400 Es wird deutlich, 
dass es so etwas wie „objektive Gerechtigkeit“ (jedoch innerhalb eines gesellschaftlichen 
Kontextes und zu einer bestimmten Zeit) geben kann, solange der allgemeine 
Gerechtigkeitsanspruch in diesem gesellschaftlichen Kontext in direktem Bezug zu den 
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kollektiven Wertvorstellungen steht. Da sich das Verhältnis zwischen 
Gerechtigkeitsansprüchen und Wertvorstellungen innerhalb einer Gesellschaft ändern kann, 
wäre die „absolute Gerechtigkeit“ als etwas Utopisches oder gar Destruktives zu verstehen.401 
Wie sieht es nun mit dem Gerechtigkeitsanspruch aus der Sicht der gegenwärtigen Tendenzen 
im Bereich der räumlichen Gestaltung aus? 
 
Der Begriff der Gerechtigkeit in der (post-)modernen Welt tendiert dazu, in viele einzelne 
Gerechtigkeitsarten zu zerfallen. Dieses Phänomen wird unter anderem als „Gerechtigkeit im 
Plural“ bezeichnet, was zugleich auf seinen direkten Bezug zu den Merkmalen einer 
pluralistischen Gesellschaft verweist. Zu der Vorstellung einer gerechten 
Regionalentwicklung gibt Werlen den folgenden Zugang: „Und wenn alles sich im Plural 
befindet, dann dürfte es eigentlich auch keinen einheitlichen Beurteilungsmaßstab mehr 
geben, nach dem Entwicklung identifiziert werden kann. Dementsprechend ist im Konzept 
‚postmoderne Regionalentwicklung’ in seinem innersten Kern ein derartiger Widerspruch 
angelegt, daß seine Verwirklichung die Negation seines Anspruchs impliziert.“402 Für die 
Entstehung der von Werlen angedeuteten Widersprüchlichkeit in der Gestaltung des 
Lebensraumes wären unter anderem gesellschaftspolitische Tendenzen verantwortlich. 
Darüber hinaus gibt es zahlreiche Gesellschaftsbereiche, die verschiedene 
Gerechtigkeitsansprüche besitzen. So findet man innerhalb der Disziplin Raumentwicklung 
mittlerweile Bezeichnungen wie räumliche, soziale, internationale oder Geschlechter-
Gerechtigkeit. Dazu kommt die Tatsache, dass diese verschiedenen Arten von 
Gerechtigkeitsansprüchen unter Umständen in einem gewissen Konflikt zueinander stehen. 
Das bedeutet, dass beispielsweise auch die schwer voneinander abgrenzbaren Vorstellungen 
über soziale und ökonomische Gerechtigkeit aufgrund unterschiedlicher 
gesellschaftspolitischer Interessenkonflikte auf derselben normativen Basis in einem 
unterschiedlichen Verhältnis zueinander stehen können.403 So wie verschiedene 
Gerechtigkeitsansprüche kontrovers zueinander positioniert werden können, können sie auch 
im Einklang zueinander stehen und sich gegenseitig ergänzen. Dies impliziert unter anderem 
eine ethisch-normative Basis der gesellschaftlichen Lebenspraxis: „Freiheits-Gerechtigkeit 
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ohne sozio-ökonomische Gerechtigkeit ist leer, sozio-ökonomische Gerechtigkeit ohne 
Freiheits-Gerechtigkeit ist blind.“404 Versuchen wir, den Zugang zum Begriff der 
Gerechtigkeit innerhalb der Gestaltung des menschlichen Lebensraumes am Beispiel der 
Problematik diverser regionaler Gerechtigkeitsansprüche zu verdeutlichen. 
 
Regionale Entwicklungskonzepte stehen bei Entscheidungen für Regionalförderungsvergabe 
im gleichen institutionellen und administrativen Kontext im Wettbewerb zueinander. In 
einigen Fällen sind solche Konkurrenzrahmenbedingungen erwünscht, um die „besten“ 
Konzepte und damit die förderungswürdigen Regionen primär zu fördern: „Immer stärker 
werden nämlich Förderungsprogramme regionalisiert und in Form von Wettbewerben 
organisiert. Was heißt das? In solchen Programmen findet ein Wettbewerb um die besten 
Konzepte statt, es wird nicht allein nach bestimmten festen Kriterien entschieden, deren 
Erfüllung in Kriterienprogrammen zur Förderung ausreichen würde (Kriterienmodelle: z. B. 
Investitionszuschuss). Auch gegenüber bloßen Zuweisungsmodellen (z. B. Finanzausgleich) 
weisen derartige wettbewerbsorientierte Förderprogramme eine höhere Zieleffizienz auf.“405 
Es ist aber zugleich äußerst fragwürdig, für welche Regionen genau diese 
wettbewerbsorientierten Förderprogramme erdacht wurden. Geht es um strukturstarke 
Regionen, können an dieser Stelle auch Prinzipien der endogenen Regionalentwicklung 
relevant werden. Aber auch in diesem Fall muss es sich nicht unbedingt um einen regionalen 
Wettbewerb um Förderungsvergabe handeln, da die endogene Regionalentwicklung 
größtenteils auf eigenen Potenzialen basiert und immer eine von anderen Regionen 
unabhängige Sicht auf die jeweiligen regionalen Besonderheiten erfordert. Offensichtlich 
treten im Rahmen dieser Wettbewerbsprogramme mehrere Regionen gegeneinander an, von 
denen ein Teil in die Konzeption der endogenen Regionalentwicklung passen würde. Die 
anderen Regionen weisen jedoch spezifische Strukturschwächen auf, die sich nicht so leicht 
miteinander vergleichen lassen: Es gibt kaum objektive Kriterien, mit denen sich die 
unterschiedlichen Probleme dieser Regionen beurteilen lassen. Im Grunde genommen stehen 
im regionalen Wettbewerb (bezogen auf die speziellen regionalen Gegebenheiten) 
unterschiedliche „starke“, aber auch „schwache“ Regionen zueinander in Konkurrenz, welche 
die allgemeinen Förderungsrichtlinien nicht immer erfüllen können und auch nicht immer in 
der Lage sind, effektive Regionalentwicklungsmaßnahmen eigenständig durchzuführen. 
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Wenn also verschiedene „starke“ und „schwache“ Regionen auf der politisch-institutionellen 
Ebene in einem Wettbewerb zueinander stehen, tritt die Frage auf „Welche Region muss 
vordergründig unterstützt werden?“. Diese Frage mündet konsequenterweise in die 
Problematik der Knappheit der zur Verfügung stehenden Fördermittel. Am Beispiel des 
Entscheidungsmusters bei der Vergabe einer Förderung im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative „LEADER+“ führt Hahne Folgendes aus: „Die Förderung soll jedoch 
auf die vielversprechendsten Vorschläge konzentriert werden und wird daher nach einem 
offenen und rigorosen Auswahlverfahren vorgenommen: Nur eine beschränkte Zahl von 
Gebieten soll eine Förderung erhalten.“406 Haben wir es an dieser Stelle mit einer gerechten 
Regionalentwicklung zu tun? 
 
Aus der Sicht der Sozialgeographie liefert Werlen eine eher pessimistische Ansicht bezüglich 
der Möglichkeit einer gerechten Regionalentwicklung: „Vielleicht ist im Rahmen einer 
postmodernistischen Interpretation von Gerechtigkeit und aktueller gesellschaftlicher 
Verhältnisse gar keine gerechte Regionalentwicklung denkbar.“407 Diese Auffassung scheint 
eine gewisse Ausweglosigkeit bezüglich einer gerechten Regionalentwicklung anzudeuten. Ist 
demnach eine gerechte Regionalentwicklung in unserer (post-)modernen Gesellschaft und 
Lebenspraxis tatsächlich nicht praktizierbar? 
 
Offenbar wird das Verständnis von Gerechtigkeit in der Regionalentwicklung aus der Sicht 
der Wissenschaft und derjenigen der Praxis unterschiedlich aufgefasst. Im Zuge der 
Entwicklung (post-)moderner Vorstellungen über diese Problematik entstehen verschiedene 
pragmatische Konzepte, die eine Region für sich im Sinne der Angleichung an andere 
Regionen und zur Verbesserung ihrer eigenen Potenziale in Anspruch nehmen kann: „Die 
gerechte Regionalentwicklung im Zeitalter der Postmoderne impliziert somit zuallererst den 
Anschluß der Region an die externen Informationsströme. Die Verfügbarkeit über diese 
Informationen soll die Selbstbestimmung der Region in ihrer Besonderheit ermöglichen.“408 
Diese Konzepte zur Schaffung der gerechten Regionalentwicklung werden häufig im sozialen 
Kontext des Machbaren einer Prüfung unterzogen. In gewisser Weise prägen die Menschen 
regionale Gegebenheiten und sind zugleich von ihnen abhängig: „Es handelt sich dabei um 
Gruppen von Individuen weitgehend gleicher bzw. ähnlicher Lebensführung, die sich in 
spezifischen Verbindungen von Denken, Fühlen und Handeln mit Formen der Berufs- und 
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Hausarbeit, Schattenwirtschaft sowie politischen und kulturellen Aktivitäten äußern [...].“409 
Für die vorliegende Arbeit bleibt an dieser Stelle der Gedanke festzuhalten, dass die 
Bewohner einer bestimmten Region durchaus in der Lage sind, eine eigene Vorstellung über 
adäquate Lebensbedingungen und eine gerechte räumliche Gestaltung zu entwickeln. Auch 
haben sie eine Vorstellung von den Problemen innerhalb ihres Lebensraumes; würden sie bei 
dem Versuch, ihre Lebensbedingungen zu verbessern, auf neue Probleme stoßen, gäbe es 
niemanden, der in der Problematik bewanderter wäre als sie.410 Die raumgestalterische Praxis 
sollte demnach versuchen, die Aufmerksamkeit politisch-institutioneller Handlungskontexte 
stärker auf die spezifischen Bedürfnisse zu lenken, damit die gestalterischen Prozesse auf der 
jeweiligen regionalen Ebene den regionalen Gerechtigkeitsansprüchen genügen. In diesem 
Fall würde man die Bedürfnisse und Probleme einer Region nicht den allgemeinen 
(staatlichen) Fördermöglichkeiten anpassen müssen, sondern der jeweilige Förderrahmen 
würde sich umgekehrt ausschließlich an den regionalen Besonderheiten orientieren. Unter 
Berücksichtigung regionaler interner und externer Faktoren sollte daher die angemessene 
Praxis für eine gerechte Regionalentwicklung auf allen politisch-institutionellen Ebenen 
erarbeitet werden. Doch wie ist dies in einem zunehmend dezentralisierten und deregulierten 
Kontext der Regionalentwicklung ohne die Einführung fester normativer Regelungen 
möglich? Werlen schlägt dazu eine diskursive Perspektive vor. In Anlehnung an Krüger 
verlangt er, dass in den dezentralisierten institutionellen Bereichen Diskurse eingeführt und 
durch die Beteiligung von verschiedenen internen und externen Akteuren am 
regionalpolitischen Prozess ergänzt werden.411 
 
Es wird (zumindest aus unserer heutigen Sicht) deutlich, dass der Gerechtigkeitsanspruch der 
Regionalentwicklung in Bezug auf die spezifischen regionalen Bedürfnisse nicht immer 
entsprechend erfüllt werden kann. Es gibt an dieser Stelle kaum einen anderen 
wissenschaftlichen Lösungsvorschlag als die Initiierung eines politisch-gesellschaftlichen 
Diskurses, um zunächst „ein gemeinsames Vorverständnis“412 über die gerechte räumliche 
Gestaltung zu entwickeln. Es geht hier unter anderem um eine adäquate Früherkennung der 
Problematik: Weder die etablierte Praxis noch die wissenschaftliche Perspektive sind in der 
Lage, ohne Problemerkennung bestimmte Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Um diese 
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Argumentation zu stützen, sollten wir einen kritischen Blick auf einige theoretische 
Sichtweisen werfen. So könnte man zunächst auf die „Theorie des räumlichen 
Gleichgewichts“ bzw. die „Theorie des ausgeglichenen regionalen Wachstums“ eingehen, die 
Bökemann in seiner Theorie der Raumplanung als „Makroanalytische Erklärung der 
regionalen Agglomeration“ ausführlich beschreibt.413 Dem neoklassischen Denkansatz 
zufolge ist die Struktur der Siedlungen das „Ergebnis von im Gleichgewicht stehenden 
Marktkräften, betreffend das Angebot und die Nachfrage nach Gütern“414. Mit 
Berücksichtigung gewisser interregionaler Annahmen wie unerschöpften Ressourcen, 
rationalen Entscheidungen bei der Positionierung von Produktionsfaktoren und beim Bezug 
von Gütern, nutzenmaximierendem Denken und Handeln, freien Kapitalflüssen, räumlicher 
Mobilität der Faktoren Arbeitskraft und technisches Wissen, homogener räumlicher 
Verteilung der Produktionsfaktoren und vollkommener Konkurrenz415 erklärt die Theorie des 
räumlichen Gleichgewichts die Angleichung der interregionalen Faktoren. Beim Eintreten 
regionaler Veränderungen tendieren Faktoren wie beispielsweise Löhne und Zinsen oder auch 
Kapital- und Güterströme stets zu einer Balance innerhalb der miteinander in einer engeren 
Beziehung stehenden Regionen. Es wird deutlich, dass die Theorie des räumlichen 
Gleichgewichts wie auch verschiedene Ansätze der Theorie der Raumplanung eine andere Art 
von Rationalität verlangen, die die einzelnen regionalen Gerechtigkeitsansprüche nicht 
gegeneinander abwägt: Diese Ansprüche sind regionalspezifischer Natur, sie lassen sich nur 
im realen gesellschaftspolitischen Kontext und nicht durch konzeptuelle oder modellhafte 
Ansätze bestätigen.416 Ebenfalls kritisch kann man die sozialwissenschaftliche 
Konvergenztheorie betrachten, die versucht, interregionale Angleichungstendenzen auf der 
Basis von bestimmten regionalbezogenen Ähnlichkeiten zu erklären. Blendete man bei den 
verschiedenen regionalen Ansprüchen auf gleichwertige Lebensweise die regionale 
Selbstbestimmung aus, wäre sicherlich auch die gerechte Raumgestaltung durch die 
Konvergenztheorie begründbar. Zugespitzt formuliert heißt das: Auch die 
Metropolisierungstendenzen können eine gewisse räumliche Angleichung mit sich bringen, 
wenn man den Begriff der Gerechtigkeit auf eine angemessene Gleichmachung reduziert. 
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Dies ist aber kaum realistisch: „Es gibt bisher weder schlüssige theoretische Argumente noch 
empirische Evidenz für die Annahme, dass eine regionalpolitische Förderung der 
Metropolregionen einen größeren Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstumsziel leistet 
als die tradierte Fokussierung auf strukturschwache, d.h. überwiegend ländliche Räume!“417 
 
Man könnte also das folgende Fazit ziehen: Die Gerechtigkeitsansprüche einzelner 
geographischer Entitäten basieren auf kollektiven Bedürfnissen und der Erkennung der 
augenscheinlichen Problematik eigener Lebensumstände im Vergleich zu anderen 
Lebensräumen. Sie entwickeln sich auf der Basis der gefühlten raumbezogenen Identität einer 
Gemeinschaft und ihrem eigenen Wertesystem. Die Konkurrenz der Lebensräume um eine 
Möglichkeit der Verbesserung der eigenen Lebensbedingungen kann mit der normativen 
Basis der Raumordnung (siehe beispielsweise „Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland) im Konflikt stehen 
und ist wegen der unterschiedlichen Ausgangslagen nicht von allen Lebensräumen in gleicher 
Weise zu tragen. Es wird ebenfalls deutlich, dass die Gerechtigkeitsansprüche einzelner 
räumlicher Entitäten weder aus den Prinzipien und Konzepten der Raumplanung entwickelt 
werden noch aus politischen Kontexten entspringen, sondern lediglich nach ihrer politisch-
gesellschaftlichen Konkretisierung mit Hilfe raumplanerischer Mechanismen erfüllt werden 
können: „Bei der Raumplanung gehe es wesensmässig nicht um Fragen der Gerechtigkeit, der 
Rechtsgleichheit und der Rechtssicherheit, sondern um eine planerische, dem ‚Funktionieren’ 
dienende Zweckrationalität, welche die Raumplanung für die ‚Raumordnung’ zu 
gewährleisten habe.“418 Das Prinzip der gerechten Entwicklung menschlicher Lebensräume 
wohnt somit stets den einzelnen Lebensräumen inne und leitet sich von den Bedürfnissen und 
Problemen der jeweiligen Lebensgemeinschaft ab. Somit sollten die Bedürfnisse und 
Probleme der einzelnen Lebensräume im politisch-gesellschaftlichen Kontext als Erstes 
berücksichtigt werden, möchte man die zweckrationalen Ansätze der Raumplanung und 
Raumentwicklung wirkungsvoll und vor allem „gerecht“ ausrichten. 
 
An dieser Stelle bleibt dennoch die eine oder andere Frage ungeklärt. Es ist beispielsweise 
noch immer nicht deutlich, welche politischen Tendenzen eine gerechte 
Lebensraumentwicklung konkret gefährden und, vor allem, wie einzelne 
Gerechtigkeitsansprüche räumlicher Entitäten ihren Anfang im politisch-gesellschaftlichen 
Diskurs finden können. Zu diesen Fragen und zum Zweck der Vertiefung des Verständnisses 
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der Konzipierung und Umsetzung raumgestalterischen Handelns versucht das nächste Kapitel 
durch die Perspektive der regionalen Entwicklung einen neuen Zugang zu öffnen. 
 
5.2.3 Die regionale Perspektive 
Im Zuge der Entwicklung des Verständnisses derjenigen Rationalität, die die Gestaltung des 
menschlichen Lebensraumes begleitet, ist es an dieser Stelle der Arbeit notwendig, eine 
weitere praxisnahe Perspektive anzugehen, die sich einerseits im allgemeinen Kontext des 
politisch-gesellschaftlichen Handelns wiederfinden lässt, andererseits aber (im Gegensatz zur 
normativen Perspektive der Raumordnung, die sich mehr oder weniger strukturübergreifend 
positionieren lässt) einen spezifischen, auf einen bestimmten Raum bezogenen Charakter hat. 
Dieser Raum ist eine Region. Regionen liegen quasi in der „Mitte“ des Spektrums 
verschiedener politischer Entscheidungsprozesse. Auf der regionalen Handlungsebene treffen 
sich konkrete Verordnungen „von oben“ und diverse Initiativen „von unten“; allgemeine, 
übergeordnete Pläne der Raumplanung und strategische, auf kleinere Räume gerichtete 
Konzepte. Auch auf der regionalen Ebene stehen sich verschiedene Interessensansprüche 
kooperierender und im Konflikt stehender Akteure gegenüber. Die gegenseitige 
Durchdringung unterschiedlicher politisch-gesellschaftlicher Vorstellungen und Handlungen 
auf der regionalen Ebene und die Möglichkeit, sich durch die regionalpolitische Perspektive 
ein Bild über das gesamtpolitische Geschehen bezüglich der Raumgestaltung zu machen, 
sprechen an dieser Stelle für eine kritische Auseinandersetzung mit dem Thema 
Regionalpolitik. Als leitender Hintergedanke im Zuge der Entwicklung des Verständnisses 
von Regionalentwicklung fungiert in diesem Kapitel die folgende Frage von Bökemann: 
„Welches sind die ‚wahren’ Interessen, nach denen die Regionalstruktur mit staatlichen 
Mitteln verändert wird?“419 
 
Neben der kritischen Auseinandersetzung mit den verschiedenen Dimensionen regionaler 
Gestaltung, wie Regionalentwicklung und Regionalpolitik, und im Ausgang vom Begriff der 
„Region“ werden in diesem Kapitel zugleich gegenwärtige regionalpolitische Tendenzen 
berücksichtigt, unter anderem auch, um die Aktualität der vorliegenden Arbeit zu 
verdeutlichen. Zwecks der Entwicklung eines tieferen Verständnisses der gegenwärtigen 
regionalpolitischen Tendenzen werden auch frühere Tendenzen der Regionalentwicklung 
dargestellt, da diese kein zeitlich abgeschlossenes, „endgültiges Konzept zur umfassenden 
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Gestaltung der Gebiete und Regionen“420 ist. Nicht zuletzt ist es für dieses Kapitel 
entscheidend, dass mit ihm eine weitere relevante Perspektive des Vorverständnisses von 
räumlichen Handlungskonzepten geschaffen wird. 
 
5.2.3.1 Regionen im Mittelpunkt raumpolitischer Planung 
In der menschlichen Geschichte gab es schon immer gewisse Orientierungs- und 
Schwerpunkte, nach denen die Gestaltung des Lebensraumes erfolgte. So sind es im aktuellen 
europäischen Kontext unter anderem die Regionen, die heute als „Lokomotiven“ für die 
gesamträumliche Entwicklung betrachtet werden. Die aktuelle gesellschaftspolitische 
Diskussion über die Entwicklung der Metropolregionen bzw. über die Förderung 
strukturschwacher Regionen zeigt dies deutlich.421 Auch der Gedanke der Lebensqualität bzw. 
des lebensräumlichen Gleichgewichts wird gegenwärtig häufig mit einer Region in 
Verbindung gebracht. Die regionale Fokussierung ähnelt in gewisser Weise der menschlichen 
Suche nach einer „natürlichen Mitte“, über die Bollnow geschrieben hat: „Zum natürlichen 
Raumbewußtsein gehört es, daß der Raum als menschlicher Lebensraum eine natürliche Mitte 
hat.“422 Welche anderen Gründe mag es für die regionale Fokussierung raumgestalterischer 
Maßnahmen noch geben? 
 
Der Begriff „Region“ hat zunächst keinen konkreten räumlichen Bezug: Erst nachdem ein 
Raum bestimmt bzw. abgegrenzt ist, entsteht eine Region. Eine solche ist somit eine 
räumliche Entität im weiteren Sinne, die durch Zuordnung assoziativer Eigenschaften bzw. 
Prädikatoren spezifiziert werden kann. Für die Zuordnung selbst bestehen zahlreiche 
Möglichkeiten: von der Angabe fester Parameter bis zu impliziten Beschreibungen, die 
assoziativ zur Definition eines Raumes führen. Ein genau definierter Raum kann auf diese 
Weise primäre Informationen423 über sich liefern, die diesen Raum zu einer Region machen: 
von bekannten bzw. festgelegten Koordinaten bis zu Eigenschaften, die sich ihm zuordnen 
lassen. 
 
Die Entstehung einer Region aus bzw. in einem undefinierten Raum durch Zuordnung 
assoziativer Eigenschaften kann mit der Abgrenzung eines Referenzsystems innerhalb der 
Realität verglichen werden. Auf diesem Vorgang basiert jede „Modellbildung“: „Ein System 
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ist ein Teil der Realität, charakterisiert durch die Gesamtheit seiner Teile und die zwischen 
ihnen herrschenden Beziehungen (Relationen). Der Begriff des Systems stellt schon eine 
Abstraktion dar, da die Abgrenzung eines Teils der Realität ja nur gedanklich erfolgt.“424 
 
Ein unspezifischer Raum wird auch dann zu einer Region, wenn er definiert bzw. 
konkretisiert wird. Auf diese Weise entstehen verschiedene Arten von räumlich abgegrenzten 
Regionen, die sich aus unterschiedlichen Perspektiven in einem regionalen Referenzsystem 
differenzieren lassen, etwa in eine naturräumliche Region, eine politisch-administrative, 
ökologische, soziale sowie Kultur- und Wirtschafts-Region. Welche funktionale Bezeichnung 
eine Region erhält, hängt somit nicht nur von ihren Eigenschaften und Faktoren ab, sondern 
auch von den in den Vordergrund gestellten Absichten bezüglich dieser oder jener Region.  
 
Als Begriff lässt sich eine Region im geographischen Sinne durch einzelne, zum Teil 
beobachtergesteuerte425 Definitionen nur schwer beschreiben. Die begriffliche Einheit besteht 
vielmehr in einem deskriptiven Ansatz bezüglich ihrer Dimensionen, Charakteristika, 
Strukturen oder Teilsysteme. So kann eine Region etwa folgende Facetten haben: 
- territoriale, strategische, funktionale, analytische;426 
- normative, sozialgeographische, kulturelle;427 
- machtpolitische428. 
 
Die Problematik der klaren Definition und Differenzierung einer Region bleibt allerdings 
bestehen: Eine Region kann innerhalb eines regionalen Systems mehrere Identitäten besitzen 
sowie aus anderen, unterschiedlich geprägten Regionen bestehen. Zu dieser Problematik tritt 
die Tatsache, dass der Begriff „Region“ im Zuge gesellschaftlicher, ökonomischer und 
politischer Transformationsprozesse einen Wandel erlebt.429 
 
Gerade diese Problematik lässt für die räumliche Entwicklung viele gestalterische 
Perspektiven offen, die innerhalb eines Staates wegen eines möglichen regionalen 
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Kompetenzmangels weder auf einer hohen staatlichen Ebene noch „von unten“ aus eigener 
Kraft realisierbar wären. Die regionale Ebene ist jedoch unter Beibehaltung der regionalen 
Identifikation eine „Mitte“, in der sowohl das top down- und bottom up-Prinzip der 
raumpolitischen Aktivitäten als auch Globalisierungs- und Lokalisierungsprozesse 
aufeinandertreffen, was sich unter anderem im gesetzlich-administrativen Kontext mancher 
Staaten niederschlägt. 
 
So bezieht sich beispielsweise in Deutschland das Planungssystem der Raumordnung auf die 
Bundes-, Landes-, Regions- und Gemeindeebene. Im Kontext der allgemeinen rechtlichen 
Vorgaben der Raumordnung wird die Raumordnungsplanung auf der Landesebene initiiert, 
die wiederum durch die regionale Raumordnungsplanung vervollständigt wird. Als 
Koordinator der Raumplanung auf der Bundes- und Landesebene fungiert die 
Ministerkonferenz der Raumordnung (MKRO).430 Über die eigentliche Form der 
Regionalplanung wird auf der Landesebene entschieden: „Entweder wird sie vom Land selbst 
betrieben (Saarland und Schleswig-Holstein), oder Land und Gemeinden arbeiten über die 
Mittelinstanz die Pläne gemeinsam aus (z. B. Nordrhein-Westfalen), oder die Kommunen 
übernehmen die Regionalplanung über eigene Kommunalverbände (z. B. Baden-
Württemberg) oder über die Kreise (als ‚Aufgabe des eigenen Wirkungskreises’: 
Niedersachsen).“431 Dass die Region als Orientierungsebene betrachtet wird, zeigt unter 
anderem die Tatsache, dass die Raumordnungsplanung der „unteren“ Gemeindebene sich an 
der Raumordnungsplanung der Regionsebene orientieren soll.432 
 
Ein Zeichen dafür, dass die Regionen eine zentrale Bedeutung im raumpolitischen Kontext 
erlangen, spiegelt sich in der Tendenz zur Veränderung der Regeln der Raumordnung in 
manchen Staaten (z. B. Deutschland) wider. Diese Regeln werden zunehmend im kollektiven 
Prozess der Anspruchsetzung und Willensbildung von regionalen Ebenen abgeleitet.433 
 
Für die empirische Untersuchung der vorliegenden Arbeit (dies betrifft an dieser Stelle primär 
das Sammeln der Konzepte) bedeutet das unter anderem, dass die Anzahl regionaler 
Entwicklungskonzepte möglicherweise größer sein wird als die Anzahl derjenigen Konzepte, 
die sich auf andere räumliche Entitäten beziehen. 
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5.2.3.2 Idee und Phänomene der Regionalentwicklung 
Den Wunsch zur Verbesserung des Wohnortes gibt es, seitdem die Menschen die Fähigkeit 
zum Bau von Siedlungen erlangt haben. Dieser Wunsch ist nicht nur als ein natürliches 
Bedürfnis bzw. „Streben nach stetiger Verbesserung der Lebenslage“434 anzusehen, sondern 
auch als Ausdruck der kulturellen Identität einer Gesellschaft. Zu Beginn entsprang der 
Siedlungsbau der zentralen Idee, „das Gemeinwesen an einem Orte zu gründen“435. So wurde 
die Lage der meisten Siedlungen ursprünglich unter Berücksichtigung der klimatischen, 
geographischen und geopolitischen Bedingungen sowie des Zugangs zu natürlichen 
Ressourcen festgelegt. Dafür hielt man nach Gegenden Ausschau, die kein extremes Klima 
aufweisen, eine ressourcenreiche Landschaft mit Möglichkeiten zum natürlichen Schutz 
besitzen und nicht in der Nähe von feindlichen Gruppen gelegen sind.436 Später führte die 
Veralterung der Bausubstanz zur Notwendigkeit ihrer systematischen Erneuerung und somit 
zum Entstehen von zwei unterschiedlichen, wenngleich kombinierbaren Perspektiven beim 
Siedlungserhalt: „totale Neugestaltung nach dem Tabula-rasa-Prinzip oder moderate 
Erneuerung durch Verbesserungen und Veränderungen im Detail“437. Die Ausdehnung der 
Siedlungsgrenzen, die Entwicklung einer Herrschaftsstruktur sowie der Zusammenschluss der 
Einwohner zu einer städtischen und später regionalen Lebensgemeinschaft prägten die 
Vorstellungen bezüglich der Organisation und Ordnung des innerstädtischen Komplexes. 
Neben der Etablierung legitimer Herrschaftssysteme entwickelten sich soziokulturelle und 
technische Dimensionen des innerstädtischen Lebens, welche zu gänzlich neuen 
Betrachtungen der städtebaulichen Kultur führten: Die Städte wurden zum Objekt von 
Wissenschaft, Ästhetik und Kunst.438 
 
Die Idee einer Optimierung des gemeinschaftlichen Funktionierens spiegelte sich in 
Versuchen der gedanklichen Rekonstruktion einer Lebensgemeinschaft sowie diversen 
Konzepten der Staatsgründung wider. So stellte man häufig das harmonische Miteinander 
sowie die gegenseitige Hilfsbereitschaft und Bedürfnisbefriedigung in den Vordergrund, um 
auf diese Weise möglichst „viele Genossen und Helfer auf einen Wohnplatz“439 zu 
bekommen. Das primäre Ziel sowohl für das einzelne Individuum als auch für die 
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Gesellschaft war das „gute Leben“, wobei der Mensch primär als ein soziales Wesen 
verstanden wurde: „Der Mensch ist ein für die Gemeinschaft mit andern bestimmtes Wesen 
und zum Zusammenleben mit andern geschaffen […].“440 
 
Beim Betrachten einer Gemeinschaft durch die Brille von Wissenschaft, Kunst, Ethik und 
Ästhetik gewinnt der Lebensraum der Menschen zusätzliche räumliche, strukturelle, 
funktionale und formale Eigenschaften, die aus dem jeweiligen soziokulturellen Kontext 
heraus definiert und entwickelt werden. Die Veränderung der soziokulturellen Dimensionen 
bzw. Handlungs- und Denkmuster innerhalb einer Gesellschaft beeinflussen somit die 
Merkmale des Lebensraumes wie auch das Idealbild, das man sich von ihm macht. Lässt sich 
dahinter ein gedankliches Konzept erkennen? 
 
Ein Idealbild entspringt stets der kritischen Betrachtung der Realität. Die systematische 
Auseinandersetzung mit der Diskrepanz liefert eine konzeptuelle Basis für die Entwicklung 
des Realbildes zum Idealbild. Diese Überlegung spiegelt sich unter anderem in der 
Regionalentwicklung wider: Veränderungen soziokultureller Handlungs- und Denkmuster 
ebenso wie die Notwendigkeit der Änderung eines jeweiligen Lebensraumes treiben den Bau 
und die Entwicklung der Städte und Siedlungen im Rahmen neuer Ordnungen voran.441 
 
Auch gegenwärtig lassen die gesellschaftlichen Strukturen einen grundlegenden Wandel 
erkennen: „Der immer schnellere gesellschaftliche Strukturwandel hat im 20. Jahrhundert 
zunehmend zu einem immer schneller werdenden Stadtwachstum und zu einem rasanten 
Wechsel von städtebaulichen Ordnungsvorstellungen und Leitbildern geführt. […] Die 
Überschaubarkeit des Ganzen nahm ab, die Anzahl der zu treffenden Entscheidungen wurde 
immer größer.“442 Die Tendenz zur Verstädterung des menschlichen Lebensraumes sowie die 
zunehmende strukturelle Komplexität des innerstädtischen Lebens sind seit Beginn des 19. 
Jahrhunderts beobachtbar. Verschiedene Schätzungen prognostizieren den Trend zu weiterem 
Wachstum der Städte, sowohl bezüglich ihrer Anzahl als auch bezüglich der Anzahl ihrer 
Einwohner. Beide Tendenzen resultieren wenigstens zum Teil aus der stetigen Zunahme der 
Weltbevölkerung. Gleichzeitig verringert sich die Anzahl der Dörfer bzw. ländlichen 
Siedlungen, die entweder durch die Ausdehnung urbaner Gebiete zu einem Stadtteil werden 
oder aufgrund der Abwanderung der Einwohner in die Städte ihre regionale Identität, 
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Bedeutsamkeit oder gar Existenz verlieren. Dagegen werden die Städte zunehmend zum 
Zentrum verschiedenster menschlicher Aktivitäten; aufgrund der starken Interdependenz 
funktionaler Bereiche können hier bei ungünstigen Entwicklungen sogar 
strukturübergreifende Engpässe entstehen.443 
 
Der Lebensraum eines modernen Menschen wird aber nicht nur als ein Referenzsystem 
diverser Urbanisierungsprozesse betrachtet, sondern zugleich als harmonischer 
Zusammenhang kultureller und natürlicher Bestandteile seiner Umwelt. Die komplexe 
Dynamik der Abläufe innerhalb der modernen Lebenswelt besteht aus einander ergänzenden 
wie zum Teil kontroversen Prozessen, die sich phänomenal unterscheiden lassen. Die 
Betrachtung dieser Prozesse im Rahmen menschlicher Lebensraumgestaltung entspricht an 
dieser Stelle dem allgemeinen Prozess der Entwicklung bzw. Evolution von Sozialsystemen, 
deren Ebenen sich in der zeitlichen Betrachtung „komplementieren oder kompensieren, sich 
gegenseitig bis zu einem gewissen Grad aufheben oder sich verstärken“444 können. 
 
Folgende Phänomene der gegenwärtigen Lebensraum- und somit auch der 
Regionalentwicklung, die das Wesen der regionalen Entwicklung beschreiben können, lassen 
sich kategorisieren: 
 
Umweltorientierte Phänomene: 
Während in früheren Zeiten eine dichte Bebauung innerhalb der Stadtgrenzen die 
Entwicklung der Städte und Siedlungen dominierte, entstand mit der Industrialisierung und 
Urbanisierung zunehmend die Notwendigkeit, grüne Flächen innerhalb der Stadt zu schaffen, 
die neben dem Natur- auch einen gewissen Kultur- oder Sozialcharakter besitzen: z. B. 
Parkanlagen, Gärten, Spielwiesen sowie Seen mit Promenaden und Stränden. Zu Beginn 
wurden diese Veränderungen des Stadtbildes oftmals von Gartenstadtbewegungen, -
verbänden und -gesellschaften getragen. Aber auch in der Nähe der Städte gelegene 
Naturobjekte, die für die Naherholung geeignet waren, wurden erschlossen und den 
Bedürfnissen der Stadtbewohner bis zu einem gewissen Grad angepasst. Auf diese Weise 
wurden naturbelassene Flächen zu einem unabdingbaren Bestandteil städtebaulicher 
Konzeptionen.445 Doch die Eingriffe in die freie Natur blieben nicht ohne Folgen: Das 
Zerschneiden der natürlichen Landschaft, zunehmender Flächenverbrauch und Verstädterung 
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natürlicher Lebensräume zogen nicht nur ökonomische und soziokulturelle, sondern in erster 
Linie ökologische Probleme nach sich. Diese Tendenzen führten unter anderem zur 
Errichtung einer ethisch-normativen Basis für die umweltorientierte und nachhaltige 
Regionalentwicklung; sie gaben darüber hinaus den Anstoß zur Entwicklung diverser 
problemlösungsorientierter Ansätze mit geographischer, raumnutzungsbezogener, 
ökonomischer, populationsökologischer und verhaltensbiologischer Ausrichtung.446 
 
Ethische Phänomene: 
Neben rechtlichen Bestimmungen und Standards, die im Rahmen der Regionalentwicklung 
zum Einsatz kommen, gibt es Tendenzen zur Schaffung von zusätzlichen 
Rahmenbedingungen für das im menschlichen Lebensraum „Notwendige“. Das ethisch 
begründete Werteschema legt somit die Richtung sowie die Schwerpunkte der Konzepte für 
die Raumgestaltungs- und Regionalentwicklungsaktivitäten fest. Zu den aktuellen Tendenzen 
für das Handeln im Rahmen der Regionalentwicklung gehören beispielsweise Ansätze aus 
dem Bereich Corporate Social Responsibility447 und normativ-theoretische Planungsansätze, 
wie z. B. solche zur Nachhaltigkeit.448 
 
Zeitliche Phänomene: 
Der technische Fortschritt erlaubt der Regionalentwicklung eine vergleichsweise zügige 
Durchführung ihrer Planungs- und Umsetzungsphasen, was natürlich den aktuellen 
Regionalentwicklungsprogrammen zugute kommt. Die Phase der Gestaltung natürlicher 
Räume sowie ihre Revitalisierung verlangt im Vergleich zur Dauer der Umsetzung städte- 
oder siedlungsbaulicher Maßnahmen jedoch zumeist mehr Zeit. Dadurch entstehen häufig 
Diskrepanzen und Konflikte zwischen Zielen, Instrumenten und Maßnahmen im 
Zusammenhang der Planung und Umsetzung der Regionalentwicklung.449 
 
Ästhetische Phänomene: 
Das Bedürfnis nach einem der Gesellschaft adäquaten Normen- oder Ordnungssystem 
beeinflusst nicht nur strukturelle oder funktionale Komponenten des menschlichen 
Lebensraumes, sondern mündet auch in ästhetischen Ausdrucksformen. Wertvorstellungen 
und zum Teil gesellschaftliche Machtverhältnisse werden innerhalb einer bestimmten 
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regionalen Einheit visualisiert.450 Eine Stadt oder Siedlung bekommt auf diese Weise ihr 
charakteristisches Erscheinungsbild. 
 
Strukturelle Phänomene: 
Mit den zunehmenden Vernetzungs- und Dezentralisierungstendenzen innerhalb der 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik verändert sich auch die Regionalentwicklung. Ihre 
Phasen und Aspekte beziehen sich immer weniger auf ein gemeinsames Zentrum. Es entsteht 
ein Netzwerk von Kompetenzen und Gestaltungsrechten, die von verschiedenen staatlichen 
sowie nichtstaatlichen Strukturen getragen werden. Im Allgemeinen zeichnet sich die 
regionale Entwicklung durch das Ineinandergreifen der Hauptakteure Staat und Bevölkerung 
aus, wobei häufig die regionalpolitischen „Entscheidungsbefugnisse auf sachnahe Ebenen in 
einzelnen Provinzen und Gemeinden verlagert werden“451. Aus struktureller Hinsicht wird die 
Regionalentwicklung so zu einem komplexen dynamischen Gebilde aus Ideen, Konzepten 
und Maßnahmen, die auf mehreren politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Ebenen 
zugleich existieren können. Bezogen auf die regionalpolitische Hierarchie können die 
Komponenten der Regionalentwicklung sowohl „von oben“ (d. h. von außerhalb der Region) 
als auch „von unten“ (d. h. aus der eigenständigen Regionalentwicklung) kommen.452 Die 
regionale Politik bleibt somit im Spannungs- und potenziellen Konfliktfeld der Positionen von 
Zentralismus und Regionalismus. 
 
Funktionale Phänomene: 
Das theoretische und praktische Verhalten in Analyse und Gestaltung des regionalen 
Geschehens bildet die Grundlage für das Entstehen fachlicher, organisatorischer und 
institutioneller Dimensionen der Regionalentwicklung. Sie wird zu einem Tätigkeitsfeld, in 
dem ebenso theoretisiert, analysiert und gelehrt wird wie kontrolliert, entschieden und 
verwaltet, aber nicht zuletzt auch geplant und umgesetzt. 
 
Globale Phänomene: 
Organisation und Muster der Regionalentwicklung gleichen sich unabhängig von 
ökonomischen Systemen sowie gesellschaftlichen und politischen Strukturen auf der ganzen 
Welt immer mehr an.453 Dies rührt unter anderem von ähnlichen Entwicklungsprozessen 
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sowie länderübergreifenden Globalisierungs- bzw. Lokalisierungstendenzen innerhalb der 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft her. Zu den bekannten Phänomenen zählen die schnell 
anwachsenden Städte, die zunehmende Ausrichtung der Regionalentwicklungskonzepte auf 
Umweltschutz und Nachhaltigkeit sowie Schritte in Richtung Dezentralisierung bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Maßnahmen im Rahmen der Regionalentwicklung. 
 
Der menschliche Lebensraum bzw. seine einzelnen Bestandteile (wie Siedlung, Dorf, Stadt, 
Landschaft oder Region) können zwar im Rahmen einer historischen „Momentaufnahme“ 
sowie in ihrem historischen Verlauf beschrieben, aber aufgrund ihrer ständigen Veränderung 
und komplexen Interdependenzen nicht eindeutig definiert werden.454 Trotz dieser Tatsache 
ist die Basisidee der Regionalentwicklung (oder, nach Platon, ihr Urbild) über Jahrtausende 
unverändert geblieben: Der Mensch wünscht sich, auch innerhalb der Gemeinschaft, stets 
„eine bessere Welt“, wobei die Frage, ob es eine solche bessere Welt gibt, die Denker schon 
immer beschäftigt hat. Die Vision des besseren Lebensraumes legt somit den Grundstein für 
einen systematischen Plan zur Veränderung bzw. Entwicklung einer Region. Doch die 
Phänomene der Regionalentwicklung verdeutlichen die Tatsache, dass die Gestaltung des 
menschlichen Lebensraumes nicht nur ein dynamisches Unterfangen ist, dessen Umsetzung 
ein tieferes Wissen um die Probleme innerhalb dieses Lebensraumes erfordert, sondern im 
Einzelfall komplexe und an sich problembehaftete Konzepte nach sich zieht. Daher ist die 
Überprüfung der jeweiligen Gestaltungskonzepte nicht weniger entscheidend als die 
problembezogene Analyse des Lebensraumes. 
 
Die Phänomene der Regionalentwicklung spielen eine grundlegende Rolle für die allgemeine 
lebensräumliche Gestaltung. Hinter ihnen verbirgt sich stets Regionalpolitik oder es verbergen 
sich, mit anderen Worten, die jeweiligen gesellschaftspolitischen Zusammenhänge, die sich 
auf die regionale Ebene konzentrieren und von denen gewisse regionale Problemlösungen zu 
erwarten sind. Dem Thema „Regionalpolitik“ widmet sich auch das nächste Kapitel. 
 
5.2.3.3 Rationalität und Probleme der Regionalpolitik 
Wie sieht der politische Weg zur Verbesserung regionaler Strukturen und Lebensbedingungen 
aus? Welche rationale Logik impliziert die Regionalentwicklung? Was bedeutet es, wenn man 
über „gute“ Regionalpolitik spricht? Inspiriert von diesen Fragen aus der aktuellen 
regionalpolitischen Debatte sowie von Denkansätzen Dieter Bökemanns über die politische 
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Rationalität der Raumplanung455, wird in diesem Kapitel der Versuch unternommen, einige 
typische rationale Handlungsmuster der Regionalpolitik zu beschreiben, um deren 
Entwicklungspotenziale, aber auch die Konflikt- und Problempotenziale im Zusammenhang 
konkreter politischer Tendenzen verorten zu können. Dies dient zugleich dem nächsten Schritt 
einer Verständigung über das Entstehen regionalpolitischer Trends, ihre Dominanz im Zuge 
der allgemeinen räumlichen Gestaltungsperspektive sowie über eine mögliche Einflussnahme 
auf die Erarbeitung und Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte. 
 
Bei den Konzepten der Regionalpolitik handelt es sich um räumliche Konzepte, deren Ziele 
primär auf eine Region bezogen sind. Ihr Handlungsspielraum wird unter anderem von 
allgemeinen Raumordnungsprinzipien sowie der etablierten politischen Praxis eines Staates 
bestimmt und kann daher von einem Staat zum anderen variieren. Die Existenz der 
Regionalpolitik als einer eigenen Dimension innerhalb des gesamtpolitischen Geschehens 
eines Staates deutet unter anderem auf das Vorhandensein einer politisch-gesellschaftlichen 
Orientierung auf die Beseitigung regionaler Disparitäten im gesamtstaatlichen oder 
internationalen Vergleich. Dies setzt in erster Linie die Einbeziehung regionaler Akteure und 
Strukturen voraus, die einen hohen Grad an Affinität und Identifikation mit der jeweiligen 
Region aufweisen. So wird das Konzept der Regionalpolitik zum Instrumentarium für 
raumspezifische Ziel- und Lösungsentwicklungen sowie gesellschaftsrelevante 
Handlungsakte. Die Rationalität der Regionalpolitik liegt somit primär in ihrer Bestimmung. 
 
Mit der Notwendigkeit der Berücksichtigung unterschiedlicher Interessen entsteht ein 
Bedürfnis nach Verteilung der regionalpolitischen Entscheidungskompetenzen unter mehreren 
Trägern, die sich bei der Ausdifferenzierung, dem Abgleich und der Konkretisierung 
regionaler Probleme, Strategien und Ziele sowie bei der Umsetzung regionaler 
Entwicklungsmaßnahmen in der einen oder anderen Weise beteiligen müssen. Zum Teil kann 
diese Trägerschaft juristisch verankert und konkretisiert werden, ohne dass den Trägern der 
Regionalpolitik explizit eine obligatorische politische Verantwortung zugesprochen wird. Die 
Regionalpolitik gewinnt folglich an kooperativer Rationalität, die auf gegenseitige 
Abstimmung bei der Planung und Umsetzung hinauslaufen soll. 
 
Die Implementierung der kooperativen Rationalität bedeutet jedoch nicht, dass die 
Zusammenarbeit der verschiedenen Träger der Regionalpolitik stets problemlos verläuft. Es 
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kann passieren, dass gerade die Zusammenarbeit, insbesondere, wenn sie teilweise 
institutionalisiert ist bzw. einem unflexiblen Handlungsrahmen unterliegt, regionale 
Entwicklungsprozesse in eine Pattsituation führt. So kann es zu Problemen sowohl zwischen 
einzelnen Bereichen der Regierungsstruktur, wie beispielsweise Ministerien456, als auch 
zwischen Regierungs- und Nicht-Regierungsorganisationen kommen, deren Lösung häufig 
einen hohen Koordinationsaufwand verlangt.457 Aber auch auf der intraregionalen Ebene 
können zwischen regionalen Akteuren Kooperationsprobleme auftreten, vor allem wenn sie 
der Basis unterschiedlicher Interessen- und Nutzungsansprüche entspringen.458 
 
Die Dynamik der lebensräumlichen Gestaltung wird von politischen Entscheidungen über die 
Entwicklung regionaler Prozesse bestimmt. Die Regionalpolitik an sich äußert sich in Form 
handlungsorientierter, gesellschaftlicher Konzeptionen, in denen unterschiedliche Ideen, 
Interessensansprüche, Handlungsvorgaben, Kompetenzen und Verantwortungsbefugnisse 
gegeneinander treten oder kooperieren. Auf diese Weise entstehen Legitimitätsmuster für 
bestimmte regionale Entwicklungsmaßnahmen, die mit ihrer Umsetzung den Weg der 
Regionalentwicklung definieren. Da die einzelnen Legitimitätsmuster der jeweiligen 
Ausrichtung sich primär auf für die regionale Gemeinschaft „gute“ Vorsätze stützen, darf die 
allgemeine Begründung dessen, was für diese als gut betrachtet werden soll, nicht unbeachtet 
bleiben: „Es kann nicht genügen, daß Wissenschaftler und Politiker unisono die 
Notwendigkeit einer guten Regionalpolitik betonen, ohne zu sagen, was eigentlich ‚gut’ 
bedeutet.“459 Gerade dadurch, dass die Regionalpolitik von verschiedenen regionalen 
Problemen angetrieben wird, kann es zu konfliktreichen Handlungsspielräumen kommen, in 
denen es schwierig wird, bestimmte regionale Entwicklungsmaßnahmen umzusetzen. Das 
letzte ist beispielsweise der Fall, wenn Interessen, Kompetenzen und Handlungsspielräume 
regionaler Akteure und der Regierung nicht nur in deutlichem Konflikt zueinander stehen, 
sondern (auch ohne Konfliktsituation) Diskrepanzen in einem Maße aufweisen, dass es zu 
einer gegenseitigen funktionalen Revidierung kommt: „Daß bei diesem Gegenüberstellen die 
Rolle der Politiker und Planer neu interpretiert wird, erscheint ein Gebot der Erfahrung: die 
Politiker verlieren dabei die ihnen oftmals zugeschriebene und oftmals selbst angemaßte 
                                                 
456
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Funktion als altruistische Hüter des Allgemeinwohls, die Planer büßen ihren allzu weit 
gefaßten Koordinationsanspruch zugunsten einer klarer definierten Managementfunktion 
ein.“460 In diesem Fall handelt es sich um eine Konfliktsituation, in der weder die Regierung 
noch die regionalen Akteure eine dominierende Durchsetzungskraft aufweisen; die Regierung 
jedoch behält ihre legitimen Ansprüche auf Erhalt ihres Handlungsspielraumes bei.461 Aus 
diesem Grund müssen die Regierungsstrukturen in der einen oder anderen Weise auf die 
Interessen und Ansprüche der Bevölkerung eingehen, worüber verschiedene politische 
Kalküle entscheiden, „aus denen Maßnahmen mit unterschiedlicher Wirkung auf die 
Regionalentwicklung abgeleitet“462 werden. Es wird deutlich, dass mit der mangelnden 
Durchsetzungskraft regionaler Akteure die Regionalpolitik selbst keinesfalls zum Stehen 
kommt; die kritische Betrachtung der primär „von oben“ geregelten Regionalentwicklung 
jedoch kann einige Fragen zur Gerechtigkeit einer solchen Regionalentwicklung aufwerfen. 
Die funktionale Rationalitätsdimension der Regionalpolitik äußert sich, abgesehen davon, 
dass sie selbst als Instrument zur Erreichung bestimmter politischer Ziele463 betrachtet werden 
kann, unter anderem in der Konkretisierung regionaler Entwicklungsziele sowie der 
Erarbeitung von wirksamen Instrumenten dazu. Doch durch ihre zum Teil schwierige 
Abgrenzung auf der regionalen Ebene kommt es zur Entstehung bestimmter Unterbereiche 
der Regionalentwicklung, in denen die Kompetenzansprüche gebündelt werden. Diese 
rationale Ausdifferenzierung dient dem Ziel einer systematischen Bearbeitung der für die 
regionale Gemeinschaft relevanten Lebensbereiche. So zerfällt die Regionalpolitik in 
verschiedene Disziplinen, die mit ihren eigenen Kompetenzen ausgestattet sind, wie zum 
Beispiel „Regionale Wachstumspolitik“464,  „Regionale Entwicklungspolitik“465, „Regionale 
Sozialpolitik“466, „Regionale Umweltpolitik“467 usw., wobei die ganzen Teilbereiche der 
(Regional-)Politik sich begrifflich nur schwer voneinander abgrenzen oder ggf. hierarchisch 
gliedern lassen.468 Die Ausdifferenzierung der Regionalpolitik bietet, auch wenn ihre 
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Teilbereiche stark interdependent sind, die Chance, auf dem politischen Wege die speziellen 
Probleme einzelner Regionen gezielt und bedürfnisorientiert anzugehen. Dies würde zugleich 
eine differenzierte, problembezogene Förderung der Regionen begünstigen, da die 
Herausarbeitung der Bewertungskriterien sich nicht mehr an der regionalen Gesamtheit 
orientieren muss, sondern aus einzelnen, problemnahen Kontexten heraus entwickelt werden 
kann. Die Frage ist freilich, ob die bisherigen Umverteilungsmodelle des Staates an die neue 
politische Diversität angepasst werden können und ob diese nicht doch in einer gegenseitigen 
Verflechtung und Systeminterdependenz einzelner Politiken enden wird, was möglicherweise 
ihre Abkehr von der Fokussierung auf regionale Zusammenhänge bedeuten könnte.469 
 
Ein weiteres Problemszenario ergibt sich für die Regionalpolitik bei der einerseits relativ 
starken Verflechtung der für die Regionalentwicklung zuständigen Institutionen und einer 
relativ schwach ausgeprägten Zusammenarbeit regionaler Akteure andererseits.470 Zwar gehen 
manche Behauptungen im ökonomischen Diskurs über regionale Kooperationsformen auf die 
entscheidende Rolle der Kooperation regionaler Akteure ein, die der Lösung regionaler 
Probleme und „zugleich dem innerregionalen Interessenausgleich und der interregionalen 
Abgrenzung und Positionierung dienen müssen“471, aber diese scheinbar sinnvolle 
Behauptung allein reicht nicht aus, um regionale Akteure zu einer Zusammenarbeit zu 
motivieren. Auch systematisch verfolgte institutionelle Anreize scheinen hier kaum Erfolg zu 
versprechen: „Top-down-Impulse treffen vielfach auf Vorbehalte und Widerstände, da sie in 
Art oder Umfang der angestrebten Kooperation andere Akzente setzen, als die 
Eigenwahrnehmung und -interessen der kommunalen Akteure sie nahelegen.“472 Die 
Tatsache, dass regionale Akteure sich gegen eine Zusammenarbeit aussprechen, hat meistens 
etwas mit der regionalen Gegebenheit zu tun, von der überregionale Institutionen, wie schon 
angedeutet, eher wenig Kenntnisse besitzen. Solche Gegebenheiten können das fehlende 
Vertrauen oder die Abwesenheit gleicher oder kompatibler Interessen der regionalen Akteure 
sein, was möglicherweise wiederum das Ergebnis einer „natürlichen“ regionalen Entwicklung 
ist: Zu solchen, durchaus akzeptablen Verhältnissen zwischen regionalen Akteuren kann man 
beispielsweise die Konkurrenz lokaler Wirtschaftssubjekte zählen. Es bleibt daher eine Frage 
der Regionalpolitik, ob die Zusammenarbeit bei der Regionalentwicklung, deren Träger nicht 
zuletzt regionale Akteure sind, auf der Basis der Beseitigung der (möglicherweise im 
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interregionalen Kontext sinnvollen) Barrieren473 oder der Schaffung neuer gemeinsamer 
Handlungsbereiche gestaltet werden soll. Klar ist, dass beide Strategien für die Stimulierung 
der regionalen Zusammenarbeit ein tieferes Verständnis der regionalen Gegebenheiten und 
Probleme, welche die Regionalentwicklung behindern, fordern: Schließlich kann regionale 
Zusammenarbeit auch ohne exogene Anreize stattfinden, wenn beispielsweise das Erkennen 
der gemeinsamen Problemlage und des Bedürfnisses nach ihrer gemeinsamen Lösung über 
eigene Interessen wächst.474 Wenn die Zusammenarbeit auf der regionalen Ebene auch ohne 
Anreize von außen zustande kommen kann, wie sieht es dann mit der Regionalentwicklung 
aus? Wäre sie auch ohne diese Anreize denkbar? 
 
Regionalentwicklung ohne exogene Anreize oder, mit anderen Worten, mit einer stärkeren 
Fokussierung auf die dauerhafte Nutzung und eigenständige Entwicklung intraregionaler 
Faktoren nennt man endogene Regionalentwicklung. Hier bestimmt die Regionalpolitik, in 
welche Richtung die Entwicklung der jeweiligen Region gehen soll. Prinzipiell wäre es 
möglich, über endogene Regionalentwicklung ohne (finanzielle) Anreize von außen in einer 
strukturstarken Region zu sprechen, sofern diese klar abgegrenzt werden kann. Schwieriger 
verhält es sich bei strukturschwachen Regionen: Sie müssen sich nicht nur mit Hilfe der 
Regionalpolitik auf eigene intraregionale Potenziale fokussieren, sondern zugleich (abgesehen 
von der Möglichkeit einer finanziellen Unterstützung „von oben“) eine gewisse Offenheit für 
Außenbeziehungen haben: „Denn allein für sich hat ‚endogene Regionalentwicklung’ ohne 
‚Außenbeziehungen’ in strukturschwachen Regionen geringe Chancen, den Anschluss an 
erfolgreiche Regionen zu schaffen. Dies belegt auch eine neuere Untersuchung in der EU.“475 
 
Wenn in politischen Diskursen immer wieder betont wird, dass die Regionalpolitik (ob im 
Rahmen der endogenen Regionalentwicklung oder nicht) „an die in der Region vorhandenen 
Potenziale anknüpfen“476 sollte, sollten von der Regionalpolitik selbst zumindest folgende 
Fragen beantwortet werden: 
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- Warum wurden die vorhandenen Potenziale der Region bislang nicht genutzt? 
- Mangelt es tatsächlich nur an einem finanziellen Schub, damit die Potenziale zu ihrer 
für die Region positiven Wirkung gelangen? 
 
Die Beantwortung dieser Fragen könnte auf mögliche Probleme der Nutzung regionaler 
Potenziale und Faktoren hinweisen, für die adäquate Lösungsvorschläge unter anderem von 
der Regionalpolitik erwartet werden. Bleiben sie unbeantwortet, hofft man unter Umständen 
trotz finanzieller Unterstützung von außen vergeblich auf eine Einbeziehung und effiziente 
Nutzung der regionalen Potenziale. 
 
Wenn einer der Gründe für die Nichteinbeziehung eigener regionaler Potenziale die Tatsache 
ist, dass diese nicht erkannt wurden oder möglicherweise nicht im entsprechenden Ausmaß 
vorhanden sind, liegt es ebenfalls im Aufgabenbereich der Regionalpolitik, sich mit dem 
Aufbau einer für die Regionalentwicklung geeigneten Strukturbasis zu befassen. Möglich 
wäre dies beispielsweise mit Hilfe intraregionaler Kooperationen, Bündelung diverser 
Ressourcen und des Wissens zur Generierung von Synergieeffekten sowie des Einbezugs der 
regionalen Bevölkerung mit ihren Interessen und Identitätsansprüchen in die 
regionalpolitischen Entscheidungsprozesse. Handelt es sich dabei um die Fokussierung auf 
bestimmte regionale Funktionsbereiche, Einheiten oder Akteure, bekommt die 
Regionalpolitik unter Umständen eine jeweils andere Ausrichtung und Bezeichnung: Dabei 
wären alle möglichen Entwicklungsperspektiven der Regionalpolitik denkbar – je nachdem, 
welche allgemeinen raumpolitischen Tendenzen oder Schwerpunktsetzungen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt als erfolgversprechend betrachtet werden. Diese pragmatische 
Erfolgsorientierung der Regionalpolitik stellt auch die Frage, ob ihr Erfolg in irgendeiner 
Weise gemessen werden kann. 
 
Für die Beurteilung des Erfolgs der Regionalpolitik gibt es zahlreiche Kriterien, die sich aber 
in zwei Hauptkategorien aufteilen lassen. Der ersten Kategorie können verschiedene 
quantitative Indikatoren zugeordnet werden. Darunter befinden sich zum Beispiel 
makroökonomische Schlüsselgrößen und regionalwirtschaftliche Faktoren, die eine 
quantitative Basis für die Evaluation der Regionalpolitik bilden und konkrete Informationen 
über Veränderungen bei Verfolgung der regionalpolitischen Ziele (gleichwertige 
Lebensverhältnisse, Stabilität, wirtschaftliches Wachstum) liefern können. Häufig werden die 
generelle Erhöhung der zur Verfügung stehenden Finanzmittel oder zugewiesener 
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Förderungssummen als regionalpolitischer Erfolg interpretiert. Geht es um einzelne 
Regionalentwicklungsmaßnahmen bzw. regionale Projekte, könnte ihre vollständige oder 
auch teilweise Umsetzung generell als Erfolg der Regionalpolitik betrachtet werden. 
Allerdings gilt dies nur für Maßnahmen und Projekte, deren Ziele und Ergebnisse 
operationalisierbar sind, was nicht immer der Fall ist: „Die Zielerreichungskontrolle gibt 
Auskunft darüber, ob und inwieweit die verfolgten Ziele tatsächlich erreicht wurden. Sie muss 
auf der Basis operational formulierter Zielvorstellungen erfolgen. Da dies aus pragmatischen 
Gründen häufig nicht möglich ist, scheitert eine Zielerreichungskontrolle meist bereits an 
diesem ersten Untersuchungsschritt.“477 
 
Neben der Kategorie der quantitativen Erfolgsmessung der Regionalpolitik gibt es eine 
Kategorie, die der kommunikativen Rationalität des jeweiligen politischen Kontextes 
unterliegt. Es handelt sich hier um verschiedene auf der (macht-)politischen Basis begründete 
Äußerungen, Einschätzungen und Meinungen über die Rolle und Wirkung der 
Regionalpolitik, die man unter anderem politischen Reden, institutionellen 
Sitzungsauszeichnungen oder parteipolitischen Programmen entnehmen kann. Unmittelbare 
Träger der Regionalpolitik bzw. Personen, die in der einen oder anderen Weise für die 
Regionalpolitik Verantwortung tragen, können sich gesprächshalber (zum Beispiel bei 
Landtagssitzungen) über die Qualität der Regionalpolitik äußern. Dabei spielt es unter 
Umständen keine Rolle, ob die regionalen Faktoren sich tatsächlich verbessert haben oder 
nicht: Die Regionalpolitik kann im Kontext kontroverser politischer Machtansprüche 
unabhängig von der tatsächlichen regionalen Veränderung als „gut“, „schlecht“, „richtig“ 
oder „falsch“ bezeichnet werden. Ob anhand der Indikatoren oder im politischen Diskurs, es 
wird deutlich, dass Regionalpolitik im kommunikativen Kontext „gut“ oder „schlecht“ sein 
kann: Man kann sich darüber streiten. Zweifellos bleibt jedoch die Tatsache bestehen, dass 
Regionalpolitik offenbar immer den Anspruch auf Entwicklung und Verbesserung erhebt – 
sowohl den regionalen Gegebenheiten als auch sich selbst gegenüber –, ganz gleich, welche 
Ergebnisse sie erzielt hat oder noch erzielen wird. 
Das Rationalitätsmodell der Regionalpolitik hält sich im Idealfall zugleich an die Prinzipien 
der Gerechtigkeit und des Wohlstands wie der Stabilität und des Wachstums und entscheidet 
über regionale Entwicklungsmaßnahmen sowie über die Unterstützung dieser Maßnahmen auf 
der Basis des kollektiven Einverständnisses und der Durchsetzung partikulärer 
Machtansprüche. Auf diese Weise können auch Entscheidungen getroffen und Handlungen 
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vollzogen werden, die sich trotz des allgemeinen Anspruchs auf Verbesserung nicht immer an 
den Bedürfnissen und Problemen der jeweiligen Region orientieren, sondern primär politisch 
gewollt sind. Folglich kann es nach Meinung einiger Autoren478 keine „richtige“ 
Regionalpolitik geben: Zu dynamisch, verflochten und unüberschaubar sind die regionalen 
Gegebenheiten, an die sich ein nicht weniger komplexes regionalpolitisches Geflecht knüpft. 
Vielmehr ist die Regionalpolitik selbst der „richtige“, im Sinne von „richtungsweisende“ 
Weg, der stets „ein Erkennen, ein Verdeutlichen von Konflikten, ein Planen, ein Auswählen, 
Entscheiden und Handeln“479 beinhaltet. 
 
Trotz der Komplexität und Widersprüchlichkeit des regionalpolitischen Geschehens kann die 
Regionalpolitik nicht als eine sich stets neu ausrichtende Materie betrachtet werden. Sie kann 
sich sogar unter Umständen von einer dominierenden Tendenz oder auch allgemeinen 
Gesellschaftspolitik dauerhaft in eine bestimmte Richtung führen lassen, so dass eine flexible 
Differenzierung kurzfristig nicht möglich ist. Auf diese Weise können bestimmte Probleme 
der regionalen Gestaltung unerkannt bleiben oder vernachlässigt werden: „So erscheinen die 
Adressaten politischer Steuerung oft nur deshalb als eigensinnig, weil sie mit Problemen 
konfrontiert sind, die sich aus der Perspektive einer zentralen Steuerungsinstanz ganz anders 
darstellen.“480 Somit scheint die Anpassung des institutionellen Gerüsts, dem sich die 
Regionalentwicklung unter anderem verdankt, an den sich wandelnden Bedürfniskontext 
einer Region ebenfalls problematisch. Ohne ihm seine entscheidende Rolle abzustreiten – 
etwa bei der Aufrechterhaltung der Ordnung, bei der systematischen Kontrolle und 
Unterstützung des sozialen Raumes481 sowie bei der „Vermittlung zwischen Struktur und 
Handeln“482 – muss auf eine gewisse institutionelle Trägheit483 bzw. eine mögliche 
Eigendynamik und Unflexibilität routinierter institutioneller Handlungsweisen gegenüber der 
dynamischen Realität des regionalen Geschehens hingewiesen werden, was wiederum auf die 
Region langfristig nicht unbedingt förderlich wirkt.484 An dieser Stelle bleibt die Frage nach 
einer effizienten und flexiblen Institutionslandschaft eines Staates oder einer Region im 
argumentativen Rahmen dieses Kapitels offen, da ihre Beantwortung auf die Rolle und 
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Wirkungszusammenhänge von Politik und Gesellschaft zurückweist: Jede institutionelle 
Anpassung, auch wenn sie durch gewisse Lernprozesse begleitet und angetrieben wird485, 
findet ihren Ursprung und ihre Legitimität stets im gesellschaftspolitischen Kontext. 
Es wird deutlich, dass auch die institutionelle Basis kein explizites Signal zu einer 
Neuorientierung bekommen kann, wenn die Probleme und Bedürfnisse der Region im 
gesellschaftspolitischen Kontext nicht erkannt werden. Tatsächlich handelt es sich um die 
erwähnte Abhängigkeit der Regionalpolitik von eigenen Programmen, bestimmten 
wissenschaftlichen Modellen, aber auch gesellschaftlichen Tendenzen, wenn sie selbst 
mögliche Alternativen der Regionalentwicklung nicht zu erkennen oder keine adäquaten 
Problemlösungen zu erarbeiten vermag. So schreibt Bökemann über das „Dominieren der 
ästhetischen und funktionalistisch-technologischen Argumente“486 in der Regionalplanung 
sowie die Tatsache, „daß auch heute noch in den politischen Gremien (insbesondere auch in 
Planungsausschüssen von Gemeinderäten) nur solche Planentwürfe diskutiert werden, die 
unter politischen Bewertungskriterien eher willkürlich selektiert werden, weil eine eher 
reduzierte Sachzwanglogik die Sicht für politische Alternativen verstellt hat.“487 Es geht 
damit eher um eine mögliche Abhängigkeit der Regionalpolitik von bestimmten, die 
Raumplanung prägenden Faktoren als um institutionelle Trägheit oder Eigendynamik: „Die 
Problemlösungsfähigkeit der Politik hängt nicht allein von Strukturmerkmalen der beteiligten 
Organisationen und Beziehungsnetzwerke, sondern ebenso von situativen Faktoren ab.“488 
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass auf einem neutralen Wege nicht feststellbar ist, ob 
eine bestimmte Regionalpolitik „gut“ oder „schlecht“, „richtig“ oder „falsch“ ist: Dafür ist der 
Begriff „Politische Rationalität“ zu umfangreich und zu amorph; er kann nur aus dem 
jeweiligen gesellschaftspolitischen Kontext heraus definiert werden.489 Darüber hinaus kann 
die Regionalentwicklung nicht ausschließlich als das Ergebnis regionalpolitischer Planung 
betrachtet werden: Es gibt verschiedene Phänomene globaler Natur, die nicht nur die 
Regionalplanung, sondern mitunter auch die Regionalpolitik beeinflussen. Auch in diesem 
Fall erweist es sich als schwierig, über die Qualität der Regionalpolitik zu urteilen.490 Es ist 
aber möglich, die Wirkungsweise der Regionalpolitik an konkreten Einzelfällen innerhalb 
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einer Region zu studieren, um zu erfahren, in welchen Fällen und bei welchen regionalen 
Problemen die Regionalpolitik ihre Effektivität zeigt. Zwar werden von ihrer Seite gewiss 
nicht alle Probleme auf der regionalen Ebene angegangen; einige Probleme können von der 
Regionalpolitik sogar beiseite geschoben oder nur symbolisch gelöst werden.491 Aber allein 
ihr Anspruch auf die Lösung einiger Probleme bestätigt ihre primär rationale Ausrichtung, 
denn das konsequente Ignorieren von Problemen „gefährdet die Qualität und die 
Standhaftigkeit der Gesellschaft“492 und stellt vor allem die jeweilige politische Ausrichtung 
oder sogar das ganze politische System in Frage.493 Die (von Bökemann beschriebenen) 
„Sachzwänge“ der Regionalpolitik und raumplanerischen Praxis, die ebenfalls einer 
rationalen Natur der Regionalpolitik entspringen, haben im Allgemeinen irgendeine 
Auswirkung auf die Planung und Umsetzung der Regionalentwicklungsmaßnahmen sowie im 
Konkreten auf die Erarbeitung und Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte. Damit 
werde ich mich unter anderem im nächsten Kapitel kritisch auseinandersetzen. 
 
5.2.3.4 Regionalpolitische Tendenzen im deutschsprachigen Raum: Eine kritische  
Betrachtung 
Für die Erarbeitung und Umsetzung regionalpolitischer Entwicklungskonzepte, also solcher 
„Konzepte oder Strategieentwürfe, die im Hinblick auf konkrete Probleme entwickelt 
werden“494, ist die bloße Beschreibung regionaler Probleme und ihrer möglichen 
Lösungswege nicht ausreichend. Vielmehr müssen diese Probleme und Lösungen 
grundsätzlich aus der Perspektive des jeweiligen gesellschaftspolitischen Kontexts sowie 
aktueller gesellschaftspolitischer Tendenzen betrachtet werden. 
 
Der allgemeine gesellschaftspolitische Kontext schafft die Grundlage für die Akzeptanz und 
Verwirklichung prinzipiell aller für die Gesellschaft relevanten Entscheidungen. Dennoch 
kommt es immer wieder zu Tendenzen, die für einzelne Handlungen innerhalb des 
gesellschaftspolitischen Kontexts maßgebende Impulse setzen können. Diese Tendenzen 
etablieren sich für eine gewisse Zeit auf einer machtpolitischen und gesellschaftlichen Basis 
und werden zu legitimen bzw. legalen Systembestandteilen. In einem gewissen Sinne lassen 
sie sich mit den sogenannten „social forces“ der Strukturationstheorie von Giddens 
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vergleichen, die einen Einfluss auf die Handlungen bestimmter Akteure innerhalb der 
Gesellschaft haben: „There are many social forces that actors, in a meaningful sense of that 
phrase, are ‚unable to resist’. That is to say, they cannot do anything about them. But ‚cannot’ 
here means that they are unable to do anything other than confirm to whatever the trends in 
question are, given the motives or goals which underlie their action.“495 
Die Tendenzen in der Regionalentwicklung und Regionalpolitik leiten sich von den legalen 
gesellschaftlichen und machtpolitischen Gegebenheiten eines Staates ab und haben eine 
paradigmatische Funktion.496 Zur Ablösung kommt es dann, wenn eine Tendenz im Zuge der 
Veränderung von Sichtweisen, Faktoren oder Rahmenbedingungen vor allem sozialer, 
ökonomischer und politischer Natur in die Kritik gerät oder für ineffizient oder nicht 
zeitgemäß erklärt wird. Ebenso kann durch den Aufweis von Problemen innerhalb des 
menschlichen Lebensraumes und dem Bedürfnis nach ihrer Lösung der Anspruch auf eine 
konsequente Umorientierung des gesellschaftspolitischen Handelns entstehen. So können 
regionalpolitische Paradigmen je nach ihrer gesellschaftlichen Relevanz, Dringlichkeit, ihrer 
dauerhaften Wirkung oder juristischen Verankerung als „Modeerscheinungen“497 oder Trends 
oder aber als persistente planerische Grundsätze (wie zum Beispiel die „Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen“) verstanden werden. 
 
Regionalpolitische Tendenzen können einander nicht nur ablösen, sondern sich unter 
Umständen auch ergänzen oder aneinander anpassen. Entscheidend ist an dieser Stelle die 
konsensorientierte regionalpolitische Praxis. Für Veränderungen des regionalpolitischen 
Kurses gilt im Allgemeinen Folgendes: „Anlässe für Veränderungen im politisch-
administrativen Raum sind primär Reaktionen auf ‚unhaltbar’ gewordene Zustände. Was 
dabei als ‚unhaltbar’ gilt, unterliegt einem kollektiven Deutungsprozess.“498 Aufgrund der 
Komplexität der regionalpolitischen Wirklichkeit ist es jedoch schwierig, die Tendenzen der 
Regionalpolitik eindeutig zu erkennen und sie nach Strategien, „Modetrends“, Instrumenten, 
Ansätzen, Prinzipien, Grundsätzen etc. zu klassifizieren. So lässt sich auch nur ungefähr 
feststellen, wann diese Tendenzen entstehen, wie sie sich mit der Zeit verändern und was sie 
mit sich bringen. Auch wenn nicht scharf konturiert, können diese Tendenzen doch als 
gewisse regionalpolitische Hauptströmungen oder Paradigmen der Regionalentwicklung 
bezeichnet werden. 
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Die Paradigmen der Regionalpolitik bzw. Regionalentwicklung können somit als zeitgemäße 
Antworten auf schwierige Fragen der gesellschaftspolitischen Realität oder als 
Lösungsstrategien für die bis dato ungelösten Probleme eines Lebensraumes verstanden 
werden. Eine nicht unbedeutende Rolle bei der Etablierung regionalpolitischer Paradigmen, 
die „in sehr enger Kooperation von Theorie und Praxis geschaffen worden sind“499, spielen 
Wissenschaft und Forschung. Es wäre daher wichtig zu verstehen, welche wissenschaftlichen 
Ansätze die Regionalentwicklung (wenn auch nur kurzfristig) dominieren, um einen tieferen 
Einblick in die wissenschaftliche Begründung regionalpolitischer Tendenzen zu bekommen. 
Zwar liefern die verschiedenen Entwicklungstheorien und Ansätze (wie beispielsweise die 
Theorie der interregionalen Konvergenz bzw. Divergenz, Wachstums- und 
Außenhandelstheorien, markt- und wettbewerbsbasierte Standorttheorien, regionale 
Netzwerktheorien etc.) kein tieferes Verständnis über die allgemeine Konstituierung politisch-
gesellschaftlicher Zusammenhänge; man könnte jedoch mit ihrer Hilfe gewisse Aussagen 
über die Entwicklung einzelner wichtiger Bereiche treffen und unter Umstände auch die eine 
oder andere Entwicklungstendenz legitimieren.500 Des Weiteren ließe sich mit ihrer Hilfe die 
der Regionalentwicklung und -politik bis heute innewohnende „Dominanz wirtschaftlicher 
Inhalte“501 erklären.  
 
Die allgemeinen regionalpolitischen Tendenzen sowie die Hauptmerkmale der 
Regionalentwicklung in zahlreichen westeuropäischen Ländern lassen sich in ihrer zeitlichen 
Abfolge (nach Heintel) wie folgt darstellen: 
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Tab. 5: Paradigmen in der Regionalentwicklung (1975-2000) 
Quelle: Heintel 2001, S. 195 
 
Diese zunächst schematische Darstellung der regionalpolitischen Tendenzen und 
Orientierungen der Regionalentwicklung kann eine geeignete Ausgangsbasis für ein etwas 
tieferes, problembezogenes Verständnis allgemeiner regionalpolitischer Strömungen in 
Westeuropa (insbesondere im deutschsprachigen Raum) bieten. Im Folgenden wird versucht, 
Zeitrahmen Paradigmenebene Förderebene 
1975-1985 - Aufbruchsstimmung 
- von der „Idee zu Projekten“ 
- Irritation in Regionen 
- Projektinitiierung 
- Modellprojekte 
- Lokaler Kontext 
- bottom up-Idealismus 
- Projektgrundsteinlegung 
- Steigerung der Handlungsfähigkeit 
von Akteuren 
- „Gegenwelten“ 
- Lebensraum 
1986-1992 - Unternehmensgründungen 
- Umstrukturierungen 
- Technologiezentren 
- Wirtschaftsorientierung 
- regionaler Kontext nicht 
immer gegeben 
- top down 
- Wirtschaftsförderung 
- Unternehmensförderung 
- Arbeitsraum 
1993-2000 - Mainstream-
Regionalentwicklung 
- Netzwerke 
- „Region wird zum Projekt“ 
- bottom up- und top down-
Pragmatismus 
- weg von der betrieblichen, hin zu der 
regionalen Ebene 
- weg von der Betriebsförderung, hin 
zum Aufbau von 
Regionalmanagements (als flächigem 
Konzept) 
- regionale Entwicklungskonzepte 
- Ausdifferenzierung der 
Förderlandschaft 
- Komplementäre Förderaktionen 
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dieses historische Bild der europäischen Regionalpolitik und Regionalentwicklung durch die 
Entstehungsgründe für ihre Hauptströmungen zu erweitern. 
 
Nach dem Zweiten Weltkrieg bis zur Mitte der 1960er Jahre waren die westeuropäischen 
Staaten auf dem Wege zu einem vollständigen „Wiederaufbau und der Belebung 
wirtschaftlicher Kreisläufe“502. Die primäre Konzentration auf zentrale Orte und 
Industrialisierung stellte viele Länder vor das Problem der immer größer werdenden 
regionalen Disparitäten; hier gewannen die seit den 1970er Jahren zunehmend praktizierte 
Förderung strukturschwacher und ländlich-peripherer Regionen sowie alle „von oben“ 
gesteuerten Versuche, den Anschluss ländlicher Räume an zentrale Orte und strukturstarke 
Regionen voranzutreiben, besondere Bedeutung. Der zentralistischen staatlichen Steuerung 
regionaler Entwicklungsmaßnahmen boten unter anderem die Ansätze des 
Postkeynesianismus eine willkommene Unterstützung. Am Beispiel der von Heintel 
beschriebenen österreichischen Regionalpolitik der Nachkriegszeit lässt sich die Rolle der 
theoretischen Ansätze für die Regionalpolitik und Regionalentwicklung besonders gut 
darstellen: „Die angebotsorientierte neoklassische Theorie, die regionale Disparitäten als 
vorübergehendes Phänomen betrachtet und mittels Faktorwanderungen ein Gleichgewicht 
verspricht, war gemeinsam mit polarisationstheoretischen Ansätzen wie der 
Wachstumspolstrategie, bei der staatliche Steuerung von hoher Bedeutung ist, gleichzeitig 
charakteristisch für die Regionalpolitik der Nachkriegszeit in Österreich. Aber auch 
postkeynesianische Theorieansätze, die auf Investitionen als grundlegende Voraussetzung für 
regionales Wirtschaftswachstum bauen, bildeten Grundlagen der österreichischen 
Regionalpolitik. Auch hier übernimmt der Staat eine wesentliche Steuerungsfunktion, indem 
beispielsweise unternehmensnahe Infrastruktur weiter gestärkt wird, Standortnachteile damit 
abgebaut werden oder mittels Investitionsanreizen Ansiedlungen gefördert werden.“503 
 
Die 1970er Jahre waren in einigen westeuropäischen Staaten die Zeit staatlicher 
Interventionen, teilweise verbunden mit der Entstehung diverser Mitbestimmungskonzepte. 
Man beginnt in dieser Zeit, verschiedene regionalpolitische Aspekte zu definieren und nach 
Interessen zu differenzieren.504 Zugleich fand in den 70er Jahren in Westeuropa eine 
allmähliche Distanzierung von der „klassischen“ staatlichen Zentrallenkung der 
Regionalentwicklung statt. Räumliche und regionale Projekte rückten allmählich in den 
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Mittelpunkt der Regionalpolitik und der von ihr zunächst determinierten 
Regionalentwicklung: „Die Projektorientierung und ein entsprechendes Projektmanagement 
waren in der ersten Zeit Neuland. Es gab kaum Wissen, wie Projekte  auf regionaler Ebene 
am Besten eingeführt und gemanagt werden konnten. ‚Trial und Error-Verfahren’ waren bei 
der Projektimplementierung die Voraussetzung für spätere Erfolge. Der regionale Kontext 
stand nicht immer im Vordergrund, so wurden Unternehmensgründungen und die Förderung 
von Umstrukturierungen oft separat und nicht im Zusammenhang regionaler Integration und 
Entwicklung betrachtet.“505 Die staatliche Regionalförderung als Konzept und zentraler 
Impuls der Regionalentwicklung sowie die gesamtstaatliche Aufgabe mit ihrem ganz 
bestimmten Gerechtigkeitsanspruch („Gleichbehandlung von Regionen“) rückte also 
einerseits immer stärker in den Vordergrund der Regionalpolitik; im Gegensatz zu früher 
begann man jedoch in manchen westeuropäischen Staaten (wie zum Beispiel in Österreich), 
sich zunehmend auf regionale Stärken zu fokussieren.506 Allmählich zeichneten sich die 
Konturen einer innovationsorientierten, integrierten und endogenen Regionalentwicklung ab, 
die in den folgenden Jahrzehnten immer stärker in den Mittelpunkt regionalpolitischer 
Aktivitäten rückte. 
 
Die 1980er Jahre zeichneten sich durch eine schrittweise Umorientierung der Regionalpolitik 
auf Dezentralisierung und Deregulierung aus. Zwar war die Raumordnung noch immer eine 
leitende Disziplin und der Staat begriff sich in der einen oder anderen Weise als zentraler 
Lenker der Regionalpolitik und Regionalentwicklung. Doch allein die Tatsache, dass 
regionale Stärken und Potenziale immer mehr in den Vordergrund der Raumplanung rückten, 
erhob die regionale Zusammenarbeit, trotz der noch immer aktiven, aber abnehmenden, 
teilweise ideologisierten „Interessen und Konfrontationen (parteipolitisch traditionell 
motivierte Perspektiven und Schwerpunkte, Protestkultur der Endsechziger) in der 
Regionalpolitik“507 zu einem wichtigen Bestandteil der Regionalpolitik. Somit gehört seit den 
80er Jahren auch die projektorientierte und kooperative Regionalentwicklung zu den 
Tendenzen der Regionalpolitik, bei der Ideen und Konzeptionen der regionalen Gestaltung in 
die für die Region wichtigen Projekte einfließen und von mehreren regionalen Akteuren 
getragen werden sollten.508 
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Die Idee des regionalen Wettbewerbs tritt in den 1980er Jahren ebenfalls immer stärker in den 
Vordergrund, nicht zuletzt wegen des bis in die 90er Jahre und später wachsenden 
Spannungsfeldes zwischen Regionalisierungs- und Globalisierungstendenzen509 und folglich 
des wachsenden Drucks auf die nationale Politik sowie auf einzelne Regionalpolitiken. 
Allmählich begann auch der Prozess der Revision jeglicher staatlicher Steuerung510, der sich 
innerhalb der EU-Politik fortsetzte und als Antwort auf die zunehmenden 
Umsetzungsschwierigkeiten staatlicher Konzepte verstanden wurde. 
 
Die endogene Regionalentwicklung als eines der seit den 1980er Jahren in Westeuropa weit 
verbreiteten regionalpolitischen Konzepte impliziert die Feststellung, Aktivierung und 
Nutzung eigener Ressourcen und Potenziale einer Region. Die praktische Umsetzung dieses 
Konzeptes stößt jedoch auf Grenzen: Je nach Region ist oft unklar, wie viel an Ressourcen 
und Potenzial (falls überhaupt vorhanden) wirklich ausreichend wäre, um regionsgebundene 
Maßnahmen konzipieren und durchführen zu können. Um die endogene Regionalentwicklung 
zu verbessern, verfolgt man daher den Gedanken, dass die Region sich auf einzelne wichtige 
Strukturbereiche, die teilweise exogener Natur sein können, fokussieren muss. So schlägt 
beispielsweise Krüger vor, Ökonomie und Arbeit stärker in den Vordergrund zu stellen und 
somit eine „Zusammenführung exogen und endogen bedingter Arbeitsformen und 
Produktion“511 zu garantieren. In Anlehnung an den Vorschlag von Krüger betont Werlen die 
Relevanz der Unabhängigkeit der Region von exogenen Faktoren, die er als „Eigenständigkeit 
in der Vielfalt“512 einer Region bezeichnet. 
 
Weitere mögliche Probleme der endogenen Regionalentwicklung wirft auch die Frage nach 
externen Impulsen für die eigenständige Entwicklung auf. Es ist nicht selten der Fall, dass 
Prämissen der endogenen Regionalentwicklung, wie zum Beispiel die integrative Aktivierung 
und Einbindung der Ressourcen einer Region sowie damit verbundene innovative Ansätze 
finanziell gefördert werden müssen. Das bedeutet, dass im Falle der Verknappung der „von 
außen“ kommenden finanziellen Mittel wie auch bei ihrem endgültigen Wegfall nicht alle 
Regionen in der Lage wären, die Umstellung auf eine weitgehend eigenständige 
Regionalentwicklung zu vollziehen. Auch die Bestrebungen der Regionalpolitik, durch 
endogene Regionalentwicklung Ungleichheiten unter Regionen abzuschaffen, sind kritisch zu 
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betrachten: Durch ihre unterschiedlichen Ressourcen und Potenziale unterscheiden sich die 
Regionen voneinander, was zu der erwünschten Angleichung regionaler Gegebenheiten in 
Widerspruch steht. 
 
Seit dem Ende der 1980er Jahre orientieren sich die westeuropäischen Regionalpolitiken 
zunehmend an bereits bekannten Prinzipien wie der Sicherung der Grünflächen, Naturschutz 
und den in einigen Staaten juristisch verankerten Grundsätzen der Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen.513 Auf der Basis dieser ökologisch ausgerichteten Prinzipien entstand das 
Prinzip der Nachhaltigkeit. Auch der Trend „Endogene Regionalentwicklung“ wird mit dem 
Prinzip der Nachhaltigkeit, bei dem soziokulturelle, ökonomische und ökologische Faktoren 
einer Region dauerhaft aufeinander abgestimmt sein müssen, in Verbindung gebracht. 
 
Die erfolgreiche Realisierung von Nachhaltigkeit basiert primär auf der Möglichkeit der 
Integration und Kompatibilität der oben genannten Faktoren. Dafür müssen nicht nur 
innerhalb einer Region gewisse Voraussetzungen gegeben sein, sondern auch außerhalb 
entsprechende funktionale Anschlussstellen existieren, an die sich der regionale 
Nachhaltigkeitsanspruch knüpfen kann. Hier kann es passieren, dass die Erfüllung des 
Nachhaltigkeitsprinzips einer Region primär von den externen Faktoren abhängt und mit den 
Grundsätzen der endogenen Regionalentwicklung in Konflikt gerät. Die Umsetzung des 
Nachhaltigkeitsprinzips oder, mit anderen Worten, der Anspruch, „eine dauerhaft und global 
lebenswerte Welt“514 zu schaffen, stellt somit die Raumordnungs- und Regionalpolitik wie 
auch die Raumplanung vor die Herausforderung, verschiedene politische, soziale, 
ökonomische und ökologische Belange auf eine effektive und dauerhafte Zusammenarbeit 
auszurichten, die wiederum durch Zielkonflikte erschwert werden kann. Nichtsdestotrotz 
wurde die Idee der Zusammenarbeit als zentraler Ansatz der Regionalpolitik und 
Regionalentwicklung erfolgreich weitergetragen. 
 
Die 1990er Jahre zeichnen sich in vielen europäischen Staaten primär durch die Tendenz zur 
intensiven Zusammenarbeit in der Regionalpolitik und Regionalentwicklung auf allen 
funktionalen Ebenen der Entscheidungs- und Tätigkeitsbereiche aus. 
Die früheren Anliegen staatlicher Regionalpolitik wurden unter anderem im Zuge der 
Gründung der Europäischen Union an die struktur- und staatsübergreifenden Konzepte 
angeglichen, standen jedoch auf der regionalen Ebene einzelner Staaten zum Teil vor 
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spezifischen Problemen, wie etwa den regionalen Disparitäten zwischen den alten und den 
neuen Bundesländern nach der Deutschen Wiedervereinigung im Jahre 1990. Die neue 
Ausrichtung der verschiedenen Bereiche der Raumordnungs- und Raumplanungspolitik an 
übergreifende Ziele, die zum großen Teil durch die gemeinsame EU-Politik angetrieben 
wird,515 verlief nicht immer konfliktfrei und verlangte weitere konsensorientierte, 
übergreifende Ansätze. Plötzlich musste die Anpassung verschiedenster Vorstellungen von 
Regionalpolitik von der höchsten europäischen bis zur jeweiligen lokalen Ebene erfolgen: 
Dies war und ist noch immer eine große Herausforderung.516 Somit konnte seit den 1970er bis 
in die 90er Jahre in der europäischen Regionalpolitik „ein Trend ausgemacht werden, der vom 
Aufzeigen von Disparitäten und in Frage stellen vorhandener Leitlinien hin zur Erarbeitung 
von konsensualen Lösungsansätzen geht“517. Die gegenseitige Angleichung 
regionalpolitischer Ansätze innerhalb der europäischen Staaten eröffnete die Perspektive für 
grenzüberschreitende Entwicklungsmaßnahmen, verschärfte jedoch zugleich den regionalen 
Wettbewerb auf einer globalen Ebene. Nicht ausschließlich, aber unter anderem aufgrund der 
EU-Erweiterung kam es zu einer Veränderung der Rolle des Staates sowohl in den EU- als 
auch den Nicht-EU-Staaten: „Der Staat ist nicht mehr selber Leistungserbringer in allen 
Lebenslagen, sondern reguliert vielmehr die bedürfnisgerechte Bereitstellung der Leistungen 
des freien Marktes.“518 Diese sich wandelnde Vorstellung über die Rolle des Staates, die in 
der Globalisierungsdebatte teilweise als stetige Abnahme des Einflusses des Nationalstaates 
diskutiert wird, ist im Zuge des weitgehenden Veränderungsprozesses im Verständnis 
diverser Begriffe der räumlichen Entwicklung (so Thierstein) als ein Phänomen 
festzuhalten.519 
 
In den 1990er Jahren entstanden zunehmend Regionalentwicklungskonzepte als 
unverbindliche kommunikative und richtungweisende Instrumente der regionalen Planung 
und Problemlösung: „In Regionalen Entwicklungskonzepten sollten die Stärken und 
Schwächen herausgearbeitet und strukturpolitisch besondere Handlungsfelder aufgezeigt 
                                                 
515
 Vgl. Raab/Thierstein 2009, S. 137: „Maßgebliche Trends der Regionalpolitik in den zurückliegenden Jahren  
leiten sich für Deutschland und Österreich vor allem aus den Weichenstellungen der Europäischen Union 
ab.“ Auch die Nicht-EU-Staaten wie zum Beispiel die Schweiz orientieren sich in der einen oder anderen 
Weise an der gesamteuropäischen Regionalpolitik: „Deutschland und die übrigen EU-Mitgliedstaaten sind 
gleichsam die wichtigsten Komplementärräume der Schweizer Agglomerationen.“ (Thierstein 2002, S. 13) 
516
 Vgl. Heintel 2004b, S. 204: „Die Schwierigkeit liegt demnach darin, Perspektiven der Regionalentwicklung  
von Europäischer Union, staatlicher Ebene und landes- und gemeindepolitischer Verantwortung miteinander 
zu verzahnen.“ 
517
 Raich 2006, S. 129; vgl. Heintel 2004b, S. 193 
518
 Thierstein 2002, S. 10 
519
 Vgl. Thierstein 2002, S. 10 ff. 
  
170 
werden.“520 Die von der Europäischen Union ins Leben gerufenen Gemeinschaftsinitiativen 
der Regionalförderung haben Regionalentwicklungskonzepte zum unabdingbaren Bestandteil 
der Förderanträge gemacht und ihre Strukturen und Inhalte größtenteils standardisiert. Die 
Standardisierung der Regionalentwicklungskonzepte brachte aber gewisse Schwierigkeiten 
für die Auswahl der förderungswürdigen Konzepte mit sich: Trotz oder möglicherweise sogar 
aufgrund der starken Ähnlichkeit der Regionalentwicklungskonzepte bezüglich Struktur und 
Inhalt (wie zum Beispiel die Erstellung einer regionalen Stärken-Schwächen-Analyse), fällt es 
den Entscheidungsträgern nicht immer leicht, die förderungswürdigen Konzepte zu beurteilen 
und auszuwählen. So werden bei der Entscheidung zur Förderungsvergabe „potenziell 
erfolgreiche“ Konzepte berücksichtigt. Doch der potenzielle Erfolg der Konzepte kann nur 
geschätzt werden.521 
 
Parallel zu den oben beschriebenen Tendenzen und Trends der Regionalpolitik gibt es seit den 
1990er Jahren in Europa die Bestrebung, strukturschwache ländliche Gebiete nicht vereinzelt 
zu verbessern, sondern zu einem gemeinsamen ländlichen Raum zu vereinigen. Diese 
interkommunale und multisektorale ländliche Regionalentwicklung orientiert sich an den 
gemeinsamen soziokulturellen und ökonomischen Faktoren der einzelnen ländlichen Gebiete. 
Sie stellt innovativ-technologische Komponenten, erfolgreiche Zusammenarbeit und 
Vernetzung regionaler Akteure sowie die Integration regionalpolitischer Maßnahmen in ein 
unter Kooperation öffentlicher und privater Einrichtungen entstandenes Gesamtkonzept in 
den Vordergrund. Das Bedürfnis nach Stärkung regionaler Strukturen und 
Wettbewerbsfähigkeit brachte die Regionalpolitik zu einer deutlicheren Fokussierung auf die 
Zusammenarbeit mit Akteuren der regionalen Privatwirtschaft, die sich unter anderem in 
Ansätzen zu einer Öffentlich-Privaten Partnerschaft niederschlugen, die sich u. a. mit Fragen 
der „Mobilisierung zusätzlicher Ressourcen in Form von Kapital bzw. Managementwissen 
aus dem privaten Sektor für die Erledigung der vormals öffentlichen Dienstleistungen“522 
auseinandersetzen.523 
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Um den Anschluss an äußere Gegebenheiten eines Gebiets zu bekommen und möglicherweise 
von den Strukturen benachbarter Regionen oder auch Staaten zu profitieren, sind 
(internationale) grenzüberschreitende Kooperationen und Netzwerke als ein effizientes 
Konzept der Regionalentwicklung zu betrachten. Die Verwaltung der Fördermittel und 
projektbezogenen Aktivitäten in der Region soll eine lokale steuerungs- und 
entscheidungsbefugte Aktionsgruppe übernehmen, die aus kommunalen Vertretern besteht. 
 
Doch die Umsetzung der interkommunalen und multisektoralen Perspektive der ländlichen 
Regionalentwicklung ist komplex. Der Grund ist die Tatsache, dass es sich dabei um mehrere 
strukturschwache und meistens kleinere Regionen handelt, die sich nur schwer unter einem 
Entwicklungskonzept zusammenfassen lassen und zu den benachbarten Regionen keine 
besonderen Beziehungen pflegen. Auch innerhalb des kommunalen Zusammenschlusses 
finden sich nicht immer regionale Akteure, die für eine breitere Kooperation geeignet wären. 
Des Weiteren können Schwierigkeiten bei der Bewältigung der Aufgaben des regionalen 
Managements auftreten, besonders wenn es dafür an erforderlichen Mitteln, Personal und 
Wissen fehlt. 
 
Finden sich dennoch Akteure, die bereit sind miteinander zu kooperieren, könnte dies einige 
Probleme der regionalen Entwicklung deutlich minimieren. In diesem Fall kann eine Region 
als ein Interaktionssystem „aus problembezogenen Allianzen mit netzwerkartiger 
Organisation“524 betrachtet werden. In der Zusammenarbeit und netzwerkartigen Verflechtung 
regionaler Akteure wie in gemeinsamen Interessensfeldern und Ansprüchen politischer, 
sozialer und wirtschaftlicher Netzwerke können sich kreative bzw. innovative Milieus 
herausbilden,525 die regionale Probleme adäquat angehen können. Voraussetzungen für eine 
effektive, konfliktfreie Zusammenarbeit können unter Umständen die freiwillige 
Selbstbindung der regionalen Akteure an das kooperative Mitwirken sowie ihr zwangsloses 
Dasein im Kontext der Zusammenarbeit sein. Diese Voraussetzungen verleihen den 
kooperierenden Netzwerken unter anderem eine gewisse Stabilität, da sie „nicht durch 
Institutionen abgesichert“526 werden. 
 
Im Zuge der Entwicklung der oben genannten regionalpolitischen Trends gerieten in den 
1990er Jahren manche Förderungsinitiativen und -programme wegen ihrer Trägheit, 
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Bürokratie, Inkompetenz und mangelhaften Fähigkeit, den Regionalentwicklungsprozess zu 
verstehen, massiv unter Kritik, wie beispielsweise bei Hahne: „Schon immer verlangten daher 
staatliche wie europäische Förderprogramme danach, dass die Regionen ihre jeweilige 
Ausgangslage und ihre Aktionsprogramme darlegten. Anfänglich diente dies aber nur zur 
Begründung der Förderbedürftigkeit von Regionen, während die Ausgestaltung anderweitig 
geregelt wurde. Derartige Entwicklungsprogramme leiden aus heutiger Sicht unter 
gravierenden Mängeln: 
 
- Sie vernachlässigten das Koordinationserfordernis, also die Abstimmung aller 
raumrelevanten Maßnahmen innerhalb eines Gebietes. 
 
- Sie dienten kaum dazu, neue Entwicklungsimpulse von unten zu initiieren. 
 
- Sie vernachlässigten das Prinzip der Nachhaltigkeit, das ganz explizit die integrative 
Sichtweise von Ökonomie, Ökologie und Sozialem betont und als zusätzlichen 
Maßstab die intergenerative Perspektive einführt.“527 
 
Weitere kritische Positionen zu den regionalpolitischen Tendenzen der 1990er Jahre 
konzentrieren sich unter anderem auf die immer komplexeren Zusammenhänge der 
regionalpolitischen Praxis: „Der klar wirtschaftsdominierte Trend von Regionalentwicklung 
in den 1990er-Jahren mündet eindeutig in komplexere Strukturen und eine umfassende 
Institutionalisierung. Einzelbetriebliche Förderung ist in den Hintergrund gerückt, 
Unternehmenskooperationen und ‚Business-Parks’ stehen deutlich im Vordergrund der 
regionalpolitischen Interessen.“528 Die weitgehende Institutionalisierung regionalpolitischer 
Aktivitäten erreichte seit den 1990er Jahren in dem breiten Spektrum der Entscheidungs- und 
Handlungsbereiche „von regionaler Selbststeuerung bis zur Regionalisierung staatlicher 
Politik“529 ihr bis dahin größtes Ausmaß an Diversität. Gleichzeitig floss eine Menge an 
Investitionen in die verschiedenen Institutionalisierungsprozesse. Am Beispiel von Österreich 
beschreibt Heintel im Jahre 2004 die folgende Entwicklung: „Die Regionalpolitik der 
vergangenen 15 Jahre ist durch einen enormen Investitionsschub auf institutioneller Ebene 
gekennzeichnet. Noch nie zuvor hat es dermaßen viele und mit verschiedenen Aufgaben und 
Steuerungslogiken ausgestattete Institutionen regionaler Entwicklung in Österreich 
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gegeben.“530 Die weitgehende Institutionalisierung versteht Thierstein als einen 
fortschreitenden Prozess regionaler Bildung im Zuge des Erkennens neuer intraregionaler 
Potenziale sowie als „eine Antwort auf das Unvermögen bisheriger staatspolitischer 
Ebenen“531 bei der Bewältigung raumbezogener Probleme. Im Allgemeinen sollte die 
Aufstellung und Vernetzung neuer Institutionen im regionalpolitischen Kontext den Regionen 
zur Steigerung der Effizienz, besseren Kommunikation und Abstimmung sowie zu 
Wettbewerbsvorteilen und regionaler Zusammenarbeit verhelfen.532 
 
Die jüngst entstandenen „Paradigmen“ in der Regionalpolitik und Regionalentwicklung 
Europas lassen sich im Gegensatz zu früheren Tendenzen, die retrospektiv eine überschaubare 
Materie darstellen, vom gegenwärtigen Standpunkt schwieriger beschreiben, zum Teil wegen 
ihrer unklaren künftigen Entwicklung, zum Teil aufgrund „einer sehr starken 
Ausdifferenzierung der Leistungen, Instrumente und Zielsetzungen“533. Da sie sich jedoch in 
der einen oder anderen Weise von den praktischen Erfahrungen mit früheren 
regionalpolitischen Tendenzen ableiten, könnte man versuchen, das gegenwärtige 
regionalpolitische Geschehen zumindest in einigen Zügen zu beschreiben. 
 
Den früheren Tendenzen der regionalpolitischen Praxis entsprechend, werden globale wie 
lokale Ansätze heute zunehmend von regionzentrierten Ansätzen „verdrängt“, spielen aber bei 
Konzepten der regionalen Integration und Zusammenarbeit zwecks der Bündelung von 
Potenzialen und Stärkung regionaler Wettbewerbsfähigkeit noch immer eine entscheidende 
Rolle. Was die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit betrifft, so bekam sie unter anderem im 
Zuge der Etablierung des „New rural paradigma der OECD“ (so Raab und Thierstein) für das 
regionalpolitische Prinzip der Beseitigung regionaler Unterschiede eine besondere 
Schlüsselrolle: „Statt regionale Disparitäten durch Beihilfen zu reduzieren, liegt innerhalb der 
OECD ein zunehmender Schwerpunkt darin, die regionale Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern. Um dies konsequenter zu erreichen, wird von Seiten der OECD eine 
Konzentration auf Investitionen statt auf Subventionen zum Ziel gesetzt.“534 Gleichzeitig wird 
versucht, die Konzipierung regionaler Entwicklungsmaßnahmen primär nicht als einzelne 
Projekte zu betrachten bzw. auf einzelne räumliche Objekte innerhalb der Region 
auszurichten, sondern ihr einen strukturübergreifenden, potenzialbindenden und 
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anschlussfähigen Charakter zu verleihen: „Nicht einzelne Teilzusammenhänge und Projekte 
stehen im Blickfeld, sondern die Region als Ganzes bildet den Kern systematischer 
Betrachtungen. Netzwerke, Grenzüberschreitungen und Internationalisierung bilden die 
Rahmenbedingungen bei komplexen und sektorübergreifenden Leistungen. Die gesamte 
Region wird zum Projekt.“535 Diese neue Tendenz kann jedoch unter Umständen Probleme 
für die räumliche Gestaltung mit sich bringen. Die ganzheitliche regionale 
Entwicklungsperspektive fordert zwangsläufig enge Kooperation, effektive Koordination und 
intensive Kommunikation auf allen Ebenen des Regionalentwicklungsprozesses, was für das 
Regionalmanagement eine große Herausforderung bedeutet. Sind die entsprechenden 
Strukturen, Kapazitäten oder Potenziale für die Bewältigung dieser Aufgaben innerhalb der 
Region nicht vorhanden, kann es zu gravierenden Problemen kommen. Um ihnen zu 
entgehen, orientieren sich Regionalpolitik und Regionalentwicklung des Öfteren an flexiblen 
Kooperationsansätzen auf der regionalen Ebene sowie am gemeinsamen Kompetenzaufbau 
der regionalen Akteure. Dies impliziert eine für die Regionalpolitik und Regionalentwicklung 
völlig neue Denkweise: Die Region ist nicht nur als gemeinsames Projekt zu verstehen, 
sondern in erster Linie als das gemeinsame Ergebnis eines verantwortungsvollen 
gesellschaftspolitischen Handelns. 
 
Aber nicht nur innerhalb der Regionen wird kooperiert. Zunehmend interessant werden 
interregionale Kooperationen, die nicht zuletzt als Antwort auf den starken regionalen 
Wettbewerb verstanden werden können.536 Doch wenn der Wettbewerb unter den einzelnen 
Regionen wegen interdependenter Globalisierungs- und Regionalisierungstendenzen unter 
anderem in einem komplexen, länderübergreifenden Strukturwandelprozess stattfindet537, 
verschärfen die Dezentralisierungstendenzen in der Regionalpolitik und Regionalentwicklung 
den regionalen Wettbewerb zusätzlich. Es scheint vielmehr, als würde die regionale 
Konkurrenz als eine eher ungewollte Wirkung globaler Prozesse selbst zum 
regionalpolitischen Paradigma. Die Vorstellung des regionalen Wettbewerbs, die seit den 
1980er-Jahren im regionalpolitischen Diskurs herumgeistert, wird zunehmend als „treibende 
Kraft“ der Regionalentwicklung gesehen und „von europäischen und nationalen Institutionen 
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[…] als Steuerungsinstrument genutzt, um Regionen zur Verwirklichung von Zielen oder zur 
Beachtung von Qualitätsstandards der Entwicklungspolitik zu veranlassen“538 – freilich ohne 
dass eindeutig nachgewiesen werden konnte, dass der Wettbewerb der Regionen (auch, wenn 
es um die Förderungsvergabe geht) kurz- oder langfristig für alle Regionen positive Effekte 
mit sich bringt.539 Des Weiteren ist die Frage nach den Grenzen des Wettbewerbs bzw. nach 
den Mechanismen der Wettbewerbsregulierung weithin unklar. Für strukturschwache 
Regionen gibt es zwar spezielle Förderungsmöglichkeiten, doch die Gefahr der 
Wettbewerbsverzerrung sowie institutionelle Uneinigkeiten in Bezug auf den „Schutz des 
Wettbewerbs und der Förderung der Kohäsion“540 tragen unter anderem dazu bei, dass 
regionalpolitische „Fördermittel auch explizit an Wettbewerbskriterien gebunden“541 werden. 
Somit wird der regionalpolitische Druck auf die Regionen im Zuge der Verschärfung des 
regionalen Wettbewerbs immer stärker, was zwangsläufig auf die potenziellen Verlierer des 
Wettbewerbs hinweist: Der regionale Wettbewerb „verschärft Probleme vor allem in 
Regionen mit Schwächen in der Wirtschaftsstruktur“.542 
 
Im Zuge der Verschärfung der interregionalen Konkurrenz wurden strukturstarke Regionen 
für die Regionalpolitik immer interessanter. So kamen beispielsweise Konzepte zur 
Entwicklung bestimmter Agglomerationsformen wie Stadtregionen bzw. Stadtnetze (Städte 
mit dicht angegliederten Vororten) „in Mode“ (so Heintel)543 sowie Metropolregionen, die 
sich – im Gegensatz zur Stadtregion – als Großregionen mit vorhandenen ländlichen Räumen 
definieren. Als wichtige gegenwärtige räumliche Trends dürfen Entwicklungen der Stadt- und 
Metropolregionen nach dem Europäischen Raumentwicklungskonzept allerdings nicht unter 
gleichzeitiger Vernachlässigung peripherer Räume stattfinden. Das Europäische 
Raumentwicklungskonzept betont somit die Relevanz eines Polyzentrismus in der 
Regionalpolitik: „Anzustreben ist daher eine dezentrale Siedlungsstruktur mit einer 
abgestuften Rangfolge von Städten, die das gesamte Territorium der EU umfaßt. Sie stellt 
eine unabdingbare Voraussetzung für die ausgewogene und nachhaltige Entwicklung der 
Gemeinden und Regionen dar und muß zum eigentlichen Standortvorteil der EU gegenüber 
anderen großen Weltwirtschaftsregionen ausgebaut werden.“544 Der angestrebte 
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Polyzentrismus spiegelt sich unter anderem in der bewussten politischen Distanzierung vom 
europäischen Zentralismus wider: „Im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip wird sowohl in 
der EU als auch in der Schweiz ein subsidiärer und polyzentrischer Entwicklungsansatz 
verfolgt [...].“545 Darüber hinaus werden die Regionen selbst als polyzentrische Felder von 
einzelnen regionalen Akteuren verstanden546, was das ebenfalls weit verbreitete 
regionalpolitische Konzept „Lernende Region“ impliziert. 
 
Mit der zunehmenden Erweiterung der Förderungslandschaft und den teilweise recht 
unkomplizierten Möglichkeiten, auf externe EU-Fördermittel zuzugreifen, beginnen manche 
Regionen, sich gezielt auf die Akquirierung von Fördergeldern zu konzentrieren. Als 
Nachteile dieser Tendenz stehen beispielsweise die bewusst schlechter dargestellten 
Verhältnisse mancher ländlicher Räume unter Kritik547, künstlich aufgestellte intraregionale 
(Kooperations-)Strukturen548 oder teilweise nicht wirklich gewollte, aber für die Gewinnung 
der Fördergelder umgesetzte Maßnahmen.549 
 
Die Geschichte der europäischen Regionalpolitik ist durch verschiedene sich ablösende und 
ergänzende Tendenzen charakterisiert. Das Problem der regionalen Disparitäten besteht nach 
wie vor und wird auch in Zukunft kaum an Aktualität verlieren, ebenso wenig wie das oberste 
Ziel der Regionalpolitik und Regionalentwicklung, nämlich die Schaffung des Ausgleichs 
regionaler Unterschiede. Problematisch an dieser Stelle sind unter anderem 
 
- eine teilweise kurzfristige Erfolgsorientierung der Regionalpolitik: „Während 
beispielsweise auf europäischer Ebene langfristig orientierte Strategien regionaler 
Entwicklung im Vordergrund stehen, so ist es auf lokaler Ebene genau umgekehrt. 
Ergebnisse im Sinne eines vorzeigbaren Erfolges sind im lokalen Kontext gefragt, 
nicht zuletzt deshalb, da LokalpolitikerInnen ‚sichtbar’ sind, in der Öffentlichkeit 
stehen und gewählt werden wollen.“550 
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- eine gewisse politische „Verschönerung“ der Realität: „Viele etablierte Politikakteure 
möchten nicht über die wachsenden regionalen Differenzierungen sprechen, weil sie 
vor ihren Wählern lieber ein traditionelles Bild eines in sich ausgleichenden 
Nationalstaates vermitteln wollen. Diese Absage an die Realität wird vor dem 
Hintergrund des offensichtlichen Öffnens einer Schere zwischen gut aufgestellten, 
lernenden Wachstumsregionen und stagnierenden oder schrumpfenden klassischen 
Standorten agrarischer oder industrieller Prägung natürlich nicht gelingen und deshalb 
werden zukünftig auch auf der offiziellen politischen Bühne Debatten um regionale 
Innovationssysteme und die Frage, wie man von erfolgreichen Regionen lernen kann, 
zum Alltag gehören.“551 
 
Ob es sich bei den neuen regionalpolitischen Tendenzen (wie etwa der Metropolisierung) um 
die „stille Verabschiedung“ (so Heinze)552 vom Prinzip gleichwertiger Lebensverhältnisse 
handelt, ist fraglich: Die Änderung regionalpolitischer Maßnahmen oder ihre 
Ausdifferenzierung muss nicht zwangsläufig eine Verabschiedung von den 
regionalpolitischen Prinzipien bedeuten. Immerhin konnten auch die bisherigen 
regionalpolitischen Anläufe die regionalen Unterschiede nicht beseitigen – sofern es bei der 
Komplexität und Dynamik globaler und lokaler Veränderungen überhaupt möglich ist, diese 
vollständig zu eliminieren.553 Außerdem bestehen auch unter Metropolregionen große 
Unterschiede und Problemfelder, so dass auch sie nach „starken“ und „schwachen“ Regionen 
eingeteilt werden können. Darüber hinaus muss das regionalpolitische Prinzip „Beseitigung 
regionaler Unterschiede“, selbst wenn es als langfristiger Trend der Regionalpolitik betrachtet 
wird, bei einer ausdifferenzierten Raumstrategie nicht unbedingt im Konflikt mit neuen 
regionalpolitischen Tendenzen stehen. Zumindest wurde es weder abgeschafft noch wurde 
seine Relevanz in Frage gestellt – im Gegenteil, gerade die Diskussion über 
Metropolisierungstendenzen rückt das Prinzip der Beseitigung regionaler Unterschiede immer 
stärker in den Vordergrund der regionalpolitischen Aufmerksamkeit: „Die Stärkung 
regionaler Wettbewerbsfähigkeit wird in der EU und in der Schweiz als zentrales Ziel der 
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Regionalpolitik zu Grunde gelegt, wobei regionale Wertschöpfung und Beschäftigung 
hinsichtlich des Abbaus von Disparitäten von maßgeblicher Bedeutung sind.“554 
 
Dennoch dürfen strukturschwache Räume nicht als Anhängsel der strategischen Orientierung 
auf strukturstarke Regionen betrachtet werden, denn so wäre ihre Entwicklung politisch nicht 
nur als zweitrangig und höchst abhängig von dominierenden externen Strukturen zu 
verstehen, sondern würde auch gewissermaßen dem Zufall überlassen.555 Gegenüber den 
Tendenzen der Entwicklung strukturstarker Räume müssen vielmehr spezielle Strategien und 
Lösungen für schwache Regionen entwickelt werden: Es wäre demnach eine 
ausdifferenzierte, sowohl auf starke wie auch auf schwache Regionen strategisch weitgehend 
abgestimmte Orientierung der Regionalpolitik erforderlich.556 Dennoch deuten die 
Wettbewerbsorientierung der Regionalpolitik sowie ihre planvolle Fokussierung auf 
strukturstarke Regionen und auf das Prinzip der Wettbewerbsfähigkeit bei einer zugleich 
„mangelnden Erfahrung mit der Steuerung von Schrumpfungsprozessen“557 eher auf einen 
seit Jahrzehnten praktizierten systematischen Abgang von Problemen strukturschwacher 
Räume hin.558 Diese Tendenz der Regionalpolitik ist allerdings nachvollziehbar. Letztendlich 
ist es auch berechtigt, auf die Potenziale stärkerer Regionen zu setzen: Solche Regionen 
haben im Gegensatz zu strukturschwachen Regionen jedenfalls deutlich weniger bis kaum 
Probleme; ihre Entwicklung ist somit einfacher und politisch gewollt, da ihre Entwicklung 
möglicherweise auch die Lage der benachbarten schwachen Räume in der einen oder anderen 
Weise verbessern könnte. Doch auf die Frage, welche Verbesserung in schwachen Räumen 
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zweitens die Politik durch die eigenen Finanzierungsengpässe diese aufbrechenden regionalen Disparitäten 
immer weniger ausgleichen kann.“ 
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möglich wäre, kann man nur antworten, wenn man diese schwachen Räume nicht weniger 
intensiv als starke Regionen regionalpolitisch unter die Lupe nimmt und vor allem „der Frage 
nach realen Steuerungsperspektiven für ländliche Regionen weiter auf den Grund“559 geht. 
Dies impliziert, dass die Regionalpolitik sich in Bezug auf strukturschwache Räume in erster 
Linie intensiv mit der Thematik auseinandersetzen sollte, warum die eine oder andere 
strukturschwache Region sich bis jetzt nicht verbessern konnte. 
 
Dementsprechend lässt sich Folgendes festhalten: Die Etablierung von Trends in der 
Regionalpolitik ist eine von vielen Veränderungen in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft 
geprägte Entwicklung, die sich für die Regionalpolitik einiger Regionen als nicht unbedingt 
förderlich erweist. Dies bezieht sich in der ersten Linie auf Regionen, die nicht in der Lage 
sind, aus eigener Kraft den Anforderungen der regionalpolitischen Trends und 
Regionalförderungsprogramme gerecht zu werden. Es wird deutlich, dass die Regionen, die 
nicht „im Trend“ regionalpolitischer Prozesse liegen, die größten Verlierer bei der 
Förderungsvergabe sein können. Eine Region braucht ein gewisses Potenzial, um den 
Anforderungen regionalpolitischer Tendenzen gerecht zu werden. 
 
Unterschiedliche Trends und Tendenzen der Regionalpolitik haben keinen 
rechtsverbindlichen Status. Sie beinhalten jedoch eine gewisse Normativität, die aus dem 
gesellschaftspolitischen Kontext heraus entsteht und impliziert, was primär gemacht werden 
muss. Es ist offensichtlich, dass strukturschwache Räume entwickelt werden müssen; 
dennoch sind die aktuellen regionalpolitischen Tendenzen für sie alles andere als förderlich: 
„Insgesamt zeichnet sich in der Regionalpolitik zur Entwicklung ländlicher Regionen eine 
sich immer weiter öffnende Schere zwischen normativen Paradigmen und den 
Rahmenbedingungen zu ihrer Umsetzung auf regionaler Ebene ab. […] Die Herausforderung 
liegt deshalb darin, diese Schere zu schließen: das heißt, den Entwicklungsbemühungen 
ländlicher Regionen neue, Sinn stiftende und anwendbare Steuerungsperspektiven zu eröffnen 
sowie diese konsequent in die Förderinstrumentarien zu integrieren.“560 
 
Zurzeit ruft das Thema der „schrumpfenden“ und „sterbenden“ Regionen in Europa zwar eine 
große Resonanz in der Öffentlichkeit hervor, eine allgemeine, adäquate Lösungsstrategie für 
solche Krisenregionen gibt es aber nicht. So wird innerhalb der Regionalpolitik entschieden, 
was für eine einzelne „sterbende“ Region speziell getan werden kann, wenn es überhaupt 
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erwünscht oder möglich ist, in diesem Einzelfall etwas zu tun. Dabei kann die Frage nach 
Gerechtigkeit im Allgemeinen oder einer gerechten Regionalentwicklung im Besonderen – im 
Gegensatz zu der These von Werlen – nicht unter dem Aspekt „Pluralität der regionalen 
Lebensstile“561 positioniert werden, da es sich in diesem Fall ausschließlich um ethische 
Rahmenbedingungen für die Existenz einer Region und, pragmatistisch gesehen, um die 
„regionale Verantwortung“ einzelner lokaler Akteure und ihre „Leistungen für das 
nachhaltige Überleben der Regionen“562 handelt. Zwar haben – nach Argumentation von 
Krüger – einige wichtige Tendenzen Eingang in die Regionalentwicklung gefunden, wie 
beispielsweise neue Kommunikationstechnologien, die als „Kulturinstrument einer ‚gerechten 
Informationsgesellschaft’“ betrachtet werden könnten.563 Doch bedeutet dies noch lange nicht, 
dass strukturschwache Regionen in der Lage sind, das „Instrumentarium der postmodernen 
Welt“ zu besitzen und eigenständig anzuwenden.564 Was eine Region ausmacht und, vor 
allem, welche Entwicklungschancen in einer strukturschwachen Region liegen, kann man nie 
genau feststellen. Beansprucht die Regionalpolitik für sich jedoch die Entwicklung 
strukturschwacher Räume, muss sie Folgendes beachten: Die Stärkung einer schwachen 
Region erfordert nicht weniger Kenntnisse über die Problematik dieser Region und ihrer 
Entwicklung auf allen regionalpolitischen Ebenen als die Stärkung einer ohnehin starken 
Region. Um überhaupt entscheiden zu können, was eine „sterbende“ Region oder eine Region 
mit eigenem Potenzial für die Regionalentwicklung braucht, sind tief greifende 
regionalspezifische Analysen erforderlich sowie ein hoher Kenntnisstand bezüglich der 
speziellen Probleme der Region und nicht zuletzt hinsichtlich der spezifischen Problematik 
der Erarbeitung und Umsetzung der regionalen Entwicklungsmaßnahmen.565 
 
5.3 Konzepte zur Entwicklung des menschlichen Lebensraumes 
Das Geschehen innerhalb des menschlichen Lebensraumes ist komplex und für einen 
kritischen Beobachter nur schwer überschaubar. Die Dynamik der Veränderung der 
Lebensumstände kann positive, negative, aber auch unklare Tendenzen haben. Mit der 
Verschlechterung der Lebenssituation bzw. mit der Wahrnehmung der eigenen Umwelt als 
verbesserungsbedürftig entsteht der Wunsch nach Veränderung. So kann beispielsweise die 
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Verschlechterung der Lebenssituation zur Abwanderung führen, wie etwa bei einer 
ungünstigen Wohnungslage: „Wohnungsprobleme und der Wunsch nach einer Veränderung 
der Wohnumgebung sind gerade in unserer Gesellschaft ein weiterer wichtiger 
Wanderungsgrund, der zwar häufig mit ökonomischen Faktoren verbunden ist, aber auch 
unabhängig von diesen wirken kann.“566 
 
Doch nicht nur im Zusammenhang problematischer Lebensumstände kann der Wunsch nach 
Veränderung entstehen. Neue Elemente und Faktoren sowie bestimmte Phänomene verlangen 
eine Anpassung innerhalb des Lebensraumes oder aber seine Veränderung, was sich 
wiederum in konkreten Wunschvorstellungen einzelner Individuen oder Menschengruppen 
äußern kann. Der Wunsch nach Veränderung des Lebensraumes sowie die Notwendigkeit der 
Anpassung an neue Gegebenheiten können somit zur Entwicklung eines systematischen 
strategischen Plans oder, mit anderen Worten, eines Konzepts zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes führen. Im Folgenden werden solche Konzepte sowie ihre 
Entstehung, ihre typische Struktur, ihre Eigenschaften, Funktionen und Positionierung 
beschrieben und analysiert. Damit wird zugleich versucht, die letzten Schritte in der 
Erschließung des Begriffs „Räumliches Handlungskonzept“ zu gehen und alles, was dieses in 
der Lebenspraxis kennzeichnet und worauf im Rahmen der vorliegenden Arbeit noch nicht 
ausführlich eingegangen wurde, aufzugreifen, bevor zum empirischen Teil übergegangen 
wird. 
 
5.3.1 Begriff und Entstehung 
Die Bedeutung des Begriffs „Konzept“ oder „Konzeption“ sowie seine Entstehung werden in 
der wissenschaftlichen Literatur nicht immer gleich aufgefasst. So behaupten die einen, der 
Begriff „Konzept“ (lat. conceptus – „das Erfasste“) stamme ursprünglich aus dem Bereich der 
Literatur- und Sprachwissenschaften und meine hier den Entwurf bzw. die erste schriftliche 
Fassung eines Textes.567 Dagegen betrachten die kognitiven Wissenschaften „Konzepte“ als 
„elementare Bestandteile unserer Kognition“568, die im Allgemeinen aus der ebenso 
abstrakten wie komplexen menschlichen Denkmaterie im Zuge der Externalisierung mentaler 
Prozesse entstehen und hier konkretisiert werden.569  
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In der Philosophie wird der Begriff „Konzept“ ebenfalls unterschiedlich ausgelegt und 
verwendet – zum Teil aufgrund der geschichtlichen Genese des Begriffs, zum Teil aufgrund 
seiner unterschiedlichen Entfaltung innerhalb der verschiedenen philosophischen Disziplinen. 
Zwar gibt es eine allgemeine Vorstellung des Begriffs „Konzept“ (oder in früheren Texten 
„conceptus“), nämlich als gedankliches Muster, Modell bzw. Abstraktion, die entsteht, wenn 
„ein Ding durch den Gedanken begriffen (concipi) wird“570, jedoch kommt es in dem einen 
oder anderen Fall zu einer begrifflichen Revidierung. So wurde der Begriff beispielsweise von 
Descartes im Zuge seiner Bekämpfung der scholastischen Terminologie571 neu definiert: „Wir 
finden z. B. als gleichwerthig […] conceptus sive idea […].“572 Für das unterschiedliche 
Verständnis des Begriffs „Konzept“ in der Philosophie gibt es auch andere Beispiele: Als 
Konzepte oder „im Verstand vor jeglicher Erfahrung entstandene Allgemeinbegriffe“573 
bezeichnet man aus nominalistischer Sicht die Universalien; bei Vertretern des logischen 
Empirismus, wie z. B. Rudolf Carnap, versteht man unter Konzepten „properties, relations, or 
quantitative magnitudes ascribed to certain space-time regions“.574 
 
Philosophische Auseinandersetzungen und Abhandlungen beschränken sich nicht auf die 
Definition und Abgrenzung des Begriffs „Konzept“ innerhalb verschiedener Disziplinen, 
Rationalitätsmodelle und Denkrichtungen. Es wird zugleich versucht, die Bestandteile oder 
Dimensionen innerhalb der komplexen und oft abstrakten Materie eines bestimmten Konzepts 
zu definieren.575 Die Tatsache, dass Konzepte als komplexe Zusammenhänge aus 
unabhängigen Teilkonzepten bestehen und somit unterteilt werden können, spiegelt sich in 
der Darstellung verschiedener wissenschaftlicher Konzepte oder (bei synonymer 
Verwendung) Konzeptionen innerhalb des allgemeinen Konzepts der Wissenschaft wider.576 
Des Weiteren gibt es Philosophen, die den Begriff „Konzept“ zwar in ihren Schriften 
einführen, ihm aber keine explizite Erklärung verleihen. So kann man etwa bei Habermas nur 
indirekt erfahren, dass er unter einem Konzept ein Koordinaten- bzw. Bezugssystem von 
gewissen realen Situationskontexten und Interpretationsleistungen versteht.577 Seine 
Verwendung des Begriffs „Konzeption“ in ähnlichen Kontexten bestätigt ihren synonymen 
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Charakter. Im Einklang mit Habermas versteht Gutmann unter „Konzept“ (ebenfalls ohne den 
Begriff explizit zu definieren) eine fest etablierte wissenschaftliche Perspektive zum 
Verständnis gewisser Sachverhalte und gleichzeitig eine Kategorie ähnlicher 
wissenschaftlicher Positionen zu diesen Sachverhalten: Solche Konzepte sind beispielsweise 
Aussagen wie „Der Mensch als Naturwesen“ oder „Der Mensch als Mängelwesen“, wobei 
auch Gutmann gleichermaßen auf den Begriff „Konzeption“ zurückgreift.578 Eine ähnliche 
Vorstellung vom Begriff „Konzept“ finden wir bei Kuhn, beispielsweise bei der Beschreibung 
von „Konzepten der Wissenschaft“, die sich bei einem Paradigmenwechsel ablösen können. 
Auch bei Kuhn lässt sich keine Unterscheidung zwischen „Konzepten“ und „Konzeptionen“ 
erkennen.579 
 
Die philosophische Betrachtung des „Konzept“-Begriffes kann an dieser Stelle einen Zugang 
zum Verständnis der Konzepte zur Entwicklung des menschlichen Lebensraumes schaffen. 
Befasst man sich mit der aktuellen wissenschaftlichen und praxisbezogenen Literatur zum 
Thema Raumordnung, Raumplanung, Regionalentwicklung sowie mit den (Raumordnungs-
)Gesetzestexten mancher Staaten, so kann man feststellen, dass Konzepte oder Konzeptionen 
zur Entwicklung des menschlichen Lebensraumes in ihrer schriftlichen Form (wie zum 
Beispiel Landes-, Gebiets- und Regionalentwicklungspläne, Flächenutzungs-, Bebauungs- 
und Fachpläne, Raumordnungsprogramme, Leitbilder, diverse Entwicklungspläne, 
Entwicklungsprogramme und  -projekte u. ä.) unabhängig von ihrer funktionalen Bestimmung 
und ihren Schwerpunkten typische definitorische Merkmale besitzen. Sie beinhalten gewisse 
Wunschvorstellungen bezüglich eines bestimmten Lebensraumes, die Beschreibung der 
erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung dieser Vorstellungen, Perspektiven der Entwicklung 
sowie nicht selten von den Wunschvorstellungen abgeleitete Muster oder modellhafte 
Beispiele für die Entwicklung des Lebensraumes. Wie ein Abriss der komplexen Materie 
räumlichen Geschehens spiegelt jedes Konzept zur Entwicklung des menschlichen 
Lebensraumes im Idealfall nicht nur den realen Situationskontext innerhalb des Lebensraumes 
wider, sondern versucht unter anderem, die künftige Entwicklung mit verschiedenen 
argumentativen Instrumenten zu konstituieren. Ein solches Konzept ist in erster Linie eine 
gedankliche Konstruktion. Seine Entstehung findet in Denkprozessen statt, basierend auf der 
Wahrnehmung des Lebensraumes, einem Wissen über den Raum bzw. das Räumliche sowie 
einer jeweiligen Idealvorstellung. Jedes gedankliche Konzept kann „nach außen“ repräsentiert 
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werden. Eine solche Externalisierung kognitiver Prozesse bedeutet konkret, dass ein zunächst 
mentales Konzept verlautbart oder aufgeschrieben werden kann. 
 
Es liegen keine Zeugnisse vor, wann die ersten schriftlichen Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes erarbeitet wurden, aber die geordnete, zweckbestimmte Struktur 
sowie der Bau der Siedlungen der Frühgeschichte und des Altertums lassen (unabhängig 
davon, ob die Konzepte schriftlich verfasst waren oder nicht) auf eine frühe Entstehung von 
Raumordnung- bzw. Raumentwicklungskonzepten schließen. Mit anderen Worten, man kann 
vermuten, dass solche Konzepte in der einen oder anderen Form schon immer die Entstehung 
und Entwicklung der Siedlungen und Städte begleiteten.580 
 
Im Rahmen der Untersuchung der vorliegenden Arbeit geht es in erster Linie darum, ähnliche 
Eigenschaften und die allgemeine pragmatische Perspektive verschiedener schriftlicher 
Konzepte zur Entwicklung des menschlichen Lebensraumes zu betonen, und zwar unabhängig 
von ihren teilweise verschiedenen Funktionen, Schwerpunkten und gesetzlichen 
Bestimmungen sowie von raumordnungsbezogener und hierarchischer Strukturierung. Aus 
diesem Grund wird in der vorliegenden Arbeit für solche Konzepte die Bezeichnung 
„Räumliches Handlungskonzept“ eingeführt: Darunter wird jede schriftliche Niederlegung 
gefasst, die ein Handeln in Bezug auf einen bestimmten menschlichen Lebensraum, genauer, 
eine konkrete Veränderung bestimmter räumlicher Gegebenheiten nach bestimmten 
Wunschvorstellungen initiiert. Diese begriffliche Festlegung entspricht den Vorstellungen, 
Aufgaben und Grundsätzen der Raumordnung und Raumentwicklungspolitik der EU-Staaten, 
die ein allgemeines Gesamtkonzept für die Raumordnung und -entwicklung erarbeitet haben, 
dessen erste Fassung unter dem Titel „EUREK – Europäisches Raumentwicklungskonzept“ 
erschien.581 Die eingeführte Definition des „Räumlichen Handlungskonzepts“ korrespondiert 
darüber hinaus mit der Bedeutung und Bestimmung spezieller Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes. In der Bundesrepublik Deutschland sind dies beispielsweise 
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 Ähnlich äußert sich Funke, indem sie behauptet, dass es konzeptuelle Marketingaktivitäten „im kommunalen  
Bereich schon immer“ (Funke 1994, S. 7) gab, auch wenn sie möglicherweise nicht aufeinander abgestimmt 
waren. Dabei muss man berücksichtigen, dass Marketingkonzepte zur Stadt- und Siedlungsentwicklung wie 
auch Konzepte zur Entwicklung des Lebensraumes in der uns heute bekannten schriftlichen Form erst mit 
der Moderne entstanden sind. 
581
 Vgl. Europäische Kommission 1999 
  
185 
- diverse Raumordnungspläne für bestimmte geographische Räume, die den gesetzlich 
bestimmten Grundsätzen und Aufgaben der Raumordnung entsprechen und aufeinander 
abgestimmt sein müssen;582 
 
- untergeordnete Pläne und Programme der Raumordnung, die bei Trägern der Landes- und 
Regionalplanung den raumbedeutsamen Schwerpunkten und Erfordernissen entsprechend in 
Anlehnung an übergeordnete Raumordnungspläne oder Pläne benachbarter Regionen für 
Teilräume entwickelt werden;583 
 
- regionale Entwicklungskonzepte, die im Sinne einer engen Zusammenarbeit und 
Abstimmung der Träger der Landes- und Regionalplanung mit regionalen Strukturen für 
Teilräume erarbeitet werden.584 
 
Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft den für die Bundesrepublik Deutschland geltenden 
raumordnungspolitischen Handlungs- und Orientierungsrahmen mit der hierarchischen 
Einordnung räumlicher Handlungskonzepte auf. Es gilt das sogenannte „Gegenstromprinzip“, 
nach dem die übergeordneten Konzepte sich an den untergeordneten orientieren und 
umgekehrt. 
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Tab. 6: Raumordnungspolitischer Handlungs- und Orientierungsrahmen in Deutschland 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an das Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 1993; Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 1995; Raumordnungsgesetz (ROG) der Bundesrepublik Deutschland (Letzte 
Neufassung 22.12.2008); Sächsisches Staatsministerium des Innern 2008. 
 
Formal gesehen gibt es einen klaren Unterschied zwischen den Bezeichnungen „Konzept“ 
bzw. „Konzeption“, die einen eher unverbindlichen Status haben, und „Plan“ bzw. 
„Programm“, die innerhalb der raumgestalterischen Tätigkeitsbereiche einen verbindlichen 
Status beanspruchen. Aber in der Praxis werden die Bezeichnungen nicht selten miteinander 
vermischt. Auch auf der institutionellen Ebene herrscht eine gewisse Uneinigkeit über die 
Bezeichnungen vor. Auf diese Tatsache macht unter anderen Hahne aufmerksam, indem er als 
Beispiel die Bezeichnung „Regionaler Entwicklungsplan“ aus den Leitlinien für die 
Gemeinschaftsinitiative für die Entwicklung des ländlichen Raumes585 anführt: „Terminus 
‚Regionaler Entwicklungsplan’: Taucht in den LEADER-Leitlinien auf, ist aber im Deutschen 
irreführend, da ‚Pläne’ ein rechtlich verbindliches, formalisiertes und institutionalisiertes 
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Verfahren bezeichnet.“586 Eine angemessene Bezeichnung wäre an dieser Stelle „Regionales 
Entwicklungskonzept“; sie findet im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative ebenfalls eine 
starke Verwendung. 
 
Die Gründe für die unterschiedliche Bezeichnung gleichartiger regionaler Konzepte können 
vielfältig sein; einer der Gründe hat seine Wurzeln jedoch in der komplexen Materie der 
Entwicklung des menschlichen Lebensraumes. So können die verschiedenen räumlichen und 
funktionalen Fokusse der Konzepte nicht immer klar voneinander abgegrenzt werden; auch 
die juristischen Grundlagen, auf die sich die Konzepte stützen, weichen häufig voneinander 
ab. Der obigen Argumentation folgend, haben einzelne Staaten der Europäischen Union (für 
die die Gemeinschaftsinitiative LEADER gegründet wurde) eigene Rahmenbedingungen der 
Raumordnung entwickelt, was sich wiederum in der unterschiedlichen Praxis der 
Raumentwicklung widerspiegelt. So trägt manche Niederschrift zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes einen Titel, bei dem die Art des Konzeptes, seine 
Zweckbestimmung sowie seine Positionierung auf einer bestimmten administrativen, 
disziplinarischen oder gesetzlichen Ebene nicht immer unmittelbar erfasst werden kann: Es 
wird beispielsweise nur der geographische Name oder die regionale Bezeichnung aufgeführt 
und auf Zusätze wie „Konzept“, „Leitbild“, „Plan“, „Programm“ o. ä. verzichtet. 
 
Das gedankliche Konzept zur Veränderung des menschlichen Lebensraumes kann nicht nur 
externalisiert, d. h. beispielsweise in eine schriftliche Form gebracht werden, sondern sich 
auch zu einem verpflichtenden Objekt des juristischen und politischen Kontexts herausbilden, 
wenn das primäre Bedürfnis nach Veränderung bzw. Entwicklung zum Prinzip der staatlichen 
Zuständigkeit und Verantwortung wird. So gibt es Staaten, in denen Raumordnung, 
Raumplanung und regionale Entwicklung im Allgemeinen ausschließlich als Aufgabe der 
Regierung und regierungsnaher Strukturen verstanden werden. In solchen Staaten wird auch 
die Erstellung eines Konzepts oder Plans für jede regionale Ebene zur Aufgabe der 
Regierung. Andererseits gibt es Staaten, in denen die regionale Entwicklung weitgehend 
dezentralisiert ist. Hier werden Konzepte und Pläne für die Raumplanung und räumliche 
Entwicklung unter Berücksichtigung von Bedürfnissen und mithilfe lokaler Akteure erstellt. 
Nichtsdestotrotz haben solche Konzepte in der Regel auch bei möglichen objektiven 
Umsetzungserfordernissen, wie beispielsweise energiepolitischen Programmen, einen 
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juristisch unverbindlichen Charakter.587 Mit der zunehmenden Dezentralisierung 
raumplanerischer Maßnahmen werden übergeordnete Raumordnungspläne, die auf einer 
höheren staatlichen Ebene erarbeitet werden, durch räumliche Entwicklungskonzepte 
einzelner Teilgebiete ersetzt, die den Bedürfnissen der Teilgebiete eher entsprechen und die 
Problematik kleinerer Räume besser verstehen; sie werden von regional integrierten oder 
kooperativen Strukturträgern erarbeitet. Unabhängig davon, ob es sich staatlicherseits um eine 
zentralistische oder eine dezentralistische Perspektive der Raumordnung handelt, haben alle 
räumlichen Handlungskonzepte das gleiche Ziel: Sie sollen bestimmte Handlungen zur 
Veränderung im Raum initiieren. Mit anderen Worten: Räumliche Handlungskonzepte 
(unabhängig davon, in welcher Weise sie aufgefasst werden oder rechtlich verankert sind) 
haben die Aufgabe, das raumbezogene Handeln und erwünschte Veränderungen innerhalb des 
menschlichen Lebensraumes zu beschreiben und zu rechtfertigen. Auf diese Weise kann 
zugleich auf die verschiedenen Funktionen und Schwerpunkte räumlicher Handlungskonzepte 
geschlossen werden. Ein räumliches Handlungskonzept wäre somit 
 
- ein bedürfnisbezogener Plan eines bestimmten Raumes,588 
 
- ein Strategie- und Konzeptpapier im räumlichen Entwicklungsprozess,589 
 
- ein wichtiges Instrument der (Regional-)Politik und (Regional-)Förderung,590 
 
- eine Auflistung von Lösungsvorschlägen für konkrete Probleme innerhalb des menschlichen  
Lebensraumes unter Berücksichtigung des Gleichgewichts zwischen verschiedenen 
regionalen Strukturen und Komponenten.591 
 
Dennoch ist der Inhalt eines räumlichen Handlungskonzepts stets eine spezifische, 
kontextabhängige Substanz. Entscheidend für seine Funktion, seine Eigenschaften und 
Bestandteile ist stets der raumpolitische Kontext, in dem es verfasst wird. In welcher Weise 
die Schwerpunkte, Eigenschaften und Bestandteile eines räumlichen Handlungskonzepts im 
Allgemeinen festgelegt werden, beschreibt das nächste Unterkapitel. 
 
                                                 
587
 Vgl. Hermes 1998, S. 520 
588
 Vgl. Werlen 2004,  S. 172 
589
 Vgl. Dehne 2002, S. 26 
590
 Vgl. Dehne 2002, S. 25; Koschatzky 2003, S. 117 ff. 
591
 Vgl. Glasson 1978, S. 19; Keim/Kühn 2002; Schmitz 1997, S. 6 
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5.3.2 Grundstruktur und Eigenschaften 
Die pragmatische Bestimmung eines jeden räumlichen Handlungskonzepts impliziert neben 
den deskriptiven und analytischen Komponenten eine präskriptive bzw. normative Basis, die 
sich unmittelbar in der Beschreibung des Soll-Zustands des räumlichen 
Entwicklungsprozesses widerspiegelt. Die deskriptiven und analytischen Komponenten 
dienen einerseits zur Informierung über räumliche Gegebenheiten und somit zur 
Beschreibung des Ist-Zustandes, andererseits zur Rechtfertigung der Implementierung 
geplanter raumbezogener Handlungen. In Staaten mit einer hoch zentralistischen 
Raumentwicklung steht die normative Ebene eines Konzepts stark im Vordergrund: Die 
deskriptive und analytische Ebene können dabei nur eine symbolische Rolle spielen und 
werden relativ kurz gehalten oder je nach der Einschätzung des Ist-Zustandes ganz 
weggelassen. Hübler und Sedlacek erwähnen in ihren Arbeiten, dass auch in der 
Bundesrepublik Deutschland vor der Durchsetzung regionalpolitischer 
Dezentralisierungstendenzen die normativen Entscheidungen prävalierten und die Anliegen 
der Raumordnung beispielsweise allein bei der Ministerkonferenz für Raumordnung geklärt, 
realisiert und kontrolliert wurden.592 In welcher Proportion die deskriptive, die analytische 
und die präskriptive Ebene in einem räumlichen Handlungskonzept zueinander stehen und 
wie im Allgemeinen die Struktur eines Konzepts aussehen soll, hängt somit nicht nur von den 
Präferenzen des Verfassers eines Konzepts ab, sondern wird ebenfalls von der jeweiligen 
politischen Ausrichtung und den Tendenzen der Raumordnung und Raumentwicklung 
definiert. Teilweise gibt es auch konkrete Vorgaben für den Aufbau der Konzepte, wie 
Empfehlungen, Bestimmungen und Richtlinien mancher Regionalförderungsinstitutionen und 
-initiativen.593 
 
Die interdependenten deskriptiven, analytischen und präskriptiven Ebenen eines räumlichen 
Handlungskonzepts stehen stets in direktem Zusammenhang mit seinen Schwerpunkten. 
Diese Schwerpunkte legen im Idealfall einen etwas engeren Bereich fest, in dem das 
räumliche Handeln unter Berücksichtigung normativer Aspekte der räumlichen Gestaltung594 
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 Hübler 2002, S. 14; Sedlacek 2004, S. 20 
593
 So wurden im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative der Europäischen Union „LEADER+“ für die Erstellung  
und formalen Inhalte der Regionalentwicklungskonzepte Richtlinien und Empfehlungen verfasst. Dabei sind 
die Raumentwicklungskonzepte potenzieller Förderregionen dennoch rechtlich nicht bindend. 
594
 Zu normativen Aspekten können beispielsweise Bestrebungen nach einem Ausgleich diverser sozialer,  
wirtschaftlicher, infrastruktureller, ökologischer und kultureller Faktoren gezählt werden. Diese Faktoren 
sind unter anderem in den Grundsätzen der Raumordnung der Bundesrepublik Deutschland verankert: § 2 
Abs. 2 Nr. 1 ROG. 
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primär vollzogen werden soll. Räumliche Handlungskonzepte lassen sich somit nach 
folgenden Schwerpunkten gliedern: 
 
- Geographische Schwerpunkte: Eine Bestimmung bzw. Zuordnung zu einem konkreten 
Entwicklungsraum (z. B. mehrere Staaten, Land, Region, Landschaft, Stadt, Dorf, Gemeinde, 
oder Aktionsraum wie Stadtteil, Autobahnkreuz, Naturpark, See etc.); 
 
- Funktionale und thematische Schwerpunkte (z. B. Wirtschaft, Gesellschaft, Politik sowie 
konkrete Bereiche wie Umwelt, Nachhaltigkeit, Kultur, Sport, Tourismus, Infrastruktur etc.) 
mit einem strukturierten, textuellen Inhalt und Beschreibungen der regionalbezogenen 
Gegebenheiten.595 
 
Geographische Schwerpunkte räumlicher Handlungskonzepte können bei der Erarbeitung der 
Konzepte im Gegensatz zu funktionalen und thematischen Schwerpunkten meistens eindeutig 
definiert werden. Unter Umständen können die funktionalen und thematischen Schwerpunkte 
auch fehlen, besonders im Falle einer räumlichen Gesamtkonzeption, bei der versucht wird, 
alle Facetten eines Lebensraumes und seiner Entwicklung zu berücksichtigen und die 
Interdependenz der Probleme im Gesamtkontext in den Vordergrund zu stellen. Beim Lesen 
einer solchen Gesamtkonzeption wird in einigen Fällen bei der Beschreibung der 
problematischen Zustände ersichtlich, welche thematischen Schwerpunkte als relevant bzw. 
prioritär betrachtet werden können. So gilt eine klare Definition der Schwerpunkte eines 
räumlichen Konzepts bei einigen Raumentwicklern als besonders wichtig, um gezielt auf 
konkrete, relevante Problemfelder und Bedürfnisse hinzuweisen. Dies wurde zum Teil in den 
durchgeführten ExpertInneninterviews bestätigt. Nicht selten kommt es auch vor, dass 
räumliche Handlungskonzepte explizit auf mehrere ausgewählte funktionale und thematische 
Schwerpunkte fokussieren. Dies geschieht teilweise aufgrund der starken Interdependenz 
bestimmter räumlicher Bereiche, die man sowohl bei der Konzepterarbeitung als auch später 
bei der Umsetzung geplanter Maßnahmen nicht voneinander trennen kann. Der andere Grund 
für die Orientierung an mehreren Schwerpunkten ist die Idee der Integration bestimmter 
räumlicher Bereiche sowie die Möglichkeit der Nutzung von synergetischen oder 
kooperativen Potenzialen.596 So werden häufig Schwerpunkte zusammengefügt, wie 
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 Vgl. Reitshammer 2008, S. 59 f. 
596
 Diese Perspektiven stellt unter anderen Hahne als besonders wichtig dar: „Eines der Grundprobleme der  
Regionalentwicklung liegt im Vergeuden von Handlungsmöglichkeiten durch fehlende Integration der 
verschiedenen Maßnahmen.“ (Vgl. Hahne 1999, S. 2) 
  
191 
beispielsweise „Natur und Freizeit“, „Tourismus und Sport“, „Wirtschaft und Infrastruktur“ 
oder „Umweltschutz und Nachhaltigkeit“, um sie auf diese Weise im gleichen Kontext der 
Raumentwicklung zu betrachten. An dieser Stelle wäre es möglicherweise interessant zu 
erfahren, welche Schwerpunkte im Allgemeinen bei der Erarbeitung räumlicher 
Handlungskonzepte gewählt werden. Informationen darüber könnten eine gewisse 
Orientierung für die raumgestalterische Praxis bieten, um relevante Bereiche bei der Suche 
nach thematisch verwandten Schwerpunkten herausheben zu können. Die vorliegende 
Untersuchung beschäftigt sich unter anderem auch mit dieser Frage. 
 
Neben den gewählten Schwerpunkten gibt es ein weiteres signifikantes Merkmal räumlicher 
Handlungskonzepte: den Zeithorizont, der für die Umsetzung der geplanten Handlungen bei 
der Konzepterarbeitung festgelegt wird. An dieser Stelle konnte im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit weder aus den durchgeführten Gesprächen mit Expertinnen und Experten noch aus der 
einschlägigen Literatur eruiert werden, welcher Zeitraum, sofern überhaupt erwünscht, für die 
Umsetzung eines räumlichen Handlungskonzepts angegeben werden soll. Am Beispiel der 
Regionalentwicklung wird jedoch Folgendes deutlich: Obwohl im Rahmen der 
Regionalförderungsinitiativen und -programme Angaben über die Bearbeitungs- oder 
Gültigkeitsdauer der Konzepte wegen der Finanzierungsplanung formal erforderlich sind, ist 
es für viele Regionalentwickler aufgrund der Komplexität des Regionalentwicklungsprozesses 
und der Unvorhersehbarkeit der Wirkung der Maßnahmen in der jeweiligen Umsetzungsphase 
nicht leicht, im Voraus einen festen zeitlichen Rahmen anzugeben. Allgemein gilt: Der 
gesamte regionale Entwicklungsprozess muss auf längere Sicht geplant, die einzelnen 
regionalen Entwicklungsmaßnahmen müssen jedoch in kürzeren Zeitabständen umgesetzt 
werden. Diese praktische Empfehlung ist jedoch nur dann umsetzbar, wenn dem regionalen 
Entwicklungsprozess kein zeitlicher Rahmen vorgegeben ist und die regionalen 
Entwicklungsmaßnahmen tatsächlich umsetzbar sind, was in der Phase ihrer Konzipierung 
nicht immer vorhergesehen werden kann. Auf diese Weise kann die Regionalentwicklung 
einen symbolischen Charakter gewinnen: Dies erklärt unter anderem die Festlegung der 
Gültigkeitsdauer einiger regionalpolitischer Programme, bei der für die Anfangs- oder 
Endfrist stets eine runde Zahl gewählt wird – beispielsweise „Programm 2020“. 
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Ein weiteres bedeutendes Merkmal räumlicher Handlungskonzepte ist ihre strategische 
Natur.597 Das allgemeine strategische Handeln impliziert die Idee der zweckgerichteten 
Planung und Umsetzung einer konkreten Aktion oder mehrerer Aktionen. Die Intention eines 
strategischen Konzepts ist somit primär die Aufführung geplanter Maßnahmen zur Erreichung 
eines bestimmten Ziels. Somit wäre jedes räumliche Handlungskonzept prinzipiell ein 
strategisches Konzept, da es sowohl die Beschreibung geplanter Maßnahmen sowie ihre 
Umsetzung beinhaltet als auch ein konkretes Ziel verfolgt, nämlich die Verbesserung der 
Lebensbedingungen. Die Akzeptanz eines solchen Konzepts hängt primär davon ab, ob die 
Auswahl der geplanten Maßnahmen überzeugend ist. Sofern das räumliche Handlungskonzept 
nicht ausschließlich zentralistisch umgesetzt wird, muss seine Strategie wegen der 
Komplexität der Gegebenheiten eines bestimmten Lebensraumes sowie der Existenz gewisser 
Anspruchsgruppen oder relevanter Akteure innerhalb dieses Lebensraumes gegenüber diesen 
Anspruchsgruppen begründet werden.598 Die Begründung der Maßnahmen konkreter 
räumlicher Handlungskonzepte impliziert die Erarbeitung einer analytischen Basis, die 
ebenfalls zum Bestandteil eines jeden räumlichen Konzepts gehört. Die Entwicklung einer 
solchen räumlichen Strategie, die an sich nichts anderes ist als eine konsequente Suche nach 
Vorschlägen zur Umsetzung konkreter Vorhaben, lässt sich direkt von der Analyse 
bestimmter Rahmenbedingungen eines Lebensraumes ableiten. Auf diese Weise bekommt die 
strategische Konzeption gewissermaßen eine objektive Komponente. Ein räumliches 
Handlungskonzept kann verschiedene Beschreibungen und Untersuchungen der 
Gegebenheiten eines Lebensraumes und seiner antizipierten Entwicklung599, 
Wirkungsanalysen600 sowie evaluatorische Ansätze bezüglich der Ziele, 
Entwicklungsprozesse und Ergebnisse beinhalten.601 Die problembezogene Analyse eines 
                                                 
597
 Der Begriff „Strategie“ stammt ursprünglich aus dem militärischen Bereich: Das Wort setzt sich aus zwei  
altgriechischen Wörtern zusammen: stratos („Heer“) und agein („führen“ oder „handeln“). Gegen Mitte des 
20. Jahrhunderts fand der Begriff „Strategie“ seine Verwendung vor allem im wissenschaftlichen Kontext 
der Spieltheorien, bis er in den 50er- und 60er-Jahren durch wissenschaftliche Studien und Publikationen im 
Bereich „Strategisches Management“ popularisiert und unter anderen von Penrose, Chandler und Ansoff 
sowie Wissenschaftlern der Harvard Business School aufgearbeitet wurde. (Vgl. Ansoff 1965; Chandler 
1962; Learned et al. 1965; Penrose 1959) 
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 Ein Beispiel für die Notwendigkeit der Berücksichtigung der öffentlichen Meinung bei der administrativen  
Raumgliederung: „Gerade dann, wenn z. B. von administrativer Seite versucht wird, bestimmte 
Raumgliederungen durchzusetzen, ist zu überlegen und zu analysieren, ob diese Versuche auch auf eine 
entsprechende Akzeptanz in der Bevölkerung treffen, oder ob die Pläne nicht grundlegend an den 
Zugehörigkeitsempfindungen der Bevölkerung vorbeigehen.“ (Frankenberg/Schuhbauer 1994, S. 25 f. in 
Anlehnung an Heinritz 1989) 
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 Man unterscheidet in einem breiten Spektrum diverser Untersuchungsmöglichkeiten (beispielsweise bei der  
Regionalplanung) im Allgemeinen zwischen „Inter-Regional Analysis“ und „Intra-Regional Analysis“ (Vgl. 
Glasson 1978, S. 63 ff., 125 ff.) sowie interdisziplinären regionalpolitischen Analysen (Vgl. Fürst 1996, S. 
81). 
600
 Vgl. Hübler 2002 
601
 Vgl. Gornig/Toepel 1998, S. 68; Sedlacek 2004, S. 14 f. 
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Lebensraumes als Ausgangspunkt für die Darstellung des Ist-Zustandes sowie die Erarbeitung 
des Soll-Zustandes sollte einerseits einen Objektivitätsanspruch besitzen, andererseits den 
verschiedenen Anspruchsgruppen die Möglichkeit geben, sich mit den Problemen und ihrer 
Lösung zu identifizieren. Handelt es sich bei den Anspruchsgruppen um bestimmte 
Organisationen, bezeichnet man einen Lebensraum unter anderem als Umwelt dieser 
Organisationen. Das Identifikationsmuster der Organisationen mit ihrer Umwelt unterscheidet 
sich von individuellen Einstellungen bezüglich eines Lebensraumes. Während es sich auf der 
individuellen Betrachtungsebene häufig um irrationale Aspekte handelt, werden die 
Gegebenheiten eines Lebensraumes durch Organisationen eher rational bewertet. Die 
Einstellung der Organisationen zur komplexen Struktur und Dynamik ihrer Umwelt könnte an 
dieser Stelle von ihrem strategischen Verhalten innerhalb ihrer Umwelt abgeleitet werden: 
„Since there is no way of knowing about the environment except by interpreting ambiguous 
events, it is important to understand how organizations come to construct perceptions of 
reality.“602 Das von Pfeffer und Salancik erwähnte „constructing perception of reality“ gehört 
bei Organisationen zu einem wichtigen Bestandteil ihrer Strategien und Verhaltensmuster und 
deswegen auch zur Hauptaufgabe bei der Erstellung eigener strategischer Konzepte. Spiegeln 
räumliche Handlungskonzepte einzelne strategische Aspekte der betreffenden Organisationen 
wider, wächst die Wahrscheinlichkeit ihrer Akzeptanz.603 
 
Räumliche Handlungskonzepte sowie ihre Strategien können somit von Anspruchsgruppen 
und Individuen auf der Basis der „raumbezogenen Identität“604 wahrgenommen und akzeptiert 
werden, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 
 
- Klare Identifikation der Anspruchsgruppen und Individuen mit ihrer Umwelt oder 
ihrem Lebensraum;605 
 
- Konkrete Formulierung der Ziele und Maßnahmen im Rahmen raumbezogener 
Planungs- und Entwicklungsprozesse;606 
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 Pfeffer/Salancik 2003, S. 13 
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 Aus pragmatischer Sicht sowie aus der praxisbezogenen Erfahrung sollten beispielsweise regionale  
Entwicklungskonzepte unter anderem für „das programmatische Bündeln und die gemeinsame strategische 
Linie (Konsistenz) im regionalen Maßstab“ (Keim 2002, S. 6) verwendet werden. (Vgl. Hoffmann 2002, S. 
41) 
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 Weichhart 1990 
605
 Vgl. Gleber 1994, S. 6 ff. 
606
 Als Basisverständnis der kooperativen Politik gilt beispielsweise der Zustand, bei dem „Strategien und  
Logiken der einzelnen Akteure bekannt sind“. (Gerstlberger 2001, S. 398) 
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- Potenzial zur Umsetzung der Strategien räumlicher Handlungskonzepte;607 
 
- Erkennbare positive Effekte für die Anspruchsgruppen und Individuen durch die 
mögliche Strategieumsetzung.608 
 
Die Notwendigkeit der Akzeptanz eines strategischen Konzepts seitens bestimmter 
Anspruchsgruppen oder Individuen, die über seine Umsetzung entscheiden oder sie in 
irgendeiner Weise beeinflussen können, sollte somit zu den ausdrücklichen Zielen eines jeden 
räumlichen Handlungskonzepts gehören. Erreicht ein solches Konzept keinen für seine 
Realisierung günstigen Akzeptanzgrad, ist seine Umsetzung unter Umständen erschwert oder 
gar unrealistisch. Das strategische Vorhaben bleibt somit im Spannungsfeld zwischen dem 
Anspruch auf seine Verwirklichung und der Realität interessenbezogener 
Entscheidungsprozesse. 
 
5.3.3 Problempotenzial: Zwischen Anspruch und Realität 
Das folgende Kapitel konzentriert sich auf die Problematik der Diskrepanz zwischen der 
Darstellung der Entwicklungsperspektive eines menschlichen Lebensraumes und den 
tatsächlichen Umsetzungsmöglichkeiten im raumbezogenen Kontext. Als Erstes sind an 
dieser Stelle die unterschiedlichen Vorstellungen der verschiedenen administrativen Ebenen 
und der Akteure zu erwähnen, unter anderem bezüglich der Probleme innerhalb eines 
Raumes, des Gestaltungsprozesses, der Ziele, Maßnahmen und Erfolgsaussichten sowie im 
Allgemeinen hinsichtlich der Rolle einzelner räumlicher Handlungskonzepte selbst. Eine 
mögliche Lösung für diese Problematik läge unter anderem in einer weitgehend lückenlosen 
Abstimmung sowie ergebnisorientierten Auseinandersetzung sämtlicher Verantwortlicher 
hinsichtlich der kritischen Faktoren der Raumentwicklung.609 Jedoch reicht die 
verantwortungsbewusste Abstimmung der Beteiligten alleine nicht aus. Dringt man in die 
Problematik der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte tiefer vor, 
erkennt man einen Komplex mehrerer zusammenhängender Probleme. So beschreibt Hahne 
häufige Problemfelder: „Anspruch und Realität klaffen bei Regionalen 
Entwicklungskonzepten häufig auseinander. Viele REKs leiden unter Überfrachtung: Sie 
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 Dazu zählt man sowohl eigene Entwicklungspotenziale (vgl. Scherer 1997, S. 125) als auch  
Regionalförderung sowie mögliche notwendige Subventionen (vgl. Müller/Dams 1984). 
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 Hier kann die räumliche Entwicklung unter anderem als eine der Formen kooperativer Politik betrachtet  
werden: „Sofern kein Zwang für den Zusammenhalt des Systems besteht, müssen diese Beziehungen derart 
gestaltet werden, dass die Zugehörigkeit für einen ausreichend großen Teil der Akteure als positive Strategie 
erscheint.“ (Gerstlberger 2001, S. 398) 
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 Vgl. Heintel 2004b, S. 204 
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wollen zu viel. Der Anspruch ist zu hoch. Sie landen dann bei den hochkomplexen 
Planungsansätzen der 70er Jahre, die kaum umsetzungsfähig waren. Oder sie bleiben im 
Ringen um ein konsensfähiges Leitbild im Unverbindlichen stecken. Auch mangelhafte 
Organisation und fehlendes Zeit-Management sind klassische Fehler, die zum Misslingen 
beitragen können. […] Es kommt darauf an, den Prozess der Erstellung des REK auf diese 
spezifischen regionalen Bedingungen abzustellen. Mit einer exakten Organisation und zeitlich 
stringenten Durchplanung des Prozessablaufes, der Zuständigkeit und der Kontrolltermine 
sind die Erfordernisse zu erfüllen.“610 Es wird deutlich, dass räumliche Handlungskonzepte 
mit einem breiten Spektrum an Problemen konfrontiert sein können. 
 
Die Schwerpunkte verschiedener Konzepte und die räumliche Problematik können im 
Einzelnen unterschiedlich ausfallen, dennoch zielen sie prinzipiell alle auf Umsetzung. Wie 
und ob überhaupt ein räumliches Handlungskonzept umgesetzt wird, hängt von vielen 
Faktoren ab, der Anspruch für sich spielt jedoch bereits eine besondere Rolle. So können 
beispielsweise räumliche Handlungskonzepte, die einen klaren Anspruch auf eigene 
Umsetzung aufweisen und die eigenen Umsetzungsmöglichkeiten überzeugend darstellen, im 
Vorfeld Fördermittel erhalten, auch wenn sich die Umsetzung im Nachhinein als ganz oder 
teilweise unrealisierbar erweist. Dieses Problem tritt insbesondere bei Konzepten auf, die 
primär auf die Sicherung der Finanzierung und Förderungsvergabe fokussieren. Auch die 
Tatsache, dass räumliche Handlungskonzepte unter anderem im Zuge der Deregulierungs- 
und Dezentralisierungstendenzen einen strategisch unverbindlichen Charakter bekommen, 
deutet auf gewisse Schwierigkeiten bei der Beantwortung der Frage, welche Konzepte als 
förderungswürdig betrachtet werden können.611 
 
Des Weiteren gibt es allgemeine Problemfelder, die bereits vor der empirischen Untersuchung 
im Rahmen der ExpertInnengespräche deutlich wurden, was an dieser Stelle erlauben soll, 
eine gewisse Ausgangsbasis für die spätere Durchführung der Inhaltsanalyse räumlicher 
Handlungskonzepte zu schaffen. Es handelt sich bei diesen Problemfeldern u. a. um die 
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 Die Umstellung von einer vorrangig zentralistischen auf eine eher deregulierende und dezentralistische  
Raumentwicklung bedeutet für räumliche Handlungskonzepte, dass ihre Erarbeitung und Umsetzung sich 
nach einem anderen Muster abspielen werden, was in der Übergangsphase zu Unklarheiten zwischen der 
administrativen und der praxisbezogenen Ebene der Raumplanung führen kann. Diese Problematik wurde 
ebenfalls in einigen ExpertInneninterviews im Rahmen der vorliegenden Arbeit angesprochen. Insgesamt 
steht die administrative Ebene in einem „Dezentralisierungsparadigma“ nicht selten wegen Unachtsamkeit 
bei der Durchführung der Dezentralisierungsmaßnahmen in der Kritik: „In bezug auf letzteres scheint sich 
zwar aufgrund pathologischer Problemlösungsdefizite des politisch-administrativen Zentralsystems das 
Dezentralisierungsparadigma durchgesetzt zu haben, ohne daß jedoch bislang Übereinstimmung darüber 
erzielt wurde, was und wieweit dezentralisiert werden soll.“ (Vgl. Scherer 1997, S. 3) 
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Zeitplanung, die Positionierung der Konzepte sowie um die Gestaltung des 
Konzipierungsprozesses. Folgende Punkte scheinen von Belang zu sein: 
 
- Nur wenn von einem Förderungsgeber explizit vorgegeben wird, auf welchen 
Zeitrahmen sich ein Konzept beziehen soll, kann zwischen langfristiger und 
kurzfristiger Planung entschieden werden. Welche Art der Zeitplanung bevorzugt 
wird, hängt von der Interpretation des eigenen Strategieplanes ab. 
 
- Bei der Positionierung räumlicher Konzepte gibt es generell zwei Problemstellungen:  
 
(1) Man kann zwischen einem allgemeinen und einem schwerpunktbezogenen 
(beispielsweise mit Fokussierung auf Wirtschaft, Tourismus, Natur, Kultur etc.) 
Konzept unterscheiden. Die Entscheidung für diese oder jene Ausrichtung sollte auf 
den Stärken und Potenzialen des jeweiligen Raumes basieren, die jedoch aus den 
verschiedenen Kontexten heraus unterschiedlich wahrgenommen werden können. 
 
(2) Im Zuge des zunehmenden Wettbewerbs der Konzepte um die Förderungsvergabe 
sowie einer politischen Schwerpunktsetzung auf Wachstum, Innovation und 
strukturelle Integration wird die Kritik laut, dass es „de facto eine Abkehr von den 
klassischen Prinzipien der gleichwertigen Lebensverhältnisse und der nachhaltigen 
Entwicklung“612 gibt, die zu einer Benachteiligung strukturschwacher Räume und 
einer zunehmenden Förderung der ohnehin strukturstarken Regionen führt. Diese 
Tendenz kann unter Umständen dazu führen, dass in den Konzepten die räumlichen 
Stärken in den Vordergrund gestellt und die Schwächen entweder gar nicht oder nur 
teilweise dargestellt werden, weil man im Wettbewerb um die Förderungen mithalten 
und nicht als „schwache“ Region betrachtet werden möchte. 
 
- Die Erarbeitung eines räumlichen Handlungskonzepts kann prinzipiell in Kooperation 
oder aber in alleiniger Verantwortung stattfinden. Gewiss wäre es im Sinne der 
Objektivität, der Kompetenzbündelung sowie der Einbindung verschiedener Akteure 
von Vorteil, Konzepte auf der Kooperationsbasis zu erarbeiten; dabei können jedoch 
Zielkonflikte sowie gegebenenfalls Zeitverluste beim Einigungsprozess über das 
Konzept und seine Umsetzung auftreten. Auch lassen sich nicht immer 
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Kooperationspartner finden, die bereit sind, die Verantwortung für die spätere 
Umsetzung des Konzepts mitzutragen. Finden sie sich, muss wiederum hinterfragt 
werden, ob ihre Bereitschaft zur Mitarbeit nicht möglicherweise unter einem Zwang 
steht.613 
 
Das bereits angesprochene breite Spektrum der Probleme, mit denen sich räumliche Konzepte 
auseinandersetzen müssen, kann folglich auf zwei (teilweise interdependente) Arten von 
Problemen reduziert werden: 
 
- Probleme innerhalb eines bestimmten Raumes, die mithilfe dieser Konzepte gelöst werden 
sollen (wie zum Beispiel Strukturschwächen und fehlende Potenziale des Raumes und seiner 
Strukturen); 
 
- Probleme bei der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Konzepte (wie zum Beispiel 
fehlende Finanzierung und Kooperationspartner, Schwierigkeiten bei der Positionierung und 
Analyse des Raumes und seiner Strukturen sowie diverse Entscheidungs- und 
Durchsetzungshindernisse). 
 
Die zweite Art von Problemen wird dann relevant, wenn ein bestimmter Raum seine 
Probleme nicht aus eigener Kraft lösen kann. Treten unlösbare Probleme bei der Erarbeitung 
und Umsetzung raumpolitischer Entwicklungsmaßnahmen auf, kann der 
Raumgestaltungsprozess unter Umständen nicht stattfinden, ganz gleich, wie hoch die 
Finanzierung angesetzt war. Diese Probleme, deren Untersuchung sich die vorliegende Studie 
widmet, werden ebenfalls unter die Lupe genommen, wenn es um die Untersuchung der 
Effektivität einzelner Konzepte sowie um die Kontrolle ihrer Umsetzung geht. 
 
5.3.4 Stand der Forschung und offene Fragen 
Die signifikante Rolle, die räumliche Handlungskonzepte im Kontext der menschlichen 
Lebenspraxis spielen, rückt sie in den Fokus so mancher Forschungsvorhaben. Die bisherigen 
Arbeiten beschränken sich freilich häufig auf die Untersuchung einzelner Konzepte oder der 
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geographischen Gebiete und regionalpolitischen Tendenzen, auf die sich diese Konzepte 
beziehen.614 Unter dieser scheinbar partikularistischen Methodik verbirgt sich stets eine 
Analyse der komplexen strategischen Materie eines jeden Handlungskonzepts, bei der nach 
der Effektivität der regionalen Entwicklungsstrategie bzw. nach Zielerreichung gefragt 
wird.615 
 
Zur Methodik der Evaluierung einzelner räumlicher Handlungskonzepte sowie ihrer 
Strategien kann man Folgendes anmerken: Über die Qualität einer geplanten Strategie lässt 
sich erst nach ihrer Umsetzung eine Aussage treffen616; vorausgesetzt, die strategische Wahl 
wird durchgehend als richtig betrachtet. Deswegen wird in der Konzipierungsphase eines 
allgemeinen strategischen Prozesses primär auf die „richtige“ strategische Ausrichtung 
fokussiert. Je unspezifischer und unpräziser ein Strategiekonzept, desto schwieriger wird nach 
seiner Umsetzung die Strategieevaluierung. 
 
Ähnlich wie bei der Verwendung verschiedener Forschungsansätze für die Analyse der 
Strategiekonsistenz einzelner Vorhaben, versucht man auch in diesem Fall zu untersuchen, 
welche geplanten Maßnahmen eines räumlichen Handlungskonzepts tatsächlich umgesetzt 
wurden und wie dies geschah. Trotz dieser scheinbar einfachen Vorgehensweise lässt sich die 
Qualität eines strategischen Konzepts häufig schwer beurteilen. Dafür gibt es einige Gründe, 
die im Folgenden beschrieben werden. 
 
Die Qualität eines räumlichen Handlungskonzepts wird vor und nach seiner Umsetzung nach 
unterschiedlichen Kriterien beurteilt. In der Praxis gibt es jedoch noch immer keine Kriterien, 
nach denen sich die Konzepte bewerten lassen: Dieses Problem ist der einen oder anderen 
Institution, die sich mit der Beurteilung räumlicher Handlungskonzepte (beispielsweise bei 
Entscheidungen um die Förderungsvergabe) befasst, durchaus bekannt. So wird zum Beispiel 
ein regionales Konzept vor seiner Umsetzung nach Formalitäten zur Konzeptgestaltung, nach 
seiner Realitätsnähe, Genauigkeit und Zuverlässigkeit in seinem regionalanalytischen Teil 
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sowie nach seiner Anwendbarkeit bewertet. Dazu werden unter anderem bestimmte 
analytische Modelle mit konkreten Bewertungsmaßstäben erarbeitet, nach denen Konzepte 
beispielsweise durch Punktvergabe miteinander verglichen werden können.617 Nach der 
Umsetzung eines Handlungskonzepts ist lediglich relevant, ob es erfolgreich durchgeführt 
werden konnte oder nicht. Der konkret erzielte Erfolg wird vor allem an der Umsetzung 
konkreter Projekte oder Entwicklungsmaßnahmen gemessen. Die Beurteilung der 
Raumplanungspolitiken reduziert sich somit auf klar definierbare Einzelfälle: „Wirkungen der 
Raumplanung können nur im Rahmen konkreter Vorhaben anderer staatlicher oder privater 
Akteure evaluiert werden [...].“618 Es wird deutlich, dass ein räumliches Handlungskonzept 
auf den verschiedenen Stufen seines Entwicklungsprozesses in Bezug auf seine Qualität 
unterschiedlich aufgefasst und bewertet werden kann. 
 
Als ein weiterer Grund, warum die Beurteilung der Qualität eines räumlichen 
Handlungskonzepts oft problematisch ist, kann die Komplexität und Unüberschaubarkeit 
einerseits des räumlichen Geschehens, andererseits der stark interdependenten und inhaltlich 
schlecht voneinander abgrenzbaren Bereiche der Raumordnung, -planung und -entwicklung 
genannt werden. Die Komplexität der Gegebenheiten innerhalb des räumlichen Geschehens 
sowie seine häufig unüberschaubare Dynamik können die Erarbeitung räumlicher 
Handlungskonzepte grundsätzlich erschweren, da die Konzepte die raumbezogene Realität in 
gewisser Weise widerspiegeln müssen. Ebenfalls problematisch wäre es in diesem Fall, 
retrospektiv auf die Güte der möglichen strategischen Wahl zu schließen. Unter 
Berücksichtigung der Komplexität des raumbezogenen Geschehens entscheidet man sich 
tendenziell dafür, räumliche Handlungskonzepte mit eher allgemeinen, langfristigen 
Zielsetzungen zu erarbeiten, um eine flexible Vorgehensweise bei der räumlichen 
Entwicklung zu gewährleisten.619 Auch der komplexe und schlecht differenzierbare 
Gesamtbereich der Raumordnung, Raumplanung und Raumentwicklung lässt lediglich eine 
partielle Beurteilung räumlicher Konzepte zu: „Die wenigen Evaluationen in diesem 
Politikbereich konzentrieren sich auf die Auswirkungen spezifischer Projekte (z. B. 
Einkaufszentren, Infrastrukturbauten) und städtebaulicher Modellvorhaben auf die räumliche 
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Entwicklung. Die Instrumente von Raumplanung und Raumordnung und deren Wirksamkeit 
werden dagegen nicht thematisiert.“620 
 
Neben den Untersuchungen der Effektivität einzelner räumlicher Handlungskonzepte, stellen 
sich manche Forscher die Frage nach der Effizienz dieser Konzepte. Damit wird die Effizienz 
eines Konzepts und seiner Umsetzung zu seinen Qualitätskriterien gezählt. Schwierig ist 
jedoch die begriffliche Unterscheidung zwischen „Effektivität“ und „Effizienz“.621 Auch die 
Messung der Effizienz eines räumlichen Handlungskonzepts ist problematisch, was sich zum 
Teil auf eine in der einschlägigen Literatur beobachtbare begriffliche Unklarheit zurückführen 
lässt. Wenn mit dem Begriff „Effizienz“ ausschließlich die Effizienz bei der Erstellung eines 
Konzepts gemeint ist, so kann sie zwar analysiert werden, hat aber nicht unbedingt einen 
direkten Bezug zur Strategieumsetzung. Würde man (mit Dehne) unter dem Begriff 
„Effizienz“ der Konzepte die Erfüllung ihrer Ansprüche und Erzeugung von Impulsen für die 
räumliche Entwicklung verstehen622, ließe sich die Effizienz in diesem Fall kaum messen, da 
positive Effekte im Zuge der Umsetzung regionalpolitischer Maßnahmen stark interdependent 
und teilweise unüberschaubar sind. Daher werden diese positiven Effekte häufig als Impulse 
für die räumliche Entwicklung betrachtet. An dieser Stelle wäre die Frage zu stellen, ob es 
überhaupt erforderlich ist, die Effizienz eines räumlichen Handlungskonzepts zu messen, 
wenn grundsätzlich unklar ist, was genau und vor allem in welchem konkreten Kontext 
gemessen werden soll. Darüber äußert sich Dehne in Anlehnung an Hübler am Beispiel 
regionaler Entwicklungskonzepte in folgender Weise: „Regionale Entwicklungskonzepte 
(REK) sind mittlerweile zu einem Allzweckinstrument der Strukturpolitik, der 
Regionalplanung, sowie verschiedenster Fachpolitiken mit unterschiedlichsten räumlichen 
Zuschnitten und inhaltlichen Ausrichtungen geworden. Schon diese vielfältigen räumlichen 
und institutionellen Überschneidungen allein werfen die Frage nach der Effizienz Regionaler 
Entwicklungskonzepte auf […]“.623 
 
In den ExpertInneninterviews, die im Rahmen der vorliegenden Arbeit durchgeführt wurden, 
wurden weitere Qualitätsmerkmale räumlicher Handlungskonzepte angesprochen, die für die 
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Forschung von Interesse sein könnten. Als „gutes“ Konzept wird in der raumgestalterischen 
Praxis unter anderem ein Konzept bezeichnet, das im Vorfeld seiner Umsetzung veröffentlicht 
wurde. Die Veröffentlichung regionaler Entwicklungskonzepte wird unter anderem von 
Gemeinschaftsinitiativen für die Vergabe von Fördermitteln vorausgesetzt. Damit wären die 
Transparenz des eigenen Vorhabens für die Öffentlichkeit sowie ein mögliches Ansprechen 
an dem Vorhaben interessierter Akteure gewährleistet. 
 
Über die anderen Qualitätsmerkmale räumlicher Handlungskonzepte, wie beispielsweise die 
Zeitplanung der Umsetzung, die Beschreibung eigener Probleme sowie die 
Umsetzungsfähigkeit gibt es zum Teil kontroverse Meinungen. So konnte zum Beispiel nicht 
eindeutig geklärt werden, ob „gute“ räumliche Konzepte konkrete Fristen für die Umsetzung 
geplanter Entwicklungsmaßnahmen angeben und auf die Probleme der eigenen Erarbeitung 
und Umsetzung eingehen sollen. Ebenfalls blieb offen, ob es für „gute“ räumliche 
Handlungskonzepte entscheidend ist, alle geplanten Maßnahmen umzusetzen, oder ob es 
unter Umständen als Erfolg betrachtet werden kann, wenn ein Konzept den räumlichen 
Entwicklungsprozess lediglich in Gang setzte. Es wird deutlich, dass allgemein gültige 
Aussagen über die Qualität räumlicher Handlungskonzepte aufgrund der Komplexität und 
Einzigartigkeit eines jeden räumlichen Gestaltungsprozesses schwierig sind. Dies wird weiter 
durch die in Deutschland zu beobachtende Tendenz erschwert, verbindliche top down-Pläne 
durch strategische unverbindliche Konzepte auf allen Ebenen abzulösen624, wodurch der 
Bezug zu der konkreten Umsetzungsperspektive durch die Zunahme verschiedener, teils 
ineinandergreifender Umsetzungs- und Steuerungsalternativen für den räumlichen 
Gestaltungsprozess verschwindet. So blieb im Zuge der gegenwärtigen Tendenzen der 
Raumordnung und Raumplanung für die Forschung die Frage nach der neuen Rolle 
räumlicher Handlungskonzepte bis jetzt ebenfalls offen. 
 
 
6. UNTERSUCHUNGSPLAN 
 
6.1 Ziele der Untersuchung 
Nicht alle räumlichen Handlungskonzepte in der Praxis der lebensräumlichen Gestaltung sind 
primär darauf ausgerichtet, Finanzmittel zu akquirieren oder lediglich eine formale 
Informationsquelle für bestimmte Zielgruppen darzustellen. Bei zahlreichen Konzepten stehen 
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die Themen effiziente Planung und Zielerreichung durchaus an der ersten Stelle. Zugleich 
versuchen sie auf die eine oder andere Weise, sich mit Problemen, die während des 
Raumgestaltungsprozesses auftreten können, auseinanderzusetzen. Für die langfristige 
Planung stellt die schriftliche Fixierung solcher Probleme eine der wenigen Möglichkeiten 
dar, ihnen eine dauerhafte, kollektive und strukturübergreifende Aufmerksamkeit zukommen 
zu lassen. 
 
So besteht häufig schon im Vorfeld der Planung raumgestalterischer Aktivitäten ein Bedarf an 
Informationen über mögliche Probleme, die die Umsetzung dieser Aktivitäten behindern 
können. Es ist jedoch nur selten auf direktem Wege möglich, aus dem praxisbezogenen 
Kontext heraus an diese Informationen zu gelangen: In manchen Handlungskontexten ist die 
adäquate Berücksichtigung möglicher Problemzustände nicht realisierbar und teilweise auch 
nicht gewollt. So können Konzepte im Zusammenhang der Raumentwicklung zu stark 
standardisierten Instrumenten werden; sie beinhalten zwar weiterhin die Beschreibung und 
Analyse der Probleme innerhalb eines Raumes sowie Lösungsvorschläge, verabschieden sich 
jedoch unter anderem von einer kritischen Betrachtungsperspektive gegenüber ihren eigenen 
Umsetzungschancen. Wie kann die Forschung an dieser Stelle behilflich sein? 
 
6.1.1 Eine wissenschaftliche Studie als Hilfestellung für die Praxis 
Die Konzipierung der vorliegenden Arbeit wurde von einer umfangreichen wissenschaftlichen 
Studie inspiriert, die auf ähnliche Frage- und Problemstellungen fokussiert. Sie betont unter 
anderem die Rolle informeller Raumkonzepte für die Umsetzung normativer Instrumente 
raumplanerischen Handelns insbesondere im Zuge des Strukturwandels und der Verschärfung 
des regionalen Wettbewerbs. Allerdings liefert diese Studie Ergebnisse, die der allgemeinen 
raumgestalterischen Praxis zum Teil aufgrund ihrer schlechten Zugänglichkeit nur bedingt 
hilfreich sind. Nichtsdestotrotz ist es wichtig, sie im Rahmen der vorliegenden Arbeit zu 
erwähnen, auch wenn sie nach ihrer einmaligen Anwendung in Jahre 2005 in den 
institutionellen Strukturen gewissermaßen „unterging“. Es handelt sich um die Arbeit 
„Evaluierung regionaler Entwicklungskonzepte“ am Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) in Dresden.625 Die Studie wurde im Auftrag des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern zum Zweck der Entwicklung konkreter „Kriterien und 
Indikatoren für die erfolgreiche Aufstellung und Umsetzung“626 regionaler 
Entwicklungskonzepte erstellt. Schon seit Jahren unterstützt das Sächsische Staatsministerium 
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des Innern finanziell die Regionalentwicklung im Lande, darunter auch die Erstellung, 
Anpassung und Umsetzung regionaler Entwicklungs- und Handlungskonzepte.627 Ende 2005 
wurde die regionale Entwicklung einiger sächsischer Aktionsräume unter Zuhilfenahme der 
Studie des IÖR evaluiert.628 Wie ist diese Studie konzipiert und was war aus ihr für die 
Erarbeitung des Untersuchungsplans der vorliegenden Arbeit zu lernen? 
 
Zunächst sollen an dieser Stelle die Ergebnisse der Befragungen der sächsischen 
Aktionsräume der Regionalentwicklung aus der IÖR-Studie kurz dargestellt werden. Sie 
zeigen, dass die Mehrheit der befragten Regionen unter dem Erfolg eines 
Entwicklungskonzepts in erster Linie seine Realisierung versteht. Als Erfolg versprechend 
wurden auch Konzepte bezeichnet, die bereits vor ihrer Umsetzung von 
Kooperationsprozessen begleitet wurden. Nur in einem einzigen Fall wurde die Rolle des 
Entwicklungskonzepts überhaupt innerhalb einer Region als irrelevant bezeichnet.629 Diese 
Ergebnisse stimmen mit den Thesen der vorliegenden Arbeit grundsätzlich überein: Im 
Allgemeinen wird den kritischen Faktoren der Erarbeitung und Umsetzung der Konzepte im 
praxisbezogenen Kontext nicht viel Aufmerksamkeit geschenkt. Auch erhalten wir aus der 
regionalen Befragung der IÖR-Studie einen entscheidenden Hinweis darauf, was genau die 
Regionalentwickler von der Forschung erwarten: Sie benötigen erstens eine kritische „Sicht 
von außen“ auf ihre Tätigkeit, ihre Probleme, Effizienz, ihre Prozesse und Strukturen; 
zweitens verlangen sie Hinweise, Maßnahmenkataloge bzw. Leitfäden zur Unterstützung der 
Erarbeitung und Umsetzung von regionalen Entwicklungsmaßnahmen.630 Auch dies wird im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit behauptet und zur Konkretisierung der Ziele der 
Untersuchung herangezogen. Ausgehend von den klaren Bedürfnissen der Raumentwickler 
gilt es, die Untersuchung primär auf die Zusammenfassung der Informationen über den 
Prozess der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte auszurichten. Dabei 
wird das jeweilige räumliche Handlungskonzept zum Gegenstand der inhaltsanalytischen 
Untersuchung; als Instrument der räumlichen Gestaltung kann es in verdichteter Form nicht 
nur formelle Inhalte zum Ausdruck bringen, sondern auch auf die Belange und Probleme der 
eigenen Erarbeitung und Umsetzung eingehen, was konkret heißt, dass in räumlichen 
Handlungskonzepten stets ein bestimmter raumgestalterischer Prozess widergespiegelt wird. 
 
                                                 
627
 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern 2010 
628
 Vgl. Schönegger et al. 2005 
629
 Vgl. Wiechmann et al. 2004, S. 4 
630
 Vgl. Wiechmann et al. 2004, S. 4 f. 
  
204 
Nicht zu ignorieren sind im Rahmen der Untersuchung die Bestrebungen der Raumplaner, 
voneinander in jeder Hinsicht zu lernen. Die IÖR-Studie bestätigt den Bedarf an good 
practice-Fällen: „Zum anderen erwarten die befragten Akteure von der Evaluierung eine 
Verbesserung des Informations- und Erfahrungsaustausches zwischen den Aktionsräumen. 
Ziel sollte es sein, voneinander zu lernen, beispielsweise anhand von ‚guten Beispielen’ aus 
anderen Regionen.“631 Die vorliegende Arbeit konzentriert sich dabei auf einzelne 
Problemfälle, da diese im Gegensatz zu guten Erfahrungen aus der Praxis eher nicht im 
Mittelpunkt eigener und fremder kritischer Betrachtung stehen. Außerdem bringen Kenntnisse 
über Probleme von Handlungsvollzügen im räumlichen Gestaltungsprozess nicht weniger 
Lerneffekte mit sich als das Wissen über erfolgreich umgesetzte Konzepte. Darüber hinaus 
besteht bei der einseitigen Fokussierung der raumgestalterischen Praxis auf die best 
practice632 die Gefahr, dass Schwerpunkte, Strategien und raumbezogene Maßnahmen kopiert 
werden; der Tendenz der inhaltlichen Angleichung der Konzepte wird auf diese Weise nicht 
abgeholfen. 
 
Schließlich kann noch erwähnt werden, dass ein Interesse an möglichen Problemen sowie 
konkreten Kriterien der Umsetzbarkeit der Konzepte nicht nur von Seiten der Praxis existiert, 
sondern auch von der institutionellen Ebene, vor allem dann, wenn sie die Erarbeitung und 
Umsetzung der Konzepte finanziell unterstützt. 
 
6.1.2 Konkretisierung der Ziele 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit konnte die Frage, nach welchen Kriterien räumliche 
Handlungskonzepte vor ihrer Umsetzung als gut bezeichnet werden können, bis jetzt nicht 
eindeutig beantwortet werden. Allgemein, wie auch unter ExpertInnen der Raumplanung und 
Regionalentwicklung, gilt, dass man primär nur solche Konzepte als gut bezeichnen kann, die 
umgesetzt wurden und das geplante Ziel erreicht haben. Betrachtet man die Konzepte jedoch 
vor ihrer Umsetzung, hat man keine allgemein gültigen Kriterien für ein ideales Konzept zur 
Hand; bereits innerhalb der Praxis existieren ganz unterschiedliche Vorgehensweisen zur 
Erarbeitung räumlicher Handlungskonzepte. Doch auch wenn die Konzepte verschiedenen 
Zwecken dienen, sollte man im Interesse der eigenen Konzepterstellung eine gewisse Menge 
an Möglichkeiten und Faktoren als Basis oder Leitfaden zur Kenntnis nehmen. Dies entspricht 
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auch den Prinzipien der effizienten und effektiven Planung, wonach bereits im Vorfeld der 
Erarbeitung räumlicher Handlungskonzepte konkrete kritische Faktoren berücksichtigt 
werden müssen, die einer problemlosen Umsetzung möglicherweise im Wege stehen. Bei 
diesen kritischen Faktoren handelt es sich um Probleme der Umsetzung bzw. um solche, die 
bereits bei der Erarbeitung der Handlungskonzepte auftreten. 
 
Das Ergebnis der vom Sächsischen Staatsministerium des Innern beauftragten IÖR-Studie zur 
Erstellung von Schlüsselkriterien und -indikatoren für die Evaluierung regionaler 
Entwicklungskonzepte war ein umfangreicher Fragenkatalog, bei dem jede Frage einen 
Hinweis auf die Qualität eines Konzepts enthält, unter anderem auch für die Phase seiner 
Erarbeitung. So wurde beispielsweise einem Regionalentwicklungskonzept (REK) 
Aufmerksamkeit mit folgenden Fragen verliehen: 
 
„Inwieweit bauen die einzelnen Bestandteile des REK stringent aufeinander auf? 
 
Sind im Maßnahmenkatalog Projektinformationen enthalten zu: Machbarkeit, Zielvorgaben, 
Arbeitsschritten, Kosten und Finanzierung (v. a. Eigenanteil), Verantwortliche, Beitrag zu 
den REK-Zielen und Dauer? 
 
Erfolgt im REK eine Priorisierung von vorrangigen Projekten?“633 
 
Neben dem Fragenkatalog liefert die IÖR-Studie verschiedene Erfolgsfaktoren, nach denen 
ein regionales Entwicklungskonzept in der Phase seiner Erarbeitung als „gut“ bezeichnet 
werden kann: So etwa die Stringenz zwischen seinen einzelnen Bestandteilen, inhaltliche 
Transparenz, Nichtübertragbarkeit des regionalen Leitbildes auf andere Regionen, realistische 
Umsetzbarkeit, Begründung der Machbarkeit des Konzepts, etc.634 Des Weiteren betont die 
IÖR-Studie die Dringlichkeit, Probleme, die während der Erarbeitung und Umsetzung 
regionaler Entwicklungskonzepte auftreten können, dezidiert zu berücksichtigen. Sie lenkt 
somit die Aufmerksamkeit ausdrücklich auf die Möglichkeit des Eintretens von Problemen, 
allerdings ohne diese im Konkreten zu benennen.635 
 
                                                 
633
 Wiechmann et al. 2004, S. 9 
634
 Vgl. Wiechmann et al. 2004, S. 11 ff. 
635
 Vgl. Wiechmann et al. 2004, S. 12: „Inwieweit von vornherein auf die Machbarkeit (in finanzieller,  
personeller und zeitlicher Hinsicht) der Maßnahmen geachtet wurde, ist von Bedeutung für den Grad der 
Umsetzung des REK-Dokuments.“ 
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In Anknüpfung an die Idee der Erarbeitung eines allgemeinen Leitfadens zur 
Konzeptevaluierung im Rahmen der IÖR-Studie, setzt sich die Untersuchung der 
vorliegenden Arbeit zum Ziel, aus dem praktischen Kontext der räumlichen Gestaltung zu 
einer Auflistung möglicher Problemzustände zu kommen, die die Konzipierung und 
Ausführung des raumgestalterischen Handelns bzw. im Einzelnen die Erarbeitung und 
Umsetzung eines räumlichen Handlungskonzepts behindern können, um auf diese Weise der 
Praxis selbst ein fundiertes „Frühwarnsystem“ zur Verfügung zu stellen. Zu diesem Zweck 
werden verschiedene räumliche Handlungskonzepte inhaltsanalytisch ausgewertet. Außerdem 
wird im Rahmen der Inhaltsanalyse versucht, zu einem tieferen Verständnis der allgemeinen 
raumgestalterischen Praxis auf die folgenden Fragen einzugehen: 
 
- Mit welchen Planungsintervallen arbeiten räumliche Handlungskonzepte? 
 
- Auf welche Schwerpunkte konzentrieren sie sich? 
 
- Wer erstellt die Konzepte? 
 
- Welche Entscheidungsverfahren und -methoden werden zur Problembeschreibung und 
Begründung der Strategien bzw. des jeweiligen geplanten räumlichen Handelns 
herangezogen? 
 
Die Ergebnisse der Untersuchung werden dem methodischen Rahmen der vorliegenden 
Arbeit gemäß in ExpertInneninterviews unterschiedlichen praxisnahen Akteuren sowie 
RepräsentantInnen der Institutionen und Forschung vorgestellt, um so zu bestimmten 
Aussagen über die Effizienz und Effektivität und nicht zuletzt über Probleme der aktuellen 
Praxis der lebensräumlichen Gestaltung zu gelangen. Anschließend werden die Ergebnisse der 
Untersuchung sowie die Aussagen aus der Praxis im Kapitel „Darstellung der 
Forschungsergebnisse“ vorgestellt und kritisch beurteilt. 
 
6.1.3 Räumliche Handlungskonzepte als mögliche Untersuchungsobjekte 
Die vorliegende Arbeit geht davon aus, dass räumliche Handlungskonzepte sich im 
Allgemeinen auf zwei Arten von Problemen beziehen können. Grundsätzlich erarbeitet jedes 
Konzept problemorientierte Strategien und Lösungsvorschläge für Probleme innerhalb eines 
bestimmten menschlichen Lebensraumes (1). Einige Konzepte gehen auf Probleme ein, die die 
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Planung und Verwirklichung raumbezogener Entwicklungsmaßnahmen behindern bzw. die 
eigene Erarbeitung und Umsetzung signifikant stören (2); allerdings ist davon auszugehen, 
dass die Anzahl der Konzepte, die eigene Problemzustände ausdrücklich ansprechen, relativ 
gering sein dürfte. Um einen inhaltsanalytisch orientierten Katalog von Problemzuständen zu 
erstellen, ist jedoch eine relativ große Anzahl von Konzepten erforderlich. Da die Konzepte 
aus unterschiedlichen Gründen (zum Beispiel institutionelle Veröffentlichungspflicht, 
Informierung der Bürger, Kooperation zwischen bestimmten Akteuren etc.) veröffentlicht 
bzw. zugänglich gemacht werden, könnte sich an dieser Stelle die Methode des Sammelns 
prozessgenerierter Daten als sinnvoll erweisen, vor allem dann, wenn man die einzelnen 
Konzepte als Datenträger betrachtet, die innerhalb der verschiedenen raumgestalterischen 
Prozesse in der einen oder anderen Weise zu „Nebenprodukten“ raumgestalterischen 
Handelns werden. Allerdings gibt es an dieser Stelle noch einige bislang ungeklärte Fragen. 
Ohne konkrete Antworten auf sie ist nicht ohne Weiteres begründbar, warum bestimmte 
Konzepte im Handlungskontext der räumlichen Gestaltung tatsächlich als geeignete 
Informations- bzw. Datenträger fungieren können, die man nach den Prinzipien des Sammelns 
prozessgenerierter Daten dem Handlungskontext entnehmen kann und die doch in der einen 
oder anderen Weise diesen Handlungskontext widerspiegeln. Daneben sollten zugleich 
konkrete Kriterien zur Auswahl der Konzepte festgelegt werden: Es muss bestimmt werden, 
(1) welche Art von Konzepten genau als Untersuchungsobjekt definiert werden soll, (2) ob es 
technisch möglich ist, diese Art von Konzepten zu sammeln, und (3) wie umfangreich die 
Stichprobe sein soll. Es wird deutlich, dass sofern die Untersuchung der vorliegenden Arbeit 
nicht lediglich ein willkürliches Sammeln von Daten (bzw. Untersuchungsobjekten oder 
Informationen) sein soll, der Informationskontext, aus dem die Daten stammen, zugleich 
kritisch aus der Perspektive der Raum-Informations-Beziehung betrachtet werden muss. Erst 
danach kann begründet werden, dass die Inhalte räumlicher Handlungskonzepte unter 
anderem als prozessgenerierte Daten betrachtet werden können. Dazu bedarf es eines neuen 
Zugangs, der im Folgenden dargestellt wird. 
 
6.2 Zugänge zur empirischen Untersuchung: Berücksichtigung möglicher kritischer  
Faktoren bei der Informationssammlung 
Wie im Kapitel „Ziele der Untersuchung“ angedeutet, bildet dieses Kapitel einen inhaltlichen 
Übergang zur konkreten Festlegung des Untersuchungsvorganges. Es soll vor allem zu der 
Entscheidung darüber beitragen, wie die Konzepte (die selbst als Informationsträger gesehen 
werden können) gesammelt werden und welcher Art sie sein sollen. Des Weiteren wurde in 
  
208 
der vorliegenden Arbeit mehrmals darauf hingewiesen, dass räumliche Handlungskonzepte 
spezielle Problemlösungskonzepte darstellen und bestimmte räumliche Entwicklungsprozesse 
widerspiegeln können. In Anbetracht der Tatsache, dass nicht ohne Weiteres klar ist, 
inwieweit allgemeine Informationen aus den Konzepten über den Raum oder raumbezogenes 
Handeln (darunter auch Problembeschreibungen jeder Art) das räumliche Geschehen 
tatsächlich widerspiegeln, erscheint es jedoch sinnvoll, der empirischen Studie inhaltliche 
Vorbemerkungen über die Eigenschaften der Information, ihre Verfügung innerhalb des 
Raumes sowie über das Verhältnis zwischen Raum und Information unter einigen kritischen 
Gesichtspunkten voranzustellen. Ich werde mich also im nächsten Unterkapitel unter anderem 
mit den Eigenschaften der Information am Beispiel des gegenwärtigen Phänomens der 
Informationsexplosion auseinandersetzten. Anschließend wende ich mich der Frage nach dem 
Verhältnis zwischen Raum und Information am Beispiel der regionalen 
Betrachtungsperspektive zu, da die Region als ein spezifischer Raum im Mittelpunkt der 
raumpolitischen Planung wie des raumgestalterischen Handelns steht und somit einen 
ausgezeichneten Ausgangspunkt für die Frage nach den Beziehungen zwischen Raum und 
Information darstellt. 
 
6.2.1 Phänomen „Informationsexplosion“ 
Dieses Kapitel hat die primäre Aufgabe, am Beispiel der Beschreibung des Phänomens der 
Informationsexplosion eine argumentative Basis für die Untersuchung erkennbarer 
Veränderungen innerhalb eines bestimmten Referenzsystems herauszuarbeiten. 
 
Der Übersetzung aus dem Lateinischen zufolge bedeutet das Wort „Information“ ursprünglich 
soviel wie „Auskunft“, „Benachrichtigung“, „Belehrung“ bzw. „Vorstellung“. Zu der späteren 
Ausdifferenzierung des Begriffes haben mehr oder weniger alle Bereiche der menschlichen 
Tätigkeit beigetragen: von den alltäglich allgemeinen bis zu den wissenschaftlich 
spezialisierten. Die Beantwortung der Frage „Was ist Information?“636 fällt daher umso 
komplexer aus, je mehr man unter diesen Begriff subsumiert. Wollte man alle Aspekte des 
Begriffes berücksichtigen, käme man zu einer, nominal gesehen, singularistischen, aber im 
Grunde unüberschaubaren Menge teilweise inkompatibler Definitionen. So wäre eine 
konstruktive Auseinandersetzung mit dem Begriff der „Information“ aus kulturalistischer 
Sicht zwar legitim637, bliebe aber ergebnislos in Bezug auf die konkrete Frage „Was ist 
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 Vgl. Floridi 2004, S. 556, 560; Israel/Perry 1990; Janich 2006 
637
 Vgl. Janich 1998 
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Information?“. Kurz: „Eine allerseits akzeptierte Definition von ‚Information’ steht immer 
noch aus.“638 
 
In der Deutung des Informationsbegriffs unterscheidet man vor allem eine naturalistische und 
eine kulturalistische Auffassung. Ein Beispiel dafür wäre „der Informationismus in Chemie 
und Molekularbiologie, d. h. die Auffassung, daß theorie- und technikabhängigen Objekten 
wie Atomen und Molekülen kognitive und damit anthropomorphe Charakteristika wie das 
Tragen und Weitergeben von Informationen zugeschrieben werden dürfen. Die 
nachrichtentechnische Provenienz eines an menschliche Kommunikation gebundenen 
Informationsbegriffs wird dabei nicht als konstitutives Mittel für einen 
naturwissenschaftlichen Informationsbegriff gesehen, sondern allenfalls als 
entwicklungsgeschichtlich spätes Produkt zum Gegenstand naturwissenschaftlicher 
Erklärungsbemühung gemacht – der Mensch kommuniziert, weil seine Moleküle 
kommunizieren.“639 
 
Eine der zentralen Eigenschaften des Begriffes „Information“, mit der sich dieses Kapitel 
befasst, ist die Möglichkeit der extremen Zunahme; sie wird häufig als „Explosion“, „Flut“ 
oder „Lawine“ bezeichnet.640 Den Verweis auf die Natur trägt der Begriff nicht umsonst: Die 
große Zunahme an Information gleicht einer Naturkatastrophe von unüberschaubarem 
Ausmaß oder dem plötzlichen Eintreten einer höheren Gewalt. Der Naturvergleich641 dient 
hier der besseren Vorstellung dieser Zustände oder Vorgänge in den Bereichen Technik und 
Kultur, ähnlich wie z. B. bei den Begriffen „Musik-Welle“, „Datenfluss“, 
„Entscheidungsbaum“, etc. Dabei ist auch eine emotionale Konnotation nicht ausgeschlossen: 
„Informationsexplosion“, „Informationsflut“ oder „Informationslawine“ als mögliche 
Metaphern werden unter anderem mit etwas „Unvermeidlichem“ und „Zerstörerischem“ 
assoziiert.642 
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 Speck 1980, 2, S. 308 
639
 Hartmann/Janich 1996, S. 16 
640
 Vgl. Bischoff 1967; Caunt 2000; Mandl/Reinmann-Rothmeier 1997; Moser et al. 2002; Schräder-Naef 1993;  
Sweeney 2001 
641
 Vgl. Janich 1999 
642
 Im weiteren Verlauf der Arbeit wird für die Phänomene der extremen Informationszunahme das Wort  
„Informationsexplosion“ verwendet. Die Bildung solcher Metaphern wird in der wissenschaftlichen 
Literatur sowohl praktiziert als auch kritisiert; vgl. Janich 2006, S. 51 f.; Lorenzen 1974, S. 26; Weingarten 
1996, S. 293 
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Sollte es sich bei der Informationsexplosion um ein echtes Phänomen handeln, d. h. um eine 
sinnlich wahrnehmbare Erscheinung, sind neben den negativen Effekten, wie etwa den 
Problemen der Gewinnung, Verarbeitung, Aufbewahrung und Übermittlung von Information 
in zahlreichen Bereichen menschlicher Existenz643, zweifellos auch positive Effekte zu 
nennen. So zeigt sich an erster Stelle eine Tendenz zur systematischen Behebung der 
negativen Folgen: Es werden Lösungskonzepte entwickelt, die die „Probleme“ der 
Informationsexplosion bewältigen sollen und zugleich eine Herausforderung für die 
Wissenschaft darstellen. Die technische Umsetzung dieser Konzepte führt zu einem ständigen 
Fortschritt in den Bereichen Gewinnung, Verarbeitung, Aufbewahrung und Übermittlung von 
Information, was wiederum zwangsläufig eine Vermehrung der Information nach sich zieht. 
Mit anderen Worten: Die Information nimmt ständig zu – schließlich wird unter 
„Informationsexplosion“ ja auch kein stabiler Zustand, sondern eine sprunghafte Zunahme an 
Information verstanden. 
 
Sämtliche Phänomene – auch die Informationsexplosion – resultieren unter anderem aus 
folgenden Eigenschaften der Information: 
 
Information kann wahrgenommen werden: Information kann sowohl quantitativ als auch 
qualitativ aufgefasst werden. Im Zuge der massiven Informationszunahme besteht allerdings 
die Gefahr, dass bestimmte Informationen sich ganz oder partiell der Wahrnehmung 
entziehen: „Weil das Informationsangebot explosionsartig steigt, wird es für die einzelne 
Botschaft immer schwieriger, tatsächlich Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen.“644 
 
Information kann gesammelt werden: Eine gewisse Akkumulation von Information hat auf die 
eine oder andere Weise schon immer stattgefunden. Dies zeigt bereits der Ausdruck 
„Informationen“ als Pluralisierung des Wortes „Information“. Die gesammelte Information 
wird unter Umständen begrifflich anders aufgefasst – etwa, wenn sie zum „Wissen“ wird. Aus 
der Relation der Begriffe „Information“ und „Wissen“ sowohl zueinander als auch zu 
verwandten Begriffen wie „Kommunikation“ und „Lernen“ entstand die Tatsache, dass die 
Bezeichnungen „Wissensexplosion“ und „Informationsexplosion“ gleichgesetzt wurden: „Das 
Gesamtwissen verdoppelt sich heute alle sieben Jahre, das Wissen in der Elektrotechnik alle 
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 Vgl. Ballstaedt 2005; Baltes 2001; Bischoff et al. 1998; Härlen et al. 2004; von Hentig 1985; Kleber 2002;  
Königer/Reithmayer 1998; Kraak 1991; Mandl/Reinmann-Rothmeier 2000; Pater 1993; Shenk 1998; 
Wingens 2007 
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 Groebel 2003, S. 352 
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fünf Jahre, und in der Informationstechnik ist diese Zeitspanne noch erheblich kürzer. Ein 
Wissenschaftler, der in seinem Fachgebiet auf dem Laufenden bleiben will, müsste etwas 
Unmögliches tun, nämlich 100 Stunden pro Tag nur lesen! Bei der heutigen Wissensexplosion 
wird es nicht nur zunehmend schwieriger, zuweilen sogar unmöglich, die relevante 
Information zu finden. So wird der Zugriff zum Problem Nummer Eins.“645 Neben allen 
terminologischen Feinheiten gibt es in der Wissenschaft eine Tendenz, die Beziehung 
zwischen „Information“ und „Wissen“ analog zum Unterschied zwischen „Wahrnehmung“ 
und „Begreifen“ bzw. zwischen „Sinneswahrnehmung“ und „Einsicht“ / „Einsehen“ zu 
verstehen.646 
 
Information kann aufbewahrt werden: Die Archivierung von Information als eine mögliche 
Weise ihrer Aufbewahrung647 hat die (mehrfache) Wiederverwendung der Information zum 
Ziel und ist nur dann sinnvoll, wenn auf die archivierte Information jederzeit zugegriffen 
werden kann: „Die wichtigste Information ist wertlos, wenn keine Möglichkeit zum Zugriff 
besteht. […] Mit zunehmender Informationsflut spielt das ‚Gewusst-Wo’ eine ständig 
zunehmende Rolle. Hilfen zur Zugriffsverbesserung sind Stichwortregister, Lexika, 
Karteikartensysteme. Im Zeitalter von Computer und Internet wird diese Rolle immer mehr 
von Datenbanken und Suchmaschinen übernommen. Im Gegensatz zu den in unseren 
Computern verwendeten Speichern wären Assoziativspeicher erheblich effektiver, aber dieses 
ideale Zugriffsprinzip gibt es nur beim Gehirn.“648 
 
Information kann übertragen bzw. weitergegeben werden: Information kann auf eine kausale 
Beziehung zwischen Sender und Empfänger hinweisen (auch wenn es sich bei dem Sender 
um eine abstrakte Inspirationsquelle handelt) und so ein Kommunikationsfeld definieren. Die 
Übertragungsgeschwindigkeit der Information aus technischer Sicht nimmt im Zuge des 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritts ständig zu: „Information always has a source 
or sender (where the original pattern is located or generated) and a recipient (where the 
intended change is supposed to occur). It must be transmitted from one to the other. And for 
the specific change to occur, a specific physical mechanism must exist and be activated.“649 
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 Gitt 2002, S. 290 
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 Vgl. Abaelardus 1982; Aristoteles 1995, 427b, S. 155; Berkeley 2004; Hartmann 1980, S. 37;  
Lessl/Mittelstraß 2005; Streichert 2003, S. 181. Auf Begriffe wie „menschliche Erfahrung“, „Erkenntnis“ 
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Information kann sich in ihrer Form verändern: Die inhaltlich „gleiche“ Information kann 
sich nicht nur der Sinneswahrnehmung entsprechend verschieden darstellen (z. B. ein Buch, 
das man in Form von Gebärdensprache visualisiert oder durch Vorlesen hörbar macht), 
sondern auch technisch ein neues Format annehmen: Briefe werden zu E-Mails, gedruckte 
Bücher zu E-Books. Diese Eigenschaft der Transformierbarkeit trägt unter anderem zur 
Erhöhung des Mobilitätsgrades der Information bei.650 
 
Information kann sowohl ein Mittel als auch ein Zweck sein: Informationen liegen im Kern 
unseres Handelns, Denkens und unserer Wertvorstellungen beschlossen. Sie helfen bei der 
Wahl zwischen Alternativen und können selbst einen Wert besitzen: „Information has a 
purpose, and the purpose is, without exception, to cause some specific change somewhere, 
some time – a change that otherwise would not occur or would occur only by chance. […] In 
summary, information is a dynamic concept.“651 
 
Die oben genannten Eigenschaften der Information bilden die Grundlage für die Entstehung 
„neuer“ Eigenschaften im Zuge des wissenschaftlichen und technischen Fortschritts, und 
zwar: 
 
Information ist ein Produkt: Die Eigenschaft des Wertes einer Information hat ferner zu ihrer 
Vorstellung als einem Produkt geführt. Neben z. B. der „Qualität“ einer Information spricht 
man immer öfter von „Informations-Recycling“: „ [...] ‘Today,’ a leading telecommunications 
firm announces in an imposing full-page advertisement, ‘information is the most valuable 
commodity in business. Any business.’ In times past, one would have thought of information 
as more of a lubricant that helped get commodities produced, or perhaps the upshot of a 
service like a doctor's diagnosis or a lawyer's legal opinion. And its value would not be 
constant (let alone universally or invariably supreme) but would vary with its accuracy and 
applications. But these days information is freely called product, resource, capital, currency. 
There is no limit to how high the rhetoric may be aimed.“652 
 
Information ist ein Produktionsfaktor: Information hat alle typischen Eigenschaften eines 
Produktionsfaktors bekommen; so spricht man z. B. von „effektiver“ bzw. „effizienter“ 
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 Vgl. Tufte 1990; Tufte 2001; Roederer 2005, S. 3: „Information can be stored and reproduced, either in the  
form of the original pattern, or of some transformation of it.“ 
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 Roederer 2005, S. 2 
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 Roszak 1994, S. 8 
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Information. Entsprechendes wird auch in der betriebswirtschaftlichen Literatur oder 
Betriebswirtschaftslehre vermittelt: „Innovative Entwicklungen im Bereich der 
Kommunikations- und Informationstechnologie haben dazu geführt, dass die Information in 
allen Sektoren der Wirtschaft mittlerweile eine hohe Bedeutung erlangt hat. Sie kann 
gewissermaßen als ‚moderner’ Produktionsfaktor interpretiert werden.“653 
 
Information kann „ohne menschlichen Einfluss“ übertragen werden: Obgleich für jede 
Initiierung einer Informationsübertragung ein Mensch nötig ist, können Folgeübertragungen 
auch ohne menschlichen Einfluss auf die Übertragungsgeräte ablaufen. In diesem Fall spricht 
man von einer „Kommunikation der Geräte“, womit die Sender-Empfänger-Beziehung 
zunehmend entpersonalisiert wird. Die folgenden Thesen unterstützen die Kritik an der 
Entpersonalisierung der konzeptuellen technischen Prozesse sowie der 
Anthropomorphisierung der Informationsübertragungsmittel aus kulturalistischer Sicht:  
 
- „Handlungen werden in Analogie zur Funktionsweise informationsverarbeitender 
Maschinen als Resultate von Informationsverarbeitungsprozessen gedeutet. Dabei 
werden Informationen als quasi-natürliche Einheiten behandelt, die über einen 
Rezeptor empfangen werden. Die Zweckabhängigkeit des Informationsbegriffs und 
seine Einbettung in Handlungszusammenhänge werden dabei außer acht gelassen.“654 
 
- „Am Beginn und am Ende der Übertragung einer Information, also beim Sender und 
beim Empfänger einer Information, ist jeweils der menschliche Geist beteiligt.“655  
 
Für die Argumentation der vorliegenden Arbeit ist es wichtig zu erwähnen, dass mit der 
Entpersonalisierung der Sender-Empfänger-Beziehung an dieser Stelle nicht die 
„Anthropomorphisierung technischer und natürlicher Gegenstände“656, sondern lediglich die 
von Personen unabhängige Kommunikation der Hilfsmittel der Informationsübertragung 
gemeint ist. 
 
Information produziert Information „ohne menschlichen Einfluss“: Dieser Aspekt der 
Information ist gemeint, wenn aus technischer Sicht (zwar ohne menschlichen Einfluss, aber 
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nicht ohne automatisierte Hilfsmittel)657 eine Reproduktion der Information stattfindet oder 
die Information andere, von sich abgeleitete Informationsstrukturen bildet (z. B. bei 
Datensicherung oder Data-Mining-Prozessen), was wiederum zur Erhöhung des 
Informationsvernetzungsgrades führt. Auf diese Weise kann ein neues Informationsfeld 
entstehen, das ein Referenzsystem, das den Informationsbestand liefert, auf bestimmte Weise 
beschreiben kann. Kann kein deutliches Informationsfeld nachgewiesen werden, spricht man 
häufig von „Informationsspuren“, die die Information selbst hinterlassen kann.658 
 
Die genannten Eigenschaften gewähren dem Begriff „Information“ einen Eintritt in nahezu 
alle Bereiche der menschlichen Tätigkeit und führen zugleich zu seiner Äquivokation und 
Abstraktion. Die Äquivokation und mit ihr die Gefahr fehlerhafter logischer 
Schlussfolgerungen wird in der Entstehung der unterschiedlichen und teilweise 
inkommensurablen Sprach- und Wissenschaftskonstruktionen erkennbar: So spricht man z. B. 
gleichermaßen von Informationstheorie659, Informationismus660, Informationalismus661 etc.  
 
In diesem Zusammenhang scheint die Abstraktion des Informationsbegriffes bzw. der 
allgemeinen Vorstellungen über ihn zumindest innerhalb der Linguistik unvermeidbar: „Einen 
großen Anwendungsbereich findet das Abstraktionsverfahren in der Linguistik. Die dort oft 
nur vage als ‚theoretische Konstrukte’ bezeichneten Gegenstände (Phoneme, Wörter etc.) 
lassen sich als Abstraktionen im dargestellten Sinne verstehen.“662 Der allgemeine Begriff der 
Information kann sowohl mit Prozessen der Naturalisierung als auch mit solchen der 
Technisierung, Entpersonalisierung und Automatisierung in Verbindung gebracht werden. 
 
Sowohl die Abstraktion als auch die Äquivokation des Informationsbegriffes tragen nicht 
zuletzt zur Entstehung der Rede von der „Informationsexplosion“ bei. Mit anderen Worten: 
Die abstrakte Basis des Begriffs „Informationsexplosion“ kann durchaus – wie z. B. bei der 
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Da aber der Informationalismus selbst ein unterschiedlich definiertes und verstandenes Phänomen ist, wäre 
eine mögliche Argumentationsausarbeitung über die kausale Beziehung zwischen den beiden Phänomenen 
an dieser Stelle tautologisch bzw. redundant. / Vgl. Castells 2001 
662
 Mittelstraß 2004, 1, S. 38 
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„Analyse der Literaturflut“ in einer bestimmten wissenschaftlichen Disziplin – in partikularen 
Bereichen rekonstruiert werden. 
 
Insofern kann eine auf ein bestimmtes Feld beschränkte „Informationsexplosion“ eine Menge 
von (zwangsläufig entstandenen) Daten liefern, die ein bestimmtes Referenzsystem 
reflektieren.663 Je mehr Daten man in Bezug auf ein Referenzsystem bekommen kann, desto 
genauer kann man dieses Referenzsystem beschreiben. In diesem Punkt liegt die 
wissenschaftliche Herausforderung der Informationsexplosion: Es gilt, geeignete Ansätze zu 
entwickeln bzw. anzuwenden, die im Zuge der Zunahme des Informationsbestandes ein 
Referenzsystem anhand seines Informationsfeldes analysieren können. 
Auf diese Weise können einige Methoden der empirischen Sozialforschung wie die 
Inhaltsanalyse oder die Analyse von prozessproduzierten Daten an Bedeutung gewinnen und 
zur Entwicklung und Anwendung der umweltbezogenen Analysemodelle herangezogen 
werden. 
 
Die Fragen, die der Forscher sich dabei stellen sollte, lauten 
 
1) ob über das Referenzsystem, das untersucht werden soll, ausreichend Informationen 
vorliegen bzw. ob es selbst ausreichend Informationen liefert, die zu seiner Beschreibung 
beitragen können; 
 
2) ob das Informationsfeld des Referenzsystems dieses tatsächlich beschreiben kann. 
 
Mit der Berücksichtigung eines in Bezug auf ein Referenzsystem konkretisierten 
Informationsbegriffs wird somit die Perspektive der kulturalistisch geprägten 
wissenschaftlichen Vorgehensweise bestätigt, die bei der Erklärung der möglichen 
Handlungszusammenhänge neue Erkenntnisse liefern soll.664 
 
Im Hinblick auf das Ziel der vorliegenden Arbeit folgt als nächster Schritt eine 
Auseinandersetzung mit dem Thema „Regionaler Informationsbestand“.665 Dabei wird in dem 
                                                 
663
 Vgl. Roederer 2005, S. 115: „[…] information can be extracted from, or deposited in, the environment.“ 
664
 Vgl. Grunwald 1998, S. 190 f. 
665
 Das Kapitel „Regionaler Informationsbestand“ korrespondiert an dieser Stelle mit dem Kapitel „Die regionale  
Perspektive“: Der Begriff „Region“ wird in beiden Kapiteln als Raum, der im Mittelpunkt raumpolitischer 
Planung steht, verstanden. Somit steht die Region beispielhaft für ein allgemeines Referenzsystem 
raumgestalterischer Handlungsprozesse. 
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allgemeinen Referenzsystem „Region“ nach möglichst konsistenten Informationsfeldern 
gesucht, die dieses Referenzsystem reflektieren könnten. 
 
6.2.2 Regionaler Informationsbestand 
 
„Wie soll man nämlich eine Einheit begreifen, die in 
Bewegung ist, und wovon und auf welche Weise, da sie 
doch unteilbar und in sich nicht unterschieden ist? Denn 
wenn sie eine bewegungsfähige und bewegte (Einheit) 
ist, muß sie (in sich) Unterschiede haben.“ (Aristoteles 
1995, S. 41/43) 
 
Die Suche nach Möglichkeiten, zwischen Faktischem und Fiktivem im regionalen Geschehen 
zu unterscheiden, setzt einen gewissen Grad an Kenntnissen über eine bestimmte Region und 
ihre Struktur voraus. Eine Auseinandersetzung mit Fragen wie „Was ist die Region?“ und 
„Wie soll die Region sein?“ impliziert die Berücksichtigung regionaler (interner und externer) 
Informationsvernetzungen. So wird die Antwort auf die Frage „Wie also können wir Orte in 
einer Welt der Ströme – mitunter der Informationsströme, die durch die modernen Medien 
gefördert werden – konzeptualisieren?“666 umso konkreter, je überschaubarer die zur 
Verfügung stehende Informationsbasis ist, die zur Unterstützung der regionalen Gestaltung 
dienen soll. 
 
Das folgende Kapitel soll in Bezug auf das Thema der vorliegenden Arbeit prüfen, ob eine 
Region (im Sinne eines geographischen Gebietes) 
 
erstens ein Referenzsystem ist, welches über ausreichend Informationsquellen mit einem 
ausführlichen Informationsbestand verfügen kann;667 
 
zweitens einen Informationsbestand aufzuweisen vermag, der das Geschehen innerhalb dieser 
Region beschreibt. An dieser Stelle wäre die keineswegs selbstverständliche These Werlens 
                                                 
666
 Moores 2006, S. 189 
667
 Der Begriff „Referenzsystem“ in Bezug auf eine geographische Region impliziert eine primäre raum-zeitliche  
Koordinatenbasis. Vgl. Habermas 1988, S. 244: „The spaces and times experienced are the coordinates of 
our respective shared world; these coordinates are always concretely interpreted or embodied, for instance, 
as village community, region, state, nation, world society, and so forth, or as the succession of generations, 
epochs, world historical ages, life-histories individuated in the eyes of God, and so forth.“ 
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zu erwähnen, wonach die Entwicklung und Umsetzung von Regionalentwicklungsstrategien 
„eben der genauen Kenntnisse der regionalen Wirklichkeit“ bedarf.668 
 
6.2.3 Die Region als System 
Die theoretische Fundierung des regionalen Geschehens bleibt zum größten Teil auf die 
Praxis angewiesen, da die Wissenschaftler bei seiner Betrachtung oft „mit einer dynamischen 
und hochkomplexen Situation zu tun haben, so dass es in einem derartigen vielfältig 
vernetzten Umfeld nicht möglich ist, Theorien zu entwickeln, welche den geforderten hohen 
Ansprüchen auf Allgemeingültigkeit und gleichzeitige Information genügen können“669. 
 
Es wird deutlich, dass es sich bei der geographischen Region um kein abstraktes, wohl aber 
komplexes System spezifischer heterogener Teilsysteme handelt,670 die durch die typischen 
regionalen Eigenschaften und Strukturen miteinander verbunden sind. Die Beziehung 
zwischen regionalen Teilsystemen (z. B. sozialen oder räumlichen) innerhalb des ganzen 
Referenzsystems „Region“ sind oft intransparent: „Sich selbst organisierende soziale Systeme 
haben immer ein hohes Maß an Unvorhersehbarkeit.“671 Das regionale Geschehen wird von 
Akteuren determiniert und spiegelt die Interaktivitäten der regionalen Teilsysteme wider.672 
 
Die regionsspezifischen Gegebenheiten mit ihrer heterogenen Verflechtung und strukturellen 
Entwicklungsdynamik stellen somit eine Grundlage für Informationen dar. Informationsquelle 
können beispielsweise regionale Akteure sein673 – man versucht, das regionale Geschehen 
(z. B. die Interaktivität der regionalen Akteure, strategische 
Regionalentwicklungsmaßnahmen etc.) im Detail zu beobachten und zu protokollieren. Durch 
diese Datenerfassung kann ein Informationsbestand gewonnen werden, mit dem sich im 
                                                 
668
 Werlen 1997b, S. 76 
669
 Graf 1999, S. 106 
670
 An dieser Stelle ist es wichtig, zwischen Teilsystemen und Subsystemen zu unterscheiden. Um die  
strukturelle Einheit ohne explizite Hierarchieebenen innerhalb einer Region zu betonen, kann man den 
Begriff „Teilsystem“ in den Vordergrund der Überlegungen stellen, ähnlich wie es Luhmann in seinem 
gesellschaftstheoretischen Ansatz tut: „Systemdifferenzierung heißt gerade nicht, daß das Ganze in Teile 
zerlegt wird und, auf dieser Ebene gesehen, dann nur noch aus den Teilen und den ‚Beziehungen’ zwischen 
den Teilen besteht. Vielmehr rekonstruiert jedes Teilsystem das umfassende System, dem es angehört und 
das es mitvollzieht, durch eine eigene (teilsystemspezifische) Differenz von System und Umwelt. Durch 
Systemdifferenzierung multipliziert sich gewissermaßen das System in sich selbst durch immer neue 
Unterscheidungen von Systemen und Umwelten im System.“ (Luhmann 1997, S. 598) 
671
 Meusburger 2006, S. 303 
672
 Vgl. Raich 2006, S. 90 „Das Verhalten einer Region wird determiniert von den inner- wie außerregionalen  
Akteuren […].“ 
673
 Regionale Akteure sind prinzipiell alle Individuen und Organisationen, die innerhalb einer Region am  
Geschehen teilnehmen. Allerdings werden häufig nur für eine Region besonders wichtige Akteure 
herangezogen, also einflussreiche Akteure, Interessengruppen oder Stakeholder. 
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Rahmen einer empirischen Analyse unter Umständen arbeiten lässt. Auch zur 
Entscheidungsunterstützung innerhalb eines Strategieprozesses kann ein systembezogener 
Informationsbestand dienen.674 
 
Betrachtet man das regionale Geschehen durch die Brille der Systemtheorie, kommt man zu 
dem Ergebnis, dass eine Region im geographischen Sinne zwar eine unübersichtliche, jedoch 
keine chaotische Strukturdynamik aufweist: „Ein System ist ein dynamisches Ganzes, das als 
solches bestimmte Eigenschaften und Verhaltensweisen besitzt. Es besteht aus Teilen, die so 
miteinander verknüpft sind, daß kein Teil unabhängig ist von anderen Teilen und das 
Verhalten des Ganzen beeinflußt wird vom Zusammenwirken aller Teile.“675 Unter 
Berücksichtigung der Vernetzung sowie zweckorientierter Verhaltens- und Strukturmuster 
innerhalb einer Region676 lassen sich die Wechselwirkungen der Teilsysteme innerhalb eines 
Gesamtsystems unmittelbar untersuchen.677 
 
Es ist schwierig, eine geographische Region als ein völlig geschlossenes System678 zu 
betrachten. Der Grad der „Systemoffenheit“ einer Region bestimmt ihr Integritätsniveau: je 
integrierter eine geographische Region in ihre Umwelt ist, desto offener ist sie als System. 
Unabhängig davon, welche regionalen Schwerpunkte und Dimensionen in Betracht gezogen 
werden, behält eine Region stets einen gewissen Bezug zu ihrer äußeren Umwelt. Zum 
Beispiel 
- wird ihre natürliche Gegebenheit stets als ein Teil der ganzen Natur gesehen;679 
- es können materielle oder immaterielle Austauschprozesse auf der interregionalen 
Ebene existieren; 
- bedarf auch eine Autarkie (im allgemeinen Sinne) zur ihrer eigenen Aufrechterhaltung 
einer von ihrer Außenwelt bereitgestellten informativen Grundlage. 
 
Zusammenfassend lässt sich Folgendes festhalten: Eine geographische Region ist ein offenes, 
probabilistisches, dynamisches und komplexes System.680 Ihre strukturelle Beschaffenheit 
wird oftmals von regionalen Netzwerken determiniert, die bezüglich der Trans- und 
                                                 
674
 Vgl. Weber 1996, S. 7 ff. 
675
 Ulrich/Probst 1991, S. 30 
676
 Vgl. Beer 1966, S. 247; Weber 1996, S. 26 f. 
677
 Vgl. Beer 1967, S. 24 
678
 Ein geschlossenes System unterscheidet sich von einem offenen durch die völlige Isolation von seiner  
Umwelt. Vgl. Weber 1996, S. 28 f. 
679
 Diese These betont Aussagen über die Einheit der Natur: vgl. Forster 1971; von Humboldt 1993; von  
Weizsäcker 1974 
680
 Vgl. Weber 1996, S. 28-35 
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Interaktion regionaler Akteure eine eher positive Entwicklungsdynamik schaffen.681 Die 
Betrachtung einer geographischen Region aus der Perspektive technologischer, sozialer und 
ökonomischer Transformationsprozesse erlaubt wiederum einen Zugang zu einigen 
Phänomenen der Netzwerkgesellschaft. So entstehen zunehmend Netzwerke aus Funktionen 
und Prozessen;682 die Kulturalisierung des Naturraumes wird zu einer neuen Dimension 
innerhalb der Raumgestaltung;683 Information wird zum essenziellen Faktor der 
Gesellschaftsstruktur684. Somit könnten mögliche, auf eine Region bezogene 
Problemstellungen oder Phänomene innerhalb einer Region mit Hilfe „aller Informationen, 
die ein Phänomen determinieren“685 erfasst und geklärt werden. Die Informationsströme 
(bzw. die „Bewegung“ der Information) innerhalb einer regionalen Einheit sind in der Lage, 
das regionale Geschehen zu reflektieren sowie regionale Teilsysteme und Dimensionen zu 
beschreiben. 
 
Die Struktur der Informationslandschaft innerhalb einer Region entspricht im Allgemeinen 
der Organisation regionaler Teilsysteme: Die Informationsfelder sind als Teilbereiche der 
gesamten Informationslandschaft durch den Fluss der Informationen miteinander verbunden. 
Zum begrifflichen Verständnis der Informationslandschaft, ihrer Felder und Ströme lässt sich 
Folgendes zusammenfassen: In der einschlägigen Literatur gibt es bislang keine konkrete und 
verbindliche Definition einer hierarchisch organisierten Informationslandschaft. Ferner liegen 
bis jetzt kaum wissenschaftliche Arbeiten und Studien über die regionale 
Informationslandschaft und ihre Architektur vor. Im Folgenden wird der Versuch einer 
(zunächst) abstrakt-analytischen Beschreibung der Informationslandschaft und ihrer Struktur 
unternommen. 
 
6.2.4 Die Informationslandschaft einer Region 
In seiner ganzen Komplexität ist das regionale Geschehen nur zum Teil von der regionalen 
Informationsdynamik geprägt. Die regionalen Akteure, die über eigene Informations- und 
Datenbestände verfügen, bestimmen die Struktur der Informationslandschaft. Die 
Informations- und Datenbestände jedes einzelnen regionalen Akteurs können sich den 
                                                 
681
 Vgl. Manschwetus 1995, S. 167-172 
682
 Vgl. Castells 2001, S. 527: „Es lässt sich als historische Tendenz festhalten, dass die herrschenden  
Funktionen und Prozesse im Informationszeitalter zunehmend in Netzwerken organisiert sind.“ 
683
 Vgl. Castells 2001, S. 536: „Wir sind gerade eben im  Begriff, in ein neues Stadium einzutreten, in dem die  
Kultur sich auf Kultur bezieht, nachdem die Natur bis zu einem Punkt verdrängt worden ist, dass Natur 
künstlich als kulturelle Form wieder belebt („bewahrt“) wird: Dies ist die eigentliche Bedeutung der 
Umweltbewegung: die Natur als eine ideale kulturelle Form zu rekonstruieren.“ 
684
 Vgl. Castells 2001, S. 536 
685
 Weber 1996, S. 31 f.; vgl. Hayek 1972, S. 15 
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Informationseigenschaften entsprechend (z. B. in Inhalt oder Umfang) unterscheiden. Diese 
Informationseigenschaften erlauben die Definierung eines Informationsfeldes innerhalb einer 
Region und Informationslandschaft, wenn sich die Informationsbestände der regionalen 
Akteure gleichen oder ähneln. Auf diese Weise entstehen regionale Informationsfelder; sie 
werden im folgenden Kapitel ausführlicher beschrieben. 
 
6.2.4.1 Regionale Informationsfelder 
Informationsfelder sind Teilsysteme innerhalb einer Informationslandschaft, die aus innerhalb 
regionaler Teilsysteme entstandenen, organisierten und kommunizierten Daten bestehen.686 
Diese Daten werden von den verschiedenen regionalen Akteuren in unterschiedlicher Weise 
aufbereitet und organisiert. Bei regionalen Informationsfeldern handelt es sich also nicht um 
Datencluster, „die nur noch aus den Medien bekannt sind“687, sondern um die geordneten und 
verfügbar gemachten Informationsbestände aller regionaler Akteure. 
Die folgende Darstellung soll helfen, die regionale Informationslandschaft sowie die 
Entstehung von Informationsfeldern auf der Ebene der regionalen Akteure zu beschreiben. 
 
Abb. 8: Informationsfelder in der regionalen Informationslandschaft 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die Darstellung basiert auf der simplifizierten Struktur einer regionalen 
Informationslandschaft mit vier Akteuren, deren informationelle Beziehungen sich auf drei 
typische Basisfälle beschränken. Und zwar auf Beziehungen (1) innerhalb eines gemeinsamen 
Informationsfeldes, (2) über eine Schnittstelle der Informationsfelder oder (3) auf 
Beziehungen ohne eine gemeinsame Informations- bzw. Datenbasis. 
                                                 
686
 Vgl. die in Anlehnung an Porat vorgenommene Definition der Information von Castells: „Information sind  
Daten, die organisiert und kommuniziert worden sind.“ (Castells 2001, S. 17; vgl. Porat 1977) 
687
 Kramer 2005, S. 36 
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Die regionalen Akteure A1, A2, A3 und A4 haben jeweils einen eigenen, an Eigenschaften und 
Umfang unterschiedlichen Informationsbestand, was durch die Kreise dargestellt werden soll. 
Die Akteure A1 und A2 verfügen über den gleichen Informationsbestand und bilden somit ein 
identisches Informationsfeld. Es kann sich dabei etwa um eine Tochter- (A2) und eine 
Muttergesellschaft (A1) handeln: In diesem Fall verfügt die Muttergesellschaft über den 
Informationsbestand ihrer Tochtergesellschaft; die Tochtergesellschaft wiederum betrachtet 
ihren Informationsbestand als einen Teil des Informationsfeldes ihrer Muttergesellschaft. 
Allerdings hat Akteur A2 (im Gegensatz zu Akteur A1) keinen Zugriff auf dessen restlichen 
Informations- und Datenbestand. An diesem Beispiel wird die informationsbedingte 
Hierarchie der regionalen Teilsysteme deutlich: Obwohl Akteur A1 Zugriff auf den 
Informationsbestand des in seinem Informationsfeld positionierten Akteurs A2 hat, hat dieser 
keinen Zugriff auf den Informationsbestand von Akteur A1. Bekommt Akteur A2 Zugang zu 
anderen Teilen des Informationsfeldes von Akteur A1, vergrößert er dadurch seinen eigenen 
Informations- und Datenbestand. 
 
Bei den regionalen Akteuren A1 und A3 besteht die Möglichkeit, auf den gleichen 
Informationsbestand zuzugreifen. Auf der Basis der informationellen Paritätsbeziehung 
erlaubt die Schnittstelle eine partielle Abhängigkeit der Akteure vom gleichen Informations- 
und Datenbestand: dem o. g. Beispiel der Mutter- und Tochtergesellschaft folgend, könnte der 
regionale Akteur A3 in diesem Fall eine staatliche Instanz sein, der gegenüber seitens der 
Muttergesellschaft (Akteur A1) eine Datenmitteilungspflicht besteht. Es könnte sich aber auch 
um ein anderes Unternehmen handeln, mit dem es eine Kooperationsvereinbarung gibt und 
damit eine gemeinsame Informations- und Datenbasis.  
Akteur A4 verfügt über keine gemeinsame Informations- bzw. Datenbasis mit den anderen 
Akteuren innerhalb einer Region. In diesem Fall handelt es sich um ein typisches Beispiel für 
eine Informationsasymmetrie zwischen den regionalen Akteuren innerhalb einer 
Informationslandschaft. 
 
Bezüglich der ursprünglich gestellten Frage, ob eine geographische Region über ausreichend 
Informationsquellen mit ausführlichem Informationsbestand verfügen kann, lässt sich 
zusammenfassend sagen: Die regionale Information entsteht primär infolge interner Prozesse 
einzelner regionaler Akteure. Als Träger sowie potenzielle Sender und Empfänger bestimmter 
Datenbestände bilden die Akteure zunächst eigene Informationsfelder, die die regionale 
Informationslandschaft prägen. Je mehr Akteure sich im Referenzsystem „Region“ befinden 
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und je mehr sie an Information und Daten besitzen, desto mehr Informationen über die Region 
stehen einer wissenschaftlichen Untersuchung zur Verfügung. Abhängig davon, welche Art 
der regionalen Information bereitliegt, kann man sowohl die Rahmenbedingungen als auch 
die Objekte der Untersuchung festlegen. Trotz der komplizierten Abgrenzbarkeit der 
Informationsfelder, lassen sich häufig hierarchische Strukturen und Asymmetrien innerhalb 
der Informationslandschaft erkennen, welche ebenfalls zu einer möglichen Untersuchung 
herangezogen werden können. So erlaubt jedes Informationsfeld eine Transformation seiner 
Bestandteile in protokollierbare Ereignisse. 
 
Die regionalen Informationsfelder befinden sich in einem ständigen Wandel und sind von 
vielen intraregionalen Faktoren sowie von der gesamten regionalen Entwicklungsdynamik 
beeinflusst. Durch die zunehmende Vernetzung der gesellschaftlichen, ökonomischen und 
politischen Bereiche verändert sich auch die Informationslandschaft: die neu gebildeten 
Informationsnetzwerke werden zu prägenden Eigenschaften der neuen Formationen von 
Politik688, Wirtschaft689 und Gesellschaft690. 
Die Dynamik der regionalen Informationsfelder und mit ihnen auch der regionalen 
Informationslandschaft bestimmen unter anderem die regionalen Informationsströme. 
 
6.2.4.2 Regionale Informationsströme 
In der wissenschaftlichen Literatur werden Informationsströme oder -flüsse im Kontext eines 
Organisationszusammenhanges in interne und externe unterschieden.691 
Interne Informationsströme oder -flüsse entstehen innerhalb einer einheitlichen 
Organisationsstruktur auf der Basis interner Informationsbestände infolge ihrer Verwendung 
für interne Prozesse. Dabei erfolgt eine Übertragung bestimmter Informationsbestände (z. B. 
zwischen Individuen bzw. Maschinen), ohne dass die Information die interne 
Organisationsstruktur verlässt. Analysen interner Informationsflüsse spielen eine 
entscheidende Rolle unter anderem bei der Entwicklung neuer Konzepte für die Verbesserung 
der internen Kommunikation692 sowie der Neugestaltung der Arbeitsabläufe693. 
 
                                                 
688
 Wie etwa neue Formen regionaler und kooperativer Politik: Vgl. Gerstlberger 2001, S. 386 
689
 Wie z. B. vertrauensbasierte Innovationen: Vgl. Maskell 2000, S. 112 f. 
690
 Wie etwa sozialkapitalbasierte Gesellschaftsmodelle: Vgl. Maloney et al. 2000, S. 214 
691
 Vgl. Haitz 1994; Niemojewski 2005, S. 179 
692
 Vgl. Bendel 2008 
693
 Vgl. Bolstorff et al. 2007, S. 265 ff. 
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Interne Informationsströme (vor allem in Unternehmen) haben in Wissenschaft und 
Forschung eine besondere Aufmerksamkeit auf sich gezogen, was die relativ hohe Anzahl der 
Publikationen auf diesem Gebiet bestätigt. Im Zuge des zunehmenden Interesses nicht zuletzt 
für das Thema „Interne Informationen und ihre Rolle“ sind einige wissenschaftliche 
Disziplinen und Tätigkeitsbereiche, wie z. B. das Informationsmanagement,694 entstanden. 
Einige Wissenschafts- und Tätigkeitsbereiche zählen interne Informationsflüsse ebenfalls zu 
ihren Aufgabenfeldern, wie z. B. das Eventmanagement.695 
 
Die (aus der Sicht eines Organisationskomplexes) externen Informationsströme bzw. -flüsse 
dienen der Vernetzung dieses Komplexes mit seiner Umwelt. Ähnlich wie innerhalb der 
Organisationseinheit werden mittels Reziprozität, Kommunikation und Austausch eigene 
Datenbestände „nach außen“ gesendet bzw. erforderliche Informationen „von außen“ in die 
eigene Struktur integriert. Im Zuge des Informationstransfers entsteht eine Vernetzung 
verschiedener Organisationen. Für das Thema der vorliegenden Arbeit ebenso wie für manche 
neue Formen der Regionalentwicklung sind externe Informationsströme von essenzieller 
Bedeutung: „Die gerechte Regionalentwicklung im Zeitalter der Postmoderne impliziert somit 
zuallererst den Anschluß der Region an die externen Informationsströme. Die Verfügbarkeit 
über diese Informationen soll die Selbstbestimmung der Region in ihrer Besonderheit 
ermöglichen.“696 
 
Für die weitere Argumentation und konzeptionelle Auseinandersetzung mit dem Thema 
dieses Kapitels ist an dieser Stelle eine Änderung der Perspektive notwendig: Die externen 
Informationsströme werden im Folgenden nicht mehr aus der Sicht einer einzelnen 
Organisationseinheit betrachtet, sondern im gesamtregionalen Kontext, d. h. als regionale 
Informationsströme einzelner Regionalakteure. 
 
Regionale Informationsströme bzw. -flüsse beinhalten die innerhalb der Teilsysteme 
generierten, übertragbaren Daten und verbinden im Rahmen von Kommunikationsaktivitäten 
und Informationsübertragungsprozessen einzelne regionale Teilsysteme und Akteure 
miteinander. Jeder Informationsstrom als ein Prozess der Datenübertragung findet innerhalb 
einer asymmetrischen Informationshierarchie bzw. zwischen heterogenen Informationsfeldern 
                                                 
694
 Vgl. Biethahn et al. 2004, S. 28 
695
 Vgl. Holzbaur et al. 2005, S. 141: „Die internen Informationsflüsse sind Aufgabe des Eventmanagements  
[...].“ 
696
 Werlen 1997b, S. 77 
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statt. Das bedeutet, dass es zwischen regionalen Teilsystemen oder Akteuren, die über den 
gleichen Informationsbestand verfügen, nicht zu Datenübertragungsprozessen kommt. 
Wie bei jedem Datenübertragungsprozess, gibt es auch beim regionalen Informationsfluss 
mindestens einen Sender und einen Empfänger. Die übertragene Information wird vom 
Empfänger in seinen Informationsbestand integriert, was für eine Erweiterung des homogenen 
Informationsfeldes sorgt. 
Regionale Informationsströme homogenisieren, verdichten bzw. verknüpfen 
Informationsfelder innerhalb einer Informationslandschaft. Die folgende Darstellung soll den 
Prozess der Entstehung eines externen, unilateralen Informationsflusses veranschaulichen. 
 
 
 
Abb. 9: Die Entstehung der Informationsströme 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Der regionale Akteur A3, der mit Akteur A4 zunächst weder den gleichen Datenbestand noch 
einen Informationsaustausch hatte, initiiert eine Datenübertragung. Dieser Vorgang erweitert 
den internen Informationsbestand des regionalen Akteurs A4 und verknüpft die 
Informationsfelder der beiden Akteure durch Bildung einer Informationsschnittstelle. 
Bis jetzt gab es nur wenig Versuche, Informationsströme im Kontext des regionalen 
Geschehens zu erfassen und auszuwerten. Die bisherigen Studien lassen sich auf folgende 
Perspektiven reduzieren: 
 
- Die regional-ökonomische Perspektive 
Die Betrachtung der Informationsströme aus dieser Perspektive lässt sich unter anderem 
anhand der Untersuchungen von Michelson und Wheeler zu Globalisierungs- und 
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Vernetzungstendenzen exemplifizieren. Der Gegenstand ihrer Studie waren Transportwege 
postalisch versendeter Briefe und Pakete einzelner Wirtschaftsakteure.697 
 
- Die kommunal-politische Perspektive 
Hier ist auf die Arbeit von Graham zu verweisen, der den Schwerpunkt auf Telematik und 
städtische Vernetzung legt: „Cities, and the corridors between them, are the prime sites for the 
development of corporate telematics networks. Urban restructuring increasingly relates to the 
hidden and silent applications that are being constructed on these networks.“698 
 
- Die strukturübergreifende Perspektive 
Die Ausarbeitung dieser Perspektive könnte beispielsweise auf den Studien von Rauh über 
Informations- und Datenflüsse sowie Telekommunikation (als Gegenstand der Untersuchung) 
und ihre Beziehung zu regionalen Transformationsprozessen im Rahmen der Globalisierungs-
, Regionalisierungs- und Individualisierungstendenzen basieren.699 
 
- Die juristisch-normative Perspektive 
Die Schwerpunkte dieser Perspektive liegen in der Anpassung des heterogenen und 
dynamischen Informationsraumes an existierende juristisch-normative Rahmenbedingungen 
bzw. in der Ausarbeitung neuer, adäquater Gesetze und Normen: „Der Übergang zur eigenen, 
abgrenzbaren Objektidentität der Information ist fließend. Ihre ökonomische Werthaltigkeit 
ist wiederum eine Frage der Möglichkeiten der konkreten virtuellen Umgebung (selbständige 
Kontrollierbarkeit des Objekts neben seiner Kreation bzw. Skription). Die drei inhaltlichen 
Komponenten des binären Informationsraums – Informationsströme, Informationsobjekte, 
Steuerungsinformation – sind somit grundsätzlich keine scharf trennbaren Begrifflichkeiten. 
Sie sind ebenso wie die Definition der Sache mit Randunschärfen versehen. Ihre 
Mengenverhältnisse werden sich zunehmend verschieben.“700 Im Zuge der 
wirtschaftspolitischen Verflechtung und Vertechnisierung einzelner Bereiche der sozialen 
Umwelt entstehen zunehmend andere Perspektiven für die Betrachtung der 
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 Vgl. Michelson/Wheeler 1994; Castells 2001, S. 438 
698
 Graham 1994, S. 429 
699
 Vgl. Rauh 1999 
700
 Wagner 2000, S. 363 
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Informationsströme, wie z. B. unternehmensbezogene701, netzwerkbezogene702, 
zwischenbetriebliche703 etc. Perspektiven. 
 
6.2.5 Prämissen und Grenzen bei der Analyse des regionalen Geschehens 
Die Auseinandersetzung in der wissenschaftlichen Literatur mit der Frage, ob eine 
geographische Region einen Informationsbestand aufweisen kann, der das regionale 
Geschehen beschreibt, basiert auf einer Diskrepanz zwischen Aktions- und 
Informationsfeldern innerhalb eines Referenzsystems. Die Frage, wie detailliert regionale 
Informationsfelder das regionale Geschehen widerspiegeln, impliziert folgende Prämissen: 
 
- Informationelle Konsistenz der einzelnen Informationsfelder innerhalb der 
Informationslandschaft: Die Entstehung eines Informationsfeldes beginnt mit dem 
Aufbau und der Strukturierung des Informations- und Datenbestandes eines einzelnen 
regionalen Akteurs. Der interne Informationsfluss sowie reguläre und sporadische 
Informationsströme zum direkten Umfeld, in das ein regionaler Akteur eingebettet ist, 
vergrößern und vernetzen sein Informationsfeld mit denen anderer Akteure, womit es 
zur Entstehung eines systemübergreifenden, mehrdimensionalen 
Informationsaggregats im Sinne eines regionalen Informationszusammenschlusses 
einzelner unabhängiger Informationsbestände kommt.704 
 
- Den kausalen Bezug zwischen dem regionalen Geschehen und Veränderungen der 
Informationsbestände: Der Nachweis der informationellen Reflexion des regionalen 
Geschehens kann allerdings durch die multidirektionale Verbreitung der Information, 
multikausale Beziehungen und Wechselwirkungen zwischen dem regionalen 
Geschehen und der regionalen Information erschwert werden. Mehrere regionale 
Aktivitäten innerhalb einer Region können gleichzeitig zu Veränderungen im 
Informations- und Datenbestand einzelner Informationsfelder führen (Multikausalität) 
oder die Information über das regionale Geschehen kann ihrerseits (temporäre) 
Veränderungen im regionalen Geschehen verursachen.705 
                                                 
701
 Vgl. Haitz 1994 
702
 Vgl. Haes 2003, S. 108 ff. 
703
 Vgl. Steffen 2002 
704
 Vgl. Graf 1999, S. 59 ff. 
705
 Die dargestellte Argumentation steht im Einklang mit der von Meyrowitz entwickelten Theorie der  
„Situationen als Informationssysteme“ (vgl. Meyrowitz 1990a, 1990b; Moores 2006, S. 197). Dabei steht 
die These, dass die Information in einem sozialen Raum die „Situations-Geographie“ beeinflussen kann, im 
Vordergrund seiner kritischen Auseinandersetzung. 
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- Kohärenz zwischen einer geographischen Region und ihrer Informationslandschaft: 
Diese Voraussetzung basiert zum Teil auf der subjektiven Wahrnehmung des 
regionalen Geschehens im Vergleich zu der verfügbaren und 
interpretationsbedürftigen Information über sie und erfordert die Ausarbeitung einer 
Legitimitäts- bzw. Objektivierungsbasis: „Das Informationsfeld ist Teil des 
Anschauungsraumes, es ist diffus und dann oft lückenhaft, wenn es außerhalb des 
persönlichen Interaktionsbereichs liegt.“706 
 
Auch wenn die o. g. Prämissen wahr wären, würde noch immer die Problematik der 
möglichen Unvollständigkeit der über eine Region gesammelten Information bestehen.707 
 
Die Versuche, das regionale Geschehen vollständig zu erfassen, scheitern an der Tatsache, 
dass es nicht möglich ist, tatsächlich alle Informationen und Daten über dieses Geschehen zu 
bekommen und auszuwerten. Damit muss bereits bei der Konzipierung einer regionsbasierten 
Informationsanalyse „die Beschaffung vollständiger Informationen im Sinne des 
naturwissenschaftlichen Nachweises sämtlicher Systemzusammenhänge und der 
gegenseitigen Wirkungsrichtung und -stärke ausgeschlossen werden“708. 
 
Neben den möglichen Problemen der Informationsbeschaffung, sollte die Frage nach der 
Korrektheit der verfügbaren Informationen unter einer kritischen Betrachtung ihrer 
Entstehung sowie der Informationsträger bzw. -sender beantwort werden. Dies muss 
spätestens beim Entwurf des jeweiligen Forschungsvorhabens geschehen. Dazu sollten die 
Informationsquellen nach konkreten Gütekriterien geprüft werden, die allerdings keine 
Allgemeingültigkeit besitzen: die Kriterien zur Messung der Informationsqualität können 
unter regionalen Akteuren stark variieren und sind abhängig von dem jeweiligen Bezug zur 
Information (Sender- oder Empfänger-Status) sowie ihrer Relevanz für den einzelnen Akteur. 
So wird beispielsweise eine „Zeitungsente“ von einem unseriösen Newsmaker mit anderen 
Qualitätskriterien bewertet als von einer seriösen Nachrichtenagentur, ohne dass diese fiktive 
Nachricht das regionale Geschehen wahrheitsgemäß wiedergibt. 
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 Kramer 2005, S. 36 f. 
707
 Diese Argumentation steht unter anderem im Einklang mit dem Gödelsche Unvollständigkeitssatz und  
Aussagen über Systeme, die, obwohl sie wahr sind, nicht bewiesen werden können. (Vgl. Gödel 1931a, 
1931b) 
708
 Graf 1999, S. 106 
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Darüber hinaus gibt es Ansätze, bei denen die Transformation des realen Geschehens in die 
„falsche“ Information in keiner Hinsicht kritisch betrachtet wird: so wird z. B. in den Arbeiten 
von Scannell die „wahre“ Information als Ergebnis der Nachrichtenerstattung nicht nur 
vorausgesetzt, sondern überproportional zum realen Geschehen (re-)produziert, was zu einer 
„Verdopplung der Realität“ führt.709 An diesen Beispielen wird deutlich, dass auch 
Diskrepanzen zwischen dem regionalen Geschehen und seinem informationellen Abbild 
situationsbedingt und problemstellungsbezogen einer besonderen Überprüfung bedürfen. 
 
Neue technische Hilfsmittel zur Informationsanalyse sowie eine steigende wissenschaftliche 
Resonanz auf Basis der Konkretisierung des Phänomens der Entstehung von 
Informationsströmen haben die Grundlage für ein besseres Verständnis intertemporärer, 
interinstitutioneller und systemimmanenter Strukturzusammenhänge geliefert. Auch Analysen 
der Informationsströme (nicht nur aus systemtheoretischem Blickwinkel)710 werden 
zunehmend für die Erstellung von Prognosen sowie in Entscheidungsfindungs- und 
Problemlösungsprozessen verwendet.711 
 
Somit wäre die Analyse eines regionalen Informationsbestandes unter gewissen 
Voraussetzungen prinzipiell durchführbar. Entscheidend sind dabei unter anderem die 
regionalspezifischen Rahmenbedingungen sowie die konkreten, situationsbezogenen Schritte 
für die Datenerhebung. 
 
6.3 Konzipierung und Durchführung der einzelnen Schritte der Untersuchung 
Vor der Beschreibung des Untersuchungsplanes wurden im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
methodische und theoretische Zugänge zur Thematik der Arbeit entwickelt. Es wurde 
zugleich auf die Ursprünge der Entstehung räumlicher Handlungskonzepte sowie auf ihre 
spezifischen Wirkungskontexte eingegangen. Verschiedene Themenbereiche innerhalb der 
vortheoretischen Überlegungen gewährten unter Zuhilfenahme ausgewählter 
wissenschaftlicher Positionen (ergänzt durch praxisrelevante Beobachtungen der interviewten 
ExpertInnen) bereits im Vorfeld der theoretischen Fundierung ein gewisses Verständnis 
räumliche Handlungskonzepte, welches im Zusammenhang der theoretischen Fundierung zu 
                                                 
709
 Vgl. Lamnek 2005, S. 9; Moores 2006, S. 199; Scannell 1996, S. 172 f. 
710
 Vgl. Oberndörfer 1971, S. 262: „Ein Vorhersagen des wahrscheinlichen Verhaltens des Systems – sei es vom  
Standpunkt eines Beobachters des Systems, sei es vom System selbst aus – ist aufgrund der bisher 
genannten Informationsströme noch nicht möglich.“ 
711
 Vgl. Graf 1999, S. 32 ff. 
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einem tieferen Verständnis sowie zur Konkretisierung des Begriffes, der Eigenschaften und 
der Rolle räumlicher Handlungskonzepte beitrug. 
 
Im Zuge der methodischen Annäherung an die Problem- und Aufgabenstellung der 
vorliegenden Arbeit sind wir damit zur Umsetzung des letzten methodischen Teilkonzepts des 
hermeneutischen Rahmens der Arbeit gelangt, nämlich zur Untersuchung der Inhalte 
räumlicher Handlungskonzepte im Hinblick auf die oben dargestellten Ziele. Die gesamte 
Untersuchung soll somit auf folgenden Schritten basieren: (1) Sammeln räumlicher 
Handlungskonzepte, (2) Inhaltsanalyse räumlicher Handlungskonzepte und (3) 
ExpertInneninterviews. Die konkrete Ausführung der einzelnen empirischen Schritte wird im 
Folgenden beschrieben. Zunächst aber müssen die Kriterien für die Auswahl der Konzepte, 
die als Untersuchungsobjekte bzw. Informationsquellen in diesem methodischen Teilkonzept 
fungieren, präzisiert werden. 
 
6.3.1 Festlegung der Informationsquellen 
Die beispielhaft dargestellte regionale Betrachtungsperspektive der Information bedeutet 
nicht, dass die vorliegende Arbeit sich ausschließlich auf regionale Entwicklungskonzepte 
konzentriert. Ganz unabhängig von ihrer Bezeichnung müssen vielmehr alle Arten von 
Raumkonzepten, die sich mehr oder weniger verbindlich auf ein zweckrationales 
raumbezogenes Handeln ausrichten, als potenzielle Untersuchungsobjekte betrachtet 
werden.712 Für die vorliegende Untersuchung bedeutet dies, dass es sich als sinnvoll erweist, 
nicht nur regionale Entwicklungskonzepte zu untersuchen, sondern räumliche 
Handlungskonzepte ganz unterschiedlicher Art. Dabei ist es wichtig, dass die ausgewählten 
Konzepte einen unverbindlichen Status haben, da verbindliche Konzepte bzw. Pläne durch 
ihre programmatische Ausrichtung bzw. teilweise durch ihren juristisch bindenden Charakter 
kaum noch informellen Charakter haben und daher wenig auf Probleme im Zusammenhang 
ihrer Umsetzung eingehen müssen. Somit ist das erste Auswahlkriterium eines jeden für die 
Untersuchung geeigneten räumlichen Handlungskonzepts sein erkennbar unverbindlicher 
Charakter, ganz unabhängig davon, welche offizielle Bezeichnung es jeweils trägt. 
 
                                                 
712
 Ähnlich ging die IÖR-Studie vor, die bei der Entwicklung ihrer methodischen Schritte jede Form von  
regionalbezogenen Konzepten und Instrumenten einbezogen und sich somit an den „Erfahrungen mit der 
Evaluierung von Regionalen Entwicklungskonzepten oder vergleichbaren informellen Instrumenten der 
Regionalentwicklung“ (Wiechmann et al. 2004, S. 3) orientiert hat. 
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Des Weiteren wird sich die Studie auf Konzepte beschränken, die aus Europa stammen und in 
deutscher Sprache verfasst wurden, das heißt auf solche aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz.713 Diese geographische Festlegung verspricht eine relativ hohe Anzahl von inhaltlich 
ähnlichen Konzepten. Außerdem ist für deren Untersuchung und Auswertung die Tatsache 
begünstigend, dass alle drei Staaten sich mit dem Thema der räumlichen Entwicklung intensiv 
auseinandersetzen, dass sie eine vergleichbare administrative Struktur besitzen und ähnliche 
Tendenzen aufweisen insbesondere 
- bei der Raumplanungs- und Raumentwicklungspolitik, 
- im Spektrum der Alternativen in der Regionalförderung (z. B. der europäische 
Strukturfond für Deutschland und Österreich; Interreg-Projekte für alle drei Staaten) 
- sowie in der Evaluierung regionalpolitischer Programme bzw. der 
Evaluationspflicht.714 
 
Im Allgemeinen lässt sich dazu Folgendes sagen: „In Deutschland, Österreich und der 
Schweiz sind Bund, Länder/ Kantone und Gemeinden seit langem bestrebt, die räumliche 
Entwicklung zu planen, zu ordnen und wo nötig zu steuern: in Wachstumsgebieten durch 
lenkende Eingriffe, in wirtschaftlich schwachen Gebieten durch Ausgleichs- und 
Fördermassnahmen. Globalisierung der Wirtschaft, absehbare demographische Einbrüche und 
das Thema Nachhaltigkeit haben in allen drei Staaten eine Diskussion über die künftige 
Ausrichtung der räumlichen Entwicklung und den Einsatz der verfügbaren Ressourcen 
ausgelöst.“715 So liegt die Fokussierung auf Deutschland, Österreich und der Schweiz 
aufgrund bestimmter Ähnlichkeiten dieser Staaten sowie ihrer geographischen und kulturellen 
Nähe nahe716, was auch anderen Studien „den komparativen Zugang erleichter[t]“717 hat. Was 
die Unterschiede der drei Staaten bezüglich der Planungs- bzw. Handlungsinstrumente der 
raumgestalterischen Praxis betrifft, so haben Österreich und die Schweiz im Gegensatz zu 
Deutschland den Schwerpunkt ihrer Raumordnung und Raumplanung in den 
Kompetenzbereich der Länder bzw. Kantone gelegt. Beide Staaten verfügen zugleich über 
gewisse Leitbilder für die gesamtstaatliche Entwicklung, was es in dieser Form in 
Deutschland seit einiger Zeit nicht mehr gibt. Dennoch wird die räumliche Entwicklung in 
allen drei Staaten unter anderem von Sektoralpolitiken des jeweiligen Bundes bestimmt.718 
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 Vgl. Kapitel „Regionalpolitische Tendenzen im deutschsprachigen Raum: Eine kritische Betrachtung“ 
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 Vgl. Gerheuser 2009, S. 437 
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 Gerheuser 2009, S. 433 
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 Vgl. Ammon 1995; Balzer 2009; Henning/Laube 2005; Hartmann/Sattler 2002; Polt 2009 
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 Widmer/Leeuw 2009, S. 64 
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Aufgrund den zum Teil ähnlichen institutionellen Strukturen und den europaübergreifenden 
Anforderungen an die Erarbeitung verschiedener Raumkonzepte, sehen die informellen 
Planungsinstrumente der raumgestalterischen Praxis aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz auch vom inhaltlichen Aufbau ähnlich aus. 
 
Das bedeutet in diesem Fall für die Interviews, die im Zusammenhang der gesamten Arbeit 
als zusätzliche Informationsquelle dienen, dass die befragten ExpertInnen im Idealfall aus 
allen drei Ländern – Deutschland, Österreich und der Schweiz – stammen, damit eine der 
Inhaltsanalyse der Handlungskonzepte adäquate und insgesamt möglichst aufschlussreiche, 
kritische Betrachtungsperspektive aus dem praxisnahen Kontext gewährleistet wird. Die 
Expertinnen und Experten werden unter anderem mit verschiedenen Ergebnissen der 
Inhaltsanalyse konfrontiert, was möglicherweise bedeutet, dass mit jedem Interview ein neuer 
Zugang zum Verständnis der Problematik der Raumgestaltung gelegt wird. Somit ist es für 
die Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten entscheidend, dass sie möglichst zu einem 
gleichen Anteil aus den verschiedenen praxisnahen Bereichen (Beratung, Forschung, 
Institutionen etc.) vertreten sind. Ebenso wichtig ist es, bedeutende regionale Akteure, 
Vorhabensträger sowie Vertreter der ministerialen Ebene als potenzielle Interviewpartner 
einzubeziehen. 
 
Was das Entstehungsjahr der jeweiligen räumlichen Handlungskonzepte betrifft, so erweist es 
sich als sinnvoll, sich auf Konzepte aus der jüngeren Zeit zu konzentrieren. Im Rekurs auf die 
Paradigmen der Regionalentwicklung von Heintel, kann man sich auf den Zeitraum von 1993 
bis heute festlegen. Es handelt sich dabei um einen Zeitrahmen, in dem regionale Konzepte 
gleichermaßen von einem bottom up- wie einem top down-Pragmatismus geleitet wurden und 
die Praxis der europäischen Regionalentwicklung in diese Sinne bis heute durch eine starke 
Ausdifferenzierung von Zielsetzung, Strategieformulierung, Problembetrachtung und 
Instrumenten zur Umsetzung regionalpolitischer Maßnahmen charakterisiert ist.719 
Nichtsdestotrotz werden in der vorliegenden Studie auch räumliche Handlungskonzepte aus 
den 1980er-Jahren bis 1992 miteinbezogen, wenn sie charakteristische Merkmale späterer 
raumgestalterischer Tendenzen beinhalten.720 
 
Den räumlichen Handlungskonzepten gegenüber wird im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
behauptet, dass nur wenige von ihnen ausdrücklich auf die Probleme im Zuge ihrer 
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 Vgl. Heintel 2001, S. 195; Heintel 2004b, S. 192 
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 Vgl. Kapitel „Regionalpolitische Tendenzen im deutschsprachigen Raum: Eine kritische Betrachtung“ 
  
232 
Erarbeitung und Umsetzung eingehen. Nicht zuletzt aus diesem Grund widmet sich die 
Untersuchung unter anderem der Aufgabe, Informationen über die verschiedenen 
Problemzustände im Zusammenhang der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
Handlungskonzepte zu gewinnen. Da dies in Anbetracht der oben genannten Tatsache bei 
einer relativ geringen Anzahl von Konzepten zu einem unbefriedigenden Ergebnis führen 
würde, gilt es für den Stichprobenumfang möglichst viele Konzepte zu sammeln. Auch dies 
entspricht dem Prinzip der Sammlung prozessgenerierter Daten. Für die endgültige 
Bestimmung des Umfangs der Stichprobe sowie für die allgemeine Überprüfung der 
technischen Machbarkeit dieser Methode erweist sich die Durchführung eines Pretests als 
unumgänglich. Dies wird im Kapitel „Das Sammeln prozessgenerierter Daten: Zugang zu den 
Objekten der Untersuchung“ vertieft. 
 
Des Weiteren ist es an dieser Stelle entscheidend, konkrete Ausschlusskriterien festzulegen, 
nach denen Konzepte für die Inhaltsanalyse nicht in Betracht kommen. Unter 
Berücksichtigung der geographischen Herkunft der räumlichen Handlungskonzepte, ihres 
unverbindlichen Charakters, des Informationsgehalts und der Vollständigkeit, ihrer primären 
Zweckbestimmung sowie der in der vorliegenden Arbeit dargestellten allgemeinen 
Eigenschaften werden Konzepte bzw. Texte für die inhaltsanalytische Untersuchung nicht 
berücksichtigt, wenn sie 
 
- nicht aus Deutschland, Österreich oder aus der Schweiz stammen; 
- als Rechtsschriften identifiziert werden können; 
- ausschließlich Statistik- und Untersuchungsberichte sind; 
- verkürzte Konzepte bzw. Zusammenfassungen der vorhandenen längeren Versionen 
sind (beispielsweise „Abstracts“ der Regionalprojektanträge, knappe 
Regionalstrategiebeschreibungen, etc.); 
- Parteiprogramme zur Raum- bzw. Regionalentwicklung sind; 
- einen stark verbindlichen Charakter besitzen (wie z. B. Budget- bzw. 
Haushaltsplanungen sowie Pläne für eine beschlossene (technische) Umsetzung). 
 
Dagegen können für die vorliegende Untersuchung inhaltliche Ableitungen räumlicher 
Handlungskonzepte, wie beispielsweise Protokolle der Arbeitsgruppen, ausführliche 
Präsentationen, Fallstudien etc. durchaus eine Rolle spielen. Zwar handelt es sich bei ihnen 
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um keine „klassischen“ räumlichen Handlungskonzepte; sie beinhalten jedoch häufig 
sinnvolle Ergänzungen zu den Konzepten sowie Präzisierungen der Problemzustände. 
 
Die Methode des Sammelns der Texte räumlicher Konzepte für die inhaltliche Untersuchung 
im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird im folgenden Kapitel detailliert dargestellt. Hier 
werden ebenfalls die Erfahrungen aus dem Pretest berücksichtigt. 
 
6.3.2 Methodische Beschreibung und Anwendung 
Die Begründung und Relevanz der einzelnen im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
angewendeten Methoden wurden im Kapitel „Methodische und begriffliche Zugänge“ bereits 
beschrieben. Die Heranziehung unabhängiger Methoden der empirischen Sozialforschung, die 
jedoch nicht voneinander isoliert betrachtet werden dürfen, ist für die methodische 
Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit in verschiedener Hinsicht von Bedeutung. Zwei 
Aspekte sind dabei besonders relevant: Erstens die Tatsache, dass die qualitative 
Inhaltsanalyse, die für die Studie eine zentrale Rollen spielt, als Methode kaum angewendet 
werden kann, ohne durch andere Methoden oder Techniken der empirischen Sozialforschung 
ergänzt zu werden;721 so werden die Herangehensweisen „Sammeln prozessgenerierter Daten“ 
sowie „ExpertInneninterviews“ speziell auf die Inhaltsanalyse ausgerichtet. Zweitens erweist 
es sich für jede sozialwissenschaftliche Forschungsarbeit als vorteilhaft, „Aussagen über 
empirische Sachverhalte mit unterschiedlichen Erhebungsmethoden zu stützen und auf ihre 
Gültigkeit hin zu überprüfen“722, insofern die verschiedenen Theorieansätze allein nicht alle 
Fragen und Probleme klären können. Die theoretische Fundierung der vorliegenden Arbeit 
konkretisiert somit ihre methodischen und begrifflichen Zugänge in einer entscheidenden 
Hinsicht und legt unter anderem fest, was konkret gesammelt und ausgewertet werden muss. 
Die folgenden Kapitel zeigen, wie die methodischen Schritte im Einzelnen ausgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
                                                 
721
 Vgl. Mayring 2008, S. 116: „Wir haben es hier mit einer spezifischen qualitativen Auswertungstechnik zu  
tun. So muß die Inhaltsanalyse kombiniert werden mit Techniken der Datenerhebung und 
Datenaufbereitung, sie muß eingeordnet werden in einen übergeordneten Untersuchungsplan […].“ 
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6.3.2.1 Das Sammeln prozessgenerierter Daten: Zugang zu den Objekten der  
Untersuchung 
 
6.3.2.1.1 Begründung und Relevanz der Methode 
Prozessgenerierte (oder auch prozessproduzierte723) Daten entstehen im Zuge des „gerichteten 
Ablauf[s] eines Geschehens“, wie Mittelstraß den Begriff „Prozess“ definiert.724 Mit anderen 
Worten: Prozesse oder Teilprozesse „produzieren“ in ihrem Vollzug bestimmte 
Informationsinhalte bzw. Daten, die in der einen oder anderen Weise festgehalten werden 
können. Einmal festgehalten, können prozessgenerierte Daten sich auch später als vorteilhaft 
für verschiedene Forschungszwecke erweisen; unter anderem bieten sie 
Sozialwissenschaftlern die Möglichkeit, bestimmte Phänomene kontinuierlich zu 
erforschen.725 Trotz der bislang spärlichen Verwendung prozessgenerierter Daten innerhalb 
der empirischen Sozialforschung, wird ihre Definition innerhalb der Sozialwissenschaften 
relativ einheitlich gehandhabt. Meistens sind damit Daten gemeint, die (aus der Perspektive 
eines Forschers) in „fremden“ Kontexten und primär nicht für wissenschaftliche Zwecke 
erzeugt werden.726 
 
Im Zuge des technischen Fortschritts und der Erhöhung der allgemeinen 
Informationsvernetzung wurde es möglich, größere Informationsbestände anzulegen, zu 
speichern und auszutauschen. Auch die Tendenz der Vertechnisierung der Abläufe innerhalb 
verschiedener Strukturen trägt dazu bei, dass prozessgenerierte Daten (bzw. 
„Verwaltungsdaten“ im ursprünglichen Sinne) zunehmend auf technischem Wege entstehen 
und gesichert werden. Die erweiterte Vernetzung vergrößert die prozessgenerierten 
Datenbestände, die nun nicht mehr nur zur internen Zwecken einer bestimmten Organisation, 
sondern auch zur Analyse der Interdependenzen zwischen verschiedenen Organisationen 
herangezogen werden können. So wächst die Menge prozessgenerierter Daten in den 
unterschiedlichen Kontexten der Alltagspraxis täglich, was ihnen unter anderem eine 
besondere Bedeutung für die Forschung verleiht. Heute werden zu prozessgenerierten Daten 
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nicht nur Daten gezählt, die in sozialen bzw. verwaltungsbezogenen Kontexten entstehen727, 
sondern Informationen aus den verschiedensten Prozessen. So werden etwa in der 
historischen Forschung prozessgenerierte Daten als relevante „Daten jeglicher Art“ 
verstanden; unter ihnen befinden sich auch „Dokumente, Bilder, Gegenstände, Landschaften 
usw.“.728 Analog dazu versteht man in der qualitativen Sozialforschung zurzeit unter 
prozessgenerierten Daten auch Karten, Pläne und Dokumente; in der quantitativen 
Sozialforschung kann es sich unter anderem um „Log-Files“ oder Daten aus 
Kundendatenbanken handeln.729 
 
Anhand der gesammelten prozessgenerierten Daten können bestimmte Prozesse auf 
unterschiedliche Art und Weise analysiert werden. Dabei erkennt man als Forscher bestimmte 
Vorteile, so auch den folgenden: Eine mögliche Untersuchung von Prozessen anhand 
prozessgenerierter Daten gehört zu den nichtreaktiven Verfahren der empirischen 
Sozialforschung. Das bedeutet, dass prozessbezogene Elemente nicht direkt untersucht 
werden müssen, sondern nur ihre Ergebnisse bzw. Daten einer Analyse unterzogen werden, 
was die Durchführung bestimmter Untersuchungen vereinfachen kann. Des Weiteren besitzen 
prozessgenerierte Daten bestimmte Eigenschaften, die sich für die empirische 
Sozialforschung in einigen Fällen als vorteilhaft erweisen. So wird etwa die Entstehung 
solcher Daten vom Forscher selbst nicht beeinflusst, da sie in der Regel noch vor der Absicht, 
sie zu untersuchen, entstehen. Außerdem kann man mit Hilfe prozessgenerierter Daten, die 
einen Zeitbezug aufweisen, zeitliche Entwicklungen darstellen: So lassen sich unter 
Berücksichtigung gewisser Bedingungen relativ einfach konsistente Zeitreihen erstellen. 
Daneben wird in der Forschungspraxis auch die Möglichkeit einer problembezogenen 
Untersuchung auf der Basis prozessgenerierter Daten erwähnt: Hier stehe dem Forscher eine 
Menge an Daten zur Verfügung, „die bei der institutionellen Bearbeitung sozialer Probleme 
anfallen“730. Im Vergleich zu anderen Methoden der empirischen Sozialforschung bietet das 
Sammeln und Auswerten prozessgenerierter Daten häufig eine kostengünstige Alternative: 
„Ihre Generierung setzt also hinsichtlich der Datenproduktion keinen besonderen Aufwand 
voraus. […] Neben den Kostenvorteilen bei der Erhebung lassen prozessproduzierte Daten 
zudem eine höhere Qualität des Datenmaterials erwarten.“731 Bei der Auseinandersetzung mit 
der Reliabilität prozessgenerierter Daten wird für die Forschung Folgendes erkennbar: 
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„Zunächst ist dies die höhere Zuverlässigkeit der Information, da solche Daten üblicherweise 
bereits über einen längeren Zeitraum erfasst werden und somit systematische Fehler im 
Erfassungskonzept weitgehend ausgemerzt sein sollten. Der ausschlaggebende Gesichtspunkt 
ist jedoch die Nachhaltigkeit.“732 Außerdem bleiben prozessgenerierte Daten meistens über 
eine längere Zeit erhalten, was für die Überprüfung der Ergebnisse oder weitere 
Untersuchungen entscheidend sein kann. Die massenhafte Speicherung prozessgenerierter 
Daten in vielen Bereichen und ihre relativ lange Aufbewahrungszeit bieten somit die 
Möglichkeit, ehemalige „Datenfriedhöfe“ für diverse Zwecke nutzbar zu machen. 
 
Zusammenfassend lässt sich Folgendes festhalten: Sämtliche Daten, die innerhalb von 
Prozessen (im weiteren Sinne) entstehen, können als prozessgenerierte Daten bezeichnet 
werden. Zurzeit betrachtet die Forschungsgemeinschaft prozessgenerierte Daten nicht mehr 
als nur einzelne Daten, „die in den Sozialbehörden und sozialen Einrichtungen bei der 
Bearbeitung sozialer Probleme gleichsam ‚nebenher’ anfallen“733, sondern vielmehr als 
informationstragende Pakete, die in der einen oder anderen Weise untersucht werden können. 
Für die vorliegende Arbeit ist entscheidend, dass auch räumliche Handlungskonzepte als 
„prozessgenerierte Daten“ betrachtet werden können, unter anderem deswegen, weil sie im 
Zuge räumlicher Gestaltungsprozesse zunehmend auf elektronischem Wege erstellt und 
veröffentlicht werden. 
 
6.3.2.1.2 Beschreibung der Vorgehensweise 
Die Möglichkeiten für die Analyse prozessgenerierter Daten erläutert Baur im beispielhaften 
Vergleich mit der Methode des Interviews: „In der Praxis qualitativer Sozialforschung ist die 
wichtigste Datenform das offene Interview. Selbst wenn man sich auf diese eine Datenform 
beschränkt, lassen sich keine einheitlichen Auswertungsregeln aufstellen, da die Daten 
vieldeutig sind: So kann man offene Interviews auf viele Arten lesen, ihnen viele 
verschiedene Informationen entlocken. Dies gilt auch für prozessgenerierte Daten, z. B. 
enthält der Lesebrief einer Fünfzehnjährigen Informationen über ihre Persönlichkeitsstruktur, 
über ihre Vorstellungen zu Beziehungen und über das Stadium ihrer Beziehung. Gleichzeitig 
kann man versuchen, dem Brief Informationen über Geschlechtsverhältnisse und -rollen der 
jeweiligen Gesellschaft zu entlocken. Der Brief liefert aber auch Informationen über typische 
Kommunikationsstrukturen […].“734  
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Betrachtet man an dieser Stelle räumliche Handlungskonzepte als Daten(-pakete), die in 
raumgestalterischen Prozessen entstehen, lassen sich einem solchen Konzept ebenfalls viele 
Informationen entnehmen. Allein das Titelblatt kann zahlreiche Informationen über seine 
Herkunft, seine(n)Verfasser, die thematische Ausrichtung und Schwerpunkte, das 
Erscheinungsjahr, etc. enthalten. 
 
 
Abb. 10: Beispiele von Titelblättern räumlicher Handlungskonzepte 
Quelle: OGM 2005; Büro für Stadt- & Regionalmarketing 2007; Europäisches Tourismus 
Institut GmbH an der Universität Trier 2004 
 
Um den Prozess des Zusammentragens von räumlichen Handlungskonzepten für die 
Untersuchung zu beschleunigen und möglichst kostengünstig zu halten, wurden das Internet 
und verschiedene Möglichkeiten der Online-Metasuche als geeignete Mittel gewählt. Da die 
Konzepte unterschiedlich bezeichnet werden können, wurde für die Online-Metasuche eine 
Liste der Stichwörter erstellt.735 Für die Auswahl der Konzepte wurden zugleich die zuvor 
aufgestellten Ausschlusskriterien berücksichtigt.736 Dabei sollte die Gefahr der Auswahl 
identischer Konzepte mit allen zur Verfügung stehenden technischen Möglichkeiten 
(beispielsweise die Markierung und Erkennung besuchter Hyperlinks bzw. die Speicherung 
der Dateien der Konzepte in einem Ordner ohne Veränderung ihrer ursprünglichen 
Dateinamen) möglichst gering gehalten werden. Nach der Verwendung sämtlicher 
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Stichwörter für die Online-Suche lag die Anzahl der gesammelten Objekte bei 522; nach der 
Heranziehung der Auswahlkriterien lagen schließlich 449 potenzielle Untersuchungsobjekte 
vor. Da die Methode des Sammelns der Konzepte im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
bewusst auf die Inhaltsanalyse ausgerichtet wurde, wurden während der inhaltsanalytischen 
Phase weitere Konzepte aussortiert; dabei handelte es sich um Konzepte, die während der 
Phase des Sammelns nicht eindeutig identifiziert werden konnten. Auf diese Weise wurden 
weitere 20 Konzepte ausgeschlossen, die 
- zwar deutschsprachig waren, jedoch keinen Bezug zu Deutschland, Österreich oder 
der Schweiz aufwiesen; 
- unter einem anderen Dateinamen bereits vorhanden waren; 
- nicht die Auswahlkriterien erfüllten, wie sich bei der Inhaltsanalyse herausstellte. 
 
Im Zuge der letzten Prüfung wurden 429 Untersuchungsobjekte als geeignet für die 
inhaltsanalytische Untersuchung identifiziert, davon 342 Konzepte aus Deutschland, 48 aus 
Österreich und 39 aus der Schweiz.737 
 
 
6.3.2.2 Die Inhaltsanalyse: Qualitative Ausrichtung 
 
6.3.2.2.1 Begründung und Relevanz der Methode 
Bei der Beschreibung der methodischen Zugänge wurde bereits ansatzweise begründet, 
warum es sich im Rahmen der geplanten Untersuchung am vorteilhaftesten erweist, die 
räumlichen Handlungskonzepte einer qualitativen Inhaltsanalyse zu unterziehen. Dieses 
Kapitel dient der Verdeutlichung der Relevanz der Inhaltsanalyse für die vorgenommene 
Untersuchung sowie dem Übergang zur konkreten Beschreibung der inhaltsanalytischen 
Vorgehensweise. 
 
Als eine der bekanntesten Methoden zur Untersuchung von Texten, leitet sich die 
Inhaltsanalyse ursprünglich von den Grundannahmen der allgemeinen Hermeneutik ab: 
„Überall dort, wo in hermeneutischen Analysen eine Systematik zugrunde gelegt wurde, kann 
man von inhaltsanalytischen Vorläufern sprechen […].“738 Im Rahmen der 
inhaltsanalytischen Forschung wird ein Text primär als sinntragende Substanz verstanden, 
deren Bedeutung intersubjektiv aufgefasst werden kann. Mit anderen Worten: Das 
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Abstraktions- bzw. Verallgemeinerungsprinzip dient als Voraussetzung für ein allgemeines 
Verständnis von Textinhalten. Diesem Prinzip folgend, beschäftigt sich die inhaltsanalytische 
Forschung im Allgemeinen mit Möglichkeiten der Bedeutungszuschreibung sowie mit der 
Entwicklung von sinnübergreifenden Bedeutungskategorien für einzelne Textteile. Dies kann 
als übergreifende Aufgabe für jeden inhaltsanalytischen Versuch verstanden werden. Des 
Weiteren gibt es verschiedene Wege, wie inhaltsanalytische Untersuchungen konzipiert und 
durchgeführt werden können. Entscheidend ist dabei, was genau untersucht werden soll und 
welche (technischen) Hilfsmittel und Untersuchungsperspektiven (nach Weber als „a set of 
procedures to make valid inferences from text“739 gemeint) dem Forschenden zur Verfügung 
stehen. 
Betrachtet man den Text als Kommunikationsmaterial, lässt sich seine im Rahmen der 
Inhaltsanalyse gewonnene Bedeutung auf verschiedene Elemente der Kommunikation 
beziehen; so können unter bestimmten Voraussetzungen beispielsweise Rückschlüsse auf die 
Kommunikatoren (Sender bzw. Empfänger) sowie ihre Hintergründe, Absichten, Handlungen 
etc. gezogen werden.740 Die moderne Inhaltsanalyse widmet sich nicht nur der Untersuchung 
von Texten, sondern betrachtet alle kommunikativen Formen als mögliche 
Untersuchungsobjekte. In ihrem Untersuchungsbereich finden sich auch verschiedene nicht-
verbale Objekte.741 
 
Im Zuge der ständigen Informationszunahme und Intensivierung der Kommunikationsströme 
steht die moderne inhaltsanalytische Forschung von einer besonderen Herausforderung: Sie 
kann prinzipiell helfen, aus einer unüberschaubaren Menge an Informationen eine 
strukturierte und zweckorientierte Informationsbasis zu schaffen. Vor allem in einer 
hochtechnisierten Gesellschaft mit einem konstanten Zuwachs an Information ist dies von 
großer Bedeutung, denn nur so lassen sich die verfügbaren Informationen zweckrational zur 
Wissensbündelung und -generierung heranziehen. So könnten mit Hilfe inhaltsanalytischer 
Verfahren auch die Diskrepanzen zwischen dem Verfügungs- und dem Orientierungswissen 
minimiert werden.742 Merten spricht hier etwa von der (technischen) Möglichkeit der Ad-hoc-
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Kommunikationskontrolle seitens der Inhaltsanalyse: „Die jeweilige Inhaltsanalyse wird 
während des Kommunikationsprozesses selbst durchgeführt, so daß das Ergebnis als 
feedforward-Parameter in den ablaufenden Kommunikationsprozeß eingeführt werden 
kann.“743 
 
Jedoch kommen im Zuge der gegenwärtigen Informationsexplosion auch verschiedene 
Schwierigkeiten auf die inhaltsanalytische Forschung zu: „Das zentrale Problem, das in 
diesem Zusammenhang zu bewältigen ist, ist nicht in einem Mangel an Informationen zu 
sehen; vielmehr gilt es, aus der Fülle der verfügbaren Informationen diejenige herauszufiltern, 
welche [...] relevant sind.“744 Um das Problem der gezielten Auswahl des 
Untersuchungsmaterials innerhalb unüberschaubarer Informationsstrukturen zu lösen und um 
ganz generell mit den Herausforderungen der modernen Zeit adäquat umgehen zu können, 
wurden im Zuge der Computerisierung verschiedene elektronische bzw. computergestützte 
Verfahren der Inhaltsanalyse entwickelt.745 
 
Aktuell existiert im Bereich der inhaltsanalytischen Forschung eine große Menge spezieller 
Modelle und Analyseverfahren (zum Beispiel Kontingenzanalysen, Bewertungsanalysen, etc.) 
für verschiedenste Untersuchungsobjekte, so dass praktisch jede wissenschaftliche Disziplin, 
die kommunikative Formen zu ihrem Untersuchungsbereich zählt, die Inhaltsanalyse nutzen 
kann.746 Auch Folgendes gehört zur gängigen Forschungspraxis: Als eine eigenständige 
Methode der empirischen Sozialforschung und zugleich als ein interdisziplinärer und hoch 
differenzierter Komplex aus unterschiedlichsten Analysearten wird die Inhaltsanalyse 
bisweilen selbst zum Untersuchungsinstrument für andere Methoden der empirischen 
Sozialforschung, beispielsweise für die Auswertung von Interviews und Befragungen. Diese 
Instrumentalisierung der Inhaltsanalyse kann man kritisch betrachten; es gibt jedoch keine 
Einwände gegen die Nutzung der Inhaltsanalyse für die Untersuchung von 
Kommunikationsträgern wie Interviewprotokolle oder Fragebögen. Entscheidend ist an dieser 
Stelle, dass die Inhaltsanalyse im Forschungskontext, in dem sie neben anderen 
Erhebungsmethoden angewendet wird, eine grundlegende Rolle spielt. Sonst wären ihr 
Grundkonzept, das primär auf das Verstehen „aller sozialer Wirklichkeit“ (so Merten) 
                                                 
743
 Merten 1983, S. 343 
744
 Graf 1999, S. 274 
745
 Vgl. Bröker 1981; Deichsel 1975; Klingemann 1984; Lederer/Hudec 1992 
746
 Vgl. Mayring 1994, S. 161 
  
241 
ausgerichtet ist, und ihr Anspruch auf das Dasein als eine unabhängige Methode der 
empirischen Sozialforschung nicht mehr haltbar.747 
 
So liegt auch im Rahmen der vorliegenden Arbeit die Inhaltsanalyse im Kern des 
methodischen Konstrukts; so wurde etwa die Menge der potenziell zur Untersuchung 
stehenden räumlichen Handlungskonzepte nach inhaltsanalytischen Prinzipien definiert. Dies 
deutet nicht zuletzt darauf hin, dass es sich bei den herangezogenen Konzepten um ähnlich 
strukturierte Dokumente mit einem konkreten inhaltlichen und zeitlichen Bezug handelt.748 
Auch die zuvor beschriebene Festlegung der Stichprobe in der Phase des Sammelns 
räumlicher Handlungskonzepte wurde nach inhaltsanalytischen Anforderungen durchgeführt. 
Dabei ähneln die Vorgehensweise und die Problematik der Stichprobenfestlegung unter 
anderem der inhaltsanalytischen Auswahl von Zeitungsbeiträgen durch Werner Früh. Freilich 
bleibt die Tatsache zu berücksichtigen, dass es sich bei den ausgewählten räumlichen 
Handlungskonzepten (die im Duktus von Früh als „sampling units“ zu verstehen wären) nicht 
unmittelbar um sogenannte „inhaltsanalytische Analyseeinheiten“ handelt: Dies sind nur 
bestimmte Teile der Konzepte, die im Folgenden in der Beschreibung der Vorgehensweise 
vorgestellt werden.749 
 
Für jede inhaltsanalytische Studie ist es unter Berücksichtigung der Problem- bzw. 
Aufgabenstellung entscheidend, die Art der Inhaltsanalyse bereits im Vorfeld der 
Untersuchung festzulegen. So unterscheidet man prinzipiell zwischen quantitativer und 
qualitativer Inhaltsanalyse. Die quantitative Inhaltsanalyse lässt sich am Besten mit der 
Definition der Inhaltsanalyse von Berelson, einem der Begründer der inhaltsanalytischen 
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Forschung, beschreiben: „a research technique for the objective, systematic and quantitative 
description of manifest content of communication“.750  
 
 
Nach Merten handelt es sich bei der quantitativ-deskriptiven Untersuchung bestimmter Texte 
um die im historischen Kontext älteste Form der Inhaltsanalyse.751 Grob gesagt, geht es bei 
der ursprünglichen quantitativen Inhaltsanalyse um die auf ein bestimmtes 
Forschungsproblem ausgerichtete Ermittlung der Häufigkeit. Neben den Häufigkeitsanalysen 
unterscheidet Mayring zwischen weiteren Analysearten innerhalb der inhaltsanalytischen 
Forschung, wie beispielsweise Valenz- und Intensitätsanalysen, bei denen es um die 
Bewertung des zu untersuchenden Materials nach bestimmten Einschätzskalen geht, sowie 
Kontingenzanalysen, die als Suche nach einer übergeordneten Bedeutungsstruktur durch die 
Analyse des Zusammenhangs zwischen Textteilen bzw. Kategorien verstanden werden 
können. Es wird an dieser Stelle deutlich, dass, sofern es sich nicht um reine 
Häufigkeitsanalysen handelt, bei der quantitativen Inhaltsanalyse häufig verschiedene 
qualitative Analyseschritte und Faktoren eine entscheidende Rolle spielen.752 
 
Die Vorteile der quantitativ-inhaltsanalytischen Alternative, die sich unter anderem auf eine 
zeitliche Stabilität manifester Inhalte und, im Idealfall, auf einen hohen Objektivitätsgrad der 
Ergebnisse bezieht, reichen allerdings nicht immer für den Forschungszweck aus. Oft steht 
gerade die Latenz der Inhalte im Mittelpunkt des Forschungsinteresses. An dieser Stelle tritt 
häufig die qualitative Inhaltsanalyse in den Vordergrund, die sich im Zuge der kritischen 
Einstellung gegenüber der Beschränktheit der allgemeinen Inhaltsanalyse etablierte. Sie 
fokussiert unter anderem auf latente Bedeutungen und Textgehalte sowie die Hintergründe der 
Entstehung der Texte. Des Weiteren gibt es eine Menge von inhaltsanalytischen Modellen, 
die sowohl qualitative als auch quantitative Aspekte der Inhaltsanalyse berücksichtigen, um 
neue Möglichkeiten für die inhaltsanalytische Forschung zu erkennen und (so Mayring) „eine 
simple Dichotomisierung quantitativ – qualitativ zu überwinden“.753 
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Bei der vorliegenden Untersuchung räumlicher Handlungskonzepte werden die verschiedenen 
Problemzustände nicht nur aufgelistet, sondern auch gezählt. Der Schwerpunkt der 
Inhaltsanalyse liegt jedoch bei der deskriptiven Perspektive: dem Text werden diverse 
Problembeschreibungen entnommen und diese schließlich kategorisiert. Dabei könnte die 
Häufigkeit der Erwähnung eines bestimmten Problemzustands im Prinzip ein Signal für die 
mögliche kritische Auseinandersetzung mit dem Thema im Rahmen der 
ExpertInneninterviews sein. Aufgrund der Tatsache, dass jedes räumliche Handlungskonzept 
einen speziellen und für sich einzigartigen Fall darstellt bzw. dass es stets einer bestimmten 
Rationalität unterliegt, dürfen jedoch selten erwähnte Problemzustände nicht notwendig als 
tatsächlich „selten vorkommende Probleme“ betrachtet werden. Somit wird die registrierte 
Häufigkeit bestimmter Probleme hauptsächlich beim Pretest zum Zwecke der Prüfung der 
Zuverlässigkeit der Ergebnisse berücksichtigt. Für die anderen Aufgaben- und 
Fragestellungen im Rahmen der vorliegenden Untersuchung (etwa für die Beantwortung der 
Frage „Welche Entscheidungsverfahren und Entscheidungsmethoden werden zur 
Problembeschreibung und Begründung der Strategien bzw. des jeweiligen geplanten 
räumlichen Handelns benutzt?“) erweist sich dagegen die Häufigkeitsanalyse als relevant, um 
bei einer großen Anzahl von Fällen auf diejenigen, die tatsächlich am häufigsten vorkommen, 
inhaltlich fokussieren zu können.754 Quantitative Verfahren außerhalb der Häufigkeitsanalyse 
wurden für die vorliegende Studie als irrelevant eingestuft. 
 
Somit folgt die Untersuchung räumlicher Handlungskonzepte der qualitativen Inhaltsanalyse. 
An dieser Stelle scheint es jedoch wichtig, einen Blick auf weitere allgemeine Ausrichtungen 
der Inhaltsanalyse zu werfen. Dafür eignet sich die wissenschaftliche Arbeit von Klaus 
Merten, der im Zuge der starken Heterogenisierung der inhaltsanalytischen Forschung eine 
umfassende interdisziplinäre und systematisierte Abhandlung über die Theorie, Methode und 
Praxis der Inhaltsanalyse vorgelegt hat.755 
 
                                                 
754
 Für die spätere Bewertung der Ergebnisse der Inhaltsanalyse anhand der Gütekriterien muss hier bemerkt  
werden, dass es bei der relativ großen Anzahl der gesammelten Konzepte (trotz des computerunterstützten 
Auswahlverfahrens und einer mehrmaligen inhaltlichen Überprüfung) versehentlich zu Überschneidungen 
kommen kann. In diesem Fall sollte die registrierte Häufigkeit der Probleme nicht allzu kritisch betrachtet 
werden, da die Häufigkeitsanalyse nicht im Vordergrund der Untersuchung steht. 
755
 Vgl. Merten 1983 
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Zieht man die drei Hauptansätze der Inhaltsanalyse von Merten heran, der zwischen 
deskriptiver, inferentieller und kommunikative Inhaltsanalyse unterscheidet756, so kann die 
vorliegende Untersuchung als eine deskriptive Inhaltsanalyse betrachtet werden. Bei dieser 
Art der Ex-Post-Analyse gilt nach Merten Folgendes: „Der Schluß auf die soziale 
Wirklichkeit erschöpft sich in der Beschreibung semiotischer Fossilien einer vergangenen 
sozialen Wirklichkeit.“757 Man könnte den inhaltsanalytischen Teil der Untersuchung jedoch 
auch als eine inferentielle Inhaltsanalyse bezeichnen, denn sie hat durchaus den Anspruch, 
mehr als die „Beschreibung semiotischer Fossilien einer vergangenen sozialen Wirklichkeit“ 
zu leisten, und stellt sich somit in den Mittelpunkt der Untersuchung räumlicher 
Handlungskonzepte.758 Bezogen auf andere Erhebungsmethoden, die auf die Inhaltsanalyse 
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ausgerichtet wurden, können im Zuge der 
methodischen Anwendung einige Merkmale des kommunikativen Ansatzes zum Vorschein 
kommen, besonders hinsichtlich der Interviews sowie ihrer Vorbereitung und Durchführung. 
Jedoch reicht dies nicht, um die inhaltsanalytische Vorgehensweise als kommunikative 
Inhaltsanalyse zu bezeichnen.759 
 
Die Berücksichtigung der drei Grundmodelle der Inhaltsanalyse von Merten ist für die 
Definierung der eigenen Herangehensweise auf jeden Fall hilfreich, jedoch liefert sie an 
dieser Stelle noch keinen konkreten Zugang zur Instrumentalisierung dieser Modelle. Für die 
Bewältigung der Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit bietet das Modell der qualitativen 
Inhaltsanalyse von Mayring eine etwas günstigere Orientierung bei der Wahl der konkreten 
(technischen) Vorgehensweise. Durch die bewusste Hervorhebung der Bedeutung der 
qualitativen Inhaltsanalyse brachte Mayring eine gewisse Klarheit und Systematik in das bis 
dahin unsystematische Feld verschiedenster qualitativer Ansätze der inhaltsanalytischen 
Forschung ein, ohne dabei die Idee und die Prinzipien der klassischen Inhaltsanalyse zu 
verändern. Zu einer der Herausforderungen der neuen qualitativ-inhaltsanalytischen 
Forschungsperspektive zählt unter anderem die Revidierung der Gütekriterien der qualitativen 
                                                 
756
 Vgl. Merten 1983, S. 329 f. 
757
 Vgl. Merten 1983, S. 329 
758
 Im Gegensatz zu der rein deskriptiven Inhaltsanalyse ist das Ziel der inferentiellen Inhaltsanalyse nach  
Merten nicht „die Beschreibung von Inhalten, sondern der Inferenzschluß von Merkmalen eines Textes auf 
Merkmale einer nicht mitrepräsentierten sozialen Wirklichkeit (Kontext)“. (Merten 1983, S. 329) Erst dieser 
Ansatz der Inhaltsanalyse macht sie „zu einem Erhebungsinstrument sozialer Wirklichkeit […] 
gleichberechtigt neben anderen Instrumenten wie Beobachtung und Befragung“. (Merten 1983, S. 329 f.) 
759
 Vgl. Merten 1983, S. 330: „Wird die Inhaltsanalyse auf die Analyse von real ablaufenden  
Kommunikationsprozessen ausgedehnt, in denen der Text mit seinem Kontext mitrepräsentiert ist, kann man 
von kommunikativer Inhaltsanalyse sprechen. […] Im Unterschied zur inferentiellen Inhaltsanalyse wird 
nicht mehr von einem statischen Text ausgegangen, sondern der Text wird vor dem gesamten Prozeß der 
Textentstehung […] analysiert.“ 
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Inhaltsanalyse.760 Im Rahmen dieser Untersuchung findet ebenfalls eine kritische 
Auseinandersetzung mit der methodischen Vorgehensweise sowie den Ergebnissen unter 
Einbeziehung der Gütekriterien der qualitativen Inhaltsanalyse statt. 
 
Die qualitative Inhaltsanalyse muss, genauso wie ihre quantitative Variante, eine 
systematische Vorgehensweise haben und sich an Gütekriterien orientieren. Im Vorfeld der 
qualitativen Inhaltsanalyse müssen daher für die Erarbeitung konkreter methodischer Schritte 
folgende interdependente Qualitätsaspekte berücksichtigt werden: 
 
 
- Der inhaltsanalytische Anspruch auf (intersubjektive) Prüfbarkeit: Für die 
Vorbereitung konkreter methodischer Schritte heißt dies, dass das gesamte 
Untersuchungsmaterial sowie seine Auswertung und schließlich die Ergebnisse so 
aufbereitet werden müssen, dass sie von einem anderen Forscher problemlos überprüft 
werden können. So ist beispielsweise die Erarbeitung nachvollziehbarer Kodierregeln 
von großer Bedeutung. Im Allgemeinen bedeutet dies für die vorliegende 
Untersuchung unter anderem, dass die Vorgehensweise der Inhaltsanalyse genau 
dokumentiert und beschrieben werden muss. 
 
 
- Ein möglichst hoher Grad an Objektivität: Merten schlägt in diesem Fall (in 
Anlehnung an Holsti) für den Forscher, der für seine inhaltsanalytische Studie 
Objektivität beansprucht, die folgende Regel vor: „Man soll als Codierer einen Text 
zwar lesen, aber man soll ihn möglichst nicht verstehen, nicht ‚zwischen den Zeilen 
lesen’ (Holsti 1969, 12), das eigene Vorwissen und eigene Perspektiven sozusagen 
wegdefinieren. Die Forderung nach Objektivität läuft daher auf ein vorsätzliches 
Nichtverstehen von Texten hinaus.“761 Jedoch führt eine solche Einstellung zum Text 
speziell bei der qualitativen Inhaltsanalyse im Gegensatz zur quantitativen 
Inhaltsanalyse zu einigen Schwierigkeiten, da die inhaltliche Interpretation 
(beispielsweise durch das Bilden von Deutungsmustern, das Sammeln von 
Ankerbeispielen und die Unterscheidung zwischen verschiedenen 
Abstraktionsniveaus) eigentlich schon vor der Gewinnung der Endergebnisse beginnt. 
Somit sollte für die qualitative Inhaltsanalyse der vorliegenden Arbeit die 
                                                 
760
 Vgl. Kirk/Miller 1986; Mayring 1994, S. 162; Mayring 2002, S. 140 ff. 
761
 Merten 1983, S. 48 in Anlehnung an Holsti 1969, S. 12 
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interpretative Perspektive mit einer bestimmten Systematik innerhalb des 
methodischen Rahmens gelten. Auf diese Weise wird die Möglichkeit, Texte in der 
einen oder anderen Art und Weise zu interpretieren, keinesfalls ausgeschlossen,762 sie 
sollte allerdings zur Steigerung des Objektivierungsgrades der Ergebnisse eine 
gewisse Kontrolle erfahren.763 In diesem Sinne sollen die Endergebnisse der 
inhaltsanalytischen Untersuchung speziell in den ExpertInneninterviews einer 
kritischen Betrachtung unterzogen werden. Auf diese Weise werden im Rahmen der 
Beanspruchung der inhaltsanalytischen Reliabilität zwar nicht mehrere Personen an 
der inhaltsanalytischen Untersuchung selbst beteiligt, was unter anderem als Prüfung 
der Intercoderreliabilität bekannt und ohnehin nicht unumstritten ist,764 doch könnten 
mehrere Personen in einer anderen Weise an der ganzen Untersuchung mitwirken: 
Eine kritische Beurteilung der inhaltsanalytischen Vorgehensweise sowie ihrer 
Ergebnisse seitens der ExpertInnen würde in diesem Fall eine sinnvolle Ergänzung 
darstellen. 
 
- Theoriegeleitete Vorgehensweise: Bei der methodischen Konzipierung und 
Anwendung ist es (unter anderem auch zur Steigerung des Objektivitätsgrades) 
wichtig, sowohl das ganze inhaltsanalytische Modell auf die festgelegte theoretische 
Fundierung der vorliegenden Arbeit auszurichten als auch die Ergebnisse im 
entwickelten theoretischen Zusammenhang auf ihre Plausibilität zu überprüfen.765 
 
Neben den oben genannten Qualitätsaspekten, deren Berücksichtigung für die Konzipierung 
der vorliegenden Untersuchung von großer Bedeutung ist, gibt es auch andere Gütekriterien. 
So diskutiert Mayring in Anlehnung an Krippendorff folgende Kriterien für die Qualität der 
Inhaltsanalyse:766 
- Validität (im engeren Sinne): Semantische Gültigkeit, Stichprobengültigkeit, 
korrelative Gültigkeit, Vorhersagegültigkeit, Konstruktvalidität;  
                                                 
762
 Vgl. Holsti 1969, S. 12 f.: „‚Reading between the lines,’ so to speak, must be reserved to the interpretation  
stage, at which time the investigator is free to use all of his powers of imagination and intuition to draw 
meaningful conclusions from the data.“ 
763
 Die Probleme der Objektivierung, die auf den „sozialwissenschaftlichen Beobachter“ zukommen können,  
wurden unter anderem von Habermas angesprochen: „So gibt sich der konventionelle Soziologe keine 
Rechenschaft darüber, daß er einen Handlungszusammenhang, den er zum Gegenstand macht, nur 
objektivieren kann, indem er sich seiner vorgängig als Informationsquelle bedient. Er sieht nicht, daß er als 
Interaktionsteilnehmer an der Herstellung des Handlungszusammenhanges, den er als Gegenstand 
analysiert, bereits Anteil hatte.“ (Habermas 1997, S. 182) 
764
 Vgl. Mayring 2008, S. 110 
765
 Vgl. Mayring 2008, S. 110 ff.: „Konstruktvalidität“ 
766
 Vgl. Krippendorff 1980, S. 158; Mayring 2008, S. 111 ff. 
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- Reliabilität: Stabilität, Reproduzierbarkeit, Exaktheit. 
 
Die Ergebnisse der Prüfung dieser Gütekriterien für die vorliegende Untersuchung werden im 
folgenden Unterkapitel ausführlich beschrieben. 
 
6.3.2.2.2 Beschreibung der Vorgehensweise 
Die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung herangezogenen räumlichen 
Handlungskonzepte sind primär als „sampling units“ zu betrachten. Für die Suche nach den 
Problemen bzw. Problemzuständen, die die Erarbeitung bzw. Umsetzung dieser Konzepte 
behindern, wie auch für die Bewältigung anderer Aufgaben der Untersuchung bedarf es 
jedoch vor allem einer sinnvollen Eingrenzung bzw. (im Duktus von Früh und Mayring) einer 
konkreten Festlegung der „inhaltsanalytischen Analyseeinheiten“.767 Dies erlaubt der relativ 
gut gegliederte Aufbau der räumlichen Handlungskonzepte und ihre vergleichbare inhaltliche 
Struktur im Allgemeinen. Allerdings werden im Rahmen der Untersuchung je nachdem, 
welche Forschungsfrage behandelt wird, unterschiedliche Analyseeinheiten festgelegt. So 
wird für die Untersuchung der Problembeschreibung prinzipiell der ganze Text eines 
Konzepts als Analyseeinheit betrachtet (ohne Titelblatt und Verzeichnisse).768 Mit anderen 
Worten: Es wird mit Ausnahme des Titelblattes und der Verzeichnisse der ganze Text der 
infrage kommenden Konzepte gelesen, was einerseits den Nachteil der Inhaltsanalyse als 
einer zeitaufwändigen Methode der empirischen Sozialforschung bestätigt; andererseits wäre 
das Auffinden der ohnehin selten erwähnten Probleme der Erarbeitung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte auf einem anderen Wege viel weniger effektiv. Daher wird 
bei der Suche nach entsprechenden Problemzuständen in den Texten der Konzepte (anders als 
in der Phase des Sammelns räumlicher Handlungskonzepte) bewusst auf das 
Stichwortverfahren verzichtet. Als kleinste Analyseeinheit (die nach Früh einer Interpretation 
oder Aggregation zugezogen werden) bzw. als Kodiereinheit (welche nach Mayring der 
kleinste kodierbare Untersuchungsmaterialbestandteil darstellt) gelten an dieser Stelle Sätze 
bzw. Wortgruppen.769 Für die Beantwortung der Fragen „Mit welchen Planungsintervallen 
arbeiten diverse räumliche Handlungskonzepte?“, „Auf welche Schwerpunkte konzentrieren 
sie sich?“ sowie „Wer erstellt die Konzepte?“ werden als inhaltsanalytische Analyseeinheiten 
                                                 
767
 Vgl. Früh 2007, S. 107 ff.; Mayring 1994, S. 162 
768
 Diese Festlegung entspricht im Allgemeinen der Beschreibung der Festlegung der Analyseeinheiten von  
Früh: „Die Forschungsfrage könnte beispielsweise lauten: ‚Wie berichtete die deutsche Tagespresse über 
das Unglück im US-Kernkraftwerk Harrisburg am Tage nach dem Ereignis?’ Als Analyseeinheiten wären 
einzelne Artikel oder auch ganze Zeitungsausgaben möglich.“ (Früh 2007, S. 82) 
769
 Vgl. Früh 2007, S. 82; Mayring 1994, S. 162 
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primär die Inhalte des Titelblatts bzw. der ersten oder letzten Seiten der Konzepte definiert. 
Die Kodiereinheiten sind in diesem Fall einzelne Satzteile, Wörter bzw. Zahlen. Was die 
Forschungsfrage „Welche Entscheidungsverfahren und Entscheidungsmethoden werden zur 
Problembeschreibung und Begründung der Strategien bzw. des jeweiligen geplanten 
räumlichen Handelns benutzt?“ betrifft, so werden in diesem Fall diejenigen Teile der 
Konzepte als Analyseeinheiten betrachtet, die selbst einen für die Erarbeitung bzw. 
Umsetzung der Konzepte analytischen oder legitimierenden Charakter haben. Hier werden 
einzelne Wörter bzw. Wortgruppen als kleinste Einheiten, die unter eine Kategorie fallen 
können, definiert. Den einzelnen Fragestellungen entsprechend unterscheiden sich auch die 
inhaltsanalytischen Vorgehensweisen. Im Folgenden werden sie ausführlich beschrieben. 
Was den Konzepten als Beschreibung von Problemen bzw. Problemzuständen zu entnehmen 
ist, muss sich im Ausgang von der theoretischen Fundierung der Arbeit zeigen. Dem 
problemlösungstheoretischen Verständnis der Arbeit entsprechend gibt es, zugespitzt 
formuliert, verschiedene Schwierigkeiten, Komplexitäten, negative Tendenzen, inakzeptable 
Zustände, Konflikte, Mängel, Fehler etc., die als Probleme der Erarbeitung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte in diesen Konzepten auftauchen. An dieser Stelle sieht man 
erneut, dass das Verfahren der Stichwortsuche allein aufgrund der großen Menge ähnlicher 
Problembezeichnungen keinen Sinn machen würde. Auch die Tatsache, dass 
Problembeschreibungen nicht in jedem Konzept zu finden sind und als eine Art Reflexion 
oder Legitimation des eigenen Handelns in der Praxis der heutigen Raumplanung und 
Raumentwicklung auch nicht besonders häufig vorkommen, spricht dafür, dass die Konzepte 
nicht nach Stichwörtern durchsucht, sondern als Ganze durchgelesen werden müssen. Dies ist 
auch ein Grund, warum für die Untersuchung keine computerunterstützte Inhaltsanalyse (z. B. 
spezielle Softwareprogramme) verwendet wird, wie die im Folgenden dargestellte 
Vorgehensweise verdeutlicht.770 
In der Phase des Pretests konnte unter anderem die für die Untersuchung der räumlichen 
Handlungskonzepte entscheidende Frage, wie die Problembeschreibungen in ihnen verfasst 
sind, geklärt werden. Es lassen sich somit Texteinheiten unterscheiden, die in der einen oder 
anderen Weise eine ausführliche Problembeschreibung liefern, die als ein Komplex 
                                                 
770
 Besonders bei der qualitativen Inhaltsanalyse sollte der Aufgabenstellung der Untersuchung gemäß stets  
gefragt werden, ob es Sinn macht, auf Computerunterstützung zurückzugreifen. Über die 
computerunterstützte Perspektive schreibt Mayring unter anderem Folgendes: „Hier werden Begriffe samt 
ihren Bedeutungsformen (oft in Hierarchien angeordnet) zu Wörterbüchern zusammengestellt und als 
inhaltsanalytische Kategorien verwendet. Mit Computerhilfe können nun Texte automatisch nach dem 
Vorkommen dieser Kategorien ausgewertet werden. Allerdings sind diese Verfahren nur für eingeschränkte 
Fragestellungen brauchbar und mit großen Fehlerquellen behaftet […].“ (Mayring 1994, S. 173 f.) 
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verschiedener zusammenhängender Probleme betrachtet werden kann, wie die folgenden 
Beispiele zeigen. 
 
 
 
 
Abb. 11: Beispiele einer komplexen Problembeschreibung 
Quelle: Kampus Consulting 2007, S. 28; Bieger 1998, S. 51
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Nicht selten findet man relativ komplexe zusammenhängende Problembeschreibungen, die 
gut strukturiert sind, was ihre inhaltsanalytische Auswertung deutlich erleichtern kann, wie 
die folgende Darstellung zeigt. 
 
 
 
Abb. 12: Beispiele einer komplexen strukturierten Problembeschreibung 
Quelle: Dreischmeier et al. 2005, S. 11 f. 
 
Jedoch muss bei den strukturierten Problembeschreibungen auf die Art der Probleme in den 
einzelnen Kategorien geachtet werden: Wie bereits im theoretischen Teil der Arbeit 
beschrieben, können räumliche Probleme in einer Beziehung zu den Problemen der 
Erarbeitung und Umsetzung der Konzepte stehen, was sich im Text der Konzepte in einem 
Ineinandergreifen diverser Problembeschreibungen äußern kann. In diesem Fall bleiben die 
räumlichen Probleme außen vor. 
Des Weiteren gibt es in den räumlichen Handlungskonzepten eine vergleichsweise einfachere 
Beschreibung verschiedener Probleme. Diese Art der Problembeschreibung kann unter 
Umständen wenig strukturiert und vom Unfang her relativ knapp gehalten sein. In der Regel 
handelt es sich dabei entweder um kurze Kapitel und Textpassagen oder um einzelne, an 
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diversen Stellen des Texts vorfindbare Sätze, die bestimmte Problemzustände 
zusammenfassen. Ein Beispiel für solche pointierte Problembeschreibungen ist die folgende 
Passage aus einem Regionalentwicklungskonzept: „Im Moment mangelt es noch an der 
Klarheit in der gemeinsamen Ausrichtung, den Zuständigkeiten und den Aktivitäten innerhalb 
des Umgebindelandes. Es mangelt an einer einheitlichen Sprache bei der Definition der Ziele 
und der Intentionen des Umgebindelandes. Die benannte schlechte Kommunikation innerhalb 
des Umgebindelandes erschwert die Vernetzung und die Zusammenarbeit einzelner Projekte, 
was das Kirchturmdenken weiter unterstützt statt es abzubauen.“771 Auch bei dieser Art der 
Problembeschreibung sollte man auf eine mögliche inhaltliche Überschneidung von 
räumlichen Problemen und solchen der Erarbeitung und Umsetzung der Konzepte achten. 
Dagegen sieht es mit der kurzen strukturierten Problembeschreibung in den räumlichen 
Handlungskonzepten für die Inhaltsanalyse (zumindest was die problembezogene 
Abgrenzung betrifft) relativ unkompliziert aus. Es handelt sich häufig um prägnante 
Formulierungen, die die Probleme, wie folgend dargestellt, in einer Tabelle oder in Form 
einer Liste anführen. 
 
                                                 
771
 Büro Neuland 2007, S. 7 
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Abb. 13: Beispiele einer einfachen strukturierten Problembeschreibung 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit 2004, S. 47; Bayerisches 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2000, S. 58 
 
Wie lässt sich die qualitative Inhaltsanalyse bei diesen unterschiedlichen Arten der 
Problembeschreibung systematisch durchführen? Als allgemeine Techniken des 
Interpretierens von Texten nennt Mayring drei Alternativen: (1) Zusammenfassung, (2) 
Explikation und (3) Strukturierung.772 Hier ist es entscheidend zu berücksichtigen, dass das 
eigentliche Interpretieren der Texte im Rahmen der qualitativen Inhaltsanalyse in der einen 
oder anderen Weise schon vor der Anwendung dieser einzelnen Techniken stattfindet: Somit 
beginnt die qualitative Inhaltsanalyse der vorliegenden Untersuchung bereits mit dem Lesen 
der festgelegten Analyseeinheiten und ihrer Interpretation zum Zwecke der Feststellung, in 
welchem Fall es sich um eine Problembeschreibung handelt. 
 
                                                 
772
 Vgl. Mayring 1994, S. 164 
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Bei der Technik der Zusammenfassung handelt es sich um eine Analysetechnik, die im 
Prinzip darauf ausgerichtet ist, das Untersuchungsmaterial auf das Wesentliche zu reduzieren, 
ohne dass seine ursprüngliche Bedeutung verloren geht oder verändert wird. Es wird also 
versucht, „durch Abstraktion überschaubare Aussagen zu schaffen, die immer noch Abbild 
des Grundmaterials sind“.773 Die Anwendung dieser Technik erweist sich bei der 
inhaltsanalytischen Untersuchung der Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
Handlungskonzepte als sinnvoll, vor allem dann, wenn es um komplexe 
Problembeschreibungen und den Prozess der Codierung geht. Um jedoch die verschiedenen 
Problembeschreibungen innerhalb einer Analyseeinheit zu definieren bzw. inhaltlich 
abzugrenzen, wird im Rahmen der vorliegenden Untersuchung die Analysetechnik der 
Strukturierung angewendet, die unter Berücksichtigung der Kriterien zur Auswahl und 
Interpretation der Problembeschreibungen noch vor der Zusammenfassung verfolgt werden 
soll.774 Die Anwendung der Technik der Explikation als einer Möglichkeit, zu der 
untersuchten Analyseeinheit bzw. „zu einzelnen fraglichen Textteilen (Begriffen, Sätzen…) 
zusätzliches Material heranzutragen, welches das Verständnis erweitert“775, ist der 
Aufgabenstellung entsprechend nicht nötig. Somit ergeben sich für die Untersuchung der 
Beschreibungen der Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
Handlungskonzepte generell zwei Ebenen der qualitativen Inhaltsanalyse: Zunächst kommt 
die Technik der Strukturierung zum Einsatz, mit der die Problembeschreibungen quasi aus 
dem Text der Konzepte „herausgefiltert“ werden. Dabei wird nach der sogenannten 
„typisierenden Strukturierung“ vorgegangen, mit der „einzelne markante Ausprägungen im 
Material aufgespürt und genauer beschrieben“776 werden. Es wäre an dieser Stelle nicht 
sinnvoll, die Untersuchung mit einer vorgegebenen Kategorienstruktur (einer Gruppierung 
bzw. Verallgemeinerung diverser ähnlicher Probleme) zu beginnen, da dies – eine Liste 
solcher Kategorien – gerade die Aufgabe dieser Untersuchung darstellt: Sie wäre ein Ergebnis 
der Untersuchung räumlicher Handlungskonzepte. Statt dessen werden die zuvor genannten 
Problembeschreibungen und Problemmerkmale für die Strukturierung berücksichtigt sowie 
sogenannte Ankerbeispiele gesammelt, um Zwischenkategorien zu bilden; diese gilt es nach 
der Pretestphase zu überarbeiten, um schließlich die endgültigen Problemkategorien durch 
Zusammenfassung der Inhalte festzulegen. 
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 Mayring 1994, S. 164 
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 Zur Methodik der Strukturierung schreibt Mayring: „Ziel der Analyse ist hier, bestimmte Aspekte aus dem  
Material herausfiltern, unter vorher festgelegten Ordnungskriterien einen Querschnitt durch das Material zu 
legen oder das Material aufgrund bestimmter Kriterien einzuschätzen.“ (Mayring 1994, S. 164) 
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Die Phase des Pretests spielt für die gesamte Untersuchung eine wichtige Rolle. Sie erlaubt 
nicht nur das festgelegte inhaltsanalytische Modell auf seine Umsetzbarkeit zu überprüfen, 
sondern gibt auch die Möglichkeit, nach dem Sammeln der Untersuchungsobjekte bestimmte 
Korrekturen in der Auswahl des Analysematerials zu treffen sowie mögliche neue 
Erkenntnisse bei der Interpretation der Problembeschreibungen zu gewinnen. So wurde 
während der Pretestphase neben den zuvor genannten Arten der Problembeschreibung, die 
man in räumlichen Handlungskonzepten finden kann, eine weitere, allgemeine Art der 
Problembeschreibung identifiziert, die bei der Erstellung der Liste möglicher Probleme der 
Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte auf jeden Fall berücksichtig 
werden sollte. Es handelt sich um Beschreibungen, die nicht über tatsächliche Probleme der 
Konzepte berichten, sondern eher ein Warnsignal für eine mögliche Problementstehung 
darstellen. Häufig sind dies verschiedene Risiken, Erfolgs- bzw. Misserfolgsfaktoren, kritische 
Zustände oder Erfordernisse, die zwar (noch) nicht eingetreten sind, jedoch im Vorfeld als 
mögliches Problem bewusst wahrgenommen werden. Dabei können Beschreibungen dieser 
Art (ähnlich wie die eindeutigen Problembeschreibungen) relativ kurze, präzise Äußerungen 
sein, wie das folgende Beispiel aus einem Konzept zeigt: „Auf Grund des vielfältigen und 
hohen Nutzungsdruckes sowie des Verlaufs der Gemeindegrenzen sind sonst 
Interessenskonflikte der unterschiedlichen Gebietskörperschaften und damit auch der 
Bevölkerung nicht auszuschließen.“777 Hier werden Interessenkonflikte als mögliches oder 
wahrscheinliches Problem aufgefasst. Daneben gibt es relativ komplexe, jedoch teilweise 
unstrukturierte Beschreibungen von möglichen Problemzuständen, die teilweise mit 
tatsächlich eingetretenen Problemzuständen in Verbindung gebracht werden, wie der folgende 
Ausschnitt aus einem Konzept zeigt. 
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 Büro Dr. Paula et al. 2008, S. 55 
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Abb. 14: Beispiel der Beschreibung tatsächlicher Probleme und möglicher Risiken 
Quelle: Weber et al. 2006, S. 40 
 
Es wird deutlich, dass auch Beschreibungen solcher Art bei der qualitativen Inhaltsanalyse 
mitberücksichtigt werden müssen, solange nicht eindeutig feststellbar ist, ob es sich an dieser 
Stelle um mögliche Gefahren, die auf räumliche Handlungskonzepte zukommen könnten, sehr 
wahrscheinliche Risiken oder vielleicht doch um tatsächliche, in der Phase der Erarbeitung 
und Umsetzung der Konzepte bekannte Probleme handelt: Für die Aufgabenstellung der 
vorliegenden Untersuchung ist hier nicht entscheidend, ob es sich um tatsächliche Probleme 
der Erarbeitung und Umsetzung eines bestimmten Konzepts handelt oder bloß um mögliche 
Problemzustände – beide Arten von Problemzuständen sind für die Kategorienbildung im 
Rahmen der Inhaltsanalyse prinzipiell relevant. 
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Im Allgemeinen wurden sowohl für die Pretestphase als auch für die dem Prestest folgende 
Analysephase ähnliche methodische Schritte festgelegt, die die folgende Darstellung 
zusammenfasst. 
 
 
 
Abb. 15: Inhaltsanalytische Vorgehensweise 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Mayring 1994, S. 164 ff. 
 
Wie wurde also bei der Erstellung der Liste möglicher Probleme, die die Erarbeitung und 
Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte behindern, konkret vorgegangen? Zunächst 
wurden (der oben dargestellten inhaltsanalytischen Vorgehensweise entsprechend) beim 
ersten Materialdurchlauf einzelne Problembeschreibungen in den Konzepten identifiziert und 
markiert. Jede markierte Problembeschreibung konnte dabei (in Abhängigkeit von ihrer Art 
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und Größe) ein oder mehrere Ankerbeispiele liefern, die mit einem Vermerk wörtlich in eine 
elektronische Tabelle übertragen wurden. Ich führe hier einige dieser Ankerbeispiele auf, um 
die Beschreibung der inhaltsanalytischen Vorgehensweise für den Leser möglichst 
nachvollziehbar zu machen. Den Konzepten wurden also unter anderem die folgenden 
Ankerbeispiele (alle mit mehr oder weniger klaren Problembeschreibungen, die zur 
Präzisierung der Problematik von mir zusätzlich hervorgehoben wurden) entnommen: 
 
„Die Entwicklung und Umsetzung von Projekten und Maßnahmen scheitert oft an den 
fehlenden oder mangelnden Umsetzungsstrukturen im Förderungsgebiet.“778 
 
„In der Region wirken mit der LAG ‚Gesäuse & Eisenwurzen‘, dem Nationalpark Gesäuse, 
dem Naturpark Steirische Eisenwurzen sowie weiteren regionalen Akteuren (z. B. Stift 
Admont, Gemeinde Admont, Tourismusverband Alpenregion Nationalpark Gesäuse ...) 
mehrere Institutionen gleichzeitig, welche ein koordiniertes Vorgehen erschweren. 
Während die Zusammenarbeit zwischen Nationalpark und Naturpark als weitgehend 
problemlos eingestuft werden kann zeigt sich in anderen Bereichen, dass eine 
Zusammenarbeit kaum bzw. nicht möglich ist. […] Mit der Auswechslung des 
Regionalmanagers im Bezirk Liezen ist eine Besserung der Situation eingetreten, allerdings 
ergaben sich mittlerweile neue Probleme mit den politisch verantwortlichen Personen der 
Gemeinde Admont, welche aus dem LEADER-Verbund austreten möchten.“779 
 
„Die Reitwegeinfrastruktur ist wenig ausgeprägt, unterschiedliche rechtliche Bestimmungen 
in den drei Bundesländern Hessen, Bayern und Thüringen machen Abstimmungen schwierig. 
Die von den hessischen Vertretern der regionalen Tourismusverbände geäußerten Vorbehalte 
gegen den Ausbau eines übergreifenden Reitwegenetzes werden meist begründet mit dem 
hohen Konfliktpotenzial, das zwischen dem Reittourismus und den Belangen des 
Naturschutzes sowie den Interessen der Wanderer als Hauptzielgruppe besteht.“780 
 
„Für die LEADER-Spezifika ist es oftmals schwierig, quantifizierbare Indikatoren 
einzusetzen, die z. B. Innovationsgrad und Nachhaltigkeit von Projekten, Funktion und 
Qualität der LAG und von Partnerschaften, Aktivierung der Akteure, Vernetzungsgrad, 
                                                 
778
 Amt der Steiermärkischen Landesregierung 2000, S. 99 
779
 LEADER+ Gesäuse-Eisenwurzen 2007, S. 5 f. 
780
 Verein Natur- und Lebensraum Rhön e.V. 2007, S. 26 
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Förderung der regionalen Identität wiederspiegeln. [sic!] Es kann daher für viele Indikatoren 
nur eine qualitative Bewertung vorgenommen werden.“781 
 
„Etwas ähnlich verhielt es sich mit dem Interesse der nationalen Medien. Die Region Thal 
steht nicht im Fokus der Presse und schon auf der anderen Seite des Hauensteins ist es 
schwierig in die Medien zu kommen.“782 
 
„Eine Initiative des Landkreises (2006) bezüglich einer kostenlosen, zentral gelegenen 
Marktfläche in Wiesbaden zum Verkauf von landwirtschaftlichen Produkten aus dem 
Untertaunus, ist am mangelnden Interesse der landwirtschaftlichen Betriebe gescheitert. So 
ist auch eine programmatische Zusammenarbeit z. B. in Form von Erzeugergemeinschaften 
oder einer Vereinigung zur Direktvermarktung im Untertaunus nicht zu finden.“783 
 
„Teilweise herrschte auch die Meinung, mit dem REK sei der größte Teil der Arbeit getan, 
ohne sich darüber im Klaren zu sein, dass erst dann der schwierigste Teil auf die Region 
zukommt.“784 
 
„Bei der Umsetzung grenzüberschreitender Projekte zwischen Steiermark und Slowenien sind 
teilweise auch Probleme in der Finanzabwicklung aufgetreten, da die slowenischen 
PartnerInnen kein entsprechendes Budget für Spiegelprojekte hatten. Darüber hinaus waren 
die ProjektträgerInnen auf österreichischer Seite vielfach mit ständig wechselndem Personal 
in Slowenien konfrontiert, wodurch bei der Projektentwicklung immer wieder von vorne 
gestartet werden musste.“785 
 
„Die fehlende Übersicht über küstenbezogene Datenbestände stellt ein grundlegendes 
Problem, auch in Schleswig-Holstein, dar. Es besteht kein zentraler Datenpool oder eine 
entsprechende Auskunftsstelle. Durch eine umfassende Information können Doppelarbeit 
vermieden oder Wissenslücken geschlossen werden.“786 
 
                                                 
781
 Regionalförderung Prignitzland e.V. 2007, S. 49 
782
 Weber et al. 2006, S. 40 
783
 Büro für Stadt- & Regionalmarketing 2007, S. 20. Die Markierungen in dieser Textpassage stammen vom  
Autor dieses Konzepts selbst. 
784
 Usbeck GmbH 2002, S. 20 
785
 Kampus Consulting 2007, S. 28 
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 Institut Raum & Energie 2001, S. 9 
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Die Inhalte der gesammelten Ankerbeispiele dienten somit zur anfänglichen Identifizierung 
der Problembereiche sowie zur Bestimmung der Kodierregeln. Die eigentliche Kodierung 
erfolgte in der zweiten Phase der Inhaltsanalyse, die den Prozess der inhaltsanalytischen 
Zusammenfassung darstellte. In dieser Phase wurden die gesammelten 
Problembeschreibungen (wie beispielsweise die Ankerbeispiele) wie auch komplexe und 
unstrukturierte Problembeschreibungen paraphrasiert, verkürzt und in eine Datenbank 
eingetragen. Es handelt sich an dieser Stelle jedoch noch nicht um endgültig festgelegte 
Problemkategorien, sondern lediglich um einen methodischen Zwischenschritt (s. 
„Abstraktionsniveau 1“). Bei der Bildung der kürzeren, übergeordneten Beschreibungen 
spielten auch die einfachen strukturierten Problembeschreibungen, wie oben bereits erwähnt, 
eine entscheidende Rolle. Zum Teil wurden die jeweiligen Zwischenkategorien bei der 
inhaltsanalytischen Selektion nach den einzelnen, aus dem Text unverändert extrahierten, 
Problembezeichnungen benannt. So wurde beispielsweise die Zwischenkategorie 
„Interessenkonflikt/ Konkurrenz der Projektträger/ Konkurrenzdenken“ mit dem Verweis auf 
die selektierten bzw. gebündelten kurzen Problembezeichnungen „Konkurrenz der 
Gemeinden“787, „Konkurrenzdenken bei der Weitergabe der Informationen“ und 
„Konkurrenzdenken bei den unterschiedlichen Interessengruppen in der Region“788 (dem 
Abstraktionsniveau 1 entsprechend) aus den folgenden Problembeschreibungen bzw. 
Ankerbeispielen gebildet: 
 
„Auf Grund des vielfältigen und hohen Nutzungsdruckes sowie des Verlaufs der 
Gemeindegrenzen sind sonst Interessenskonflikte der unterschiedlichen 
Gebietskörperschaften und damit auch der Bevölkerung nicht auszuschließen.“789 
 
„Die Verringerung von Interessenskonflikten und Nutzung entsprechender Synergien ist die 
Voraussetzung für die Konkurrenzfähigkeit dieses Entwicklungsraumes und des gesamten 
Bezirkes.“790 
 
                                                 
787
 Diese knappe Problem- bzw. Risikobezeichnung wurde im Zuge der inhaltsanalytischen Selektion den Texten  
mehrerer Konzepte entnommen. Sie tritt (teilweise als Hauptpunkt bzw. Benennung einer Textpassage) in 
zahlreichen Konzepten und Berichten auf, unter anderem in Büro für Stadtplanung, -forschung, und -
erneuerung 2006, S. 83; Dangschat/Kratochwil 2005, S. 4; Ingenieurbüro für Architektur, Stadt- und 
Dorfplanung 2007, S. 24; Prognos AG 2008, S. 48; Wiesemann/Wiegandt 2007, S. 21 
788
 Die beiden letzten Problembezeichnungen wurden aus mehreren Konzepten im Zuge der inhaltsanalytischen  
Bündelung geschaffen. 
789
 Büro Dr. Paula/Amt der Kärntner Landesregierung 2008, S. 55 
790
 Resch 2006, S. 9 
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Auf die gleiche Weise entstanden in der Phase der inhaltsanalytischen Zusammenfassung 
andere, der Zwischenkategorie „Interessenkonflikt/ Konkurrenz der Projektträger/ 
Konkurrenzdenken“ inhaltlich ähnliche Bedeutungsgruppen, wie beispielsweise die 
folgenden: 
 
- „Zielkonflikte in einem Konzept (z. B. Naturschutz & Landwirtschaft oder Natur & 
Tourismus)/ Persönliche und Politische Differenzen“; 
 
- „Abstimmung zwischen Partnern: Gemeinden/ Verwaltungen, Unternehmen, Bürgern/ 
Fehlende Einigkeit“; 
 
- „Interessenkonflikt/ Konkurrenz der Projektträger/ Konkurrenzdenken“; 
 
- „Fehlendes gemeinsames Problembewusstsein“; 
 
- „Uneinigkeit bzw. mangelnde Abstimmung der Gemeinden/ Projektträger – 
Blockierung der Projekte“; 
 
- „Inkompatibilität der kooperierenden Strukturen/ Heterogenität der Strukturen“; 
 
- „Unterschiedliche Problemfelder einzelner Gemeinden“. 
 
An dieser Stelle handelt es sich um Zwischenkategorien, denen diverse Ankerbeispiele bzw. 
kurze Problembeschreibungen mit teilweise starken inhaltlichen Überschneidungen bzw. 
diametral unterschiedlichen Problemeinstellungen untergeordnet sind. Nichtsdestotrotz 
können die Zwischenkategorien einem gemeinsamen Problemfeld zugewiesen werden. Dies 
geschah während des dritten Schrittes der inhaltsanalytischen Vorgehensweise: der 
Festlegung der Problemkategorien (s. „Abstraktionsniveau 2“). Hier wurden etwa die oben 
genannten Zwischenkategorien der allgemeinen Problemkategorie „Inkompatibilität der 
Partner & Strukturen/ Ziel- & Interessenkonflikte“ untergeordnet. Die Phase der 
inhaltsanalytischen Zusammenfassung bzw. der Prozess der Kodierung sowie die Festlegung 
der Hauptkategorien werden im Folgenden am Beispiel der Bildung der Problemkategorie 
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„Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & Interessenkonflikte“ schematisch 
dargestellt.791 
 
 
 
Abb. 16: Die Festlegung einer Hauptkategorie 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an untersuchte Textinhalte 
 
Betrachtet man die schematische Darstellung der Festlegung der Hauptkategorie 
„Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & Interessenkonflikte“ werden die 
Schwierigkeiten der qualitativen Inhaltsanalyse erneut deutlich. Daraus folgt, dass eine 
kritische Auseinandersetzung mit den Gütekriterien der vorliegenden Untersuchung zu einem 
unabdingbaren Bestandteil der Bewertung der Analyseergebnisse werden muss. Doch kann 
                                                 
791
 Zum Zwecke der besseren Übersichtlichkeit der Darstellung wurden nicht alle Ankerbeispiele und  
Kurzbeschreibungen aus der Datenbank aufgeführt. 
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bereits hier auf Schwierigkeiten hingewiesen werden. So lässt sich etwa der Übergang von 
den Ankerbeispielen und Kurzbeschreibungen zu den Zwischenkategorien nach der Methodik 
der qualitativen Inhaltsanalyse (im Konkreten, mit Hilfe der inhaltsanalytischen Reduktion) 
zwar systematisch gestalten, zugleich kommt es jedoch zu bestimmten Risiken, nämlich: 
 
- Vor allem komplexe und unstrukturierte Problembeschreibungen können nur schwer 
einer Bedeutungsgruppe eindeutig zugeordnet werden. 
 
- Beim Vorgang des Auslassens bedeutungsähnlicher Inhalte können relevante Inhalte 
verloren gehen. 
 
- Die Schritte der Generalisation können den Textinhalten eine neue Interpretation 
verleihen. 
 
Es wird deutlich, dass trotz der systematischen Vorgehensweise der qualitativen 
Inhaltsanalyse noch immer ein gewisser subjektiver Interpretationsrahmen bestehen bleibt. Da 
aber verschiedene Ankerbeispiele und Kurzbeschreibungen, die einer bestimmten 
Zwischenkategorie zugeordnet werden, wie schon erwähnt auch mit anderen 
Zwischenkategorien korrespondieren können, erweist sich eine Rücküberprüfung des 
(Zwischen-)Kategoriesystems (vom „Abstraktionsniveau 2“ auf „Abstraktionsniveau 1“) 
sowie der Abgleich innerhalb der gebildeten Zwischenkategorien als unabdingbar. Was die 
Festlegung der Hauptkategorien betrifft, wurde für die Präsentation der Forschungsergebnisse 
beschlossen, bei der Erstellung der Liste möglicher Problemzustände der Erarbeitung und 
Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte neben den Hauptkategorien auch die 
Zwischenkategorien anzuführen. Auf diese Weise werden die Zwischenkategorien, auch wenn 
manche von ihnen sich inhaltlich überschneiden, ebenso zu den Ergebnissen gezählt, damit 
die Methode der inhaltsanalytischen Generalisation der Problembeschreibungen nicht 
zwangsläufig zu einer inhaltlichen Pauschalisierung oder Partikularisierung führt. 
Letztendlich sieht die Problemkategorie „Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & 
Interessenkonflikte“ in der Analysetabelle folgendermaßen aus: 
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Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & Interessenkonflikte 
Zielkonflikte in einem Konzept (z. B. Naturschutz & Landwirtschaft oder Natur & 
Tourismus)/ Persönliche und politische Differenzen 
80 
Abstimmung zwischen den Partnern: Gemeinden/ Verwaltungen, Unternehmen, 
Bürgern/ Fehlende Einigkeit 
38 
Interessenkonflikt/ Konkurrenz der Projektträger/ Konkurrenzdenken 31 
Fehlendes gemeinsames Problembewusstsein 16 
Uneinigkeit bzw. mangelnde Abstimmung der Gemeinden/ Projektträger – 
Blockierung der Projekte 
9 
Inkompatibilität der kooperierenden Strukturen/ Heterogenität der Strukturen 4 
Unterschiedliche Problemfelder einzelner Gemeinden 2 
 
Tab. 7: Beispielhafte Darstellung einer Problemkategorie 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an untersuchte Textinhalte 
 
Bei den Zahlen in der rechten Spalte handelt es sich um die registrierte Häufigkeit des 
Auftretens einzelner Problembeschreibungen innerhalb des gesamten 
Untersuchungsmaterials. Jedoch sollten, wie oben erwähnt, diese Häufigkeiten bei der 
Aufgabe der vorliegenden Untersuchung, die auf die Erstellung einer Liste möglicher 
Problemzustände fokussiert, nicht überinterpretiert werden: Die Zahlen dienen dem Vergleich 
der Ergebnisse des Pretests mit den Ergebnissen der wiederholten Untersuchung zum Zwecke 
der Einhaltung der Reliabilität (oder, konkreter gesagt, Stabilität)792 der Ergebnisse. Als 
„Voraussetzung für Validität“793 ist die Reliabilität der Ergebnisse selbst an dieser Stelle 
durch weitere Kriterien, wie beispielsweise Reproduzierbarkeit und Exaktheit, prüfbar. Die 
Prüfung der Reproduzierbarkeit der Ergebnisse wurde mit Wiederholung der Inhaltsanalyse 
unter Beteiligung mehrerer Analytiker zwar nicht durchgeführt, aber es wurden die 
entsprechenden Voraussetzungen für die Prüfung der Reproduzierbarkeit geschaffen: Nach 
Mayring handelt es sich dabei um Explizitheit und Exaktheit der Beschreibung der 
inhaltsanalytischen Vorgehensweise.794 Außerdem wurde die Inhaltsanalyse unter Mitwirkung 
einiger ExpertInnen durchgeführt. 
                                                 
792
 Vgl. Mayring 2008, S. 112: „Stabilität läßt sich durch nochmalige Anwendung des Analyseinstrumentes auf  
das Material überprüfen.“ 
793
 Mayring 2008, S. 100 
794
 Vgl. Mayring 2008, S. 113 
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Die ExpertInnenmeinungen wurden ebenfalls unter anderem für die Interpretation der 
Ergebnisse und ihre Plausibilisierung herangezogen. Eine Aussage über die Exaktheit der 
Ergebnisse (oder, mit anderen Worten, über „den Grad, zu dem die Analyse einem 
bestimmten funktionellen Standard entspricht“)795 lässt sich jedoch nicht ohne Weiteres 
machen, hauptsächlich aufgrund des gewissen Grades der Gestaltungsfreiheit, die die 
standardisierten inhaltsanalytischen Mustermodelle der qualitativen Inhaltsanalyse mit sich 
bringen. Nichtsdestotrotz wurde die allgemeine Spezifikation der qualitativen 
inhaltsanalytischen Vorgehensweise eingehalten. Auch die von Mayring beschriebene 
Möglichkeit der Erhöhung der Reliabilität bei der Kategoriedifferenzierung796 wurde in 
Anspruch genommen, was die Exaktheit ebenfalls erhöht, jedoch ausschließlich auf der Ebene 
der Unterkategorien, um zu vermeiden, dass während des Prozesses der inhaltsanalytischen 
Generalisierung relevante Bedeutungsstrukturen verloren gehen. 
 
Auch die Mitwirkung der ExpertInnen bei der Prüfung der inhaltsanalytischen 
Vorgehensweise und der Ergebnisse spielt für die Beanspruchung der Validität der Ergebnisse 
eine entscheidende Rolle. So betrachtet auch Mayring die Überprüfung der semantischen 
Gültigkeit, die sich „auf die Richtigkeit der Bedeutungskonstruktion des Materials“797 bezieht, 
durch ExpertInnen als sinnvoll. Gleichzeitig wurde zum Zwecke der Einhaltung der 
semantischen Gültigkeit versucht, die einzelnen Analyseeinheiten möglichst gut aufeinander 
abzustimmen und anhand der Ankerbeispiele ihre inhaltliche Homogenität zu überprüfen.798 
Als Bestätigung für die Zugehörigkeit der kodierten Einheiten zu einem gemeinsamen 
semantischen Konstrukt lassen sich aus der erstellten Datenbank unter anderem Wörter oder 
Wortteile extrahieren, die bei den Beschreibungen der (möglichen) Problemzustände und 
Risiken eine problembezogene Bedeutung implizieren können, wie beispielsweise 
„defizit[…]“, „fehler[…]“, „[in]stabil[…]“, „[in]trasparen[…]“, „komplex[…]“, 
„kompli[…]“, „konflikt[…]“, „konkurr[…]“, „kritisch[…]“, „m[a/ä]ngel[…]“, „negativ[…]“, 
„problem[…]“, „schlecht[…]“, „schwach[…]“, „schwer[…]“, „schwierig[…]“, 
„[un]klar[…]“, „[un]übersichtlich[…]“, „[un]sicher“, „verlust[…]“ etc. Die von Mayring in 
Anlehnung an Krippendorff vorgeschlagenen „einfachen ‚Checks’“, wie „Konstruktion von 
hypothetischen Textstellen mit bekannter Bedeutung; Überprüfung, ob das Analyseinstrument 
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 Mayring 2008, S. 115 
796
 Vgl. Mayring 2008, S. 115: „Oft läßt sich die Reliabilität erhöhen, wenn man uneindeutige Kategorien  
zusammenwirft und so zu einem gröberen aber exakter anwendbaren Kategoriesystem gelangt.“ 
797
 Mayring 2008, S. 111 
798
 Vgl. Mayring 2008, S. 111 f. in Anlehnung an Krippendorff 1980 
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diese Bedeutung rekonstruieren kann; Konstruktion von Problemfällen“799, wurden teilweise 
in der Phase des Pretests und bei der inhaltsanalytischen Strukturierung durchgeführt. Für die 
Stichprobengültigkeit gelten die zuvor definierten Kriterien der Auswahl prozessgenerierter 
Daten. Korrelative Gültigkeit, die nach Mayring als „Validierung durch Korrelation mit einem 
Außenkriterium“800 beschrieben werden kann, lässt sich für die vorliegende Inhaltsanalyse 
kaum überprüfen, da zum Abgleich keine Untersuchungen „mit ähnlicher Fragestellung und 
ähnlichem Gegenstand“801 gefunden werden konnten. Nichtsdestotrotz liegt eine Studie vor, 
die im Allgemeinen eine ähnliche Richtung verfolgt. Es handelt sich dabei um die oben 
vorgestellte IÖR-Studie zur Evaluierung regionaler Entwicklungskonzepte802; sie ist 
allerdings methodisch anders konzipiert und verfolgt bezogen auf ihre Ergebnisse eine andere 
Perspektive. Die Ähnlichkeiten zwischen der vorliegenden Untersuchung der (möglichen) 
Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte und der IÖR-Studie 
werden im konkreten Vergleich der Ergebnisse deutlich. So entsprechen etwa der oben 
beschriebenen Problemkategorie „Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & 
Interessenkonflikte“ und ihren Unterkategorien im Allgemeinen die folgenden Kriterien aus 
dem Fragenkatalog der IÖR-Studie:803 
 
-  „K 37. Bestand schon vor der REK-Erstellung eine stabile interkommunale oder 
regionale Kooperation?“ 
- „K 38. Haben sich die regionalen Akteure freiwillig zusammengeschlossen?“ 
- „K 40. Wie erfolgreich konnten frühzeitig wichtige regionale Akteure eingebunden 
werden und welche fehlen? Gibt es bei den Akteuren eine Fluktuation?“ 
- „K 41. Wurde ein problemadäquates Akteursspektrum in die REK-Erstellung 
einbezogen?“ 
- „K 42. Ist es gelungen, einen intensiven Dialog zwischen dem Konzeptbearbeiter 
(Consulter) und den regionalen Akteuren herzustellen?“ 
- „K 45. Wie hoch ist der Grad der Selbstbindung der regionalen Akteure?“ 
- „K 46. Existieren engagierte Fach-/ Macht-Promotoren/ Multiplikatoren für den REK-
Prozess? Existieren Opponenten?“ 
- „K 49. Wie werden Konflikte thematisiert? (durch Argumentation, durch Hierarchie 
oder durch Ignorieren?)“ 
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 Mayring 2008, S. 111 f. 
800
 Mayring 2008, S. 112 
801
 Mayring 2008, S. 112 
802
 Vgl. Wiechmann et al. 2004 
803
 Für die folgenden Kriterien vgl. Wiechmann et al. 2004, S. 17 ff. 
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- „K 54. Tagen die Lenkungsgruppe und die Arbeits- bzw. Projektgruppen 
regelmäßig?“ 
- „ K 55. Ist die Besetzung der Lenkungsgruppe und der Arbeitsgruppen stabil?“ 
- „K 62. Welche Anzeichen gegenseitigen Vertrauens sind erkennbar? (v. a. 
interkommunal)“ 
- „K 63. Wodurch ist ein gemeinsamer ‚Wille etwas zu tun’ erkennbar?“ 
- „K 73. Ist erkennbar, dass kommunale Egoismen (Kirchturmpolitik) zugunsten der 
regionalen Kooperationen zurückgestellt wurden?“ 
- „K 87. Wurden nach REK-Erstellung politische Entscheidungen getroffen, die dem 
REK entgegenstehen/ entgegenstanden?“ 
 
Was den allgemeinen Anspruch der qualitativen Inhaltsanalyse auf Vorhersagegültigkeit 
betrifft, so scheint er an dieser Stelle für die vorliegende Untersuchung irrelevant zu sein.804 
Zwecks der Beanspruchung der Konstruktgültigkeit wurden, wie vorher beschrieben, sowohl 
das ganze inhaltsanalytische Modell auf die festgelegte theoretische Fundierung der 
vorliegenden Arbeit ausgerichtet als auch die Ergebnisse im entwickelten theoretischen 
Zusammenhang weitgehend auf ihre Plausibilität überprüft. Zur Überprüfung der 
Konstruktvalidität wurden weiterhin „repräsentative Interpretationen“805 von diversen 
ExpertInnen berücksichtigt. Nicht zuletzt spielten die ExpertInnen eine entscheidende Rolle 
bei der kommunikativen Validierung, die unter anderem darauf ausgerichtet ist, „eine 
Einigung bzw. Übereinstimmung über die Ergebnisse der Analyse zwischen Forschern und 
Beforschten diskursiv herzustellen“806 bzw. einen Beitrag „zur Selbstverständigung der 
Menschen über ihre Alltagspraxis“807 zu leisten.808 
 
Bei der Diskussion über die Gütekriterien der Ergebnisse der inhaltsanalytischen 
Untersuchung ist an dieser Stelle auch die folgende Frage von Bedeutung: Wo kann die 
vorliegende Inhaltsanalyse noch Fehler machen?809 Der eigenen Reflexion nach gab es 
bezogen auf die Erstellung der Liste möglicher Probleme und Risiken, die die Erarbeitung 
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 Vgl. Mayring 2008, S. 112 
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 Mayring 2008, S. 112 
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 Heinze/Thiemann 1982, S. 641, zitiert nach Mayring 2008, S. 112 
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und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte behindern können, bei der Einhaltung 
mancher von Mayring vorgeschlagenen formalen Voraussetzungen für die qualitative 
Inhaltsanalyse gewisse Schwierigkeiten, nämlich konkret bei der Einhaltung einer strengen 
systematischen Vorgehensweise810 sowie bei der Berücksichtigung der folgenden Regel: „In 
jedem Fall muß darauf geachtet werden, daß die Inhaltsanalyse nicht zu starr und unflexibel 
wird.“811 Beide Voraussetzungen schließen sich nicht aus; im Falle latenter Sinnstrukturen 
konnte die inhaltsanalytische Vorgehensweise diese Art von „versteckten Botschaften“ 
möglicherweise nicht immer aufspüren. Des Weiteren gehört zur kritischen Betrachtung der 
Inhaltsanalyse sowie ihrer Ergebnisse die Tatsache, dass die Probleme oder Risiken, die den 
räumlichen Handlungskonzepten entnommen wurden (hier also gilt ein induktives Vorgehen), 
nicht nur Einzelfälle darstellen, sondern einer spezifischen Art von Konzepten entstammen, 
von Konzepten nämlich, die sich im Gegensatz zu den meisten anderen in der einen oder 
anderen Weise mit ihren eigenen Problemen und Risiken offen auseinandersetzen müssen 
oder sollten. Somit wäre an dieser Stelle die Repräsentativität der Ergebnisse infrage zu 
stellen. Außerdem könnten die Ergebnisse der qualitativen Inhaltsanalyse zwar nachvollzogen 
bzw. nachgeprüft werden; eine andere, von der erarbeiteten Methodik unabhängige qualitative 
Untersuchung kann jedoch möglicherweise völlig andere Ergebnisse liefern, besonders in den 
Bereichen der Inhaltsanalyse, die auf einer rein interpretativen Leistung basieren. Zur 
Kontrolle all dieser kritischen Faktoren der qualitativen Inhaltsanalyse sollte im besten Falle 
eine weitere Methode der empirischen Sozialforschung hinzugezogen werden. Im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit (und auch aus anderen Gründen, die im folgenden Kapitel dargelegt 
werden) wurde zur Bewältigung dieser Aufgabe die Methode „ExpertInneninterview“ 
gewählt. 
 
Im Allgemeinen gelten die oben genannten Gütekriterien nicht nur für die Erstellung eines 
Kataloges möglicher Probleme und Risiken bei der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
Handlungskonzepte, sondern auch für die anderen Fragestellungen im Rahmen der 
vorliegenden inhaltsanalytischen Untersuchung. Was die Beantwortung der Frage hinsichtlich 
der Planungsintervalle räumlicher Handlungskonzepte betrifft, so wurde eine 
Häufigkeitsanalyse bezogen auf die Kategorien „Von 1 bis 4 Jahren“, „Von 5 bis 8 Jahren“ 
„Über 9 Jahre“ und „Ohne Angaben“ durchgeführt. Eine Häufigkeitsanalyse (zusammen mit 
der inhaltsanalytischen Strukturierung und Zusammenfassung) fand ebenso bei der Ermittlung 
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 Vgl. Mayring 2008, S. 116: „Die Stärke der qualitativen Inhaltsanalyse liegt in ihrem systematischen,  
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 Mayring 2008, S. 117 
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handlungsbezogener Schwerpunkte, der Autorenschaft sowie bei der Beantwortung der Frage 
nach den Entscheidungsverfahren und -methoden statt. 
 
Alle Fragestellungen wurden zusätzlich im Rahmen der ExpertInneninterviews diskutiert, 
teilweise auch, um mögliche Fehlinterpretationen und -entscheidungen im Rahmen der 
qualitativen Inhaltsanalyse zu minimieren. Im Folgenden wird dieser methodische Schritt, 
auch wenn er hauptsächlich auf die inhaltsanalytische Untersuchung der vorliegenden Arbeit 
ausgerichtet wurde, in einem besonderen Kapitel behandelt, damit seine Relevanz (ähnlich 
wie bei der Sammlung prozessgenerierter Daten) für die gesamte Arbeit verdeutlicht werden 
kann. Denn würde die Arbeit sich ausschließlich auf die Inhaltsanalyse stützen, könnte das 
empirische Modell als ein reiner Deskriptivismus bezeichnet werden. Eine solche Kritik kann 
sich auf das ganze Spektrum wissenschaftlicher Konstruktionen erstrecken, die entweder eine 
ausschließlich deskriptive Basis haben oder aber überhaupt keine pragmatische Ausführung 
besitzen.812 Da die Ergebnisse der ExpertInneninterviews im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
nicht nur für die Inhaltsanalyse, sondern generell für die Praxis eine besondere Rolle 
beanspruchen, wird die Vorgehensweise im Folgenden begründet und detailliert beschrieben. 
 
6.3.2.3 ExpertInneninterviews: Eine untersuchungsbegleitende Perspektive 
Auch wenn die Methode „ExpertInneninterviews“ die vorliegende Arbeit inhaltlich lediglich 
begleitet und nicht im Kern der Untersuchung liegt, heißt dies nicht, dass sie nicht 
systematisch begründet werden kann. Dieses Kapitel beschäftigt sich unter anderem mit der 
Anmerkung von Bogner und Menz, wonach „Experteninterviews […] oft gemacht, aber selten 
durchdacht“ werden813, sofern es seitens der Wissenschaft keine konkreten, allgemeingültigen 
Kriterien für die Vorbereitung und Durchführung dieser Erhebungsmethode sowie für die 
Auswertung ihrer Ergebnisse gibt.814 Dazu werden unter anderem methodische Reflexionen 
aus anderen Untersuchungen genutzt. 
 
6.3.2.3.1 Begründung und Relevanz der Methode 
Es gibt mehrere Gründe, warum die vorliegende Arbeit „Menschen, die aufgrund ihrer 
Beteiligung Expertenwissen über [bestimmte] Sachverhalte erworben haben“815, als eine 
besonders wichtige Quelle der Erkenntnis betrachtet. Die Grundidee der 
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 Bogner/Menz 2005b, S. 33 
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 Vgl. Bogner/Menz 2005b, S. 33 ff.; Kassner/Wassermann 2005, S. 108 ff.; Meuser/Nagel 2005, S. 71 ff. 
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ExpertInneninterviews sowie ihre Relevanz für die vorliegende Problem- und 
Aufgabenstellung wurden bereits an früheren Stellen erwähnt. Um den methodologischen 
Anschluss an die Inhaltsanalyse zu bekommen, ist es an dieser Stelle wichtig, zu ergänzen, 
dass auch Mayring die Anwendung von ExpertInneninterviews für eine sinnvolle Erweiterung 
der inhaltsanalytischen Forschung hält, vor allem bei der Überprüfung der Ergebnisse der 
qualitativen Inhaltsanalyse.816 Darüber hinaus eignen sich die Experten sowohl für den 
Prozess des Verstehens bestimmter Sachverhalte der Lebenspraxis817, was im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit von Anfang an für die Annäherung an bestimmte thematische 
Schwerpunkte sowie die Vertiefung des gewonnenen Wissens genutzt wurde,818 als auch für 
die Entwicklung einer zusätzlichen interpretativen Perspektive für die Ergebnisse der 
Inhaltsanalyse. Eine „reine“ Inhaltsanalyse räumlicher Handlungskonzepte könnte unter 
anderem aufgrund der relativ unüberschaubaren, komplexen und dynamischen Materie der 
raumgestalterischen Praxis möglicherweise keine entsprechende Erkenntnistiefe mit sich 
bringen.819 So werden die (ExpertInnen-)Interviews bei der Evaluation einzelner räumlicher 
und regionalpolitischer Entwicklungsmaßnahmen in Deutschland, Österreich und der Schweiz 
häufig eingesetzt, um eine Thematik aus dem qualitativen Blickwinkel zu beleuchten und 
somit zu weiteren Informationen über bis dahin nicht erkannte Wirkungszusammenhänge und 
entscheidende Faktoren zu gelangen.820 Es wird deutlich, dass die Meinungen verschiedener 
Expertinnen und Experten praxisbezogene Informationen liefern können, die vorher noch 
nicht bekannt waren. Auf diese Weise können die ExpertInneninterviews neben der Erhöhung 
des Objektivitätsgrades der Ergebnisse der Inhaltsanalyse sowie der Plausibilitätskontrolle 
nicht zuletzt für die Entwicklung einer kritischen Betrachtungsperspektive aus der Praxis der 
räumlichen Gestaltung heraus genutzt werden. 
 
Zusammenfassend kann man Folgendes festhalten: Ein Vorteil, den die 
ExpertInneninterviews für die Untersuchung der vorliegenden Arbeit mit sich bringen, ist die 
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 Vgl. Mayring 2008, S. 112 
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 In den Sozialwissenschaften versteht man unter ExpertInneninterviews „Untersuchungen, in denen mittels  
Interviews das Wissen von Experten über einen bestimmten sozialen Sachverhalt erschlossen werden soll“. 
(Gläser/Laudel 2004, S. 10) 
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 Bogner und Menz betonen, dass „das Gespräch mit Experten in der Explorationsphase eines Projekts dem  
Forscher lange Wege ersparen“ (Bogner/Menz 2005a, S. 7) kann. 
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und Beteiligten.“ (Gerheuser 2009, S. 435) 
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Möglichkeit, die Interviews methodisch auf die Inhaltsanalyse auszurichten. Bei der 
Verwendung der ExpertInneninterviews geht es nicht nur um die Interpretationsperspektive 
der Ergebnisse und um die Überprüfung der Gütekriterien der Inhaltsanalyse, sondern 
gleichzeitig um die Möglichkeit, die aus den Interviews gewonnenen Informationen 
inhaltsanalytisch auszuwerten. Die Kombination der Erhebungsmethoden 
ExpertInneninterview und Inhaltsanalyse soll somit die Ergebnisse der Arbeit objektivieren, 
ohne dass die Expertinnen und Experten als „Lieferanten objektiver Informationen“821 
betrachtet werden. 
 
Für die Durchführung der ExpertInneninterviews müssen einige methodologische Aspekte 
berücksichtigt werden, die trotz der Gemeinsamkeiten mit allgemeinen qualitativen 
Interviewarten und trotz einiger Bemerkungen darüber, „was das Besondere an 
ExpertInneninterviews sein soll“822, unter anderem bei der Beurteilung der Güte der 
Ergebnisse der Methode „ExpertInneninterview“ eine entscheidende Rolle spielen. Vorerst 
sollten jedoch spezifische Kriterien für die Auswahl der Expertinnen und Experten im 
Rahmen der vorgenommenen Untersuchung herausgearbeitet werden: Schließlich liegt „jeder 
Forschung ein in Abhängigkeit vom Untersuchungsgegenstand gewählter, ein relationaler 
Expertenbegriff zugrunde“823; außerdem handelt es sich dabei um den Punkt, der die 
ExpertInneninterviews von den allgemeinen Formen des Interviews unterscheidet. Des 
Weiteren muss berücksichtigt werden, dass die Methode „ExpertInneninterview“ bei der 
Informationsgewinnung ihre eindeutigen Grenzen hat und methodisch schwer kontrollierbar 
ist. Die Fragen nach der Qualität der Ergebnisse bzw. die Herausarbeitung der Gütekriterien 
für die Ergebnisse der ExpertInneninterviews wurden in der wissenschaftlichen Literatur 
bislang nicht einheitlich definiert und kaum systematisch behandelt. So lässt sich die 
allgemeine Vorgehensweise bei den ExpertInneninterviews zwar relativ gut konzipieren; 
jedoch erhält man im Prinzip nach jedem nicht- oder halbstandardisierten Gespräch bezüglich 
seines Inhaltes und seiner möglichen Deutung einen einzigartigen Fall, was wiederum 
bestätigt, dass die „ExpertInneninterviews nicht selten durch subjektive Interpretation oder 
strategische Informationsweitergabe geprägt sind“824. Die Kriterien für die Gewinnung guter 
Ergebnisse aus den ExpertInneninterviews beziehen sich unter anderem auf die passende 
Auswahl der Expertinnen und Experten, die effektive Gesprächsführung und gut durchdachte 
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Vorgehensweise beim Interview, eine Systematisierung der Auswertung der 
Interviewprotokolle sowie die Kontrollierbarkeit der Ergebnisse.825 Nicht alle diese Kriterien 
können problemlos berücksichtigt werden, wie die im nächsten Unterkapitel dargestellte 
methodische Reflexion zeigt. Trotz aller Defizite der Methode „ExpertInneninterview“ kann 
sie einen klaren Nutzen mit sich bringen, besonders wenn man sie als ergänzende Perspektive 
sinnvoll in das gesamte Rahmenwerk der Untersuchung integriert. 
 
6.3.2.3.2 Beschreibung der Vorgehensweise 
Der Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit gemäß wurde ursprünglich beschlossen, 
Expertinnen und Experten aus den Ländern Deutschland, Österreich und der Schweiz zu 
gewinnen. Deren Meinungen und Wissen begleiteten die Arbeit bereits in der Phase der 
Konkretisierung der Problem- und Aufgabenstellung826 sowie bei der Erstellung der 
einführenden Fallstudie. So wurden im vormethodischen Teil der Arbeit neben 
halbstandardisierten auch unstrukturierte Interviews827 durchgeführt, um zu Beginn der Arbeit 
einerseits einen breiteren thematischen Zugang und eine gewisse Flexibilität bei der 
Gesprächsführung zu ermöglichen, andererseits eine gewisse Systematik in der methodischen 
Vorgehensweise zu gewinnen. Standardisierte Interviews werden im qualitativen 
Forschungsparadigma kaum benutzt bzw. für die qualitative Sozialforschung als nicht 
geeignet eingestuft.828 Somit wurden für die Annäherung an die Problem- und 
Aufgabenstellung der Arbeit vier Interviews (zwei unstrukturierte und zwei 
halbstandardisierte) durchgeführt, die das Spektrum der Kompetenzen auf der institutionellen, 
regionalpolitischen, praxis- sowie forschungsbezogenen Ebene abdeckten. Zum Zweck der 
Vereinfachung der Vorgehensweise ging es bei diesen Interviews ausschließlich um 
ExpertInnen aus Deutschland. Die restlichen Interviews wurden mit Expertinnen und 
Experten aus Deutschland, Österreich und der Schweiz durchgeführt. 
 
Einer der Aspekte, die man im Rahmen der Vorbereitung von ExpertInneninterviews zu 
berücksichtigen hat, ist selbstverständlich die Auswahl der geeigneten Interviewpartner: „Die 
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Auswahl von Interviewpartnern entscheidet über die Qualität der Informationen, die man 
erhält.“829 Für die Wahl der Expertinnen und Experten, die im Allgemeinen selbst als „Teil 
des Handlungsfeldes“830, das im Rahmen der Arbeit untersucht wird, betrachtet werden 
müssen, galten folgende Kriterien: Als geeignete Expertin oder geeigneter Experte wurden 
Personen betrachtet, die im Rahmen ihrer Tätigkeit 
 
- für bestimmte inhaltliche Schwerpunkte, die im Rahmen der Arbeit als entscheidend 
eingestuft wurden,831 direkt zuständig sind bzw. unmittelbare Verantwortung 
tragen;832 
 
- klare Kompetenzen in einem raumgestalterischen Tätigkeitsbereich aufweisen: An 
dieser Stelle waren für die Auswahl potenzieller Expertinnen und Experten 
Empfehlungen aus der Praxis sowie eine ausführliche Literaturrecherche besonders 
hilfreich.833 In Bezug auf die Empfehlungen von Gesprächspartnern während der 
Interviews wurde unter anderem Folgendes berücksichtigt: „Die Auswahl von 
Interviewpartnern muss nicht vor dem Beginn der Erhebung abgeschlossen sein. Es 
kann durchaus geschehen, dass man in Interviews auf weitere wichtige 
Gesprächspartner hingewiesen wird, mit denen man dann zusätzliche Interviews 
vereinbart. Gegebenfalls müssen auch spezifische Interviewleitfäden ‚nachentwickelt’ 
werden.“834 
 
- über ein Wissen verfügen, das eine möglichst große thematische Nähe zu der 
vorliegenden Arbeit aufweist: Hier kamen unter anderem Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen infrage, die sich intensiv mit einigen für die vorliegende Arbeit 
maßgeblichen Themen befasst haben, zum Beispiel mit der Theorie der Raumplanung, 
aktuellen Tendenzen der Raumgestaltung und Regionalpolitik, Raumordnung, etc. 
Meuser und Nagel betrachten unter anderem als besonders wichtig, dass ein Experte  
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„über einen privilegierten Zugang zu Informationen über Personengruppen oder 
Entscheidungsprozesse verfügt“.835 
 
- idealerweise über einen großen Einfluss in den verschiedenen Kontexten der 
Raumgestaltung verfügen: In diesem Fall wurden Expertinnen und Experten, die 
Führungs- bzw. Schlüsselpositionen innehaben, als geeignet eingestuft.836 Weiterhin 
kamen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler infrage, die parallel zu ihrer 
wissenschaftlichen Tätigkeit als „Raumplaner“ bekannt wurden. Nicht zuletzt wurden 
institutionelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Personen aus der unmittelbaren 
raumgestalterischen Praxis, die bis dahin in unterschiedlichen Strukturen als 
Expertinnen und Experten aktiv waren bzw. durch zahlreiche wissenschaftliche 
Publikationen bekannt wurden, als potenziell geeignete Interviewpartner betrachtet. 
 
Mit der Herausarbeitung der Auswahlkriterien für die potenziellen Interviewpartner galt es 
zugleich, sich mit der Frage auseinanderzusetzen, wie viele Expertinnen und Experten 
insgesamt interviewt werden müssen. Die Frage nach der notwendige Anzahl der Interviews 
wird in der wissenschaftlichen Literatur unterschiedlich behandelt: Einige Forscher gehen 
dabei auf die Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Ressourcen und Kapazitäten 
sowie auf die Bemessung des mit der Untersuchung entstehenden Aufwandes ein; andere 
betonen, dass die Frage nach der Anzahl der Interviews nur unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Spezifikums der Untersuchung geklärt werden kann. Auch bei Gläser und Laudel 
reduziert sich die ausführliche Argumentation über die Entscheidung bezüglich der Anzahl 
von Interviews schließlich auf den jeweiligen Einzelfall: „Die Zahl der erforderlichen 
Interviews ergibt sich aus der Verteilung von Informationen unter den Akteuren und aus 
Erfordernissen der empirischen Absicherung. Wenn jeder Akteur des Untersuchungsfeldes 
nur über einen Teil der Informationen verfügt und viele Akteure jeweils die einzigen sind, die 
über bestimmte Informationen verfügen, dann müssen viele Interviews geführt werden. 
Umgekehrt kann es ausreichen, drei oder vier zentrale Akteure zu interviewen, um die 
benötigten Informationen über einen Fall zu beschaffen. Über den notwendigen Grad der 
empirischen Absicherung zu entscheiden ist dagegen schwieriger, weil hier in der 
Methodologie keine Regeln existieren und es sich deshalb um eine reine Ermessensfrage 
handelt. […] Obwohl es auf diese Fragen keine abschließende Antwort gibt, kann man 
zunächst einmal grundsätzlich festhalten, dass es um so besser ist, je stärker die Ergebnisse 
                                                 
835
 Meuser/Nagel 2005, S. 73 
836
 Vgl. Bogner/Menz 2005a, S. 8 
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empirisch abgesichert sind, je mehr Quellen man also hat. […] Ein zwingendes Argument für 
die ‚größere Richtigkeit’ von Informationen, wie das ein statistisch signifikanter 
Zusammenhang wäre, ist die größere Häufigkeit einer Beschreibungsvariante aber nicht. Da 
außerdem die Zahl der Interviews auch durch den erforderlichen Aufwand limitiert ist, muss 
man im Einzelfall abwägen, in welchem Maße man seine Rekonstruktion durch eine größere 
Zahl von Interviews empirisch absichern will.“837 Dementsprechend wurde für die 
vorliegende Untersuchung entschieden, 
 
- mindestens zwei Gesprächspartner aus dem jeweiligen Land für das Interview zu 
gewinnen; 
 
- ein ausgeglichenes Verhältnis in der Anzahl der Expertinnen und Experten aus dem 
unmittelbaren praxisbezogenen Umfeld der Raumgestaltung und aus dem 
institutionellen Bereich zu berücksichtigen; 
 
- die Anzahl der Expertinnen und Experten aus den jeweiligen Ländern ungefähr dem 
Verhältnis der analysierten Konzepte (342 Konzepte aus Deutschland, 48 aus 
Österreich und 39 aus der Schweiz) anzupassen, was konkret bedeutet, dass die 
Mehrheit der interviewten Expertinnen und Experten aus Deutschland stammt. 
 
Unter Berücksichtigung des zur Verfügung stehenden zeitlichen Rahmens für die Erarbeitung 
der vorliegenden Studie sowie einer gewissen inhaltlichen Redundanz, die sich im Laufe der 
Interviewphase herauskristallisierte, so dass für alle relevanten Themen mehrfache und 
teilweise überflüssige Information abfiel, kam es insgesamt zu siebzehn 
ExpertInneninterviews (12 aus Deutschland, 3 aus Österreich und 2 aus der Schweiz); bei 
sieben davon handelte es sich um Gespräche mit direkten VertreterInnen der institutionellen 
Ebene (Ministerien, Ämter, etc.). 
 
 
 
 
 
 
                                                 
837
 Gläser/Laudel 2004, S. 101 f. 
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Datum Expert/-in Interviewart / Thema / Ergebnis 
 
10.06.2009 
 
Dr. Hans-Joachim 
Schemel 
 
- Unstrukturiertes Interview (z. T. Erprobung des 
Leitfadens); 
- Thematischer Einstieg; Besprechung der Problemstellung 
der Arbeit; Festlegung der Schwerpunkte; Diskussion über 
die Aufgabenstellung der Arbeit; 
- Persönliches Gespräch/ Protokoll. 
 
 
10.06.2009 
 
MR Dipl.-Ing. 
Wolfgang-
Günther Ewald 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Thematischer Einstieg; Raumkonzepte auf der 
ministerialen Ebene; Probleme der Evaluation regionaler 
Entwicklungskonzepte; 
- Persönliches Gespräch/ Protokoll. 
 
 
10.06.2009 
 
Prof. Dipl.-Ing. 
Fritz Auweck 
 
- Unstrukturiertes Interview (z. T. Erprobung des 
Leitfadens); 
- Thematischer Einstieg; Vertiefung des gewonnenen 
Wissens über die Zusammenhänge und Probleme der 
Gestaltung des menschlichen Lebensraumes; Diskussion 
über die Aufgabenstellung der Arbeit; 
- Persönliches Gespräch/ Protokoll. 
 
 
27.10.2009 
 
Prof. Dr. Hans 
Heinrich 
Blotevogel 
 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas „Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes“; Probleme der Erarbeitung 
und Umsetzung der Raumkonzepte; Diskussion über die 
Methodik und Ergebnisse; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ 
Transkription. 
 
 
28.10.2009 
 
Prof. Dr. 
Bernhard Butzin 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas „Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes“; Probleme der Erarbeitung 
und Umsetzung der Raumkonzepte; Diskussion über die 
Methodik und Ergebnisse; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ 
Transkription. 
 
 
02.11.2009 
 
Prof‘in Dr.-Ing. 
Sabine Baumgart 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas „Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes“; Schwerpunkt 
„Raumentwicklung und Gerechtigkeit“; Diskussion über 
die Methodik und Ergebnisse; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ 
Transkription. 
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02.11.2009 
 
Dipl.-Ing. Daniela 
Glimm-Lükewille 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Evaluierung der Regionalentwicklungskonzepte; 
Probleme der Raumkonzepte aus der Sicht des 
Ministeriums; Förderungsvergabe und Auswahlkriterien; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ Transkription 
 
 
02.12.2009 
 
Prof. Dr. Rainer 
Danielzyk 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas „Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes“; Schwerpunkt 
Regionalforschung, Metropolisierung; Diskussion über die 
Methodik und Ergebnisse; 
- Telefonat/ Digitale Aufnahme/ Transkription. 
 
 
22.02.2010 
 
Prof. Dr. Martin 
Lendi 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas „Konzepte zur Entwicklung des 
menschlichen Lebensraumes“; Schwerpunkt Lebensraum, 
Theorie der Raumplanung, Probleme der lebensräumlichen 
Gestaltung; Diskussion über die Methodik und Ergebnisse; 
- Telefonat/ Digitale Aufnahme/ Transkription. 
 
 
23.02.2010 
 
Min.Rat Mag. 
Dipl.-Ing. Wolf 
Huber 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas „Regionale 
Entwicklungskonzepte“; Schwerpunkt Probleme der 
lebensräumlichen Gestaltung; Evaluierung der REKs; 
Probleme aus der institutionellen Sicht; Förderungsvergabe 
und Auswahlkriterien; Diskussion über die Ergebnisse; 
- Telefonat/ Digitale Aufnahme/ Transkription. 
 
 
24.02.2010 
 
DI Harald Grießer 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Institutionelle Sicht; Vertiefung des Themas „REKs und 
Raumkonzepte“; Schwerpunkt Qualität der REKs; 
Evaluierung der REKs; Aktuelle Tendenzen der 
Regionalpolitik und -entwicklung in Österreich; 
- Telefonat/ Digitale Aufnahme/ Transkription. 
 
 
02.03.2010 
 
Dr. Peter Wirth 
 
- Unstrukturiertes Interview; 
- Vertiefung des Themas REK; Schwerpunkt Erarbeitung 
und Evaluierung der Konzepte; IÖR-Studie; Diskussion 
über die Methodik und Ergebnisse; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ Protokoll 
bzw. partielle Transkription. 
 
02.03.2010 Dipl.-Geograph 
Markus 
Egermann 
- Unstrukturiertes Interview; 
- Ähnlichkeiten mit der IÖR-Studie; Diskussion über 
Ergebnisse; Möglichkeiten der Unterstützung für die 
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Praxis; Zusammenarbeit zwischen Ministerien und 
Forschungsstellen; Vorbereitung auf das Gespräch beim 
Sächsischen Ministerium; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ Protokoll 
bzw. partielle Transkription. 
 
 
02.03.2010 
 
Horst Fritzsche 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Evaluierung der Regionalentwicklungskonzepte; IÖR-
Studie; Probleme der Raumkonzepte und der Praxis der 
Raumentwicklung aus der Sicht des Ministeriums; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ 
Transkription. 
 
 
05.03.2010 
 
Dr. phil. II 
Geograph 
Johannes Heeb 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Probleme der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher 
Handlungskonzepte; Arbeitsweise der Raumplanung und 
Regionalentwicklung in der Schweiz; 
Förderungswürdigkeit der Konzepte; 
- Telefonat/ Digitale Aufnahme/ Transkription. 
 
 
05.03.2010 
 
MMag.a Elisabeth 
Stix 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Aktuelle Raumordnung und Raumplanung in Österreich; 
Institutionelle Sicht; Vertiefung des Themas „REKs und 
Raumkonzepte“; Aktuelle Tendenzen der Regionalpolitik 
und -entwicklung in Österreich; 
- Telefonat/ Digitale Aufnahme/ Transkription. 
 
 
30.03.2010 
 
Roland Schultze 
 
- Halbstandardisiertes Interview; 
- Probleme des Baus der Bundessstraße 178n aus der 
institutionellen Sicht; 
- Persönliches Gespräch/ Digitale Aufnahme/ 
Transkription. 
 
 
Tab. 8: Die Liste der interviewten Expertinnen und Experten 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
 
 
Für die insgesamt vier unstrukturierten Interviews gab es weder zeitliche noch inhaltliche 
Begrenzungen. Zwei davon wurden, wie schon erwähnt, als unstrukturierte Interviews in 
erster Linie für den vormethodischen thematischen Einstieg in die Arbeit konzipiert und 
durchgeführt. Die zwei anderen Interviews waren ursprünglich als halbstandardisierte, 
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leitfadenorientierte ExpertInneninterviews geplant, konnten jedoch während der 
Durchführung die Ansprüche eines halbstandardisierten Interviews nicht mehr 
aufrechterhalten, da während der Gespräche wichtige, bis dahin nicht berücksichtigte Aspekte 
zutage kamen.838 An dieser Stelle wird deutlich, dass Flexibilität und Offenheit des 
ExpertInneninterviews nicht nur zu den Vorteilen dieser Methode gezählt, sondern auch den 
Gegebenheiten entsprechend vorausgesetzt werden.839 Die Gespräche im Rahmen der 
unstrukturierten Interviews hatten einen diskursiven Charakter und verfolgten mehrere 
allgemeine inhaltliche Schwerpunkte an einem groben, themenbezogenen Leitfaden. Die 
inhaltlichen Schwerpunkte konkretisierten sich im Zuge der Annäherung an das Verständnis 
der Thematik der Arbeit und reduzierten sich zugleich auf wenige relevante Themenblöcke. 
Darüber hinaus lieferten die unstrukturierten Interviews zahlreiche relevante Informationen 
unter anderem darüber, was im Rahmen der Arbeit und auch in den anderen, 
halbstandardisierten Interviews noch berücksichtigt werden sollte. Nicht zuletzt spielten die 
unstrukturierten Interviews eine besondere Rolle bei der Erprobung und Anpassung des 
Interviewleitfadens für die halbstandardisierten Interviews. Insgesamt ähneln die Aufgaben 
und Eigenschaften der unstrukturierten Interviews im Rahmen der vorliegenden Arbeit stark 
dem von Bogner und Menz beschriebenen Typus des explorativen Interviews.840 
 
Die Mehrheit aller ExpertInneninterviews wurde mit einem Tonbandgerät aufgezeichnet, bis 
auf drei Interviews, die während des Gesprächs schriftlich protokolliert wurden. Dies sollte 
die Offenheit des Gesprächs und das Vertrauen zwischen den Gesprächspartnern begünstigen, 
da es sich bei diesen Gesprächen teilweise um vertrauliche Informationen aus dem 
unmittelbaren praktischen Kontext handelte.841 
 
                                                 
838
 In ihrer methodischen Reflexion beschreiben Meuser und Nagel den Fall des Misslingens eines  
leitfadenorientierten ExpertInneninterviews folgendermaßen: „Zum Verhängnis kann der Leitfaden dann 
werden, wenn ein Experte sich in einem anderen Sprachspiel als dem des Leitfadens bewegt.“ (Meuser/ 
Nagel 2005, S. 78) Nichtsdestotrotz erlaubte die Flexibilität des Interviewrahmens, die zwei 
halbstandardisierten Interviews, die im Zuge der Gesprächsführung vom Leitfaden abkamen, keinesfalls als 
misslungen zu betrachten. 
839
 Vgl. Leitner/Wroblewski 2005, S. 245 
840
 Vgl. Bogner/Menz 2005b, S. 37: „Seine Prominenz in der empirischen Sozialforschung als ein oft benutztes  
Instrument zur Datenerhebung verdankt das Experteninterview seiner Funktion zur Exploration. Sowohl in 
quantitativ wie auch in qualitativ orientierten Forschungsvorhaben können Experteninterviews zur 
Herstellung einer ersten Orientierung in einem thematisch neuen oder unübersichtlichen Feld dienen, zur 
Schärfung des Problembewusstseins des Forschers oder auch als Vorlauf zur Erstellung eines 
abschließenden Leitfadens.“ 
841
 Als Nachteil der Tonbandaufzeichnung betrachten Gläser und Laudel unter anderem Folgendes: „Es ist  
möglich und unter bestimmten Bedingungen sogar wahrscheinlich, dass der Interviewte angesichts der 
Tonbandaufzeichnung Informationen zurückhält bzw. dass sich seine Tendenz, sozial erwünscht zu 
antworten, verstärkt.“ (Gläser/Laudel 2004, S. 152) 
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Die Durchführung der halbstandardisierten ExpertInneninterviews im Rahmen der 
Untersuchung wurde, wie schon erwähnt, stärker an einem Leitfaden ausgerichtet als die 
unstrukturierten Interviews. Dabei diente der Leitfaden eher der inhaltlichen Strukturierung 
des Gesprächs sowie der Orientierung des Dialogs an konkreten Fragestellungen und 
Themenblöcken. Des Weiteren sollte die Nutzung des Leitfadens einen gewissen 
Vergleichbarkeitsrahmen für die Ergebnisse der verschiedenen Gespräche bieten.842 
Nichtsdestotrotz fand Berücksichtigung, dass die Nutzung eines Leitfadens den „natürlichen“ 
Verlauf der Gesprächsführung nicht stört843 und der Leitfaden selbst „nicht als zwingendes 
Ablaufmodell des Diskurses gehandhabt wird“844. So verliefen die Gespräche mit den 
Expertinnen und Experten nicht nach einer streng standardisierten Vorgehensweise; auch gab 
es keinen festen zeitlichen Rahmen. Auf diese Weise konnten einige Gespräche im 
gegenseitigen Einvernehmen der Gesprächspartner bis zu mehreren Stunden dauern, was für 
die vorliegende Arbeit besonders fruchtbar war. Im Allgemeinen lässt sich für die 
durchgeführten ExpertInneninterviews jedoch keine eindeutige Unterscheidung zwischen 
unstrukturierten und halbstandardisierten Herangehensweisen vornehmen, da bei manchen 
Gesprächen (abgesehen von der Nutzung eines Leitfadens) im Nachhinein nur schwer gesagt 
werden kann, wie offen bzw. standardisiert es verlief. Dies entspricht der Tatsache, dass trotz 
der allgemeinen wissenschaftlichen Akzeptanz der Methode „ExpertInneninterview“ und 
ihren abschätzbaren Potenzialen und Grenzen845 keine Einigung über ihre Abgrenzbarkeit und 
Eigenständigkeit von anderen Erhebungsmethoden besteht, zum Teil wegen unbestimmter 
„Anforderungen nach Offenheit und Nicht-Beeinflussung des Interviewpartners“846. 
 
                                                 
842
 Die Vorgehensweise bei den halbstandardisierten Interviews im Rahmen der vorliegenden Arbeit leitet sich  
zum größten Teil vom Typus „Systematisierendes Experteninterview“ von Bogner und Menz ab, wobei es 
sich in dem einen oder anderen Fall als schwierig erwies, sowohl eine „lückenlose Informationsgewinnung“ 
zu gewährleisten als auch unterschiedliche Typen von ExpertInneninterviews voneinander deutlich zu 
unterscheiden: „Das systematisierende Experteninterview ist – darin dem explorativen verwandt – auf die 
Teilhabe an exklusivem Expertenwissen orientiert. Im Vordergrund steht hier das aus der Praxis gewonnene, 
reflexiv verfügbare und spontan kommunizierbare Handlungs- und Erfahrungswissen. Diese Form des 
Experteninterviews zielt auf systematische und lückenlose Informationsgewinnung. Der Experte klärt auf 
über ‚objektive’ Tatbestände, erläutert seine Sicht der Dinge zu einem bestimmten Themenausschnitt usw. 
Der Experte wird hier also in erster Linie als ‚Ratgeber’ gesehen, als jemand, der über ein bestimmtes, dem 
Forscher nicht zugängliches Fachwissen verfügt. Dieses wird unter Zuhilfenahme eines relativ 
ausdifferenzierten Leitfadens erhoben. […] Schließlich steht beim systematisierenden Experteninterview – 
anders als beim explorativen – die thematische Vergleichbarkeit der Daten im Vordergrund.“ (Bogner/ 
Menz 2005b, S. 37 f.) 
843
 Vgl. Bogner/Menz 2005a, S. 18 
844
 Meuser/Nagel 2005, S. 78 
845
 Vgl. Bogner/Menz 2005a, S. 19: „Heute braucht die Frage nach Nutzen und Grenzen des Experteninterviews  
nicht mehr der Frage subsumiert werden, was denn nun offene oder teilstandardisierte Interviews 
methodisch überhaupt zu leisten vermögen.“ 
846
 Bogner/Menz 2005a, S. 20 
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Für den gesamten hermeneutischen Rahmen der Arbeit wurden vier Interviewleitfäden mit 
leicht unterschiedlichen inhaltlichen Schwerpunkten erstellt. Bezüglich der Nutzung mehrerer 
Leitfäden für eine auf ExpertInneninterviews basierende Studie schreiben Gläser und Laudel: 
„Häufig muss man nämlich in einer Untersuchung mit mehreren unterschiedlichen 
Interviewleitfäden arbeiten. Wenn sich Gruppen von Experten anhand ihrer Beteiligung an 
dem zu rekonstruierenden Prozess unterscheiden lassen, dann ist es sinnvoll, für jede dieser 
Gruppen einen eigenen Interviewleitfaden zu entwickeln.“847 Die Leitfäden für die 
Untersuchung der vorliegenden Arbeit fokussieren jeweils auf unterschiedliche 
Gesprächspartner, betreffen aber im Allgemeinen die gleiche Thematik: So wurde 
beispielsweise ein Leitfaden speziell für die Interviews mit der institutionellen Ebene erstellt 
(„Leitfaden 1“); ein anderer wurde für das Interview zum Thema „Neubau der Bundesstraße 
178“ und der nachfolgenden Erarbeitung der Fallstudie konstruiert („Leitfaden 2“). Der dritte 
Interviewleitfaden („Leitfaden 3“), der keine spezielle Zielgruppe der Expertinnen und 
Experten betrifft, beinhaltet verschiedene Fragestellungen, die in den unstrukturierten 
Interviews erprobt wurden, was mit der Berücksichtigung einiger Themen, die im Zuge des 
heuristischen Prozesses neu dazukamen, zu seiner späteren inhaltlichen Anpassung führte 
(„Leitfaden 4“). 
 
Einer der Vorteile einer gut durchdachten Kombination von empirischen Methoden liegt in 
der Möglichkeit einer gemeinsamen Nutzung methodischer Elemente und Techniken. So 
wurden auch die im Rahmen der Untersuchung der vorliegenden Arbeit gewonnenen 
Interviewtexte mit dem Instrumentarium der qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet.848 
Insgesamt wurden nach dem Durchführen eines jeden ExpertInneninterviews folgende 
Schritte durchgeführt:849 
 
- Transkription: Bei diesem Schritt wurden nicht alle (auf Tonband oder auf dem 
Papier) protokollierten Interviewabschnitte berücksichtigt. Um einschätzen zu können, 
welche Abschnitte aus den ExpertInneninterviews transkribiert werden sollten und 
welche nicht, war die Problem- bzw. Aufgabenstellung der Arbeit leitend. Dass die 
Interviews nur selten vollständig und wörtlich transkribiert wurden, gehört zu den 
Bedingungen, Untersuchungen effizient und im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
                                                 
847
 Gläser/Laudel 2004, S. 113 
848
 Diese Vorgehensweise wurde unter anderem von Gläser und Laudel vorgeschlagen und systematisch  
ausgearbeitet: Vgl. Gläser/ Laudel 2004, S. 191 ff. 
849
 Vgl. Kapitel „Die Inhaltsanalyse: Qualitative Ausrichtung“ 
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Ressourcen durchführen zu können. So wurden beispielsweise in der Untersuchung 
von Leitner und Wroblewski „nur Schlüsselstellen wörtlich transkribiert“850. Die 
Transkriptionsphase der ExpertInneninterviews in der vorliegenden Studie ähnelte im 
Allgemeinen der Beschreibung von Meuser und Nagel: „Pausen, Stimmlagen sowie 
sonstige nonverbale und parasprachliche Elemente werden nicht zum Gegenstand der 
Interpretation gemacht. […] Anders als beim biographischen Interview ist die 
Transkription der gesamten Tonaufnahme nicht der Normalfall. Je mehr sich der 
Diskursverlauf der Idealform des Gelingens […] annähert, desto ausführlicher wird 
die Transkription sein, einfach weil in solchen Interviews eine Fülle relevanter 
Informationen enthalten ist. ‚Misslingt’ hingegen das Interview, weil der Interviewte 
sich als inkompetent erweist […] oder weil er das Interview zum Anlass nimmt, etwas 
mitzuteilen, was ihm schon lange am Herzen liegt, was aber nichts mit dem 
Forschungsinteresse zu tun hat […], wird die Transkription recht kurz und höchst 
selektiv ausfallen, begrenzt auf die Äußerungen, die vielleicht doch noch ‚zur Sache’ 
gehören.“851 
 
- Strukturierung: Bei diesem Schritt handelt es sich um die Identifizierung einzelner 
relevanter Informationsbestände in den Interviewtexten, etwa die Beantwortung einer 
Frage, Hinweise für die Bewältigung der Problem- bzw. Aufgabenstellung oder 
Anmerkungen zur Thematik der vorliegenden Arbeit. Die unterschiedlichen 
Textpassagen wurden dabei markiert und unabhängig von ihrer Länge einer 
bestimmten inhaltlichen Kategorie zugeordnet. Dabei erwies sich die Bildung der 
Kategorien aufgrund der teilweise komplizierten Textstruktur als besonders 
problematisch. Außerdem wurden die Gespräche häufig von den Expertinnen und 
Experten dominiert, was unter Umständen eine gewisse Abweichung vom geplanten 
Gesprächsverlauf mit sich brachte.852 
 
- Zusammenfassung: Im diesem Schritt werden die Textpassagen der zuvor markierten 
Kategorien dem Vorgang der inhaltsanalytischen Reduktion unterzogen. Dabei wird 
jedoch inhaltlich weiterhin „wiedergegeben, was gesagt wurde: der ExpertInnen 
                                                 
850
 Leitner/Wroblewski 2005, S. 254 
851
 Meuser/Nagel 2005, S. 83 
852
 Etwas Ähnliches beschreiben Meuser und Nagel: „Interviews, in denen die Relevanzstrukturen der  
Interviewten den Diskurs bestimmen – und das sind die ergiebigeren – zeichnen sich durch eine 
vielschichtige Verzahnung von Themen aus. In diesem Fall ist es vielfach notwendig, dass einzelne 
Passagen mehreren Überschriften zugeordnet werden.“ (Meuser/Nagel 2005, S. 85) 
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Meinungen, Urteile, Beobachtungen, Deutungen“853. Es handelt sich hier 
hauptsächlich um das Paraphrasieren bzw. die Übernahme der relevanten 
Textbestandteile. So arbeitet man an diesem Punkt noch mit diversen, jedoch 
„inhaltlich zusammengehörigen, über die Texte verstreuten Passagen“854, ohne dabei 
ihre Häufigkeit in irgendeiner Weise zu berücksichtigen. 
 
- Ergebnisaufbereitung: Hier wurden die inhaltsanalytisch zusammengefassten 
Textpassagen den gebildeten Kategorien zugeordnet und schließlich mit dem Text der 
vorliegenden Arbeit verknüpft. Auf diese Weise wurden die Ergebnisse aus den 
ExpertInneninterviews, die die Aufgaben der Untersuchung betreffen, im Kapitel 
„Darstellung der Forschungsergebnisse“ zusammen mit den Ergebnissen der 
qualitativen Inhaltsanalyse sowie im Fazit der vorliegenden Arbeit dargestellt.855 
 
Bevor die Ergebnisse aus der Untersuchung im nächsten Kapitel aufgeführt werden, soll sich 
hier mit der Güte der Ergebnisse aus den ExpertInneninterviews kritisch auseinandergesetzt 
werden. Die Vorgehensweise bei den Interviews wurde insgesamt (unter anderem durch die 
Erarbeitung und Erprobung der Leitfäden und einer präzisen Auswahl von Expertinnen und 
Experten) systematisch konzipiert und (wie auch bei der Untersuchung von Leitner und 
Wroblewski) konkret auf die spätere Auswertung ausgerichtet.856 Die Systematisierung der 
Auswertung der Interviewprotokolle wurde nach dem in dieser Studie verwendeten Modell 
der qualitativen Inhaltsanalyse von Mayring durchgeführt, für das die schon ausgeführten 
Kriterien der qualitativen Inhaltsanalyse gelten. Um die Aussagen der ExpertInnen möglichst 
kritisch zu betrachten, wurden einzelne Interviewergebnisse zur gleichen Thematik 
miteinander verglichen und im Text der vorliegenden Arbeit inhaltlich einander 
gegenübergestellt: „Die Kontrastierung der unterschiedlichen Positionen und Interessen 
ermöglicht auch eine Plausibilitätsprüfung der Ergebnisse.“857 In dieser Phase der 
ExpertInneninterviews war nicht zuletzt das systematische Suchen nach gemeinsamen oder 
ähnlichen Aussagen der aus unterschiedlichen Praxisfeldern stammenden Expertinnen und 
Experten von besonderer Bedeutung. 
 
                                                 
853
 Meuser/Nagel 2005, S. 84 
854
 Meuser/Nagel 2005, S. 81 
855
 Vgl. Kapitel „Darstellung der Forschungsergebnisse“ und „Fazit“ 
856
 Vgl. Leitner/Wroblewski 2005, S. 253 
857
 Leitner/Wroblewski 2005, S. 254 
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Die Qualität der Ergebnisse der ExpertInneninterviews hängt nicht zuletzt mit der Möglichkeit 
der methodischen Reflexion auf Seiten des Forschers zusammen.858 Hier ist es von zentraler 
Bedeutung, die Probleme und Grenzen, mit denen man bei der Anwendung der Methode 
„ExpertInneninterview“ konfrontiert wurde, anzusprechen. So erwies sich die Sicherung der 
inhaltlichen Vergleichbarkeit der transkribierten Texte als relativ schwierig, was die These 
bestätigt, dass „jeder Interviewtext das Protokoll einer besonderen Interaktion und 
Kommunikation, unverwechselbar und einmalig in Inhalt und Form“859 ist. Nichtsdestotrotz 
war es (unter anderem dank der Anwendung der Leitfäden und ähnlicher 
Gesprächsgliederungen) möglich, eine gemeinsame Informations- und Deutungsbasis zu 
erkennen.860 
 
Als besonders problematisch erwies sich bei der Durchführung der ExpertInneninteviews die 
Beantwortung der Frage, wie sich relevante Informationen aus den einzelnen Interviews 
überprüfen lassen. Hinsichtlich dieser Problematik schreiben Meuser und Nagel: „Wir müssen 
damit rechnen, dass sie uns nicht die ‚ganze Wahrheit’ mitteilen, dass sie z. B. 
‚beschönigende’ Versionen […] produzieren. […] Eine Gewähr dafür, dass die ExpertInnen 
sich nicht allzuweit vom Boden der Tatsachen entfernen, besteht allerdings darin, dass sie 
damit rechnen, dass auch KollegInnen interviewt werden. Darin sehen wir einen immanenten 
Zwang zur Wahrheit und dazu, z. B. eher zu schweigen als zu lügen. Die Äußerung 
subjektiver Einschätzungen wird dabei nicht verhindert.“861 Diesbezüglich wurde das Ziel 
verfolgt, relevante Informationen in den folgenden Interviews erneut aufzugreifen und zur 
Diskussion zu stellen, ohne dabei die Namen der zuvor Interviewten zu erwähnen. Das 
bedeutet, dass die einzelnen, von den Interviewten im Gespräch besonders akzentuierten 
Thesen in den anschließenden Interviews einer Revision unterzogen wurden, was auf seine 
Weise zur Kontrollierbarkeit der Ergebnisse aus den ExpertInneninterviews beitrug. 
 
 
 
 
                                                 
858
 Vgl. Bogner/Menz 2005a, S. 20 f.; Kassner/Wassermann 2005, S. 95 
859
 Meuser/Nagel 2005, S. 80 
860
 Vgl. Meuser/Nagel 2005, S. 80: „Anders als bei der Einzelfallanalyse geht es hier nicht darum, den Text als  
individuell-besonderen Ausdruck seiner allgemeinen Struktur zu behandeln. Das Ziel ist vielmehr, im 
Vergleich mit den anderen ExpertInnentexten das Überindividuell-Gemeinsame herauszuarbeiten, Aussagen 
über Repräsentatives, über gemeinsam geteilte Wissensbestände, Relevanzstrukturen, 
Wirklichkeitskonstruktionen, Interpretationen und Deutungsmuster zu treffen.“ 
861
 Meuser/Nagel 2005, S. 91 
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7. DARSTELLUNG DER FORSCHUNGSERGEBNISSE 
Die folgenden Unterkapitel präsentieren die Ergebnisse der inhaltsanalytischen Studie der 
vorliegenden Arbeit sowie die entsprechenden Ergebnisse aus den ExpertInneninterviews. 
 
7.1 Allgemeine Informationen 
Bei der inhaltsanalytischen Studie wurden insgesamt 429 deutschsprachige räumliche 
Handlungskonzepte untersucht: 342 Konzepte aus Deutschland, 48 aus Österreich und 39 aus 
der Schweiz. Dabei handelt es sich um relativ junge Konzepte, wie die folgende Tabelle zeigt. 
 
 
Jahr der Veröffentlichung Anzahl der Konzepte 
1985 1 
1995 1 
1996 1 
1997 4 
1998 3 
1999 12 
2000 15 
2001 23 
2002 43 
2003 32 
2004 38 
2005 54 
2006 69 
2007 112 
2008 21 
Σ 429 
 
Tab. 9: Aufteilung der untersuchten Konzepte nach den Jahren ihrer Veröffentlichung 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
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Die untersuchten Konzepte beziehen sich auf die Gestaltung unterschiedlicher räumlicher 
Entitäten. Im Rahmen der Inhaltsanalyse wurde versucht, diese Entwicklungsräume zu 
kategorisieren. Es ergab sich dabei folgende Aufteilung der Konzepte: 
 
Entwicklungsraum Anz. 
Deutschland oder Österreich oder Schweiz 7 
Bundesland/ Kanton/ Kooperation mehrerer Länder bzw. Kantone 44 
Region/ Regionale Einheit/ Regionaler Verbund/ Landschaft (Wald, Naturpark, 
Küstenregion)/ (Regionaler) Natur bzw. Kultur-Raum 
208 
Stadt/ Stadtkreis (BW) = Landkreis/ Amt/ Bezirk (Ö)/ Gemeindeverbund/ Gebiets-, 
Bundkörperschaft 
128 
Dorf/ Gemeinde 18 
Raumobjekt/ Kleiner Aktionsraum 24 
Σ 429 
 
Tab. 10: Aufteilung der untersuchten Konzepte nach Entwicklungsräumen 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
 
Trotz der Tatsache, dass die verschiedenen Entwicklungsräume, auf die die Konzepte 
fokussieren, bei der Kategorisierung nicht immer eindeutig voneinander abgegrenzt werden 
können, wird aus der oberen Tabelle ersichtlich, dass die Mehrheit der Konzepte sich auf die 
Entwicklung von Regionen bezieht bzw. auf Räume mittlerer Größe wie beispielsweise 
bestimmte regionale Einheiten, Städte, Landkreise, Gemeindeverbunde etc. Diese räumlichen 
Einheiten belegen ebenfalls in der Regel die mittlere Ebene in der administrativen räumlichen 
Verteilung der jeweiligen Staaten. Im breiten Spektrum möglicher räumlicher 
Handlungskonzepte gibt es unter anderem auch solche, die sich auf die Entwicklung relativ 
kleiner Räume bzw. Raumobjekte konzentrieren, wie z. B. Autobahnkreuz, Stadtteil, Stadion, 
Messe, Straße, Garten, Hochschule, Park, Flughafen sowie ihre nahe Umgebung. 
 
7.2 Ausrichtung und inhaltliche Schwerpunkte der räumlichen Handlungskonzepte 
Im Rahmen der inhaltsanalytischen Untersuchung der räumlichen Handlungskonzepte 
konnten viele unterschiedliche Bereiche festgestellt werden, auf die die Konzepte fokussieren. 
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Jedoch handelt es sich bei der Mehrheit aller untersuchten Konzepte (249 von insgesamt 429) 
um Konzepte, die für den jeweiligen Raum eine Gesamtentwicklungsstrategie ausarbeiteten 
und keine expliziten inhaltlichen Schwerpunkte bzw. Ausrichtungen beinhalten. Manche von 
diesen Gesamtentwicklungskonzepten nennen jedoch im Text inhaltliche Schwerpunkte, an 
denen man sich bei der Umsetzung der räumlichen Entwicklungsmaßnahmen vorrangig 
orientieren sollte: Dies können beispielsweise Potenziale innerhalb einer Region oder (im 
Gegenteil) besonders problematische Raumbereiche sein, die verbessert werden müssen. 
 
Die Inhaltsanalyse der schwerpunktbezogenen Konzepte (180 von insgesamt 429) lässt auf 
Bereiche schließen, die in den untersuchten räumlichen Handlungskonzepten besonders 
häufig als Ausrichtung gewählt wurden. So konzentrieren sich relativ viele der untersuchten 
Konzepte speziell auf die Entwicklung von Tourismus, Natur und Landschaft, Bau, 
Wirtschaft, Verkehr sowie auf Kooperationen und Zusammenschlüsse aller Art. Die 
Inhaltsanalyse der räumlichen Handlungskonzepte zeigt unter anderem, dass einige Konzepte 
auf mehrere inhaltliche Schwerpunkte gleichzeitig fokussieren können. Die folgende Tabelle 
listet die inhaltlichen Schwerpunkte und Ausrichtungen der untersuchten Konzepte im Detail 
auf. 
 
Schwerpunkt / Ausrichtung Anz. 
Gesamtentwicklungskonzept 249 
Service/ Dienstleistung 2 
Tourismus (Fremdenverkehr) 21 
Tourismus & Bildung & Vermarktung 1 
Tourismus & (Weinkultur-)Landschaft 1 
Tourismus & Raumordnung 1 
Tourismus & Energie 1 
Tourismus & Naherholung/ Fremdenverkehr & Erholung 2 
Tourismus & Natur & Kultur 1 
Tourismus & Nachhaltigkeit 1 
Kultur & Landschaft 1 
Energie (Kraftwerke, Windkraft) 2 
Sport 2 
Sport & Freizeit 4 
Sport & Tourismus 3 
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Gesundheit 2 
Gesundheit & Verkehr 1 
Natur/ Landschaft 20 
Natur & Umwelt 2 
Natur & Forschung 1 
Bau 10 
Wohnen 1 
Denkmäler & Tourismus 1 
Schlösser/ Denkmäler 4 
Wirtschaft 14 
Wirtschaft & Siedlung 2 
Wirtschaft & Natur & Kultur 1 
Wirtschaft & Arbeitsmarkt 1 
Wirtschaft & Arbeitsmarkt & Nachhaltigkeit 1 
Arbeitsmarkt/ Arbeitsmobilität 2 
Innovation 5 
Innovation & Nachhaltigkeit 1 
Infrastruktur 1 
Infrastruktur & Technologie 1 
Agrarstruktur/ Landwirtschaft/ Forstwirtschaft/ Landnutzung 4 
Flächennutzung 5 
Ländliche Entwicklung/ Ländliche Räume 4 
Nachhaltigkeit/ Nachhaltige Entwicklung 4 
Umwelt 1 
Umwelt & Nachhaltigkeit 1 
Verkehr 10 
Verkehr & Lärmreduzierung 1 
Verkehr & Siedlung 4 
Sanierung/ Erneuerung/ Revitalisierung/ Umbau 7 
Beschäftigung 1 
Siedlung & Freiraum 1 
Bildung/ Weiterbildung 6 
Integration 1 
Verwaltung 1 
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Image/ Vermarktung 1 
Zusammenschluss/ Neuorganisation Stadt-Umland/ Inter-Regionale Kooperation/ 
Agglomerationsentwicklung 
14 
Σ 429 
 
Tab. 11: Aufteilung der untersuchten Konzepte nach inhaltlichen Schwerpunkten 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
 
Aus der oberen Tabelle wird unter anderem ersichtlich, dass manche Schwerpunkte der 
räumlichen Handlungskonzepte miteinander explizit in eine gewisse Verbindung gebracht 
werden. So gibt es räumliche Handlungskonzepte, die Schwerpunkte wie Tourismus und 
Natur, Sport und Freizeit, Verkehr und Siedlung, etc. haben. Diese ganzen inhaltlichen 
Verbindungen veranschaulicht die folgende Darstellung. 
 
 
 
Abb. 17: Verbindungen der inhaltlichen Schwerpunkte der untersuchten Konzepte 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
 
  
289 
 
7.3 Planungszeitraum 
Was den Zeitraum für die Umsetzung der untersuchten Konzepte angeht, konnte mit Hilfe der 
Inhaltsanalyse Folgendes ermittelt werden: Die deutliche Mehrheit der räumlichen 
Handlungskonzepte benennt keine konkreten Zeitintervalle der Umsetzung bzw. geht nicht 
(zumindest nicht explizit) auf die eigenen Umsetzungsfristen ein, auch wenn es sich um 
Konzepte handelt, die im Rahmen spezieller Gemeinschaftsinitiativen an bestimmte 
Laufzeiten gekoppelt wurden (wie z. B. LEADER+ (2000-2006) bzw. LEADER (2007-
2013)).862 Es handelt sich dabei von den 429 Konzepten insgesamt um 354 Konzepte solcher 
Art. 
 
Die restlichen Konzepte können in drei Gruppen aufgeteilt werden. Dabei handelt es sich um 
solche Konzepte, deren Zeitplan der Umsetzung innerhalb der folgenden Perioden liegt: 
 
(1) 1 bis 4 Jahre (11 Konzepte); 
(2) 5 bis 8 Jahre (43 Konzepte); 
(3) über 9 Jahre (21 Konzepte). 
 
 
Bei der letzten Kategorie handelt es sich um Konzepte, die unter anderem 
 
- eine langfristige Strategie der räumlichen Gestaltung beinhalten, deren Umsetzung 
(Entwicklungsmaßnahmen und Projekte) kontinuierlich verfolgt wird; 
- regelmäßig durch diverse Teilkonzepte mit kleineren Umsetzungsperioden aktualisiert 
bzw. ergänzt werden; 
- einen symbolischen Planungshorizont andeuten (z. B. „Programm 2030“ o. ä.). 
 
Zu der letzten Kategorie lässt sich Folgendes ergänzen: Konzepte, die abstrakte bzw. 
symbolische Umsetzungsfristen benennen (wie etwa „Programm 2030“ u. ä.), wurden von der 
Mehrheit der Interviewten eher als (politische) Instrumente verstanden, die primär dazu 
                                                 
862
 So wird in der Geschäftsordnung der Lokalen Aktionsgruppe (LAG) Leinebergland explizit erwähnt, dass  
ihre Regionalentwicklungsstrategie, die unter anderem für die Einbeziehung von Fördermitteln der 
Gemeinschaftsinitiative der Europäischen Union LEADER 2007-2013 erarbeitet wurde, „auf Dauer 
angelegt“ und „über den Förderzeitraum 2007 bis 2013 hinausgehen“ soll. (Planerwerkstatt 3 et al. 2007, S. 
28) 
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verwendet werden, die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken und das Interesse der 
Öffentlichkeit zu wecken. 
 
In den ExpertInneninterviews konnte nicht eindeutig geklärt werden, welchen 
Planungshorizont welche Konzepte haben sollten. So bezeichneten einige interviewte 
Expertinnen und Experten Konzepte, die keine konkrete zeitliche Angabe bzw. Fristsetzung 
beinhalten, als qualitativ schlecht. Nichtsdestotrotz betonten die meisten Interviewten, dass 
jedem räumlichen Handlungskonzept eine langfristige Strategie innewohnen sollte, die sich 
wiederum in kurzfristige Maßnahmeschritte aufteilen könnte. Somit sollten räumliche 
Handlungskonzepte bezüglich ihrer Umsetzung zwei Perspektiven beinhalten: Eine 
kurzfristige Perspektive, bei der man beispielsweise ökonomische Tendenzen bzw. 
Arbeitsmarktentwicklungen berücksichtigt, und eine langfristige Perspektive, die über 10 
Jahre und darüber hinaus gehen kann und bestimmte Themen (wie z. B. die demographische 
Entwicklung und Trends) in den Fokus nimmt. Über die jeweilige Dauer dieser Perspektiven 
muss dementsprechend nach eigenen spezifischen Kriterien entschieden werden. 
 
7.4 Die Autoren der räumlichen Handlungskonzepte 
Bezüglich der Autorenschaft der untersuchten Konzepte ergab die Inhaltsanalyse, dass 
räumliche Handlungskonzepte häufig nicht (oder zumindest nicht explizit) im Rahmen einer 
Kooperation erarbeitet werden: So handelt es sich bei der vorliegenden Untersuchung um 178 
Konzepte (von insgesamt 429), die entweder von einer Person oder einer Organisation bzw. 
Institution (häufig auch im Auftrag) erstellt wurden. Bei den räumlichen  
Handlungskonzepten, die nicht im Rahmen einer Kooperation entstanden sind, lassen sich, 
wie die nächste Tabelle zeigt, folgende (teilweise nur schwer voneinander abgrenzbare) 
Gruppen von Akteuren unterscheiden (die rechte Spalte zeigt jeweils die dazugehörige Anzahl 
der untersuchten Konzepte): 
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Autoren räumlicher Handlungskonzepte Anz. 
Forschung- & Bildungseinrichtungen (Akademien, Institute, Hochschulen) 46 
Körperschaften des öffentlichen Rechts (Staat, Kammer), Behörden (Ministerien, 
Ämter, Staatskanzleien, Abteilungen, Referate, Dezernate, Verwaltung etc.), 
Regierungsinstitutionen 
57 
Wirtschaftsunternehmen/ Architekten- & Ingenieurbüros/ Baufirmen/ 
Landschaftsplaner 
20 
Regionalgesellschaften/ Förderungsgesellschaften/ Regionalberatung/ 
Regionalentwicklungsbüros/ Kommunalentwicklungsbüros/ Marketingberatung 
42 
Vereine 13 
Σ 178 
 
Tab. 12: Autorenschaft der untersuchten Konzepte 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
 
Dagegen kann man die anderen 150 Konzepte (von insgesamt 429) zu den Konzepten zählen, 
die in Kooperation erarbeitet wurden. Bei den restlichen 101 Konzepten (von insgesamt 429) 
ließ sich mittels der Inhaltsanalyse keine eindeutige Aussage darüber treffen, wer genau die 
Konzepte erarbeitete. Den neuen Planungsstrukturen sowie Tendenzen der Raumentwicklung 
in Europa entsprechend, sollen räumliche Handlungskonzepte Produkte gemeinsamer, 
strukturübergreifender Planung sein, die Merkmale dieser neuen Planungskultur bzw. dieses 
Aushandlungs- oder Abstimmungsprozesses besitzen. Somit meinen einige der interviewten 
Expertinnen und Experten, dass die eigentlichen Autoren der Konzepte in der Regel nicht 
feststellbar sind. Auch wenn räumliche Handlungskonzepte von einer Person erstellt werden, 
werden sie sowohl in Abstimmung mit diversen Akteuren geschrieben als auch innerhalb 
kooperativer Aushandlungsprozesse umgesetzt. Dies erklärt auch, warum sich im Rahmen der 
Inhaltsanalyse bei einigen Konzepten die eindeutige Autorenschaft nicht zuordnen ließ. 
 
7.5 Entscheidungsverfahren und -methoden 
Jede systematische und strategische Entwicklung des menschlichen Lebensraumes bedarf 
nachhaltiger Ansätze und Modelle für eine erfolgreiche Implementierung der geplanten 
Maßnahmen zur effektiven Problemlösung. Somit setzt die (End-)Station „Ziel erreicht“ stets 
einen strukturierten Plan bzw. eine Strategie zur Lösung bestimmter Probleme voraus. Im 
Kern jedes räumlichen Handlungskonzepts ist ein gewisses Nachhaltigkeitsprinzip verankert, 
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das eine dauerhafte, positive Raumentwicklung im Gesamtkontext beansprucht. Daher sind 
für die Erstellung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte oftmals Informationen 
erforderlich, die ihre Erstellung und Umsetzung legitimieren (z. B. gegenüber den 
Anspruchsgruppen oder Förderinitiativen) sowie eine Basis für die Ermittlung der Ist- und 
Soll-Zustände im Raumentwicklungsprozess bieten. 
 
Mit Hilfe der Inhaltsanalyse wurden die folgenden (einander inhaltlich z. T. stark 
überschneidenden) Entscheidungsverfahren und -methoden räumlicher Handlungskonzepte 
identifiziert:863 
 
Entscheidungsverfahren & -methoden Anz. 
SWOT/ SW-Analyse 174 
Beteiligtenanalyse (innerhalb eines Projekts) 4 
Systemanalyse 4 
Ist-Analyse/ Zustandsanalyse 20 
Standortanalyse 13 
Gebietsanalyse 13 
Marktanalyse (Angebots-, Nachfrage-, Wettbewerbs-, Kunden-, Arbeitsmarkt-, 
Ausbildungsmarkt-, Konkurrenz-, Zielgruppen-Analyse) 
46 
Verträglichkeitsanalyse 1 
Demographische Analyse/ Bevölkerungsentwicklung 2 
Sozioökonomische Analyse 6 
Situationsanalyse 18 
Nutzwertanalyse 3 
Wirtschaftsanalyse 4 
Profilanalyse 1 
Sozialanalyse 2 
Sozialraumanalyse 2 
Raumanalyse 1 
Indikatorenanalyse 1 
Ursachenanalyse 9 
                                                 
863
 In der rechten Spalte der Tabelle findet sich die jeweilige Anzahl der registrierten Entscheidungsverfahren  
und -methoden im Rahmen der gesamten inhaltsanalytischen Untersuchung. Jedes Konzept kann prinzipiell 
mehrere Entscheidungsverfahren und -methoden beinhalten. 
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Regionalanalyse 28 
Bestandsanalyse 55 
Umfeldanalyse 5 
Bedarfsanalyse/ Defizitanalyse/ Bedürfnisanalyse 26 
Trend 171 
Zukunftsbilder/ Prognosen 147 
Strukturanalyse 34 
Kooperationsanalyse 1 
Konfliktanalyse 2 
Entwicklungsanalyse 9 
Aufgabenanalyse 1 
Bevölkerungsanalyse 1 
Infrastrukturanalyse 3 
Nachhaltigkeitsanalyse 1 
Finanzanalyse 1 
Kosten-Nutzen-Analyse 10 
Wirkungsanalyse/ Impactanalyse 15 
Kommunikationsanalyse 2 
Risikoanalyse 1 
Netzwerkanalyse 4 
Migrationsanalyse 1 
Projektanalyse 1 
Landschaftsbildanalyse 1 
Sensitivitätsanalyse/ Sensitivanalyse 3 
Engpassanalyse 2 
Wirtschaftlichkeitsanalyse 3 
Machbarkeitsanalyse 3 
Imageanalyse 9 
Problemanalyse 11 
Handlungsanalyse 1 
Restriktionsanalyse 1 
Kulturanalyse 1 
Verkehrsanalyse 4 
Ergebnisanalyse 1 
  
294 
Potenzialanalyse/ Potentialanalyse 44 
Naturwissenschaftliche Analysen (Umweltanalyse, chemische Analyse, 
Landschaftsanalyse, Flächenanalyse, klimaökologische, räumlich-strukturelle 
Analyse) 
22 
Interviews/ ExpertInnengespräche 78 
Befragungen/ Umfragen 140 
Sekundäranalyse (Gutachten, Pläne, Programme, Vorlagen, Publikationen) 15 
Inhaltsanalyse (Zeitungsanalyse, Nachrichtenanalyse) 5 
Dokumentenanalyse 4 
Fallstudien/ Best Practice 27 
Benchmarking 18 
Workshops/ Expertenrunde 69 
 
Tab. 13: Verwendung diverser Entscheidungsverfahren und -methoden 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
 
Der oberen Tabelle entsprechend lassen sich Entscheidungsverfahren und -methoden 
feststellen, die bei verschiedenen räumlichen Handlungskonzepten besonders häufig 
vorkommen: Es handelt sich dabei um die SWOT- bzw. Stärken-Schwächen-Analyse, die 
Beobachtung von bestimmten Trends sowie die Erstellung von Prognosen und 
Zukunftsbildern, die Durchführung von (ExpertInnen-)Interviews sowie Umfragen. Ebenfalls 
gehören zu Verfahren, die bei der Erarbeitung räumlicher Handlungskonzepte häufig 
herangezogen werden, die Sekundär- und Inhaltsanalyse: Dies wird zwar in den Konzepten 
selbst relativ selten angegeben, wie die inhaltsanalytische Untersuchung der Konzepte zeigt, 
wurde aber im Rahmen der durchgeführten ExpertInneninterviews als eine der häufig 
verwendeten Methoden der Konzepterstellung bezeichnet. 
 
7.6 Problemzustände und kritische Faktoren der Erarbeitung und Umsetzung  
räumlicher Handlungskonzepte 
Im Rahmen der inhaltsanalytischen Untersuchung der räumlichen Handlungskonzepte 
konnten insgesamt 12 allgemeine, inhaltlich ineinandergreifende Problemkategorien, die 
verschiedene Problemzustände und kritische Faktoren der Erarbeitung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte implizieren, identifiziert werden: 
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1. Probleme mit Ressourcen & Strukturen 
 
2. Komplexität & Unüberschaubarkeit 
 
3. Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & Interessenkonflikte 
 
4. Probleme bei der Zusammenarbeit diverser Akteure 
 
5. Koordinationsprobleme 
 
6. Analyse- & Kalkulationsprobleme/ Probleme der Erfolgskontrolle 
 
7. Probleme der Machtperspektive 
 
8. Desinteresse & Identifikationsprobleme 
 
9. Probleme der Aufgaben- & Zielformulierung 
 
10. Personalprobleme 
 
11. Instrumentelle Probleme 
 
12. Planungshorizont- & Umsetzungsphasenproblematik. 
 
 
Diese allgemeinen Kategorien wurden im Rahmen der inhaltsanalytischen Zusammenfassung 
jeweils von bestimmten Zwischenkategorien abgeleitet. Diese Zwischenkategorien werden im 
Folgenden als verschiedene Problemzustände bzw. Faktoren, die während der Erarbeitung 
und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte auftreten können bzw. kritisch betrachtet 
werden sollten, aufgelistet.864 
 
 
                                                 
864
 Bei den Zahlen in der rechten Spalte der folgenden Tabellen handelt es sich um die im Rahmen der  
durchgeführten Inhaltsanalyse registrierten Häufigkeiten des Auftretens einzelner Problembeschreibungen 
innerhalb des gesamten Untersuchungsmaterials. 
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1. Probleme mit Ressourcen & Strukturen 
Probleme mit der Verfügbarkeit von Strukturen und Bedingungen vor Ort/ 
Personelle, technische, finanzielle Ressourcenverfügbarkeit/ Rechtliche Bedingungen 
156 
Sicherung der Finanzierung & Zugang zur Fördermöglichkeiten/ Akquisition der 
Fördermittel/ Hohe Auflagen und Bedingungen für Förderung 
85 
Verfügbarkeit der geeigneten Partner & Träger vor Ort/ Partner mit Know-how und 
Praxiserfahrung/ Probleme bei der Suche von geeigneten Partnern vor Ort 
56 
Hohe Anfangskosten/ Selbstbeteiligung/ Co-Finanzierung 27 
Wenig Finanzmittel von außen ist als positiver Faktor zu betrachten 1 
 
2. Komplexität & Unüberschaubarkeit 
Intransparenz/ Unüberschaubare Entwicklungsdynamik der Region bzw. der 
regionalen Strukturen/ Planungsschwierigkeiten 
71 
Komplexität der Aufgabenstellung 45 
Schwaches Profil der Region/ Unklare Positionierung der Ziele wegen fehlender 
regionaler Identität/ teilweise negatives Image der Region/ Verlust von Profil und 
Identität eines Raumes 
40 
Probleme mit dem Zugang zu neuen Fördermöglichkeiten & Anschlussfinanzierung 
(Bürokratie, kurze Laufzeiten der Sonderprogramme, fehlende Information, 
komplizierte Verfahren) 
38 
Unklare räumliche Abgrenzung (z. B. Region, Flächen, Landschaft vs. administrative 
Grenzen) 
16 
Unüberschaubarkeit (von Projekten und Maßnahmen) in der Umsetzungsphase 11 
Unübersichtliche Angebote an Fördermöglichkeiten und Investitionshilfen 7 
 
3. Inkompatibilität der Partner & Strukturen/ Ziel- & Interessenkonflikte 
Zielkonflikte in einem Konzept (z. B. Naturschutz & Landwirtschaft oder Natur & 
Tourismus)/ Persönliche und politische Differenzen 
80 
Abstimmung zwischen Partnern: Gemeinden/ Verwaltungen, Unternehmen, Bürgern/ 
Fehlende Einigkeit 
38 
Interessenkonflikt/ Konkurrenz der Projektträger/ Konkurrenzdenken 31 
Fehlendes gemeinsames Problembewusstsein 16 
Uneinigkeit bzw. mangelnde Abstimmung der Gemeinden/ Projektträger; 
Blockierung der Projekte 9 
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Inkompatibilität der kooperierenden Strukturen/ Heterogenität der Strukturen 4 
Unterschiedliche Problemfelder einzelner Gemeinden 2 
 
4. Probleme bei der Zusammenarbeit verschiedener Akteure 
Unklare Aufgabenteilung bzw. Kooperation zwischen Partnern, Fachstellen, 
Projektstellen/ Probleme mit Trägerschaft & Haftung 90 
Probleme mit Kommunikation bzw. Informationsfluss/ Kooperationsprobleme 
zwischen den Partnern bzw. Projektträgern in der Umsetzungsphase 55 
Fehlende Kooperationsstrukturen und Vernetzung/ Fehlende Kooperationstradition 
bzw. Kooperationsbereitschaft 
22 
Probleme bei der Kooperation mit ausländischen Partnern 14 
Fehlende Kontinuität bzw. Nachhaltigkeit/ Arbeitsdauer einzelner Projektträger bzw. 
Organe entspricht nicht der Dauer des Projekts 12 
Uneinheitliche Planung der Kooperationspartner bzw. Projektträger 11 
Fehlende Identifikation der Gemeinden bzw. Projektträger mit dem Konzept, mit den 
Zielen bzw. mit dem Raum (Region)/ Unseriosität der Projektträger 3 
Zu viele Projektpartner 3 
Ausstieg der Projektpartner 2 
Unklare Vorstellung über Begriffe und Ziele der Projektpartner 1 
 
5. Koordinationsprobleme 
Spätere Zunahme der Probleme bzw. Koordinationsaufgaben/ Diverse 
Koordinierungsschwierigkeiten/ Fehlende Steuerungskapazitäten 
24 
Fehlende zentrale Datenbasis des Projekts 16 
Keine zentrale Koordinationsstelle bzw. Informationssammelstelle 13 
Mangelnde Abstimmung der Fördermaßnahmen 8 
Schwierigkeiten bei der Organisation der Lenkungsgruppe 1 
Dezentralisierung ist bei der Umsetzung eines Konzepts als positiv zu betrachten 1 
 
6. Analyse- & Kalkulationsprobleme/ Probleme der Erfolgskontrolle 
Probleme bei der Beschaffung von Daten zur Planung und Analyse/ Aktualität der 
Daten 
53 
Unklare Wirtschaftlichkeit bzw. Machbarkeit (in der Kalkulationsphase) 41 
Probleme mit der Prognostizierung der Ergebnisse 30 
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Fehlende Kennzahlen zur Erfolgsmessung 21 
Schwierigkeiten bei der Quantifizierung von Zielen/ Mangel an Indikatoren/ 
Probleme bei der Schätzung der Kosten 
7 
Unklarheit über den Nutzen bzw. über Chancen eines Konzepts 7 
 
7. Probleme der Machtperspektive 
Autonomieverlust bei Kooperationen 5 
Probleme bei der Verwaltung der Projekte durch die Stifter/ Abgabe der 
Kompetenzen der Gemeinden an eine regionale Struktur 
5 
Mangelnde Durchsetzungskraft eines Konzepts 1 
 
8. Desinteresse & Identifikationsprobleme 
Akzeptanz eines Konzepts seitens der Bevölkerung, Öffentlichkeit, Ziel- und 
Interessengruppen/ Schwaches Lobbying/ Genehmigungsprobleme 
50 
Desinteresse der Öffentlichkeit einem Konzept gegenüber 12 
Schwierigkeiten bei der Einbindung von Akteuren 2 
 
9. Probleme der Aufgaben- & Zielformulierung 
Unklarer Projektbezug/ Probleme bei der Definition von klaren Zielen bzw. 
Tätigkeitsbereichen/ Planungsunsicherheit 
48 
Zielsetzung ist visionär oder zu abstrakt bzw. liegt weit in der Zukunft 7 
Schwierige Zielformulierungen und komplizierte Zielsetzungen im Konzept 4 
Spätere Änderung der Zielsetzungen 2 
Schwierigkeiten bei zu konkreten Zielen/ Probleme der Verfeinerung eines Konzepts 1 
 
10. Personalprobleme 
Fehlende Qualifikation für die Maßnahmen- bzw. Projektumsetzung/ Notwendigkeit 
der Qualifizierungsmaßnahmen innerhalb eines Projekts/ Fehlende Kompetenz und 
klare Organisation der Projektträger 
31 
Häufiger Personalwechsel 5 
Falsche Einschätzung des Personalaufwands (bei Organisation bzw. Umsetzung)/ Zu 
wenig Mitarbeiter 
3 
Kein eigenes Personal 1 
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11. Instrumentelle Probleme 
Fehlende Unterstützung bei den Rechtsfragen/ Rechtsunsicherheit der Träger/ 
Unklare Rechtslage 
15 
Fehlende Möglichkeiten für eine spätere Refinanzierung der Projekte 3 
Schwache bzw. fehlende Instrumente für die Umsetzung eines Konzepts 1 
 
12. Planungshorizont- & Umsetzungsphasenproblematik 
Kurzfristige Problemlösungen sind unerwünscht 5 
Man braucht mehrere Teilprojekte 5 
Geplante Projekte wurden nicht abgeschlossen/ Planungszeitrahmen entspricht nicht 
der Umsetzungsphase 
1 
 
Tab. 14: Katalog der möglichen Probleme bei der Erarbeitung und Umsetzung 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Inhaltsanalyse 
 
 
8. FAZIT: PROBLEMVERDRÄNGUNG DER RAUMPLANERISCHEN PRAXIS ALS  
    URSACHE DES SCHEITERNS RÄUMLICHER HANDLUNGSKONZEPTE 
Betrachtet man die aktuellen Konfliktsituationen innerhalb der raumplanerischen Praxis, stellt 
sich zwangsläufig die Frage, ob die allgemeine raumplanerische Praxis in Anbetracht 
einzelner problematischer Fälle nicht doch besser gestaltet werden könnte und ob die 
Konflikte, die angeblich stets plötzlich und unerwartet auftreten, nicht doch irgendwie 
vorhersehbar oder vermeidbar gewesen wären. 
Die Tatsache, dass die routinierteste Praxis der Raumplanung versagen kann, wenn die 
spezifische Problematik des jeweiligen Raumes im Zusammenhang der Konzipierung und 
Umsetzung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen unbekannt ist oder aus bestimmten Gründen 
ignoriert wird, spiegelt sich unter anderem in der aktuellen Diskussion zum Bauvorhaben 
„Stuttgart 21“ wider. An diesem Beispiel wird ersichtlich, dass die Problematik der 
Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte, insbesondere wenn sie große 
gesellschaftliche Relevanz besitzen und einer langfristigen Implementierungsperspektive 
unterliegen, nicht weniger intensiv in Betracht gezogen werden muss als bestimmte räumliche 
Probleme bzw. die einschlägige raumpolitische Tendenz. Jedoch kann diese Erkenntnis unter 
Umständen zu spät kommen: Das aus institutionell-politischer Sicht angeblich korrekte und 
stringente Vorgehen der Bauplanung des neuen Stuttgarter Bahnhofs wurde schon seit 
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mehreren Jahren von diversen Einwänden begleitet, bis die Lage zwischen den Gegnern und 
Befürwortern des Projekts vor dem Beginn des Baus im Oktober 2010 eskalierte. 
 
Bei einer ernsthaften und frühzeitigen Beachtung der Gesamtproblematik des Bauvorhabens 
sowie einer ausreichend intensiven und aktiven Bürgerbeteiligung wäre dieser Konflikt 
sicherlich vermeidbar gewesen. Offensichtlich ging die Raumpolitik an dieser Stelle unter 
anderem mit der Selbstverständlichkeit ihrer raumplanerischen Praxis nicht angemessen vor; 
vor allem schenkte sie dem seit Jahrzehnten etablierten Gegenstromprinzip der Raumplanung 
nicht die entsprechende Aufmerksamkeit. So wird am konkreten Beispiel des Bauvorhabens 
„Stuttgart 21“ das Folgende deutlich: Damit Bürgerinitiativen gegen bestimmte 
Raumentwicklungsmaßnahmen nicht als Störfaktor der raumplanerischen Praxis betrachtet 
werden und das Gegenstromprinzip nicht zum „Gegen-Strom-Prinzip“ wird, muss sich die 
Raumpolitik intensiv mit der Frage auseinandersetzen, was das Gegenstromprinzip der 
Raumplanung überhaupt heißen und inwieweit Bürgerbeteiligung einen Einfluss auf die 
Lebensraumentwicklung haben soll. Darüber hinaus wird am Beispiel des Konflikts um das 
Konzept „Stuttgart 21“ ersichtlich, dass bei der Planung und Umsetzung raumbezogener 
Entwicklungsmaßnahmen stets das jeweilige Spezifikum der Problematik eines bestimmten 
Raumentwicklungsvorhabens berücksichtigt werden sollte, was bis jetzt eher als 
„natürlicher“ Entwicklungsprozess institutionell-politischer Praxis betrachtet wurde. 
 
Allerdings kann man der raumplanerischen Praxis nicht vorwerfen, dass die Probleme der 
Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte grundsätzlich außer Acht 
gelassen werden: Es gibt schließlich verschiedene Prozesse der Begutachtung sowie 
Machbarkeitsstudien, die auf die Berücksichtigung von Problemzuständen ausgerichtet sind. 
Jedoch leiden diese Instrumente der Problemanalyse nicht selten an einer allzu allgemeinen, 
standardisierten und teilweise unkritischen Betrachtung des tatsächlichen Handlungsrahmens 
und der konkreten Möglichkeiten der Raumgestaltung. Auch darauf wurde an mehreren 
Stellen der vorliegenden Arbeit verwiesen. Einen besonders kritischen Punkt sprachen unter 
anderem die interviewten Expertinnen und Experten an: Den Instrumenten der Bewertung von 
Problemen der Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte sowie der 
raumplanerischen Praxis im Allgemeinen fehlt es häufig an einer routinierten 
kommunikativen Dimension, die unter gleichwertiger Berücksichtigung aller 
gesellschaftspolitischen Ebenen auf das systematische Aufsuchen von Problemzuständen 
fokussiert ist. Ebenfalls mangelt es der raumplanerischen Praxis an dialogbasierten 
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Lösungsansätzen: Die Rolle der Mittler in den einzelnen Prozessen der Raumplanung, so die 
interviewten Expertinnen und Experten, sollte grundsätzlich auf jeder Stufe des 
raumgestalterischen Entwicklungsprozesses als unabdingbar betrachtet werden und nicht erst 
in Konfliktsituationen oder bei Gefahr des Scheiterns ihre Relevanz aufweisen. Außerdem 
lässt sich durchaus behaupten, dass diverse Problemzustände von der raumplanerischen 
Praxis (sowie im Konkreten vonseiten der Raumpolitik) zwecks der Erweckung des Anscheins 
einer möglichst reibungslosen Umsetzung der geplanten räumlichen 
Entwicklungsmaßnahmen durchaus verdrängt werden. So laufen die institutionelle wie die 
praxisbezogene Ebene Gefahr, ausschließlich die Mainstream-Tendenzen der Raumpolitik 
und Regionalentwicklung wahrzunehmen und sich einseitig auf aktuelle Paradigmen der 
Raumplanung zu konzentrieren. 
 
Zu den Ergebnissen der vorliegenden Arbeit gehören auch folgende Kernaussagen, die an 
mehreren Stellen in der Arbeit hervorgehoben wurden: Den Problemen der Planung und 
Umsetzung einzelner raumbezogener Entwicklungsmaßnahmen wird aus diversen Gründen 
nicht ausreichend Aufmerksamkeit verliehen, was in einzelnen Fällen zu einer ineffizienten 
und uneffektiven Raumplanung und Raumentwicklung führt. Zu den Gründen dafür kann die 
Tatsache gezählt werden, dass die aktuelle raumpolitische Ausrichtung der europäischen 
Raumplanung im Rahmen der routinierten Prozesse zwar stark auf räumliche Probleme 
konzentriert ist, jedoch den Lösungen für diese Probleme primär einen konzeptuellen bzw. 
von der jeweiligen (raum-)politischen Perspektive abhängigen Charakter zuweist. Dies spricht 
aber gegen die Tatsache, dass jeder Lebensraum seine eigene, den menschlichen 
Bedürfnissen entsprechende und teilweise einzigartige Problemlösungsperspektive erfordert. 
Dies bestätigen auch die dargestellten Ergebnisse der Inhaltsanalyse der vorliegenden Arbeit: 
Für unterschiedliche Räume werden entsprechende räumliche Handlungskonzepte verfasst, 
die nicht nur ihre spezielle inhaltliche Ausrichtung haben, sondern auch von unterschiedlichen 
Akteuren auf der Basis unterschiedlicher Legitimitätsmuster umgesetzt werden und ihre 
spezifische Planungs- und Umsetzungsproblematik aufweisen. Betrachtet man den mithilfe 
der Inhaltsanalyse räumlicher Handlungskonzepte erstellten Katalog der möglichen 
Problemzustände (vgl. Tabelle 14), kann man in den einzelnen Problemkategorien Indizien 
dafür sehen, dass jedes räumliche Handlungskonzept nicht als ein Element bzw. Instrument 
der aktuellen raumpolitischen Tendenzen betrachtet werden darf, sondern als ein spezifischer 
Fall bzw. als einzigartige Explikation spezifischer räumlicher Gegebenheiten und Bedürfnisse 
verstanden werden sollte. Dies unterstützt ebenfalls die Tatsache, dass jedes räumliche 
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Handlungskonzept seinen eigenen räumlichen bzw. inhaltlichen Schwerpunkt (vgl. Tabellen 
10, 11) sowie seinen eigenen Planungshorizont besitzt. 
 
Außerdem weist der erstellte Katalog diverser Problemzustände (vgl. Tabelle 14) darauf hin, 
dass eine tiefere, spezifische Erschließung von Problemen der Erarbeitung und Umsetzung 
eines räumlichen Handlungskonzepts sinnvoll und vor allem möglich wäre. Die größte 
Aufmerksamkeit bei der Legitimierung räumlicher Handlungskonzepte innerhalb der 
allgemeinen raumpolitischen Praxis schenkt man in der Konzipierungs- und 
Umsetzungsphase jedoch der Analyse von Problemen des jeweiligen Raumes, wie unter 
anderem die Tabelle 13 zeigt, und weniger der Analyse von Problemzuständen der räumlichen 
Entwicklung. 
 
Im Folgenden findet sich eine abschließende Auseinandersetzung mit der Thematik und den 
Ergebnissen der Arbeit, unterstützt durch die Betrachtungsperspektive der interviewten 
Expertinnen und Experten. 
 
8.1 Zur Rolle räumlicher Handlungskonzepte 
Die lebensraumgestalterische Praxis beginnt mit der Erarbeitung einzelner räumlicher 
Handlungskonzepte. Ihr Erfolg steht in einer unmittelbaren Beziehung zu den Problemen und 
Störfaktoren, die die räumlichen Handlungskonzepte in der einen oder anderen Weise 
begleiten können. Werden sie nicht erkannt, nicht berücksichtigt, verdrängt oder 
vernachlässigt, können sie die Umsetzung eines räumlichen Handlungskonzepts 
schwerwiegend behindern. 
 
Die Thematik der Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte scheint innerhalb des 
allgemeinen räumlichen Gestaltungsprozesses von großer Bedeutung zu sein. Nicht nur 
diejenigen, die räumliche Handlungskonzepte erstellen und realisieren, benötigen dazu 
konkrete Handlungsanweisungen; der Erfolg bei der Umsetzung eines räumlichen 
Handlungskonzepts hängt unter anderem davon ab, wie es erarbeitet wird. Dies ist auch der 
Grund, warum die obersten Behörden eines Staates (z. B. deutsche und österreichische 
Ministerien sowie schweizerische Departemente), die im raumgestalterischen Prozess zu den 
Hauptakteuren gehören und (unabhängig von den raumpolitischen Tendenzen) stets eine 
entscheidende Rolle spielen, sich darum bemühen, ein geeignetes Instrumentarium für die 
Evaluierung der verschiedenen Konzepte zu entwickeln. Die Evaluierung räumlicher 
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Handlungskonzepte ist unter anderem im Rahmen der Entscheidungen um die 
Förderungsvergabe ein zentraler Mechanismus der raumgestalterischen Praxis. Denn ein 
großer Teil der (Förder-)Projekte sind wie „Strohfeuer“, die (wenn überhaupt) kurze Wirkung 
haben und dann versanden. Kooperationen zwischen Akteuren erweisen sich häufig als nur 
fördermittelgetrieben; laufen die Fördermittel aus, enden auch die auf Zusammenarbeit 
basierenden Projekte. Diese Tatsachen gehören zur Grundproblematik der Förderungen und 
setzen daher eine präzise Evaluation räumlicher Handlungskonzepte voraus. 
 
Zur Evaluierung räumlicher Handlungskonzepte werden auf der Basis bestimmter Studien 
ausführliche Checklisten sowie Leitfäden erarbeitet, die hauptsächlich auf der institutionellen 
Ebene zum Einsatz kommen. In einigen Fällen sind sie jedoch zu ausführlich und können aus 
diesem Grund auf der institutionellen Ebene nicht unbedingt als optimale 
Evaluierungsinstrumente gelten. Diese ausführlichen Modelle könnten jedoch zum 
wirkungsvollen Instrument für die Konzipierung werden, wenn sie als 
Handlungsanweisungen auch den Konzeptentwicklern zugänglich gemacht werden, damit 
diese sie für die Erarbeitung ihrer Konzepte effektiv nutzen und sich mit Problemen der 
Erarbeitung und Umsetzung im Rahmen ihrer eigenen Konzepte frühzeitig auseinandersetzen 
können. Eine solche Auseinandersetzung wäre für sämtliche Prozesse der räumlichen 
Gestaltung von großer Bedeutung und sollte zu einem Kriterium für die Beurteilung der 
Qualität räumlicher Handlungskonzepte erhoben werden. 
 
Insgesamt kommt die Auseinandersetzung mit Problemen der Erarbeitung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte in den Konzepten selbst aus verschiedenen Gründen eher 
selten vor. So werden auch die Aspekte der Machbarkeit bei der Konzipierung räumlicher 
Entwicklungsmaßnahmen nicht immer in Betracht gezogen. Der Grund dafür ist vor allem 
darin zu suchen, dass der Wettbewerbsgedanke innerhalb der aktuellen raumgestalterischen 
Praxis zwischen bestimmten räumlichen Entitäten und ihren Konzepten dominiert, was im 
Konkreten heißt, dass es für einige Konzepte nicht unbedingt von Vorteil ist, die eigenen 
Probleme im Zuge der Erarbeitung und Umsetzung offen anzusprechen, da sie sich damit der 
möglichen Gefahr einer schlechteren Bewertung der Umsetzungschancen aussetzen. Eine 
ähnliche Perspektive ergibt sich, wenn Entwickler räumlicher Handlungskonzepte bzw. 
Gutachter der Raumplanung mangelnde Neutralität den Umsetzungsproblemen der Konzepte 
gegenüber aufweisen. Des Weiteren werden Konzepte entwickelt, die einen zu allgemeinen 
Charakter besitzen, nur bedingt auf räumliche Gegebenheiten und Bedürfnisse ausgerichtet 
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sind und somit keinen direkten räumlichen Bezug haben. Auch solche Konzepte gehen nur 
bedingt auf die Gesamtproblematik einer räumlichen Entität sowie ihrer Entwicklung ein. 
 
Auf der institutionellen Ebene (beispielsweise im Wettbewerbsverfahren um die 
Förderungsvergabe) hat man die Problematik des Wettbewerbs der Räume und ihrer Konzepte 
längst erkannt. So trifft man unter anderem auf räumliche Handlungskonzepte, die unter dem 
Diktat aktueller raumpolitischer Tendenzen stehen und Themengebiete in den Vordergrund 
stellen, die gerade politisch prioritär sind bzw. die seitens der Regierung als 
wettbewerbsfähig identifiziert wurden. Solche Konzepte implizieren zwar eine gewisse 
Konformität mit aktuellen raumpolitischen Tendenzen, laufen jedoch Gefahr, die eigene 
kritische Betrachtungsperspektive auszublenden. Auch solche Konzepte werden auf der 
institutionellen Ebene als problembehaftet betrachtet. 
 
Auch die aktuellen raumpolitischen Rahmenbedingungen sind nicht primär auf die Probleme 
der Gestaltung des Lebensraumes ausgerichtet. Womit sich in der Regel bei der Evaluierung 
der Konzepte auseinandergesetzt wird, ist die Frage nach der Machbarkeit des jeweiligen 
räumlichen Handlungskonzepts. Doch diese wird in der Evaluierungsphase eher als 
allgemeine Perspektive der Umsetzung eines Konzepts behandelt, ohne dass die Probleme 
selbst konkretisiert oder spezifiziert werden. 
 
Möglicherweise reicht es an dieser Stelle nicht aus, die oben genannten kritischen Faktoren 
als Systemfehler der raumgestalterischen Praxis zu bezeichnen; sie gehören jedoch in den 
Augen der interviewten Expertinnen und Experten zu den verbesserungsbedürftigen Feldern 
innerhalb des allgemeinen raumgestalterischen Handelns. Die einzelnen Vorschläge zur 
Verbesserung der raumgestalterischen Praxis seitens der Expertinnen und Experten werden im 
nächsten Unterkapitel im Einzelnen dargestellt. 
 
8.2 Praktische Verbesserung: Die kritische ExpertInnensicht 
Auf räumliche Handlungskonzepte und insbesondere auf regionale Entwicklungskonzepte 
kommt im Zuge der Deregulierungs- und Dezentralisierungstendenzen der europäischen 
Raumgestaltung eine besondere Herausforderung zu: Sie werden zunehmend zu 
strukturübergreifenden, unverbindlichen Kommunikationsinstrumenten diverser Akteure der 
raumgestalterischen Praxis. In Zuge dessen sollten problembezogene Faktoren und Zustände 
der Erarbeitung und Umsetzung der Konzepte umso stärker in den Vordergrund rücken. Auch 
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die bewusste inhaltliche Fokussierung auf die Machbarkeit eines räumlichen 
Handlungskonzepts (im Konzept selbst) wäre ein Mittel gegen die zunehmende 
Verkomplizierung der Abstimmungsprozesse und die Unüberschaubarkeit der 
Zuständigkeiten innerhalb der Prozesse der Raumplanung und -entwicklung: Auf diese Weise 
könnten die Beteiligten auf den unterschiedlichen Ebenen gleichermaßen über gewisse 
kritische Zustände der Erarbeitung und Umsetzung eines räumlichen Handlungskonzepts 
informiert sowie unterschiedliche Vorstellungen und Maßnahmen besser aufeinander 
abgestimmt werden. 
 
So ist es für die Praxis der Raumgestaltung wichtig, dass die Studien, die primär für die 
institutionelle Ebene entwickelt werden und die sich mit Kriterien, kritischen Faktoren bzw. 
Indikatoren zur Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte beschäftigen (wie 
z. B. die in der vorliegenden Arbeit angesprochene IÖR-Studie), auch für die Raumplaner und 
Konzeptentwickler als Handlungsleitfäden zugänglich gemacht werden. Auch wenn 
beispielsweise ein Ministerium im Rahmen bestimmter Förderungsmaßnahmen gewisse 
Kriterien der Konzepterarbeitung und -umsetzung evaluiert, sollte den Konzeptentwicklern 
bereits im Vorfeld bekannt sein, was konkret evaluiert wird. 
 
Des Weiteren müssen räumliche Handlungskonzepte im Zuge der aktuellen Tendenzen der 
europäischen Raumplanung und Raumpolitik zusätzliche Faktoren beinhalten, die ihre 
Qualität innerhalb der raumgestalterischen Praxis auszeichnen. Dabei handelt es sich 
beispielsweise um eine klare Organisations- und Strategiebeschreibung: Eine solche sollte in 
den Konzepten obligatorisch vorhanden sein, denn ohne sie ist die Machbarkeit eines 
Konzepts nicht ausreichend begründet. So wurden von einigen Interviewpartnern lediglich 
solche Konzepte als ‚gut’ bezeichnet, die die Bedingungen und Probleme der eigenen 
Umsetzung sowie die kritischen Zustände und Faktoren der räumlichen Gestaltung so 
weitgehend wie möglich berücksichtigen. Auf diese Weise bekommen die räumlichen 
Handlungskonzepte für die Entscheidungsträger einen überzeugenden Appellcharakter und 
seine Entwickler werden auf der anderen Seite gegen das mögliche Scheitern gewissermaßen 
„abgesichert“. Aus der Sicht der institutionellen Ebene werden primär solche Konzepte als 
erfolgversprechend (und dementsprechend förderungswürdig) bezeichnet, die 
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- auf einem räumlichen (bzw. regionalen) Konsens beruhen (vorausgesetzt, die 
freiwillige Selbstbeteiligung und Mitwirkung der Akteure ist vorhanden – z. B. im 
interkommunalen Kontext); 
 
- sich im räumlichen (bzw. regionalen) Prozess in der einen oder anderen Weise 
qualifiziert und einen bestimmten Reifegrad erreicht haben; 
 
- sich selbst im oberen Teil der Rangordnung raumgestalterischer (bzw. regionaler) 
Projekte positionieren; 
 
- einen integrierten Ansatz verfolgen (das heißt, nicht nur bestimmte Einzelsektoren und 
ihre Bereiche entwickeln, sondern einen Mehrwert für mehrere Sektoren anstreben 
und eine fachübergreifende Sichtweise haben); 
 
- sich sowohl von den good practice- als auch von den bad practice-Fällen leiten lassen. 
 
Den oben genannten Kriterien entsprechend wird auf der institutionellen Ebene bei 
Entscheidungen um die Fördermittelvergabe in einem internen Prozess (unter anderem in 
diversen Scoring-Verfahren) geprüft, ob die Konzepte generell eine regionale Verankerung 
aufweisen. Dabei konzentriert man sich vorwiegend auf die Erfüllung von Auswahlkriterien 
sowie auf die Konformität der Konzepte mit Programmzielen und fachspezifischen Zielen. 
 
Nichtsdestotrotz wurde aus den ExpertInneninterviews im Rahmen der Untersuchung der 
vorliegenden Arbeit nicht ersichtlich, dass die Auswahlverfahren sowie die Bewertung 
räumlicher Handlungskonzepte seitens der institutionellen Ebene explizit auf die 
Untersuchung der Probleme innerhalb der Erarbeitung und Umsetzung einzelner räumlicher 
Handlungskonzepte fokussieren. Auch die in den Handlungskonzepten integrierten 
Endscheidungsverfahren und -methoden werden seitens der institutionellen Ebene (trotz der 
Tatsache, dass sie häufig zu den unabdingbaren Bestandteilen eines Konzepts gehören und 
zumindest formal vorhanden sein müssen) nicht zum Gegenstand einer detaillierten Prüfung 
gemacht.865 
                                                 
865
 Bei diesen Endscheidungsverfahren und -methoden handelt es sich beispielsweise um verschiedene  
raumbezogene Analysen, bei denen unter anderem auch Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken 
aufgelistet werden sowie die Darstellung von globalen Trends oder zukünftigen Entwicklungen, die in die 
Darstellung von bestimmten Handlungsfeldern und Strategien übergehen. 
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Unter die Kritikpunkte an räumlichen Konzepten vonseiten der institutionellen Ebene fällt 
unter anderem die Tatsache, dass räumliche Handlungskonzepte häufig keine Controlling-, 
Monitoring- sowie Evaluationsperspektiven beinhalten. Des Weiteren geraten verschiedene 
räumliche Handlungskonzepte (auch der größeren Räume) wegen einer fehlenden Konkretik 
in die Kritik. Vor allem im Zuge der Dezentralisierungs- und Deregulierungstendenzen, der 
Auflösung der strengen hierarchischen Raumplanung (Oberziel, Unterziel, Maßnahmen) 
sowie der allgemeinen Verkomplizierung der räumlichen Planungsprozesse entsteht 
zunehmend das Bedürfnis nach einer konkreten, umsetzungsorientierten Perspektive. Die 
Konkretik räumlicher Handlungskonzepte könnte man beispielhaft mit folgenden Fragen 
verdeutlichen: 
 
- Was nimmt man sich für die nächsten Jahre vor? 
- In welchen Bereichen möchte man wirklich einen Schritt weiterkommen? 
- Welche konkreten Umsetzungsschritte werden in welchen Handlungsfeldern vorgenommen? 
 
Stattdessen kann die Erarbeitung und Umsetzung eines räumlichen Handlungskonzeptes (vor 
allem in der Bundesrepublik Deutschland) mit folgender Situation konfrontiert werden: Im 
Ablauf der räumlichen Planung kommt es im Vergleich zu den früheren Phasen zu einem 
essenziellen Auseinanderklaffen, das sich in der größeren Flexibilität des Verhältnisses 
zwischen der strategischen Ebene und der Projektebene äußert. So ist die Projektebene der 
strategischen Ebene nicht untergeordnet; es handelt sich vielmehr um eine Interaktion. 
Konkret heißt das, dass in einem raumgestalterischen Prozess die strategische Ebene und die 
Projektebene in einer Wechselwirkung zueinander stehen, so dass die strategische Ebene auf 
der Basis der Erfahrungen der Projektumsetzung, welche nicht selten eine eigene Dynamik 
entwickelt, kontinuierlich verbessert wird. Die frühere Raumplanung war dagegen eher 
hierarchisch nach leitendem Ziel, untergeordneten Zielen und Maßnahmen organisiert. Durch 
die neuere Raumplanung werden die formellen Pläne und Programme in der Regel schlanker; 
sie werden auf bestimmte Schwerpunkte reduziert sowie auf „bösartige“ Probleme 
ausgerichtet, die sich über informelle Arrangements der Regelungsstruktur nicht immer lösen 
lassen.866 
 
                                                 
866
 Mit dem Begriff des „bösartigen Problems“ (oder im Englischen „wicked problem“) als eines Problems, für  
das keine übliche oder allgemeine Lösung gefunden werden kann, setzten sich unter anderem Horst Rittel 
und Melvin Webber auseinander: Vgl. Rittel 1971, Rittel/Webber 1973. 
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Zugleich gibt es jedoch Handlungsfelder und Problembereiche, in denen man über 
Kooperation und freiwillige Mitwirkung von Akteuren konkrete Lösungen herbeiführen kann. 
Durch die aktuellen Tendenzen in der Raumplanung stehen folglich alle räumlichen 
Handlungskonzepte im Spannungsfeld von strategischer Ebene und Projektebene bzw. 
formeller und informeller Planung, die funktional ineinandergreifen. Beide Planungsebenen 
können nicht durch die jeweilige andere ersetzt werden; so ist etwa die informelle Planung zur 
Vorbereitung oder auch zur Ergänzung und Umsetzung der formellen Planung unerlässlich. 
So lässt sich in den aktuellen Tendenzen der Regionalplanung erkennen, dass im Vorfeld 
eines formellen Regionalplans informelle Instrumente wie Leitbilder, runde Tische, 
Expertentreffen, Kommunikationsworkshops und andere Maßnahmen eingesetzt werden, um 
einen regionalen Kommunikationsprozess zu initiieren. Auf diese Weise werden bestimmte 
Problemfelder konkretisiert und freiwillige informelle Lösungsmöglichkeiten eruiert, an die 
sich der Prozess der formellen Planung, der sich dann auf die konkreten Umsetzungspunkte 
konzentriert, anschließt. Jedoch besteht in diesem ursprünglich komplementären Verhältnis 
eine gewisse Unklarheit gegenüber den Fragen, wann in der stark dezentralisierten und 
deregulierten Praxis der räumlichen Gestaltung die formale Planung beginnen soll und wie 
verbindlich sie letztendlich ist. Antworten auf diese Fragen liefern auf indirektem Wege die 
ehemals verbindlichen und formellen Instrumente der Raumplanung: Sie werden im Zuge der 
aktuellen Tendenzen der europäischen Raumplanung und -entwicklung zunehmend 
unverbindlicher und informeller. Gleichzeitig werden die informellen Konzepte stark 
standardisiert und sehen einander auch inhaltlich immer ähnlicher, was mit der routinierten 
Praxis der Konzipierung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen zu tun hat: So werden 
räumliche Handlungskonzepte häufig von spezialisierten Akteuren erstellt bzw. im Auftrag 
erarbeitet. Des Weiteren wurden auch die Kriterien zur Erstellung dieser Konzepte (zumindest 
vonseiten der institutionellen Ebene) stark standardisiert: So gehört z. B. die SWOT-Analyse 
mittlerweile zum festen Bestandteil eines Regionalkonzepts, ebenso wie bestimmte Elemente 
der strategischen Planung, die Darstellung des Untersuchungsraumes, die Bewertung und 
Beschreibung des Handlungsrahmens sowie bestimmte Leitprojekte zur Umsetzung der 
Maßnahmen. Beobachtbar ist zum Teil auch die prozeduale Gleichheit informeller Konzepte: 
So werden räumliche Probleme etwa in der gleichen Art und Weise beschrieben und 
analysiert. In der Praxis arbeitet man immer öfter mit gleichen Konzepten, Ideen und 
Projekten und setzt sich mit gleichen Aspekten auseinander. Diese Verstandardisierung und 
Veranähnlichung informeller Konzepte können zwar viele Prozesse vereinfachen, lassen 
jedoch im Zuge des starken regionalen Wettbewerbs nicht viel Freiraum für die Integrierung 
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wichtiger inhaltlicher Aspekte, wie etwa die konstruktive Auseinandersetzung mit Problemen 
im Zuge der Erarbeitung und Umsetzung eines Konzepts. 
 
Die jeweiligen Räume sollten jedoch (und hier kommt auf die Regionen eine besondere 
Herausforderung zu) ihre eigenen Handlungskonzepte entwickeln. Daran mangelt es häufig, 
was unter anderem damit erklärt werden kann, dass, wie oben beschrieben, viele Konzepte bei 
spezialisierten Beraterunternehmen in Auftrag gegeben werden, die bei der Erarbeitung nach 
bestimmten Standards vorgehen bzw. das regionale Spezifikum nicht kennen. So kann ein 
räumliches Handlungskonzept schnell zu einem bloßen Instrument der Mittelakquisition 
werden, ohne dass es die Motivation und die Prioritäten der Akteure selbst in irgendeiner 
Weise widerspiegelt. Auch bei Kooperationen kann der Geld- bzw. Fördermittelaspekt zu sehr 
in den Vordergrund treten: Sie werden primär mit dem Ziel geschlossen, vorhandene Gelder 
‚abzuschöpfen’ und brechen zusammen, wenn diese Geldquellen versiegen. Eine nachhaltige 
Raumplanung und -entwicklung braucht jedoch Kooperationen, die über den Anreiz 
„Fördermittel“ hinaus bestehen und aus sich heraus bestrebt sind, räumliche Probleme zu 
lösen. Daher spricht bei der Gestaltung einer erfolgreichen Kooperation sehr viel dafür, die 
Akteure nicht nur zu beteiligen, sondern sie maßgeblich bei der Ausarbeitung der räumlichen 
Handlungskonzepte mit in die Pflicht zu nehmen.867 
 
Im Zuge der aktuellen Tendenzen der Raumplanung und -entwicklung ist es für die 
unabhängigen Berater und Beratungsunternehmen, die zu den Hauptakteuren innerhalb der 
raumgestalterischen Praxis gehören, für eine erfolgreiche Entwicklung von zentraler 
Wichtigkeit, dass sie mit den lokalen bzw. regionalen Akteuren zunächst nach bestimmten 
Methoden ein gemeinsames Entwicklungsziel formulieren und dabei unterschiedliche 
Wahrnehmungen der verschiedenen Akteure sichtbar machen. Darauf aufbauend kann dann 
ein räumliches Handlungskonzept entwickelt werden. Auch das Fehlen einer solchen 
gemeinsamen Entwicklungsvorstellung findet sich in dem Katalog der Problemzustände, der 
im Zuge der Untersuchungen der vorliegenden Studie erarbeitet wurde. 
 
Aus der Sicht der interviewten Berater kann man demnach nur solche räumlichen 
Handlungskonzepte als gut und damit auch als erfolgversprechend betrachten, die 
 
                                                 
867
 Ein Nachteil könnte darin liegen, dass sich die Akteure dabei stets nur auf einen kleinen gemeinsamen Nenner 
einigen. Dies ist auch die Gefahrenzone, innerhalb derer Konflikte zwischen den beteiligten Akteuren auftreten 
können. 
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- auf den gemeinsamen Entwicklungsvorstellungen der regionalen und lokalen Akteure 
aufbauen und 
- in einen übergeordneten Entwicklungsprozess eingebunden sind. 
 
Andernfalls wären die lokalen bzw. regionalen Akteure nicht in der Lage, sich ein Bild davon 
zu machen, welche raumgestalterischen Prozesse einem Konzept folgen sollen und wie sie 
sich selbst mit dem Konzept identifizieren können. 
 
Die interviewten Expertinnen und Experten aus den beraterischen Bereichen der 
Raumentwicklung gehen bei der Konzeptualisierung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen 
ausdrücklich auf die Probleme der Erarbeitung und Umsetzung der von ihnen erstellten 
Konzepte ein. Was an dieser Stelle besonders kritisch gesehen werden muss, ist die Tatsache, 
dass räumliche Handlungskonzepte manchmal in einer „zu frühen“ Phase des 
Entwicklungsprozesses geschrieben werden und folglich nicht alle Umsetzungsfragen 
beinhalten können, was wiederum dazu führt, dass solche Konzepte schließlich in der 
Schublade landen. Zu der kritischen Auseinandersetzung mit den eigenen Problemen sollte in 
der Praxis der Konzepterarbeitung seitens der Berater auch der Bezug auf die vorhandenen 
(materiellen und immateriellen) Ressourcen und Strukturen gehören: Es gilt also offen 
darzulegen, welche Bedingungen für die Umsetzung räumlicher Entwicklungsmaßnahmen 
konkret vorhanden sind und welche nicht. Die Problematik der Ressourcen und Strukturen 
wurde im Rahmen der Untersuchung ebenfalls konstatiert. 
 
Bei der Erarbeitung eines räumlichen Handlungskonzepts ist es demnach von entscheidender 
Bedeutung, einerseits Visionen zu haben und andererseits soweit geerdet zu sein, dass die 
Probleme der Erarbeitung und Umsetzung richtig adressiert werden können. Zweifellos wird 
man dabei in manchen Konzepten versuchen, die Probleme eher in eine positive Richtung zu 
wenden, um dem Konzept eine erfolgversprechende Note zu verleihen. Doch die Praxis sieht 
nach der Meinung einiger interviewten Expertinnen und Experten in den meisten Fällen 
anders aus: Es entsteht der Wille, für den Lebensraum etwas zu tun, ihn zu gestalten, und erst 
dann versucht man festzustellen, was es für Fördertöpfe gibt und wo man Fördermittel 
bekommen könnte. 
 
Es wird Folgendes deutlich: Für die effektive und effiziente Umsetzung raumgestalterischer 
Prozesse ist es von grundsätzlicher Bedeutung, sich mit Problemen im Zusammenhang der 
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Erarbeitung und Umsetzung räumlicher Handlungskonzepte intensiv auseinanderzusetzen. 
Dies gilt sowohl für die praxisbezogene als auch für die institutionelle Ebene. Für die Autoren 
räumlicher Handlungskonzepte wäre eine solche offene Auseinandersetzung mit den im Zuge 
der Erarbeitung und Umsetzung ihrer eigenen Konzepte anfallenden Problemen ebenfalls eine 
Möglichkeit, das Spezifische und Wesentliche eines jeden Konzepts sowie die individuelle 
Ausrichtung des räumlichen Handelns, das dem Konzept folgen soll, in den Vordergrund zu 
stellen. Denn nach der Auffassung einiger interviewter Expertinnen und Experten gilt: Je 
abstrakter, abgehobener oder zwanghafter ein Konzept ist, desto wertloser und unwirksamer 
erweist es sich in seiner Umsetzung. Es ist somit unabdingbar, dass die Auseinandersetzung 
mit den Problemen der Erarbeitung und Umsetzung eines räumlichen Handlungskonzepts zu 
einem Qualitätsmerkmal eines jeden räumlichen Handlungskonzepts erhoben wird. 
 
8.3 Wissenschaftliche Weiterführung 
Die wissenschaftliche Fokussierung auf die Probleme der Erarbeitung und Umsetzung 
räumlicher Handlungskonzepte findet somit einen großen, jedoch relativ überschaubaren 
Komplex der Forschung vor. Denn diese Art von Problemen spiegelt zugleich die Probleme 
der allgemeinen raumgestalterischen Praxis wider. Die Forschung könnte dabei die Rolle 
eines Tauchers übernehmen, der zu einem Eisberg schwimmt, um seine unter der 
Wasseroberfläche verborgenen Teile zu untersuchen.868 Der Eisberg steht in diesem Fall für 
das komplexe räumliche Planungsgeschehen, bei dem zunächst nur seine Auswirkungen in 
den Blick kommen. Da die Probleme des räumlichen Planungsgeschehens zunächst unsichtbar 
bleiben, müssen sie im Einzelnen nicht nur tiefgründig analysiert, sondern auch der 
raumgestalterischen Praxis vermittelt werden. So könnte die Wissenschaft in diesem Fall die 
Rolle eines Ombudsmanns übernehmen für Bereiche, die von der Raum- bzw. Regionalpolitik 
aufgrund möglicher politischer Schwächekonstellationen nicht immer wahrgenommen 
werden. Gerade in ihrer nichtinteressenspezifischen Positionierung vermag die Wissenschaft 
neutrale Hilfestellungen für das raumgestalterische Handeln anzubieten, die auf der Basis des 
Beobachtens und der Analyse des gesamten Planungs- und Konzeptionsgeschehens entstehen. 
 
Im Zuge der aktuellen regionalpolitischen Debatte über die Tendenzen der Metropolisierung, 
Deregulierung und Dezentralisierung sowie des regionalen Wettbewerbs in Europa entstehen 
verschiedene inhaltliche Schwerpunkte, an die die Weiterentwicklung der in der vorliegenden 
Arbeit aufgezeichneten Problematik anknüpfen könnte. Diese Schwerpunkte wurden hier 
                                                 
868
 Dieser Vergleich wird von Professor Bernhard Butzin in seinen Vorlesungen gezogen. 
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ansatzweise beschrieben. Unter anderem geht es dabei um das Thema „Gerechte 
Regionalentwicklung“. Fokussiert man speziell auf die Entwicklung peripherer Räume, wird 
die Frage nach den Ursachen ihrer unzureichenden bzw. zögerlichen räumlichen Entwicklung 
zwangsläufig in den Vordergrund des räumlichen Entwicklungsprozesses rücken. Für die 
Wissenschaft bleibt gegenwärtig beispielsweise die Aufgabe, darüber nachzudenken, was 
verhindern könnte, dass die räumliche Peripherie einfach zum Hinterland für die Metropolen 
wird. So kommt es im Zuge sämtlicher raumpolitischer Tendenzen dazu, dass das 
praxisbezogene Konzept von Gerechtigkeit immer wieder (spätestens dann, wenn man 
erkennt, dass es zwar auf dem Papier steht und in den Gesetzen verankert ist, aber in der 
Praxis nicht funktioniert) den neuen Gegebenheiten angepasst werden muss. Wird das 
Konzept der Gerechtigkeit in der raumgestalterischen Praxis (solange der Begriff der 
Gerechtigkeit in einem politisch-gesellschaftlichen Kontext überhaupt eine Rolle spielt) den 
aktuellen Tendenzen nicht angepasst, kann sich die Praxis langfristig jeglicher Planung und 
Steuerung entziehen. Auch in diesem Fall kann die Wissenschaft eine für die Praxis 
unterstützende, problemlösende Rolle übernehmen. 
 
Zurzeit findet eine intensive Debatte um die gerechte Gestaltung der Raumentwicklung unter 
anderem auch auf der institutionellen Ebene statt. Bislang waren die einzelnen Stellen, die 
über die Förderungsvergabe für einzelne räumliche Handlungskonzepte entscheiden, eher an 
Konvergenzzielen orientiert; jetzt setzt man sich mit den Fragen auseinander, ob das Motto 
„Stärken stärken“ ein der Raumentwicklung gerechtes Ziel ist und was die Schaffung von 
Gleichheit in den europäischen Regionen zum Ziel hat. Das aktuelle Ergebnis dieser noch 
nicht abgeschlossenen Diskussion ist, dass die institutionelle Ebene sich bemüht, „zweigleisig 
zu fahren“. Einige Programme konzentrieren sich auf strukturschwache Räume und 
versuchen, bestehende räumliche Entwicklungsengpässe (beispielsweise infrastruktureller 
Art) auszuräumen; die anderen verfolgen den Stärken-Ansatz, der sich unter anderem an den 
Regionen orientiert, die eine lange Tradition der erfolgreichen Raumgestaltung aufweisen, das 
heißt, bereits gefördert wurden, Erfahrung bei der Konzipierung von räumlichen 
Entwicklungsmaßnahmen besitzen und über entsprechende Akteure verfügen, die sich mit der 
räumlichen Problematik sowie mit möglichen Umsetzungsschwierigkeiten auskennen. 
Schwieriger sieht es in diesem Fall mit strukturschwachen Räumen aus. Obgleich viele 
Räume, die im Allgemeinen als strukturschwach gelten, im regionalen Wettbewerb relativ gut 
dastehen (wie beispielsweise einige ländliche Regionen), fehlt es ihnen an den 
entsprechenden regionalen Strukturen, die den Raumgestaltungsprozess aktiv mittragen. 
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Diese Funktion könnten, sofern vorhanden, beispielsweise lokale Forschungseinrichtungen 
übernehmen. 
 
Eine weitere Tendenz der Raumgestaltung, bei der die Wissenschaft eine bedeutende Rolle 
spielen und zugleich eine Hilfestellung für die raumgestalterische Praxis darstellen könnte, 
wäre die zunehmende Komplexität diverser Prozesse der Raumplanung und 
Raumentwicklung. Im Zuge der Dezentralisierung und Deregulierung raumpolitischer 
Kompetenzen und Verantwortung kommt es unter anderem zu verschiedenen internen 
Planungsproblemen auf der institutionellen Ebene. Es werden keine verpflichtenden Pläne 
mehr entwickelt, sondern hauptsächlich solche, die unverbindlich sind und größtenteils auf 
der partizipativen Mitwirkung verschiedener Akteure basieren. Manche Fachbereiche, die für 
die Initiierung und Unterstützung raumgestalterischer Maßnahmen zuständig sind, verfügen 
über keine entsprechenden Kapazitäten, um die ganze Fülle der top down bottom up-Prozesse 
aufzufangen. Daher orientieren sie sich zunehmend an konkreten Strategien, aus denen 
prioritäre Handlungsfelder abgeleitet werden, mit denen sich wirkungs- und 
umsetzungsorientiert arbeiten lässt, d. h., aus denen nicht zuletzt konkrete Umsetzungsschritte 
formuliert werden können. Dabei wächst bei den Hauptakteuren der Raumgestaltung das 
Bedürfnis nach Übersichtlichkeit, klarer Strukturierung sowie Umsetzungsorientierung. Im 
Zuge dessen kommt auf die Entwickler räumlicher Handlungskonzepte sowie auf die 
Forschung im Allgemeinen eine neue Herausforderung zu: Konzepte und Studien für 
räumliches Handeln müssen dezidiert umsetzungs- und wirkungsorientiert sein. Mit anderen 
Worten: Sie müssen konkrete Handlungsbereiche, Maßnahmenvorschläge sowie adäquate 
Entwicklungsperspektiven für die raumgestalterische Praxis herausarbeiten, die jedoch in 
Bezug auf das breite Spektrum der verschiedenen Umsetzungsalternativen einen zugleich 
allgemeinen Charakter haben sollen. Dementsprechend werden (auch auf der institutionellen 
Ebene) häufig diverse Techniken zur Entwicklung von allgemeinen Zukunftsszenarien 
eingesetzt, aus denen später konkrete, zentrale Handlungsfelder abgeleitet werden. Dabei 
konzentriert man sich unter anderem auf einige wenige inhaltliche Schwerpunkte. Einerseits 
handelt es sich dabei um Schwerpunkte, die sich in der Raumentwicklung und Raumordnung 
schon seit einiger Zeit fest etabliert haben, wie beispielsweise die regionale bzw. 
sektorübergreifende Zusammenarbeit. Andererseits versucht man auch Handlungsfelder 
anzusprechen, die bislang nicht stark vertreten sind: Vor allem sind das die Themen Energie 
und Klima, aber auch lokale Integrationspolitik, Migration und Disparitätenausgleich. Auch 
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an dieser Stelle ist die Vorreiterrolle der Wissenschaft bei der Erforschung der neuen 
Themengebiete deutlich zu erkennen. 
 
Des Weiteren sollte die wissenschaftliche Praxis auch weiterhin versuchen, als Katalysator 
bei der Intensivierung der Beziehungen zwischen den verschiedenen Hauptakteuren innerhalb 
eines Raumes zu fungieren, nicht zuletzt deswegen, weil es Räume gibt, denen es an einer 
gewissen Kooperationskultur und -tradition mangelt. Auch sollte die Wissenschaft als 
„neutraler Beobachter“ versuchen, Wege zu finden, wie diverse raumpolitische Sektoren 
miteinander verzahnt und aufeinander abgestimmt werden können. Denn zum Teil stimmen 
die Ziele dieser Sektoren weitgehend überein.869 
 
Aufseiten der institutionellen Ebene ist es unter anderem erwünscht, von der Wissenschaft 
nicht nur allgemeine Ansätze für die Evaluierung räumlicher Handlungskonzepte zu erhalten, 
sondern auch konkrete Kriterien zur Messung der Güte der Konzepte, die sich auf der letzten 
Stufe der Evaluierung zwecks der Beantwortung der Frage, wie gut ein räumliches 
Handlungskonzept ist, auf einen gemeinsamen Nenner bringen lassen. Für die 
Selbstevaluierung der Räume und ihrer Handlungskonzepte wären an dieser Stelle bestimmte 
Indikatoren erforderlich, die in einer komprimierten Form in einem einfachen, stringenten 
Evaluierungsprozess den Raumentwicklern zur Verfügung gestellt werden. Mit anderen 
Worten, die Vorlagen zum Selbstevaluierungsprozess müssen stets handhabbar sein. In der 
Praxis sind sie jedoch oft zu umfangreich oder kompliziert, was wiederum einige 
Raumentwickler dazu bringen kann, sich von der Selbstevaluierung zu distanzieren. 
 
Abgesehen von den oben genannten „harten“ Indikatoren, benötigen die Raumentwickler 
verschiedene Fallbeispiele aus der Praxis, die sowohl zu den good practice- als auch zu den 
bad practice-Fällen gezählt werden können. Besonders die bad practice-Fälle führen eine 
große Anzahl von Problemzuständen vor, an deren Vermeidung sich die raumgestalterische 
Praxis orientieren könnte. Da die Raumentwickler zumeist nur einen beschränkten Zugang zu 
aktuellen Praxisfällen und Fallstudien haben, wäre an diese Stelle die wissenschaftliche Stütze 
für die raumgestalterische Praxis ebenfalls gefragt. 
 
Als Fazit zum diesem Kapitel lässt sich noch Folgendes sagen: Die Konzipierung räumlichen 
Handelns wird immer zu einem der Kernbereiche menschlicher Alltagspraxis gehören. Jedes 
                                                 
869
 So ist es beispielsweise nach Meinung einiger interviewten Experten und Expertinnen sinnlos, dass es für jede  
Sektorpolitik getrennte Förder- und Handlungssysteme gibt. 
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räumliche Handlungskonzept erfordert daher unter anderem ein tieferes Verständnis der 
Probleme des räumlichen Gestaltungsprozesses. Da die Gestaltung des menschlichen 
Lebensraumes selbst als endloses Konzept betrachtet werden muss, gilt es, immer wieder 
neue, adäquate wissenschaftliche Ansätze zu entwickeln, die ihrerseits zu neuen, tieferen 
Erkenntnissen über den menschlichen Lebensraum, seine Probleme und 
Gestaltungsmöglichkeiten führen. 
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ANHANG 
A1. Trilateraler Vertrag über den Bau einer Straßenverbindung 
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A2. Die Liste der gesammelten Untersuchungsobjekte 
 
(D = „Deutschland“ / A = „Österreich“ / CH = „Schweiz“) 
 
 
Titel Herkunft Jahr 
Innovatives Nutzungskonzept 
für den 
Naturpark „Zittauer Gebirge“ 
und das Naturpark-Haus 
D 2007 
¨Zukunftsfähige 
Landnutzung 
in Bayerns 
Gemeinden¨ 
Wettbewerb 2002/2003 
D 2003 
„Neuruppin-Strategie 2020“ – Regionales 
Entwicklungskonzept für den Regionalen 
Wachstumskern (RWK) Neuruppin 
Eckpunktepapier 
(Standortentwicklungskonzept) 
D 2006 
„Regionalverkehrskonzept Aarau – Suhr – 
Zofingen / Lenzburg“; künftige Betriebsform 
auf der Nationalbahn; Eigentrassierung der 
WSB zwischen Aarau und Suhr; Umbau 
des Bahnhofs Suhr SBB; Globalkredit 
CH 2005 
11. Zusammenfassung des Regionalen 
Entwicklungskonzepts 
der LAG Brückenland Bayern-Böhmen 
D 2007 
3 Jahre Betriebsräte-Netzwerk 
Baden-Württemberg 
Projekt-Abschlussbericht. Das Projekt wurde 
gefördert 
vom Strukturfonds der IG Metall von 2001 bis 
2004 
D 2005 
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Abschlussbericht 
an die Deutsche Bundesstiftung Umwelt, 
Osnabrück 
Clausthaler Lehr- und Demonstrationsanlage 
für dezentrale regenerative 
Energieversorgungssysteme 
- Energiepark Clausthal - 
D 2004 
Abstimmungsprozess in Grenzregionen - Der 
Umgang mit Ansiedlungen in der Grenzregion 
D, P, Cz 
D 2006 
Agglomerationsprogramm AareLand Netzstadt 
AarauOltenZofingen CH 2007 
Agglomerationsprogramm 
Verkehr und Siedlung 
Aargau-Ost 
Zusammenfassung - Schlussbericht 
CH 2007 
Agrarstrukturelle 
Entwicklungsplanung 
Friedersdorf als Teil 
der Gesamtkonzeption 
„Sächsisch-Böhmische 
Umgebindelandschaft“ 
D 2001 
Agrotourismus am Beispiel des Landkreises 
Emsland D 2002 
Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben - 
Ländliche 
Entwicklung 
in Bayern 
D 2008 
Analyse, 
Bewertung 
und Prognose 
der Landschaftsentwicklung 
in Tagebauregionen 
des Mitteldeutschen Braunkohlenrevieres 
D 2003 
Anforderungen an das 
Regionale Raumordnungsprogramm 2006 
für den Großraum Braunschweig 
D 2006 
ANTRAG 
EU-GEMEINSCHAFTSINITIATIVE 
LEADER+ - NORDSCHWARZWALD 
D 2002 
  
320 
Arbeitshilfe 
zur Erstellung und Fortschreibung 
Städtebaulicher Entwicklungskonzepte 
(SEKo) 
D 2005 
Aufgabenstellung - Das Stadtgebiet 
Prater_Messe_Kriesaus_Station CH 2006 
Auswertung bestehender Leitbilder und 
Entwicklungskonzepte 
im Landkreis Oberallgäu 
D 2007 
Bäderkonzept Kreis Unna 
Leitlinien 2005 D 2005 
Bausteine einer regionalen 
Entwicklungsstrategie 
der Kreise Siegen-Wittgenstein und 
Olpe für die Jahre 2007 - 2013 
D 2007 
BEITRÄGE ZUR STADTENTWICKLUNG • 38 
Stadt Leipzig 
Stadt umbauen! 
Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
D 2002 
Bericht zur natur- und kulturnahen 
touristischen 
Aufwertung des BLN-Objekts 1320 
CH 2007 
Beschluss zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
in Halle D 2005 
Best 
practice 
Antrag 
2003 
an das 
Centrum für 
Hochschulentwicklung 
(CHE) 
D 2002 
Bezirksregierung Arnsberg - Interkommunale 
und regionale Gewerbeflächen 
- Sachstandsbericht und Ausblick auf 
zukünftige Entwicklung 
D 2002 
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Bezirksregierung Arnsberg - Standort Zukunft 
– Kompetenzprofil der Region 
Siegen-Wittgenstein-Olpe 
- Stellungnahme des Regionalrates 
D 2003 
Bezirksregierung Arnsberg 
Geschäftsstelle des Regionalrates - 
Stadterneuerungsprogramm 2001 
- Abwicklung 
D 2002 
BOTANISCHER GARTEN SCHELLERHAU 
in der Stadt Altenberg 
ENTWICKLUNGSKONZEPTION 
FÜR DIE BEREICHE 
BILDUNG, VERMARKTUNG UND 
NATURBEZOGENER TOURISMUS 
D 2005 
Campus Sapiens Report No 1 - 
Entwicklungskonzeption Hochschul-
Competence-Center 
D 2006 
Das Entwicklungskonzept 
Raabtal 
Handlungsanleitung für eine nachhaltige 
Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
A 2006 
Das örtliche Entwicklungskonzept NEU 
Warum ein Leitfaden? A 2005 
Das Regionalkonzept für die „Region Erfurt-
Weimar-Jena Die ImPuls-Region D 2005 
Departement 
Bau, Verkehr und Umwelt 
Beschluss des Grossen Rates vom 28. August 
2007 
Mehrjahresprogramm 
öffentlicher Verkehr 
CH 2007 
DER KANTONALE RICHTPLAN 
Kanton Graubünden CH 2003 
Der Standort Steiermark 
im transeuropäischen Netzwerk 
der Zukunft 
A 2001 
Die Entwicklungsstrategie ’Moor ohne 
Grenzen’ D 2008 
  
322 
Die Ländlichen Räume der Schweiz 
Bericht der Arbeitsgruppe 2003-05 
Februar 2006 
CH 2006 
Die Landschaften des Landkreises Oberhavel D 2004 
Die LEADER Region Triestingtal 
Informationen zur Bildung der LEADER 
Region Triestingtal 
für die EU Förderperiode 2007–2013 
A 2006 
Die Luftkurorte in Sachsen-Anhalt D 2001 
Die Zukunft des Rastlandes 
Presseunterlagen zur Pressekonferenz am 23. 
Februar 2005 
A 2005 
Diplomarbeit - Bestandsanalyse und 
Entwurfsplanung der Freianlagen von Schloss 
Tonndorf 
D 2005 
Dokumentation der Arbeit in den LEADER-
Regionen Mittelburgenland und 
Südburgenland 
A 2006 
Dokumentation 
Dokumentation 
Bad Schwalbach/Niedernhausen, im Juli 2005 
Leitbildentwicklung Untertaunus 
D 2005 
Donauschlucht und Nebentäler 
Amt der Oö.Landesregierung, 
Naturschutzabteilung 
In Zusammenarbeit mit: 
Technisches Büro Heberling 
A 2004 
Donauvital – 
eine Region in Bewegung“ 
LAG Schwäbisches 
Donautal 
D 2007 
Dr. Hartmut Frommer 
Die Europäische Metropolregion Nürnberg D 2005 
Einwohnergemeinde 
Unterseen 
Leitgedanken des Gemeinderates Unterseen 
CH 2004 
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ELBE–ELSTER. 
DIE REGION MIT GUTEM KLIMA… 
GEBIETSBEZOGENE LOKALE 
ENTWICKLUNGSSTRATEGIE 
DER LOKALEN AKTIONSGRUPPE (LAG) 
ELBE-ELSTER 
D 2007 
Entwicklung der 
Rhein-Auengewässer 
Teil 2 
Entwicklungsplan 
D 1999 
ENTWICKLUNG REGIONALER 
SCHWERPUNKTE PINZGAU 
Endbericht 
Jänner 2004 
A 2004 
Entwicklung und Perspektiven 
der Zusammenarbeit in der Region Erfurt-
Weimar-Jena 
D 2005 
Entwicklungskonzept 2 
Ein Führungsinstrument 
des Regionalverbandes Regiun Surselva 
CH 2006 
Entwicklungskonzept Neckar Alb D 2005 
Entwicklungskonzept Passau Nord D 2007 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
REGION BURGWALD-EDERBERGLAND 
2007 - 2013 
D 2007 
Entwicklungskonzeption 
für den Tourismus für die Stadt 
Ueckermünde und die südlichen 
Haffgemeinden 
unter Einbeziehung der Strandhalle und der 
Lagunenstadt 
D 2002 
Entwicklungskonzeption 
Weinkulturlandschaft und Tourismus 
im Moselland 
D 2006 
Entwicklungsleitbild Aargau CH 2005 
Entwicklungsleitbild Burgenland-Westungarn A 2002 
Entwicklungsleitbild der Wirtschaftsregion 
Nürnberg D 2005 
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Entwicklungsleitbild Seeland-Jurasüdfuss-
Berner Jura (ELBS) 
Projekt Region seeland.bienne 
CH 2004 
Entwicklungsplan der 
Lokalen Aktionsgruppe 
WITTELSBACHER LAND E.V. 
D 2002 
Entwicklungsspielräume und 
Entwicklungsperspektiven für den 
Einzelhandel der Stadt Lingen (Ems) 
D 2006 
Entwicklungsszenario 
Obersteiermark Ost 2020 
(Vorstufe zum regionalen Verkehrsplan) 
A 2005 
Erfurt verbindet 
Wechselwirkungen zwischen Stadt und 
Region 
D 2007 
Ergänzendes 
Entwicklungskonzept 
für die Region 
Amberg-Sulzbach 
D 2005 
Erläuterungsbericht 
Flächennutzungsplan 2015 
Stadt Itzehoe 
D 2005 
Erläuterungsbericht 
zum 
Flächennutzungsplan 
2004 
Stadt Solingen 
Der Oberbürgermeister 
Stadtdienst Planung, Mobilität, 
Denkmalpflege 
D 2004 
Erlebnisraum Esterauniederung 
Projektskizze 
Stand : Dezember 2007 
Esterauniederung nordwestlich Könau 
D 2007 
Erster Zwischenbericht 
Bewirtschaftungsmöglichkeiten im 
Einzugsgebiet der Havel 
D 2001 
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Fachspezifisches Regionalkonzept zur 
Entwicklung und zum Erhalt der 
Vorpommerschen Guts- und Parkanlagen 
D 2005 
Fachtagung Erlebniswelt Naturpark – Werte 
und regionalökonomische Effekte 
Naturpark in der Weinidylle, Weinkulturhaus, 
Bildein im 
Burgenland 
Regionalökonomie – Natur – Kultur: 
Widerspruch oder Chance 
CH 2007 
Fakultät Raumplanung - Städte im Ruhrgebiet 
2030 - Drehbuch für einen Leitbildprozess D 2002 
Forschung für ein 
Integriertes Küstenzonenmanagement 
in der Odermündungsregion 
IKZM-Oder Berichte 23 (2006) 
Tourismus-Leitbild Stettiner Haff 
D 2006 
Forschung für ein 
Integriertes Küstenzonenmanagement 
in der Odermündungsregion 
IKZM-Oder Berichte 7 (2005) 
Regionalentwicklungsplanung 
rund um das Stettiner Haff 
D 2005 
Forschungszentrum Karlsruhe 
Technik und Umwelt 
Wissenschaftliche Berichte 
FZKA 6393 
Ein integratives Konzept 
nachhaltiger Entwicklung 
D 1999 
FORTBILDUNG 2007 
REGIONALPROGRAMM UNTERFRANKEN D 2007 
Fortschreibung der Grundzüge sächsischer 
Tourismuspolitik D 2004 
Fortschreibung des Regionalen 
Entwicklungskonzeptes Odenwald D 2007 
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Fortschreibung des 
Regionalen 
Raumordnungsplanes 
Mittelthüringen 
D 2007 
Fortschreibung 
Grenzüberschreitendes Entwicklungs- & 
Handlungskonzept 
der EUROREGION POMERANIA für 
den Zeitraum 2007 – 2013 (EHK) 
D 2006 
Ganzheitliche Entwicklung mit 
Agrarstruktureller Entwicklungsplanung 
Sachsen 
D 2002 
Gebietsbezogene lokale Entwicklungsstrategie 
der Region "Nordvorpommern" 
für den Zeitraum 2007 - 2013 
D 2007 
Gebietsbezogene lokale Entwicklungsstrategie 
der Region Fläming-Havel D 2007 
GEBIETSBEZOGENE 
LOKALE ENTWICKLUNGSSTRATEGIE 
INSEL RÜGEN 
D 2007 
Gebietsbezogenes regionales 
Entwicklungskonzept 
der Lokalen Aktionsgruppe - Flusslandschaft 
Eider Treene Sorge 
D 2002 
Gemeinde Prisdorf 
Begründung zum 
Bebauungsplan Nr. 8 
für das Gebiet westlich der Straße Hauen 
„Röhmcken“ 
mit örtlichen Bauvorschriften gemäß 
Landesbauordnung (LBO SH) 
Stand: 23.11.2006 
D 2006 
Gemeinde Salem – Bebauungsplan „Am 
Lichtenberg“, Neufrach D 2006 
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Gesundheitsstandort 
Schleswig-Holstein – 
stark und zukunftsfähig 
Eine Zwischenbilanz 
(Stand: August/September 2004) 
D 2004 
Gewerbestandortanalyse Südwestsachsen - 
Potenziale für ein regionales 
Gewerbeflächenmanagement 
D 2002 
Greifswalder Beiträge 
zur Regional-, Freizeit- und 
Tourismusforschung 
Band 16 
Beiträge zur Regionalentwicklung 
in Mecklenburg-Vorpommern 
D 2005 
Grenzenüberwinden, Chancen entdecken: 
Arbeitsmobilität in der 
Euregio Rhein-Waal und der euregio rhein-
maas-nord 
D 1999 
Grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit 
bei Planungsund 
Bewilligungsverfahren 
D 2001 
Grünes Stadtentwicklungskonzept Korneuburg A 2007 
GRUNDSÄTZE UND ZIELE FÜR DIE 
RÄUMLICHE 
ORDNUNG UND ENTWICKLUNG DER 
REGION 
- ALLGEMEINE ENTWICKLUNGSZIELE 
(G) Die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg 
D 1999 
Halbzeitbewertung des Ziel 2-Programms 
2000-2006 des Landes Nordrhein-Westfalen 
– Zusammenfassung – 
D 2003 
Handbuch des Tourismus 
in Sachsen-Anhalt D 2000 
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Handlungskonzept Frankfurt am Mein -  
Entwicklungsleitbild - Integriertes 
Handlungskonzept 
Soziale Stadt Unterliederbach ’Engelsruhe’ 
D 2001 
High-Tech-Offensive der Bayerischen 
Staatsregierung 
in der Städteachse Region Nürnberg 
D 2002 
HighTech-Regionalkonzept OBERFRANKEN D 2000 
Ilm-Kreis 
Nahverkehrsplan 
Fortführung 
für den 
Planungszeitraum 
D 2001 
Informationen 
zur 
Region Lausitz-Spreewald - Regionalplan 
D 2005 
Innenstadtkonzept Rheydt D 2007 
Innovative Entwicklung 
des ländlichen Raums 
durch Ziel 5b und die 
Gemeinschaftsinitative LEADER 
München - Triesdorf, August 2000 
Erweiterte Dokumentation zum 
Innovationskongress 
am 29. bis 30. März 2000 in Triesdorf 
Fachhochschule Weihenstephan, 
D 2000 
INNOVATIVE MASSNAHMEN DES EFRE 
(2000-2006) 
REGIONALES PROGRAMM DES LANDES 
OBERÖSTERREICH 
FÜR INNOVATIVE MASSNAHMEN DES 
EFRE: 
REGIONALES INNOVATIONSSYSTEM 
OBERÖSTERREICH 
RIO 
A 2000 
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Innovative Regionalentwicklung 
im Rheingau-Taunus-Kreis D 2007 
INSEK Luckenwalde 2020 Leitbild und 
Schlüsselvorhaben der Stadtentwicklung D 2007 
IntegrierteLändlicheEntwicklungin Sachsen 
Neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
und Förderung durch ELER 
D 2007 
Integriertes Handlungskonzept (Feinkonzept) 
Fördergebiet Leipziger Osten D 2003 
Integriertes Küstenzonenmanagement 
(IKZM) 
- Eine Strategie für Schleswig-Holstein - 
D 2001 
Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
(ILEK) 
Börde Oste-Wörpe 
Ergebnisprotokoll der zweiten Sitzung des 
Arbeitskreises Verkehr 
D 2007 
Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
für den Raum Landkreis Elbe-Elster 
einschließlich des Amtes Ortrand 
D 2005 
Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
für die Region Bliesgau D 2007 
Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
für die Region Magdeburg 
mit den Landkreisen 
Bördekreis, Jerichower Land, Schönebeck, 
Ohrekreis 
und den ländlichen Gebieten der 
Landeshauptstadt 
Magdeburg 
D 2006 
Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
für die Region 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Erstellt: Amt 
D 2005 
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Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin D 2005 
Integriertes ländliches 
Entwicklungskonzept (ILEK) 
für den 
Mühlenkreis Minden-Lübbecke 
D 2006 
Integriertes ländliches 
Entwicklungskonzept 
Vogtland 
- Ländlichen Raum gemeinsam 
zukunftsorientiert gestalten - 
D 2007 
Integriertes regionales Entwicklungskonzept 
(IREK) Region GießenerLand: 
liebenswert, lebenswert, lebendig 
D 2007 
Integriertes Regionales Entwicklungskonzept 
für den Raum Malchiner See 
unter besonderer Berücksichtigung von 
Schlössern und 
Herrenhäusern 
D 2004 
Integriertes Stadtentwicklungskonzept 
Bischofswerda D 2003 
Integriertes Stadtentwicklungskonzept 
Neumünster 
Sachstandsbericht April 2006 
D 2006 
INTEGRIERTES 
STADTENTWICKLUNGSKONZEPT 
Landeshauptstadt Erfurt 
Stadtverwaltung 
D 2006 
Interner 
Evaluationsbericht UNIVERSITÄT DES 
SAARLANDES 
D 2006 
INTERREG III A-Programm 
„Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein“ 
2000-2006 
- 
D 2001 
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IREK Gießen – Vorlage Empfehlungen zum 
regionalen Entwicklungsleitbild D 2007 
Jahresbericht 2001 der Region 
Sarganserland-Walensee CH 2001 
Jahresbericht 2001 
Regionalprogramm 
INTERREG III A 
Brandenburg – Lubuskie 
D 1999 
Jahresbericht 2007 
des Landkreises Ostallgäu D 2007 
Jan Philipp Stephan 
Stark allein oder gemeinsam stärker? 
Zur Neuorganisation der Stadt-Umland-
Beziehungen 
am Beispiel der Metropolregion Hamburg 
D 2004 
Kantonaler Richtplan - Koordinationsblatt - 
Skigebiet Obergoms CH 1999 
Klaus Schüttler 
Ländliche Entwicklung in Hessen D 1997 
Kommunale Arbeitsgemeinschaft - 
Aktionsprogramm 
2007-2008 
Hainich-Werratal e.V. 
D 2007 
KOMMUNALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
FÜR DIE 
VERBANDSGEMEINDE GUNTERSBLUM 
(Landkreis Mainz-Bingen) 
D 2005 
Konzept für eine nachhaltige Entwicklung der 
Tideelbe 
als Lebensader der Metropolregion Hamburg 
Ein Diskussionsbeitrag der Hamburg Port 
Authority und 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes 
D 2006 
Konzept Ruhr 
Gemeinsame Strategie der Städte und Kreise 
zur nachhaltigen Stadt- und 
Regionalentwicklung 
in der Metropole Ruhr 
D 2007 
  
332 
Konzept 
zur Umsetzung von 
PLENUM 
(Projekt des Landes zur Erhaltung und 
Entwicklung von Natur und Umwelt) 
in den Gebieten 
Westlicher Albtrauf 
und 
Mittlere Alb - Lautertal 
Landkreis 
D 2001 
Kurzfassung 
Raumordnerisches Entwicklungskonzept 
(ROEK) Zukunftsplan Maintal 
D 2006 
Kurzfassung 
Regionales Entwicklungskonzept Stauden 
für das Auswahlverfahren zur 
Gemeinschaftsinitiative 
LEADER+ in Bayern 
Erstellt durch die 
Lokale Aktionsgruppe Regionalentwicklung 
Stauden 
D 2002 
L A N Z U R E N TWI C K LU N G D E S L Ä N 
D L I C H E N R AU M S I M S A A R L A N D 
2 0 0 7 – 2 0 1 3 
Regionales Entwicklungskonzept 
D 2007 
LAG Naturpark Wildeshauser Geest 
Regionales Entwicklungskonzept D 2007 
LancewadPlan Schleswig-Holstein 
Historische Landschaftscharakterisierung 
Amrum 
D 2007 
LancewadPlan Schleswig-Holstein 
Historische Landschaftscharakterisierung 
Nordstrand 
D 2007 
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LAND - STADT - UckerRegion 
Regionales Entwicklungskonzept 
für die Wirtschaft der UckerRegion 
D 2002 
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
Leitlinien 
der Kreisentwicklung 
D 2007 
LANDKREIS 
WESERMARSCH 
Landkreis mit Zukunft und Lebensqualität 
D 2008 
Landnutzung in der Ueckermünder Heide 
Eine Stärken-Schwächen-Analyse vor dem 
Hintergrund 
naturschutzfachlicher und sozioökonomischer 
Anforderungen 
D 2004 
LANDSCHAFTSPARK 
BODENSEE-OBERSCHWABEN 
- IDEE UND FACETTEN 
D 2003 
Landschaftsplan Blankenheim Umweltbericht D 2006 
LANGFASSUNG 
Entwurf zum Regionalplan Südhessen / 
Regionaler Flächennutzungsplan 
Anhörung 2007 
Raumentwicklung sozial- und 
umweltverträglich gestalten 
D 2007 
Leader + in der Flusslandschaft Eider-Treene-
Sorge D 2008 
LEADER 2007-2013 
Wirtschafts- und Kulturregion 
Schwalm-Aue 
D 2008 
LEADER Hadler Region Entwicklungskonzept D 2007 
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LEADER+ Aktionsgruppe „Mittlere Altmark“ 
Bewerbung 
um die Teilnahme am 
„Wettbewerb im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative 
LEADER+“ 
für die Entwicklung des ländlichen Raumes in 
Sachsen - Anhalt. 
Salzwedel 
Kontaktadresse: 
LEADER+ 
D 2002 
LEADER+ Gebietskonzept für das 
„Delitzscher Land“ 
"Entwicklung der ehemaligen Delitzscher 
Bergbauregion und der strukturschwachen 
ländlichen Räume zur Zukunftsregion - durch 
Einsatz von neuem Know-how 
D 2001 
LEADER+ Programm Österreich 2000 – 2006 
INTEGRIERTES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
INGOLSTHAL-AKTIV 
A 2003 
LEADER+ 
Gebietskonzept 
Oberlausitzer Heide- und 
Teichlandschaft 
LEADER+ koncept za 
Hornjołužiske Haty a Hola 
D 2005 
Lebenswerte Innenstädte - Initiativen die 
bewegen D 2007 
Leistungsauftrag 
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung 
Brugg Regio 
Kurzfassung Schlussbericht 2004 
CH 2004 
Leitbild | Jövőkép EuRegio West 
Nyugat Pannonia A 2004 
Leitbild für die 
Verbandsgemeinde Meisenheim 
Regionales Entwicklungskonzept 
im Rahmen der Agrarstrukturellen 
Entwicklungsplanung 
D 2003 
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Leitfaden „Forschung im Naturpark 
Grebenzen“. 
Formulierung eines Leitfadens für Forschung 
im Naturpark Grebenzen – mit 
Schwerpunkt auf den Natur- und 
Umweltschutzleistungen der Landwirtschaft. 
A 2000 
Leitfaden des 
Wettbewerbs zur 
Stärkung regionaler 
Cluster in Baden- 
Württemberg 
D 2008 
Leitfaden 
zur Erarbeitung von integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten 
(Stadtumbaukonzept-ISEK) 
D 2002 
Lernende Netzwerk Region 
Rheingau-Taunus D 2001 
Lokale Aktionsgruppe REGINA-Neumarkt - 
Regionales Entwicklungskonzept 
Leader in ELER 2007-2013 
ZUSAMMENFASSUNG 
D 2007 
Lokale Entwicklungs- 
Strategie - Leitbild 
2007 - 2013 
Leader - Region 
Gesäuse-Eisenwurzen 
CH 2007 
Lokale Entwicklungsstrategie für die Colbitz – 
Letzlinger Heide D 2007 
Machbarkeit 
der Einrichtung von Nationalparken 
in Mecklenburg-Vorpommern 
die durch Stiftungen getragen werden 
Kurzbericht 
D 2006 
Maßnahmenkatalog der aus dem REK heraus 
entwickelten 
und abgestimmten Schwerpunktaufgaben 
D 2002 
MASTERPLAN COTTBUSER OSTSEE D 2006 
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masterplan Regionalpark im Rheingau D 2005 
Memorandum of Understanding 
betreffend 
Raum- und Regionalentwicklungskonzept 
Gotthard 
CH 2006 
Ministerium für 
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Stadterneuerungsprogramm NRW 2005 
D 2005 
Mittlere Schwäbische Alb und 
Albvorland 
im Landkreis Reutlingen 
REGIONEN AKTIV – STUFE 2 
Unser integriertes regionales 
Entwicklungskonzept 
D 2002 
Möhlin 
zwischen Sonnenberg und Rhein 
Entwicklungsleitbild 
für eine nachhaltige Entwicklung der 
Gemeinde Möhlin 
CH 2007 
Münsterlandprogramm 2000 
Band II 
2000+ 
D 2001 
NAB Regionalstudie Aargau 2005 CH 2005 
Nachhaltige Alpnutzung messbar machen: 
Was verraten uns landschafts- und 
pflanzenökologische Untersuchungen auf 
Glarner Alpweiden ? 
CH 2002 
Nachhaltige Entwicklung des 
Schneesports und des Wintersporttourismus 
in Baden-Württemberg 
Ein Leitfaden 
D 2005 
Nachhaltigkeit im 
österreichischen Tourismus 
GRUNDLAGEN UND 
BESTANDSAUFNAHME 
Christian Baumgartner 
A 2000 
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Nationalpark Gesäuse 
Werdegang und aktueller Stand A 2003 
NATURPARK 
KELLERWALD-EDERSEE 
ENTWICKLUNGSPLANUNG 
BAND I 
BESTANDSANALYSE 
D 2003 
NATURPARK 
SÜDSCHWARZWALD 
NATURPARK SÜDSCHWARZWALD 
KONZEPTION 
DES NATURPARKS SÜDSCHWARZWALD 
ZUR NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG 
D 2000 
Naturparkplan / Entwurf Naturpark Am 
Stettiner Haff 
Daten und Fakten 
D 2008 
Naunhofer See (Grillensee), Ammelshainer 
See (Moritzsee) und Albrechtshainer See D 2007 
Neue Ansätze ländlicher 
Entwicklung 
Forum 1: Good Governance 
Von der Idee zur Realität: 
- Regionale Identität und ihre Bedeutung – 
Regionalkonferenz des BMELV in Cham 
26.06.2007 
D 2007 
Neue Ideen für Magstadt   
Entwicklungspotenziale, 
gesicherte Planungen und Maßnahmen 
D 2008 
Neue touristische Strukturen im Kanton St. 
Gallen CH 1999 
Neue Wege Für den Lebens- und 
Wirtschaftsraum Rendsburg - 
Erläuterungsbericht zur 
Gebietsentwicklungsplanung 
D 2006 
Neue Wege in der Region Eifel - Rur - 
Entwicklungskonzept D 2006 
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Niederschrift 
zu der am Montag, 15.10.2007 im 
Sitzungssaal der 
Marktgemeinde Irdning um 18:00 Uhr 
stattgefundenen öffentlichen 
Gemeinderatssitzung 
A 2007 
Operationelles Programm 
Phasing Out Burgenland 
2007–2013 – EFRE 
A 2007 
OWL – Standort für 
Gesundheit und 
Gesundheitswirtschaft ZIG - Zentrum für 
Innovation 
in der Gesundheitswirtschaft 
Ostwestfalen-Lippe 
D 2005 
Perspektiven eröffnen Übergänge gestalten in 
Schule - Ausbildung - Beruf 
- Handlungsempfehlungen 
D 2007 
PFLEGE- UND ENTWICKLUNGSPLAN 
NATURPARK BAYERISCHER WALD D 2001 
Pilotregion Thal 
viTHAL 
Erfahrungsbericht 2001 - 2006 
Pilotregion „Natur und Wohlbefinden“ im 
Rahmen des Nationalen Aktionsplan Umwelt 
und Gesundheit (APUG) 
CH 2006 
Planungsbericht und Botschaft des 
Regierungsrates 
an den Grossen Rat B 149 
A. Planungsbericht zum 
Agglomerationsprogramm 
Luzern 
CH 2006 
Planungsgruppe Zürcher Oberland (PZO) 
Gemeinden: 
Bäretswil, Dürnten, Fischenthal, Hinwil und 
Wald 
Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) 
Bachtel-Allmen 
CH 2006 
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PLANUNGSREGION WEIZ 
PROJEKTHANDBUCH 
(Internet-Version nur mit Projektliste) 
und 
REGIONALES ENTWICKLUNGSLEITBILD 
(Kurzfassung) 
A 1998 
Politik für die ländlichen Räume 
Schleswig-Holsteins - 
Bestandsaufnahme und 
Zukunftsperspektiven 
D 2007 
Potenzialanalyse Linz-Amstetten 
Entwicklungsansätze und Empfehlungen A 2002 
Praxisbericht 
über die Entwicklung einer 
Kommunalverwaltung 
zu einer Lernenden Organisation1 
im Amt Preetz-Land und seinen 
amtsangehörigen Gemeinden 
D 2001 
Probleme der Anpassung des Arbeitsmarktes 
in den bayerischen Ziel 2 Regionen an der 
Grenze zu Tschechien 
D 2006 
Projekt Laufenburg und Sulz CH 2007 
Protokoll zum 
2.Dorfgespräch in Guntramsdorf 
Montag, 7. April 2003, 19:00 Uhr 
Gemeindesaal 
A 2003 
Protokoll 
Auftaktworkshop und Ideenwerkstatt - 
Stärken und Schwächen 
der Region Südliches Leinebergland 
am 22. September 2006 in Alfeld 
D 2006 
R E G I O N A L E S 
E N T W I C K L U N G S K O N Z E P T 
F Ü R D I E R E G I O N 
U N T E R T A U N U S - 
D 2007 
R E G I O N A L E S 
VE R K E HR SKONZEPT Leibnitz A 2005 
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Rad- und Wanderfibel Allgäu - Ein Leitfaden 
für Touristiker, 
Landkreise und Gemeinden 
zur einheitlichen Konzeption 
und Beschilderung von Rad und 
Wanderrouten 
D 2004 
Radwegekonzept 
Landkreis Märkisch-Oderland 
(06/2002) 
D 2002 
Rahmenkonzept zur Erweiterung des 
Naturparks Lüneburger Heide 
Langfassung (01.06.2006) 
D 2006 
Raumeinheit Enns- und Steyrtaler 
Voralpen 
Amt der Oö.Landesregierung, 
Naturschutzabteilung 
In Zusammenarbeit mit 
Büro für Ökologie und Landschaftsplanung 
A 2003 
Raumeinheit Sengsengebirge 
Amt der Oö.Landesregierung, 
Naturschutzabteilung 
A 2004 
Raumeinheit 
Vöckla-Ager-Hügelland A 2004 
Räumliches Konzept 
für die touristische Entwicklung der Region 
Lonjsko Polje / Posavina 
Regionaler Tourismus Masterplan 
D 2003 
Raumordnerisches 
Entwicklungskonzept 
Maxhütte 
D 2004 
RAUMORDNUNGSFACHLICHE 
STANDORTBEURTEILUNG 
Thermisches Kraftwerk Raum Klagenfurt 
A 2006 
Raumordnungsprogramm Northeim D 2006 
  
341 
Raumplanung als Integriertes 
Küstenzonenmanagement 
Roland Wenk 
Amt für Raumordnung und Landesplanung 
Vorpommern, Germany 
D 2005 
REGATTA 
REGION ATTERSEE-ATTERGAU 
Bezirk Vöcklabruck 
Oberösterreich 
NETZWERK 
REGATTA 
A 2001 
Regierungsbezirk Niederbayern D 2003 
Region Aachen konkret! D 2007 
Region Bamberg in Franken - Regionales 
Entwicklungskonzept D 2007 
Region Dresden 
Sprecher: Herr Ulbig 
Sitz des Büros der Region  
Informationen zur Region 
D 2005 
Region Moosburg 
attraktiv und erfolgreich 
in die Zukunft 
Eine Initiative 
für ein Regionalmarketing-Konzept 
zur Entwicklung der wirtschaftlichen Chancen 
der Region 
und zur Steigerung der Lebensqualität ihrer 
Bürger 
D 2006 
Region Naturpark Diemelsee D 2007 
Regionale AktionsGruppe RAG i. G. 
Region „Henneberger Land“ 
Regionale EntwicklungsStrategie 
RES "Henneberger Land" 
Wettbewerbsbeitrag zur Auswahl von 
LEADERRegionen 
im Freistaat Thüringen 2007 – 2013 
Wettbewerbsaufruf TMLNU vom 28.02.2007 
D 2007 
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Regionale Entwicklungskonzepte in Thüringen 
Erfahrungen und Empfehlungen D 2002 
Regionale Entwicklungskonzepte 
Niederösterreich 
Regionales Entwicklungskonzept – Strategie 
NÖ-Mitte, Regionales 
Entwicklungskonzept – Strategie 
Industrieviertel 
D 2004 
Regionale 
Entwicklungsinitiativen 
in Schleswig-Holstein 
Informationen für städtische und ländliche 
Räume 
D 1999 
Regionalentwicklung in der Südoststeiermark - 
Eine Situationsanalyse zum Grad der 
Identifizierung mit dem 
Regionalisierungskonzept "Vulkanland" 
A 2003 
Regionalentwicklungskonzept Fricktal, 
Analyse CH 2007 
Regionalentwicklungskonzept 
der Region 
Westmecklenburgische Ostseeküste 
zur Bewerbung 
im Rahmen des Landeswettbewerbes 
Mecklenburg-Vorpommern 
D 2002 
Regionalentwicklungskonzept 
PLENUM Schwäbische Alb 2008-2013 D 2008 
Regionalmanagementinitiative 
Perspektive 2020 
Regionalclusterorientiertes Zukunftsprogramm 
für den Wirtschaftsraum Coburg 
D 2005 
Regionales Entwicklungs- und 
Handlungskonzept Erzgebirge D 2002 
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Regionales Entwicklungs- und 
Handlungskonzept 
Lausitzer Seenland 
„Von der Bergbau- zur Tourismus und 
Energieregion“ 
D 2003 
Regionales Entwicklungskonzept  
Region Leinebergland 
Entwurf 08/2007 
D 2007 
REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
(REK) "UNTERE INNERSTE" 
Ergebnisprotokoll der Projektwerkstatt 
am Dienstag, 4. September 2007 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Bad 
Salzdetfurth 
D 2007 
REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
(REK) "UNTERE INNERSTE" 
Ergebnisprotokoll der Zukunftskonferenz 
am Mittwoch, 20.Juni 2007, 18:00 – 21:30 
Uhr, 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Bad 
Salzdetfurth 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 2005 
Stadt- und Umlandbereich Rosenheim (SUR) D 2005 
REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
2007 BIS 2013 
CASSELER BERGLAND 
als Grundlage für die Auswahl zum LEADER-
Fördergebiet 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept Aktionsraum 
Schkeuditzer Kreuz D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept Aller-Fuhse-
Aue: 
Regionale Woche vom 13. bis 17. August – 
Projektideen für die Region! 
D 2007 
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Regionales Entwicklungskonzept Ammersee D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept auf den Weg 
gebracht 
Pressemitteilung 20.09.2007 
Einstimmiger Beschluss der Lokalen 
Aktionsgruppe zum Regionalen 
Entwicklungskonzept Kehdingen-Oste 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept der LAG 
Freyung-Grafenau D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept fŸr den 
Naturpark Wildeshauser Geest D 2001 
Regionales Entwicklungskonzept Flensburg/ 
Schleswig D 2003 
Regionales Entwicklungskonzept für den 
Landkreis 
Rhön-Grabfeld 
(REK) 
D 2002 
REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
FÜR DEN 
LANDKREIS BAD TÖLZ – 
WOLFRATSHAUSEN 
im Auftrag der Sparkasse Bad Tölz-
Wolfratshausen 
unter Koordination des Landratsamtes Bad 
Tölz-Wolfratshausen 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept für die 
Region 
Nord-Kreis-Sömmerda 
„Arbeit und Attraktivität durch Innovation für 
unsere Region“ 
D 2003 
Regionales Entwicklungskonzept Handwerk - 
Ein Instrument zur Stärkung handwerklicher 
Strukturen im regionalen Wirtschaftsgefüge 
D 2002 
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REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
HEIDEREGION UELZEN – EINE RUNDE 
SACHE 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept Knüll D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept Lausitzer 
Seenland 
Teilkonzept Landmarken 
Endbericht 
D 2006 
Regionales Entwicklungskonzept Leader 
Schaumburger Land D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept LEADER+ 
der LAG Sankt Wendeler Land D 2003 
Regionales Entwicklungskonzept Marburger 
Land D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
Muldentalkreis D 2003 
Regionales Entwicklungskonzept Region 
Dresden 2. Teilbericht – Leitbild und Leitlinien D 2005 
Regionales Entwicklungskonzept Region 
Dresden 
Zusammenfassender Abschlussbericht 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept Saalebogen D 2002 
Regionales Entwicklungskonzept Vorpommern 
2004 
- Projekte in Realisierung 
D 2004 
Regionales Entwicklungskonzept Wien A 2006 
Regionales Entwicklungskonzept 
„Elstertal“ 
Regionalanalyse 
14.März 2006 in Bad Köstritz 
D 2006 
Regionales Entwicklungskonzept 
„Untere Havel“ 
Kurzfassung 
D 2004 
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Regionales Entwicklungskonzept 
„Weserbergland-Solling“ 
2007 
Lokale Aktionsgruppe „Weserbergland-Solling“ 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
„Westlicher Landkreis Sonneberg“ 
Endbericht 19. Projekte der Gemeinden / 
Privater 
D 2002 
Regionales Entwicklungskonzept 
2007-13 
(Zusammenfassung) 
Lokale Aktionsgruppe 
Regionalentwicklung Oberallgäu 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
der LAG Elbtalaue D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
der Lokalen Aktionsgruppe Regen 
für das Auswahlverfahren nach Leader in 
ELER (2007-2013) 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
der Lokalen Aktionsgruppe 
„Lachte – Lutter – Lüß“ 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
der Lokalen Aktionsgruppe 
Kulmbacher Land e.V. 
D 2002 
Regionales Entwicklungskonzept 
FREISINGER MOOS 
Zukunft durch 
Stadt – Land - Partnerschaft 
D 2002 
REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
FÜR DEN STANDORTRAUM 
DONAUHAFEN ENNS-ENNSDORF 
A 2003 
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Regionales Entwicklungskonzept 
für die Stufe 2 im Wettbewerb 
REGIONEN AKTIV – Land gestaltet Zukunft 
Region Sächsische Schweiz / Weißeritzkreis 
D 2002 
Regionales Entwicklungskonzept 
für die 
Region Fläming-Havel 
Denk-Mal BARRIEREFREI 
Miteinander statt Nebeneinander 
in der Region Fläming-Havel 
D 2003 
Regionales Entwicklungskonzept 
LAG Kneippland® Unterallgäu D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
LAG Landkreis Regen 
Kurzfassung 
für das Auswahlverfahren 
nach dem bayerischen Programm der 
Gemeinschaftsinitiative LEADER+ 
D 2002 
Regionales Entwicklungskonzept 
Landkreis Göttingen 
Kultur Land schaf(f)t Zukunft 
Lebendige Perspektiven 
D 2000 
Regionales Entwicklungskonzept 
Landkreis Ostvorpommern D 2004 
Regionales Entwicklungskonzept 
Landkreis Verden 
2007 – 2013 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
Lebensraum Rhön 
2007-2013 
Oktober 2007 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
Mecklenburgische Seenplatte D 2000 
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Regionales Entwicklungskonzept 
Oberallgäu 
4. Treffen der Arbeitsgruppe 
Wertschöpfungsorientierte Ländliche 
Wirtschaft 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
Oranienburg – Hennigsdorf – Velten D 2006 
REGIONALES ENTWICKLUNGSKONZEPT 
RÜGEN 
Abschlussbericht 
D 2002 
Regionales Entwicklungskonzept 
Stadt- und Umlandbereich Rosenheim (SUR) D 2000 
Regionales Entwicklungskonzept 
Umgebindeland 
Deutschland / Tschechien 
Kurzfassung 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
Werra-Meißner 
Lokale Aktionsgruppe Werra-Meißner 
Verein für Regionalentwicklung 
Werra-Meißner e.V. 
D 2007 
Regionales Entwicklungskonzept 
Wirtschaftsregion Hildesheim D 1998 
Regionales Entwicklungskonzept: LAG 
DACHAU AGIL - IDENTITÄT UND 
VERNETZUNG 
D 2008 
Regionales Entwicklungskonzepte Hessen D 2007 
REGIONALES ENTWICKLUNGSLEITBILD 
BEZIRK VOITSBERG 2007-2013 
im Kontext der Europäischen Kohäsionspolitik 
2007-2013 
A 2007 
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Regionales Freiraumsicherungs- und 
Entwicklungskonzept 
für den Großraum Braunschweig 
Endbericht 
D 2005 
Regionales Integrationskonzept 
Hannover – Nordwest D 2006 
Regionales Integrationskonzept 
Region Geeste – Meppen - Twist D 2006 
Regionales Konzept 
zur touristischen Wegweisung 
in der Kyffhäuserregion 
D 2003 
Regionales Raumentwicklungsprogramm 
Mecklenburgische Seenplatte D 2008 
Regionales Verkehrskonzept Fürstenfeld - 
Hartberg 2006 A 2006 
Regionales 
Entwicklungskonzept (REK) 
Westpfalz 
Programmübersicht 1999 
D 1999 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
„Barrieren brechen – Brücken bauen ... 
im Naturpark Stechlin - Ruppiner Land“ 
D 2003 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
Altmark 
REK II 
Kurzfassung Landkreis Stendal 
Altmarkkreis Salzwedel 
D 2004 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
der Lokalen Aktionsgruppe Kooperationsraum 
Aller-Leine-Tal 
zur Teilnahme am niedersächsischen Leader-
Auswahlverfahren 
für den Förderzeitraum 2007-2013 
D 2007 
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Regionales 
Entwicklungskonzept 
für die Region 'Untere Innerste' 
Niedersachsen 
D 2007 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
für die 
Vogelpark-Region 
D 2007 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
für Südostniedersachsen 
D 2001 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
LEADER in ELER 
(2007 – 2013) 
Motor für das 
Zusammenwachsen 
im Landkreis Kelheim 
D 2007 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
Lokale Aktionsgruppe (LAG) „Warndt e.V.” 
D 2007 
REGIONALES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
NORDFRIESLAND 
Handlungsrahmen 
Februar 2004 
D 2004 
REGIONALES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
ODENWALD 
D 2002 
REGIONALES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
ODENWALD 
D 2007 
REGIONALES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
ODENWALD 
D 2007 
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REGIONALES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
ODENWALD 
Teil 2 
(Ergänzung) 
zur Vorlage beim 
Hessischen Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr und Landesentwicklung 
mit der Bitte um Genehmigung 
im Rahmen des Leader+-Programmes der 
Europäischen Union 
2. September 
D 2003 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
Wesermünde - Süd 
Leader-Wettbewerbsbeitrag für die 
Förderperiode 2007 - 2013 
D 2007 
Regionales 
Entwicklungsprogramm 
Planungsregion 
Voitsberg 
A 2008 
Regionales 
Raumordnungsprogramm Landkreis Leer D 2005 
Regionales 
Raumordnungsprogramm 
2006 Landkreis Leer 
D 2006 
Regionalkonzept 2006 / 2007 
„Mittlere Schwäbische Alb und Albvorland im 
Landkreis Reutlingen“ 
D 2006 
Regionalkonzept für die 
Verbandsgemeinde Bad Bergzabern 
Kurzfassung 
MarketingBeratung 
D 2005 
Regionalkonzept Leichtathletik Nordrhein 
Westfalen D 2005 
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Regionalkonzept Mittelfranken 
Infrastruktur- und Technologieziele der 
Wirtschaftsregion Nürnberg 
Forderungen und Vorschläge der Wirtschaft 
an Bund, 
Freistaat Bayern, an Städte und Landkreise in 
Mittelfranken 
Der 
D 2008 
Regionalkonzept Nordrhein Westfalen, Segeln 
und Surfen D 2006 
Regionalmanagement - 
Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
für das Gebiet der Landkreise 
Mansfelder Land und Sangerhausen 
D 2006 
Regionalmanagement Niederösterreich A 2007 
REGIONALMANAGEMENT WIEN - UMLAND 
TEILKONZEPT BEZIRK WIEN-UMGEBUNG A 2004 
Regionalplan 2000 16.Änderung - Besonderer 
Schwerpunkt für golfbezogene Nutzungen 
Landkreis Lörrach Gemeinde Bad Bellingen, 
OT Bamlach Anhörungsentwurf 
D 2000 
Regionalplan 2004 
für den Planungsraum II 
Schleswig-Holstein Ost 
Kreisfreie Stadt Lübeck, Kreis Ostholstein 
D 2004 
Regionalplan 2015 
Nordschwarzwald D 2004 
Regionalplan des Regionalverbandes Donau-
Iller D 2004 
Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln - 
Region Aachen D 2007 
Regionalplan für Köln D 2008 
Regionalplan Heilbronn-Franken D 2006 
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REGIONALPLAN NORDHESSEN 
2000 D 2001 
Regionalplan Region Regensburg - Sechste 
Änderung 
Fortschreibung Hochwasserschutz (Kapitel B 
XI „Wasserwirtschaft", 
Abschnitt 4) 
D 2007 
Regionalplan 
Bodensee- 
Oberschwaben 
Teilfortschreibung 2005 
Änderungen des Planentwurfs gem. 
Beschluss 
der Verbandsversammlung am 22.07.2005 
D 2005 
Regionalplan 
der Region Allgäu D 2008 
Regionalplan 
für den Regierungsbezirk Arnsberg 
Teilabschnitt Oberbereich Siegen 
(Kreis Siegen-Wittgenstein und Kreis Olpe) 
D 2008 
Regionalplan 
Industrieregion Mittelfranken (7) 
Zehnte Änderung 
-Land- und Forstwirtschaft- 
Planungsverband 
D 2006 
Regionalplan 
Region Bayerischer Untermain D 1985 
Regionalplan 
Region Bayerischer Untermain (1) 
Dreizehnte Änderung 
D 2004 
Regionalplan 
Region Oberpfalz-Nord D 2002 
REGIONALPLAN 
REGION REGENSBURG 
In Kraft getreten am 1. März 1988 
D 2003 
REGIONALPLAN 
SCHWARZWALD-BAAR-HEUBERG - 
Fortschreibungen: 
Regionalbedeutsame Windkraftanlagen 
D 2006 
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Regionalplanungsverband - Teil 3 
Umsetzungsprogramm Öffentlicher Verkehr 
Mutschellen-Reusstal-Kelleramt 
CH 2006 
Regionalplanungsverband Wynental 
Regionales 
Entwicklungskonzept 
Planungsablauf 
CH 2008 
Regionalpolitik in der Schweiz: der lange 
Marsch vom Berg in 
die Stadt 
CH 2000 
Regionalprogramm Flauchgau Nord A 2008 
Regionalprogramm Strukturanalyse 
Tennengau A 1998 
Regionalprogramm 
Tennengau A 2002 
REGIONALVERBAND MITTELBÜNDEN 
ÜBERARBEITUNG REGIONALES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT 
(EK 2) 
Konzept für die Professionalisierung und 
Zusammenarbeit 
bei den Kur- und Verkehrsvereinen 
CH 1997 
REGIONALVERBAND 
NORDSCHWARZWALD 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
Raumordnung 
Regionalplan 
Erläuterungen, Kurzfassung 
Raumordnung, Landesplanung 
2015 Nordschwarzwald 
und verkleinerte Raumnutzungskarte 
und 
D 2006 
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Regionalverband 
LUNGAU 
REGIONALPROGRAMM 
WORTLAUT DER VERORDNUNG 
BESCHLUSS 
BESCHLUSS DER 
REGIONALVERSAMMLUNG 
VOM 4. UND 24. NOVEMBER 1998 UND 
VOM 30. JUNI 1999 
A 1999 
Regionskonzept 2006 / 2007 
Strategie des Vereins „natürlich! 
Mecklenburgischen Seenplatte“ e.V. 
Im Rahmen des Bundeswettbewerbes 
REGIONEN AKTIV – 
Land gestaltet Zukunft 
Arbeitsstand 19. April 2006 
D 2006 
Regionskonzept_Eichsfeld D 2006 
REK – Arbeitsmarktregion Helmstedt D 2000 
Revision Bauzonenplan 
LEITSÄTZE UND MASSNAHMEN 
ZUR RÄUMLICHEN ENTWICKLUNG 
CH 2008 
Revision der Ortsplanung 
Bauzonen- und Kulturlandplan 
Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 
Baulinienplan Dorfzone 
Planungsbericht 
Gemäss Art. 47 RPG 
CH 2005 
Revitalisierungsoffensive 
Altstadt Hallein A 2000 
Richtplanung Graubünden/ Regionaler 
Richtplan 
Mittelbünden: Erläuternder Bericht 
Richtplananpassung 2006 
CH 2006 
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Rüsselsheim 2020 
Zielsetzungen und Handlungsanleitungen 
für eine strategische Stadtentwicklung 
Rüsselsheims 
- im Rahmen des Programms Stadtumbau 
West - 
aus einer wirtschaftspolitischen Sicht 
und auf der bisherigen Arbeitsbasis 
D 2006 
Schleswig-Holstein im Jahr 2010 
Zukunftsszenarien zur Unterstützung 
eines Diskussionsprozesses 
zur Zukunftsentwicklung des Landes 
D 1999 
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 
Drucksache 15/1264 
15. Wahlperiode 01-10-02 
Bericht 
der Landesregierung 
Messekonzeption 
Drucksache 15/199 (neu) 
D 2002 
Schwalm Masterplan D 2006 
SOZIALE STADTTEILENTWICKLUNG 
NEUWIEDENTHAL 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Bezirksamt Harburg (Hrsg.) 
Dokumentation des Entwicklungszeitraums 
1995 - 2004 
D 2005 
SSB Stadtsportbund Halle e.V. 
Regionalkonzept 
2006/20071 
D 2006 
Stadt Bülach 
Perspektiven der Stadtentwicklung CH 2005 
Stadt Hofheim 
Stadtentwicklungsplan SEP 2020 
Oktober 2005 
am Taunus 
D 2005 
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Stadt Waiblingen 
Ortsentwicklungsplanung Hohenacker 
Schlüsselprojekt der 
Stadtentwicklungsplanung Waiblingen STEP 
2020 
D 2006 
Städtebaulicher Denkmalschutz - Beispiele D 2006 
Städtebaulicher Entwurf für das Gelände der 
ehemaligen Schlossgärtnerei in Schwerin D 2008 
Städtebauliches und freiräumliches 
Entwicklungskonzept 
Zeughaus – Teuchelweiher 
CH 2006 
Stadtentwicklungskonzept 
Wernigerode D 2001 
Stadtentwicklungsplanung 
Weil der Stadt 2020 D 2005 
Stadtteilentwicklungskonzept 
Usingen 2020 
Bürgerbeteiligung in der Stadtentwicklung 
D 2004 
Stadtumbau in Hessen: 
Integriertes Handlungskonzept 
Hessisches Kegelspiel 
D 2007 
Stadtumbau West Oer-Erkenschwick 
Stadtentwicklungskonzept 
Oer-Erkenschwick 2015 
Analysen, Ziele, Konzepte und 
Handlungsprogramm 
D 2005 
Stadtumland 2030 Stadtregion Braunschweig 
Salzgitter Wolfsburg D 2004 
Standort Brandenburg 
Infrastrukturentwicklung in staatlicher 
und privater Verantwortung 
D 2007 
Stellungnahme der srl-regionalgruppe 
sachsen zum vorentwurf des regionalplans 
oberes elbtal osterzgebirge 
D 2004 
Stellungnahme zum Entwurf des 
Regionalplans Südhessen 
Verkehrsclub Deutschland, Landesverband 
Hessen e. V. 
D 2007 
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Stellungnahme zum Entwurf 
Regionalplan Südhessen D 2007 
Stellungnahme zum Regionalplanentwurf 
Nordhessen 2006 
- Anhörung und Offenlegung vom 1. 
September bis 30. November 2006 - 
D 2006 
STeP 
Stadtmarketing Trittau - ein Projekt D 2004 
STORCHENLAND PRIGNITZ 
Regionalförderung Prignitzland e.V. D 2007 
Strategie für Agglomerationen und 
regionale Zusammenarbeit 
Bericht des Regierungsrates an den Grossen 
Rat – 
Entwurf zur Vernehmlassung 
CH 2004 
Strategische Entwicklung von Gewerbeflächen 
in Leipzig D 2007 
Strategische Prüfung Verkehr für den Ausbau 
der B317 als Schnellstraße zwischen 
Scheifling und Klagenfurt, Umweltbericht 
A 2005 
Struktur- und 
Entwicklungskonzept 
für den 
Wirtschaftsstandort Kiel 
D 2004 
Strukturbericht 
Ruhrgebiet 2004 D 2004 
Sustainable Development 
- Implementierungsproblematik am 
Beispiel des 
Landesentwicklungsprogrammes III des 
Landes Rheinland-Pfalz 
D 1996 
Sutz-Lattrigen Info CH 2007 
SWOT - ANALYSE 
REGIONALE ENTWICKLUNG 
DER 
SPREEWALDREGION 
D 2006 
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Teilraumgutachten 
Stadt und Umland Regensburg 
– Kurzfassung – 
D 2003 
Tourismus und Raumordnung 
in Sachsen-Anhalt D 2001 
Tourismusbericht Nordfriesland 
2002 D 2002 
Tourismusentwicklungskonzept 
Plön/Ostholstein 
Fortschreibung 
D 2006 
Tourismuskonzept_Stadt_Wittenberge D 2004 
Tourismus-Studien 
Sachsen-Anhalt 
5 
 
Handbuch 
Blaues Band in Sachsen-Anhalt 
Magdeburg 2001 
D 2001 
Touristisches Entwicklungskonzept 
Rheinland-Pfalz - Fortschreibung des 
„Touristischen Drehbuchs für das neue 
Jahrtausend“ 
aus dem Jahr 1997 
D 1997 
Tropenökologisches 
Begleitprogramm (TÖB) 
Nachhaltiger Tourismus 
und Entwicklungszusammenarbeit 
Fallstudien zum Thema 
D 1997 
Überarbeitung des Sachprogramms 
Siedlungsentwicklung und 
Betriebsstandorte im Salzburger Zentralraum 
A 2004 
Umweltwirkung und Nachhaltigkeit der 
Dorfentwicklung in Sachsen 
Schriftenreihe der Sächsischen Landesanstalt 
für Landwirtschaft 
D 2000 
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Universität Kassel, Wintersemester 2003/04 
Projektarbeit in der Vertiefungsrichtung 
Nachhaltige Regionalentwicklung 
D 2003 
Unterstützung Grundlagenerarbeitung für die 
Lärmaktionsplanung für das Staatliche 
Umweltamt Kiel 
D 2007 
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung 
Brugg Regio CH 2003 
Visionen und praktische Umsetzung 
einer nachhaltigen Tourismusstrategie A 2002 
VoglerRegion im Weserbergland 
Regionales Entwicklungskonzept D 2007 
Vorbereitung der Fusion der Kommunen der 
Vogelpark-Region D 2007 
Vorbereitung des Zusammenschlusses 
der Kommunen der Böhmetal-Region D 2008 
Vulkan aktiv – 
Das Regionale 
Entwicklungskonzept 2007-2013 
der Region Vogelsberg 
D 2007 
Weißbuch Tourismus Kärnten 
Endbericht A 2005 
Wett bewerbsfähige 
Strukturen und 
Aufgabenteilung 
im Bündner Tourismus - 
Teil 1: 
Ausgangsanalyse 
D 2006 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
Nordfriesland 
Tourismusbericht 2005 
D 2005 
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ZIEL 2 STEIERMARK 2000-2006 
ERGÄNZUNG ZUR PROGRAMMPLANUNG 
(EZP) 
AMT DER STEIERMÄRKISCHEN 
LANDESREGIERUNG 
A 2006 
Ziele der Städte auf dem Weg in die 
nachhaltige Entwicklung – das 
Beispiel München 
D 1995 
Zukunft der Arbeit und nachhaltiges regionales 
Wirtschaften: 
Nachhaltiges Wirtschaften als Lern- und 
Selbstorganisationsprozess 
regionaler Akteure Umsetzung und Wirkung 
beispielhafter 
Praxisprojekte in einer altindustriellen Region 
Ostdeutschlands 
Abschlussbericht 
D 2002 
Zukunftsland 
Steiermark - Perspektiven A 2005 
ZUKUNFTSVERTRAG 
Oststeiermark A 1999 
Zusammenfassung 
Regionales Entwicklungskonzept Leader in 
ELER 
Lokale Aktionsgruppe Rhön-Grabfeld 
D 2007 
Zweckverband Raum Kassel - Kommunaler 
Entwicklungsplan Zentren 2007 
(KEP Zentren) 
Zweckverband Raum Kassel 
D 2007 
Zweite Verordnung 
zur Änderung des Regionalplans der Region 
Landshut (13) 
D 2007 
Zweiter Regionaler Nahverkehrsplan für den 
öffentlichen Personennahverkehr im Kreis 
Stormarn 
D 2003 
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Zweiter Zwischenbericht 
Bewirtschaftungsmöglichkeiten im 
Einzugsgebiet der Havel 
D 2002 
Zwischenbericht 
Räumlich-konzeptionelle Planung für ein 
Regionales Grünsystem 
im Rahmen der Umsetzung des 
Entwicklungskonzepts 
für die ImPuls-Region Erfurt-Weimar-Jena 
- Aufgabenkonkretisierung 
D 2006 
 
 
A3. Die Liste der Stichwörter  
für das Sammeln räumlicher Handlungskonzepte im Rahmen der Online-Metasuche 
 
(Für die Suche der Konzepte wurde die Online-Suchmaschine „www.alltheweb.com“ 
gewählt, die unter anderem erlaubt, nach Wortteilen zu suchen.) 
 
„Raum*“ 
„Räumlich*“ 
„Land*“ 
„Regional*“ 
„Stadt*“ 
„Gemeinde*“ 
„(*)konzept“ 
„(*)konzeption“ 
„(*)leitbild“ 
„(*)leitfaden“ 
„(*)bericht“ 
„(*)plan“ 
„(*)programm“ 
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